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Europäische Beschäftigungspolitik int Wandel der Integra­
tionsprojekte1 
1. Einleitung 
Die Beschäftigungspolitik gehört inzwischen zu den vertraglich festgelegten und institu­
tionell stabilisierten Politikfeldern der Europäischen Union. Ausgehend vom Weißbuch 
"Wachstum, Wettbewerbsfahigkeit, Beschäftigung" (Kommission 1993), markieren die Ta­
gungen des Europäischen Rates in Essen (1994), Amsterdam (1997), Luxemburg (1997), 
Cardiff (1998) und Köln (1999) wichtige Wegmarken der Herausbildung einer "europäischen 
Beschäftigungsstrategie" . Nicht minder prägend für die dynamische Entwicklung zeigte sich 
die Europäische Kommission, als es nach der Amsterdamer Vertragsrevision um die Unter­
fütterung der juristischen Bestimmungen ging. Galt skeptischen Beobachtern anfangs der 
neue Beschäftigungstitel noch als symbolische Politik, die kaum über das sogenannte "Essen­
follow-up" als Inbegriff einer unverbindlichen intergouvernementalen "Koordination" natio­
naler Beschäftigungspolitiken hinausging, modifizierten selbst sie ihr Urteil vor dem Hinter­
grund der ersten Eindrücke des sogenannten "Luxemburg-Prozesses" (vgl. Huffschmid 1997; 
1998). Woher kam dieser plötzliche Umschwung? Wird sich die (unerwartete) Dynamik, die 
von den KompromißformeIn des Amsterdamer Vertrages ausging, weiter fortsetzen? Oder 
sind mit dem "Kölner Beschäftigungspakt" die Entwicklungsmöglichkeiten einer von Anfang 
an umstrittenen Politik erreicht, der Zenit des beschäftigungspolitischen Engagements über­
schritten und folgt der Abstieg in die Niederungen eines europäischen muddling-through? 
Eine Erklärungsvariante dieser plötzlichen Aktivitäten verweist auf die grundlegend ver­
änderte intergouvernementale Machtkonstellation innerhalb des politischen EU-Systems: 
Durch den Regierungswechsel in Großbritannien wurde eine hartnäckige Blockiererin ambi­
tionierterer Vergemeinschaftungswünsche vom europäischen Parkett abgerufen, während mit 
der sozialistischen Regierung Frankreichs ein stimmgewaltiger Advokat beschäftigungspoliti­
scher Bestimmungen die Bühne betrat. Auch die notorischen "Miesmacher" europäischer Be­
schäftigungspolitik wurden - so die Selbstbeschreibung - durch "Macher" mit neuen be­
schäftigungspolitischen Ambitionen ersetzt. Der Hinweis auf das politische Revival der euro-
Ich danke Michael Felder für seine kritischen und hilfreichen Anmerkungen. 1 
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päischen Sozialdemokratie mag zwar den Zeitpunkt der beschäftigungspolitischen Aufwer­
tung erklären, nicht aber das Profil der neuen Beschäftigungsstrategie, welches Nuancierun­
gen aufweist, die sich simplen Kategorisierungen entziehen und erst durch das Gestaltungsge­
schick der Europäischen Kommission spezifische Konturen gewannen. Wenig vorhersagbar 
ist aus dieser Perspektive auch die weitere Entwicklung. Gerade europapolitisch läßt sich an­
gesichts der Verschränkung unterschiedlicher Handlungsebenen aus der formalen, parteipoli­
tischen links-rechts-Vermessung schwerlich auf die politische Ausrichtung des gesamten In­
tegrationsprojekts und seine Zukunft schließen. Vorsicht scheint daher auch gegenüber Inter­
pretationen angebracht, die bereits aus der Existenz des "Beschäftigungstitels" auf emergente 
Konturen eines "regulierten Kapitalismus" schließen (vgl. Pollack 1998). 
Eine andere Perspektive würde die beschäftigungspolitische Entwicklung daher weniger 
auf eine veränderte Interessen- und Präferenzkonstellation zurückführen. Sie würde vielmehr 
auf den Prozeßcharakter der Herausbildung sowie auf europäische Pfadabhängigkeiten hin­
weisen (Piersonl Leibfried 1998; Roth 1998). Die Geschichte der Beschäftigungspolitik stellt 
sich so als zwar recht langsame (und auch gebrochene) aber doch kontinuierliche Entwick­
lung dar. Ausgehend von den Bestimmungen der Gründungsverträge gab es im historischen 
Prozeß immer wieder "windows of opportunities" , die den Akteuren die Möglichkeit boten, 
das Verhältnis von europäischen und nationalen Kompetenzen neu auszutarieren und damit 
Anknüpfungspunkte für einen weiteren institutionellen, finanziellen und rechtlichen Ausbau 
zu schaffen. Selbst dem Scheitern ambitionierter Vorstöße kommt aus dieser Perspektive als 
"interne Programmierung" der handlungsleitenden Orientierung maßgeblicher Akteure - allen 
voran der Kommission - entwicklungsgeschichtlicher Stellenwert zu. Warum aber, so wäre 
hier zu fragen, kam diese Dynamik erst Mitte der neunziger Jahre? Zwar läßt sich dem be­
schäftigungspolitische Profil der jetzigen Bestimmungen beikommen, nicht aber den "Sprün­
gen" und "Brüchen" im politischen Prozeß. 
Da die unterschiedlichen Bewertungen in divergierenden historischen Betrachtungen 
wurzeln, soll auch im folgenden zunächst der Entwicklungsgeschichte des Politikfeldes nach­
gegangen werden. Gemäß des angesprochenen Problems verschiebt sich dabei aber der ana­
lytische Fokus. Im Mittelpunkt steht einerseits die Frage, welches Profil und welchen Stel­
lenwert die Beschäftigungspolitik im Integrationsprozeß bisher einnahm; andererseits die Fra­
ge, was (notwendige) Kontextbedingungen für die dynamische Entwicklung und Herausbil­
dung des Politikfeldes gewesen sein könnten. Aus der Analyse des Scheiterns beschäfti­
gungspolitischer Vorstöße in der Vergangenheit soll auf die Bedingungen für den gegenwärti­
gen Erfolg geschlossen werden. 
In meiner integrationstheoretischen und -politischen Analyse gehe ich davon aus, daß der 
Prozeß der Integration vor allem von der jeweiligen Verarbeitung seiner inneren Widersprü­
che bestimmt wird (vgl. Deppe 1993). Diese Widersprüche resultieren im wesentlichen aus: 
• 	 den inneren Konflikten des politischen und administrativen EG-Systems; 
• 	 den Entwicklungskont1ikten eines europäischen Kapitalismus, der in seiner Ge­
schichte immer auch von unterschiedlichen nationalen Projekten geprägt war, die auf 
das Verhältnis von europäischer und nationaler "Arbeitsteilung" zurückwirkten; 
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• 	 und der Einbettung Europas in die globalen ökonomischen und politischen Kon­
fliktkonstellationen. 
Mit Blick auf die Verarbeitung dieser Widersprüche lassen sich einzelne Integrationspha­
sen unterscheiden (vgl. Statz/ Weiner 1996). Was im folgenden gezeigt werden soll, ist, daß 
die je spezifische Verarbeitung der Konfliktdimensionen und ihre partielle Lösung eine eigen­
ständigen Bedeutung der Beschäftigungspolitik auf europäischer Ebene verhinderten. D.h. es 
war die jeweils phasenspezifische Kohärenz des Integrationsprojekts, die die Entstehung des 
Politikfeldes nicht zuließ. Erst mit der Krise des Integrationsprojekts Anfang der 90er Jahre, 
die nicht über eine kohärente Neuausrichtung aufgefangen wurde, waren die Voraussetzungen 
für die dynamische Herausbildung der Beschäftigungspolitik gegeben. Gerade weil mit der 
Vertragsrevision von Maastricht keine Neuvermessung verbunden war, entstand politischer 
Spielraum für die Kommission, die durch die Verknüpfung der Beschäftigungspolitik mit den 
übrigen policies eine inkrementalistische Weiterentwicklung des Politikfeldes vorantreiben 
konnte. 
Vor dem Hintergrund der hier gewählten Analyseperspektive interessieren in der Ge­
schichte der Beschäftigungspolitik daher weniger die juristischen, institutionellen und finan­
ziellen Ressourcen und Detailregelungen, als vielmehr die Frage ihrer hegenl0nialen Einbet­
tung. Über sie erschließt sich einerseits der Stellenwert der Beschäftigungspolitik, anderer­
seits ist damit ein Maßstab verbunden um die Gleichzeitigkeit von Erfolg und Mißerfolg zu 
erklären und die Perspektiven des Politikfeldes abschätzen zu können. 
2. Beschäftigungspolitik im historischen Rückblick 
2.1. Die Gründungsphase: Marktschaffende policies 
Bereits im EWG-Vertrag2 fanden sich Anknüpfungspunkte für eine europäische Arbeits­
markt- und Beschäftigungspolitik3. Die Kommission war aufgerufen, eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in sozialen Fragen zu fördern, insbe­
sondere auf dem Gebiet der Beschäftigung, des Arbeitsrechts und der Arbeitsbedingun­
gen, der beruflichen Ausbildung und Fortbildung [ ...] (Art. 118 EWG-V; Rom). 
2 	 Auch der EGKS-Vertrag umfaßt beschäftigungspolitische Bestimmungen. Sie betreffen insbesondere Beihil­
fen zur Wiedereingliederung und Umschulung von Arbeitskräften, die im Zuge der Strukturanpassungen im 
Montan-Bereich ihren Arbeitsplatz verloren haben bzw. von Arbeitslosigkeit bedroht sind (Art. 56 EGKS-V). 
Die Entwicklung dieser "sektoriellen" Beschäftigungspolitik bleibt ebenso wie die gemeinsamen Agrarpolitik 
im folgenden unberücksichtigt. 
3 	 Die Unterscheidung von (mikro ökonomisch-orientierter) Arbeitsmarktpolitik und (makroökonomischer) 
Beschäftigungspolitik dient im folgenden der besseren Charakterisierung "europäischer Beschäftigungspoli­
tik". 
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Supranationale Regulierungskompetenzen waren damit allerdings nicht verbunden, es 
ging vielmehr um "Untersuchungen, Stellungnahmen und die Vorbereitung von Beratungen" 
(ebd.). Weitergehende Kompetenzen schienen den Regierungen nicht nötig. Die "Verbesse­
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen " (Art. 117 EWG-V; Rom) sollte sich gleichsam 
automatisch aus dem die Abstimmung der Sozialordnungen begünstigenden Gemeinsamen 
Markt ergeben. Regelungskompetenz gab es daher nur im Bereich der Freizügigkeit, um 
rechtliche und sozialpolitische Hindernisse, die einer Beschäftigungsaufnahme im europäi­
schen Ausland und damit der Herausbildung eines gemeinsamen Arbeitsmarktes entgegen­
standen, auszuräumen. (vgl. Art. 48-51 EWG-V; Rom). Die Regulierungstätigkeit be­
schränkte sich in dieser Phase im wesentlichen auf drei Freizügigkeitsverordnungen sowie 
eine Verordnung über die soziale Sicherheit der WanderarbeitnehmerInnen (vgl. Egger 1991: 
756ff.). Dieser marktschaffende Ansatz mischte sich mit wettbewerbspolitischen Motiven. So 
hatte z.B. auf Druck der französischen Regierung auch der Grundsatz des gleichen Entgelts 
für Männer und Frauen Eingang in den EWG-Vertrag gefunden, um Kosten- und damit Wett­
bewerbsverzerrungen zu unterbinden. Um die Mobilität der Arbeitskräfte zu fördern stand mit 
dem Europäischen Sozialfonds (ESF) bereits sehr früh auch ein arbeitsmarktpolitisches In­
strument zur Verfügung. Mobilitätshilfen, (lTm-) Schulungsmaßnahmen und Lohnkosten­
Zuschüsse sollten der "beruflichen Verwendbarkeit" der ArbeitnehmerInnen dienen. Eine 
europäische Arbeitsmarktpolitik war damit allerdings nicht verbunden: Der ESF war in dieser 
Phase als reines Refinanzierungsinstrument nationaler Maßnahmen konzipiert (vgl. Kaluza 
1998). 
Gegenüber dem Gütermarkt blieb der Stellenwert des gemeinsamen Arbeitsmarktes im 
Integrationsprozeß jedoch nachrangig. Die Freizügigkeit hatte zwar für Italien von Anfang an 
eine besondere Bedeutung und im Verlauf der sechziger Jahre gewann die Zuwanderung (v.a. 
aus Drittstaaten) für die meisten westeuropäischen Volkswirtschaften an Gewicht, von einem 
europäisierten Arbeitsmarkt konnte freilich nie die Rede sein (Ambrosius 1996: 45ff.).4 Aus 
dem Wirken der "Marktkräfte" ergab sich daher kein Druck für europäische policies. Auch 
die (im engeren Sinne) beschäftigungspolitischen Anknüpfungspunkte des EWG-Vertrages 
entfalteten keine Dynamik. Vor dem Hintergrund der (außen-) politischen Motive des Inte­
grationsprozesses - die Einbindung Deutschlands und eine dauerhafte Stabilisierung der 
westeuropäischen Friedensordnung - hatte zwar anfänglich eine supranationale Integrations­
konzeption dominiert, die sich auch im Ziel der "schrittweisen Annäherung der Wirtschafts­
politik der Mitgliedstaaten" vertraglich niederschlug. Insbesondere galt hier die Konjunktur­
politik "als eine Angelegenheit von gemeinsamen Interesse", so daß die "unter den jeweiligen 
Umständen zu ergreifenden Maßnahmen" auf Vorschlag der Kommission einstimmig vom 
Rat hätten beschlossen werden können. (Art. 103 EWG-V; Rom). Aber diese supranationalen 
Vorstellungen verloren schnell an Gewicht (Statzl Weiner 1996). Gesamtwirtschaftliche 
Steuerungskonzepte, die noch die Mitteilung der Kommission für den Übergang in die zweite 
Stufe des genleinsamen Marktes durchzogen, blieben bereits folgenlos. 
Einen europäisierten Arbeitsmark gibt es, von wenigen sektoralen Ausnahmen abgesehen (z.B. der Bauwirt­
schaft), bis heute nicht. 
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Die Errichtung des Gemeinsamen Marktes wurde als Strategie nationaler Wirtschaftspo­
litik verstanden und nicht als Verwirklichung eines gemeinsamen wirtschaftspolitischen 
Konzepts (Ambrosius 1996: 110). 
Gegenüber weitverbreiteten Überlegungen, die in der Nachkriegszeit von einer histori­
schen Überlebtheit des Nationalstaates ausgingen, entwickelte sich im Gegenteil der Primat 
nationalstaatlicher Politik - abgestützt durch die europäische Integration (Milward et. al. 
1993) - zum Kennzeichen der fordistischen Ära. Der Nationalstaat wurde (wieder) zum zen­
tralen Ort beschäftigungspolitischer Regulierung. Die unter der "wohlwollenden Hegemonie" 
der USA errichtete Weltwirtschaftsordnung garantierte mit dem Währungssystem von Bretton 
Woods und dem IWF stabile internationale Rahmenbedingungen. Und die europäischen 
Volkswirtschaften konnten sich innerhalb des "embedded liberalism" (Ruggie 1982) entwik­
keIn, während ihre Regulierungssysteme davon weitgehend unberührt blieben. So war die 
Konvergenz freihändlerischer wirtschaftspolitischer Vorstellungen möglich, weil gleichzeitig 
unterschiedliche nationale Prioritäten und Projekte koexistieren konnten. In der Blütezeit des 
Fordismus waren es daher weniger politische Interessendivergenzen, die eine beschäftigungs­
politische Dimension des gemeinsamen Marktes verhinderten. Es bestand in den "golden ages 
of capitalism" schlichtweg kein Bedarf an einer supranationalen Regulierungsinstanz. 
Zusammenfassend läßt sich daher für diese erste Phase festhalten, daß es zwar rechtliche 
Anknüpfungspunkte für arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Aktivitäten gegeben hät­
te, diese aber keine eigenständige Wirkung entfalteten und dem Ziel der Herstellung des Ge­
meinsamen Marktes untergeordnet waren. Die "Verbesserung der Beschäftigungsbedingun­
gen" und die "Hebung der Lebenshaltung" (Art. 2 EWG-V; Rom) sollten "automatisch" fol­
gen. Europäische Beschäftigungspolitik reduzierte sich in dieser Phase auf einige marktschaf­
fende policies. Sie wurde ergänzt um eine nationale Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, 
die dann marktkorrigierend sein konnte und über den ESF im Rahmen seiner spärlichen Mit­
tel rückerstattet wurde. 
2.2. Die 70er Jahre: Re-Nationalisierung statt Europäisierung 
Die zweite Phase begann Ende der 60er/ Anfang der 70er Jahre mit dem Zerfall einer 
(nach innen und außen) stabilen integrationspolitischen Konstellation, wo hohe Wachstums­
raten und eine auf Vollbeschäftigung orientierte Arbeitsmarktpolitik Hand in Hand griffen. 
Die Hinwendung zu einer aktiveren, marktkorrigierenden Politik und der Beginn einer ersten 
großen sozialpolitischen Debatte, die schließlich im Sozialpolitischen Aktionsprogramm 
(1974) gipfelte, verweist auf ein ganze Bündel veränderter (welt-) wirtschaftlicher und politi­
scher Faktoren. 
Bereits im ersten rezessiven Abschwung Mitte der 60er Jahre zeigte sich, daß die Koexi­
stenz nationaler Wirtschaftspolitiken nur unter günstigen ökonomischen Bedingungen mit 
dem Gemeinsamen Markt harmonisierte. Die jetzt einsetzenden nationalen Krisenregulierun­
gen "gerieten zunehmend in Widerspruch zur Internationalisierung der Produktion und der 
Märkte" (Ambrosius 1996: 112). Den Hintergrund bildeten freilich die sich drastisch verän­
dernden internationalen politökonomischen Rahmenbedingungen: Die zunehmende Interna­
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tionalisierung der Produktion - insbesondere durch das Vordringen der US-amerikanischen 
Konzerne (vgl. Servan-Schreiber 1970) - führte zur Herausbildung der Eurodollarmärkte. Die 
Verschlechterung der amerikanischen Zahlungsbilanz und der Wechsel zu einer tTberbewer­
tung des Dollars destabilisierten nicht nur das internationale Geld- und Währungsregime von 
Bretton Woods, sondern schlugen unmittelbar auf das innereuropäische Währungs- und Han­
deIsgefüge durch (vgl. Helleiner 1994). Mit den ökonomischen Disparitäten verschärften sich 
auch die politischen Differenzen: Nationale Importquoten, Exporthilfen, Kontingentierungen 
und Kontrollen kollidierten zunehmend mit dem Gemeinsamen Markt und stellten sogar die 
erreichten Fortschritte in Frage. Aber auch innenpolitisch wuchs der Druck auf die europäi­
schen Wohlfahrtsstaaten. Unter der fordistischen Prosperltätskonstellation hatte die Vertei­
lungsfrage an Schärfe gewonnen und schlug sich nun in heftigen Arbeitskämpfen nieder. Mit 
den gesellschaftlichen und politischen Kräfteverschiebungen sowie insbesondere dem bun­
desdeutschen Regierungswechsel veränderte sich schließlich die intergouvernementale Kon­
stellation des EG-Systems und wurden sozialdemokratische und an der Verbesserung politi­
scher Planung orientierte Vorstellungen einflußreicher. 
Unter diesen Bedingungen gewann die europapolitische Debatte zunächst an Schwung. 
Mit der Einführung einer Wirtschafts- und Währungsunion wollte man die währungs- und 
geldpolitischen Konflikte der Mitgliedstaaten mildem und das Funktionieren des Marktes 
sicherstellen (vgl. Hellmann 1972). Zudem sollte dieser nun sozialpolitisch komplementiert 
werden. 
Es verstärkten sich die Bestrebungen, nationale Reformüberlegungen vom Ansatz her, 
aber auch in ihren Konsequenzen, verstärkt auf europäischer Ebene einzubringen (Wein­
stock 1989: 20). 
Ausgehend von den Gipfelkonferenzen der Staats- und Regierungschefs in Den Haag und 
Paris wurde schließlich 1974 das Sozialpolitische Aktionsprogramm beschlossen, das 
einem energischen Vorgehen im sozialpolitischen Bereich die gleiche Bedeutung [bei­
maß] wie der Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion (Bulletin der EG 
1994: 7). 
Ganz oben auf der Tagesordnung standen damit beschäftigungspolitische Maßnahmen, 
als Voraussetzung einer wirksamen Sozialpolitik (vgl. ebd.).5 Die "Aufbruchsstimmung" zu 
Beginn dieser Phase spiegelte sich auch im 1970 gegründeten Ständigen Ausschuß für Be­
schäftigungs/ragen wider, einem tripartistischen Gremium beschäftigungspolitischer Koordi­
nierung. 
Realpolitisch war das Aktionsprogrammes freilich bereits bei seiner Verabschiedung Ma­
kulatur und infolge dessen blieb auch der Ausschuß ohne nennenswerte Bedeutung. Eine akti­
ve Neuvermessung des europäischen Projekts unterblieb. Genau jene Strukturverschiebungen, 
Die lange Liste der beschäftigungspolitisch angemahnten Maßnahmen umfaßt u.a. die ,,Einführung einer 
geeigneten Abstimmung der Beschäftigungspolitiken der Mitgliedstaaten und die Förderung einer besseren 
Zusammenarbeit der einzelstaatlichen Arbeitsverwaltungen" , eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung, den gleichen Zugang von Frauen zur Beschäftigung, eine Aktionsprogramm für Wan­
derarbeitnehmerInnen, Lösungen für Problemgruppen (Jugendliche, ältere Arbeitnehmer und Behinderte). 
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die das Thema auf die Tagesordnung brachten, verhinderten letztlich die politische Bearbei­
tung. Die Weltwirtschafts krise Mitte der 70er Jahre brachte alle vertiefenden Projekte zu Fall. 
Die sich auftürmenden Widersprüche wurden nicht europäisch sondern durch nationale Rück­
züge aufgefangen. Dies verhinderte nicht nur eine (beschäftigungspolitische ) Aufwertung 
Europas, auch die bereits vorhandenen wirtschafts- und handelspolitischen Instrumente der 
Gemeinschaft verloren an Durchsetzungskraft, da das gesamte Spektrum national staatlicher 
Schutz- und Interventionsinstrumente beschäftigungs politisch an Bedeutung gewann. 
Die Analyse der in dieser Phase geschaffenen europäischen Steuerungsressourcen paßt 
ins Bild (vgl. dazu Berie 1993). Statt Verordnungen wurden nurmehr Richtlinien verabschie­
det. Ihr Charakter war zudem weniger arbeitsmarkt- als vielmehr sozialpolitisch bzw. arbeits­
rechtlich geprägt. 6 Der· Regulierungszuwachs dieser Phase ist zuvorderst auf den EuGH zu­
rückzuführen, der sich als Stabilisator europäischer Integration profilierte (vgl. PiersonJ Leib­
fried 1998a). Grundlegendere arbeitsmarktpolitische Vorstöße scheiterten am Einstimmig­
keitserfordernis im Rat. Im Hinblick auf die Entwicklung der arbeitsmarktpolitischen Infra­
struktur scheint daher die Reform des ESF noch am bedeutendsten. Durch sie sollten ur­
sprünglich die geplanten Maßnahmen des Aktionsprogramms teils abgestützt, teils ermöglicht 
werden. Der bisherige Refinanzierungscharakter verhinderte ja nicht nur eine originär euro­
päische Einflußnahme, sondern bevorzugte auch strukturell jene Staaten, die bereits eine aus­
gebaute und relativ erfolgreiche Arbeitsmarktverwaltung hatten (insbesondere Deutschland 
und Frankreich). Nun sollte er von einem eher passiven zu einem aktiven Politikinstrument 
umgestaltet werden und den ökonomischen Strukturveränderungen durch sein Maßnahmen­
profil Rechnung tragen (vgl. Kaluza 1998: 26ff.). 
Im Ergebnis führte die Reformdiskussion dazu, daß die Gemeinschaftsorgane gegenüber 
den nationalen Arbeitsmarktverwaltungen gestärkt wurden, die Mitgliedstaaten aber ihren 
Einfluß auf die Vergabe des ESF-Gelder "durch die Verankerung ihrer spezifischen Anliegen 
in der Förderstruktur" (ebd.: 26) auszugleichen versuchten. Vor allem Italien kämpfte für eine 
Intervention nach regionalen Gesichtspunkten, während andere sich unter dem Eindruck der 
krisenhaften Arbeitsmarktentwicklung um eine spezifische Ziel- und Problemgruppenförde­
rung bemühten. Der Kompromiß, beide Interventionslinien nebeneinander laufen zu lassen, 
bildete die Grundlage einer bis heute charakteristischen, verschachtelten und aufgefächerten 
Förderstruktur. Durch die weiterhin bestehende marginale Mittelausstattung blieb aber die 
Bedeutung des ESF - wie auch der neuen Gemeinschaftsinitiativen - für eine europäische 
Beschäftigungspolitik (mit eigenem Profil) gering. 
Im Ergebnis läßt sich für diese zweite Phase daher festhalten, daß die "Beschäftigung" 
auf der Agenda als eigenständige Zielstellung aufgewertet und die Infrastruktur des Politik­
feldes insbesondere durch die Reform des ESF erweitert wurde. Im Mittelpunkt der Regulie-
Sie betrafen die Gleichbehandlung der Geschlechter beim Zugang zur Beschäftigung und im Bereich sozialer 
Sicherheit, den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sowie die Rechte der ArbeitnehmerInnen bei Massenent­
lassungen, bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers sowie ihre Ansprüche beim unternehmens internen bzw. 
externen Arbeitsplatzwechsel. Wie in anderen Bereichen auch, griff die Kommission hier auf einen "Kunst­
griff', den Artikel 235 (EWG-V, Rom) zurück. Er ermächtigt zu Vorschriften, wenn dies zur Erreichung der 
Ziele im Rahmen des Gemeinsamen Marktes erforderlich wird. Die Zielstellung des EWG-Vertrages geht 
über die unmittelbare Herstellung des gemeinsamen Marktes und die Gewährleistung seiner Funktionsfahig­
keit hinaus (hierin liegt der Unterschied zu Artikel 100 EWG-V). 
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rungstätigkeit standen arbeitsrechtliche und sozialpolitische policies, die v.a. der zunehmen­
den Internationalisierung der Produktion Rechnung trugen und in dieser Hinsicht partiell auch 
marktkorrigierend waren. Eine beschäftigungspolitische Dynamik wurde aber durch die spezi­
fische Verarbeitung der weltwirtschaftlichen Krisenkonstellation verhindert, die primär natio­
nalstaatlich und durch innereuropäische Konkurrenz geprägt war. Die in dieser Phase artiku­
lierten Zweifel am fortschrittlichen Wirken des gemeinsamen Marktes führten gerade nicht zu 
einer europäischen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. Mit der krlsenhaften Verschär­
fung Mitte der 70er Jahre und dem Scheitern des Werner-Plans erhielt die nationale Ebene 
sogar einen Bedeutungszuwachs für die beschäftigungspolitische Regulierung, und die natio­
nalen Interventions- und Schutzfunktionen wurden aufgewertet (vgl. z. B. für die Bundesre­
publik: Esser/ Fach! Väth 1983). 
2.3. Das Binnenmarktprojekt: Regionalpolitisches Ausgleichsinstrument 
Der Zerfall der fordistischen Akkumulationsstrukturen konnte freilich durch eine Intensi­
vierung der alten Regulationsweise nur kurzfristig aufgefangen werden. Die Restrukturierung 
der Ökonomie Europas und ihre weltwirtschaftliche Einbettung waren so grundlegend, daß 
die nationalen Regulierungen zumindest in ihrer Hilflosigkeit gegenüber der veränderten 
Konstellation Gemeinsamkeiten zeigten. Spätestens mit der Errichtung des EWS, das zwar 
eine Stabilisierung der Finanz- und Währungs beziehungen brachte, wurde offensichtlich, daß 
der Arbeitslosigkeit nicht mehr mit der beschäftigungspolitischen Instrumentalisierung der 
Geld- und Devisenpolitik begegnet werden konnte (vgl. Scharpf 1987). Mit der Hinwendung 
zu einer angebotsorientierten, monetaristischen Wirtschaftspolitik und einem neoliberalen, 
gesellschaftspolitischen Politikwechsel wurde ausgehend von Großbritannien der Übergang 
zum Postfordismus politisch nachvollzogen (Hirsch! Roth 1986) und die Grundlagen nicht 
nur für eine neue integrationspolitische Dynamik sondern auch für eine weitere Phase euro­
päischer Beschäftigungspolitik gelegt. 
Ausschlaggebend war, daß mit dem Binnenmarktprojekt Mitte der 80er Jahre im Gleich­
klang 
• 	 eine Anpassung wirtschaftspolitischer Strategien an die veränderten Bedingungen 
der globalen Ökonomie erfolgte, 
• 	 eine Modernisierung und Effizienzsteigerung des EG-Systen1s gelang und 
• 	 ein innereuropäischer Interessenausgleich gefunden wurde. 
Das Scheitern des "französischen Experiments" schaffte dafür günstige Bedingungen, 
weil es zu einer Konvergenz liberalistischer und wirtschaftspolitischer Zielstellungen und 
Ansätze führte, die den Konsens über Ziele und Instrumente der europäischen Wirtschafts­
und Währungspolitik und damit die Markt- und Politikintegration erleichterten (vgl. Steinhil­
ber 1998). Nachdem auch einige der schwelenden internen politischen EG-Konflikte (Fragen 
der Eigenmittel, des britischen Finanzbeitrages, sowie die Beitrittsverhandlungen mit Spanien 
und Portugal) überwunden waren, wurden mit der Einheitlichen Europäischen Akte die Wei­
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chen für eine weltmarktorientierte Modernisierung der nationalen Volkswirtschaften gestellt. 
Damit wurde zugleich eine Grundlage geschaffen, die der europäischen Industrie und insbe­
sondere den TNK eine operative Basis zur Verfügung stellte, um selbst aktiv den Globalisie­
rungsprozeß voranzutreiben (Bielingl Deppe 1996). Als gewaltiges Deregulierungsprogramm 
setzte das Binnenmarktprojekt zunächst den Verzicht auf alle europäischen sozial- und ar­
beitsmarktpolitischen Ambitionen voraus. Beschäftigungspolitik schien auch gar nicht not­
wendig, versprach man sich doch durch den Binnenmarkt nicht nur ein gesteigertes Maß an 
Wettbewerbsfähigkeit, sondern vor allem Wachstum, das zu mehr Arbeitsplätzen führen sollte 
(Cecchini 1985). Das beschäftigungspolitische Profil dieser Phase wurde daher kaum durch 
die erweiterten sozialpolitischen Kompetenzen der EEA geprägt, denn diese waren ihrerseits 
kaum mehr als ein Ausgleichsinstrument der Marktintegration. 
Mit dem Beitritt von Griechenland, Portugal, Spanien und Irland hatte sich das regionale 
Gefälle der Gemeinschaft erheblich vergrößert. Mit der Neufassung des Art. 118 (EWG-V; 
EEA) begegnete man den Befürchtungen eines "sozialen Dumpings", während man die Sorge 
der südlichen Mitgliedstaaten, einer ökonomischen Integrationsdynamik schutzlos ausgelie­
fert zu sein, über die Aufstockung regionalpolitischer Mittel zu mindern trachtete und mit 
dem neuen Titel V (EWG-V; EEA) das Ziel "den Abstand zwischen den verschiedenen Re­
gionen und den Rückstand der am wenigsten begünstigten Gebiete zu verringern", vertraglich 
fixierte (Art. 130a EWG-V; EEA). Im Rahmen der Strukturfondsrefonn von 1988 wurden 
erstmalig die operativen Mittel der Gemeinschaft in diesem Bereich signifikant aufgestockt 
(von sieben Mrd. ECU 1987 auf 14 Mrd. Ecu 1993) und damit auch der ESF aufgewertet. Die 
Folgen waren ambivalent: 
Einerseits gewann die ergänzende europäische Arbeitsmarktpolitik an Eigenständigkeit 
und Identität [ ...] Andererseits geriet der ESF als Folge der Refonn in ein noch breiteres 
Interessengeflecht (Kaluza 1998: 61). 
Ausschlaggebend hierfür war, daß der ESF im Rahmen der Delors-I-Verhandlungen den 
Regierungen eine willkommene Möglichkeit des finanziellen Interessenausgleichs bot, da er 
zwar einerseits Teil der nun integrierten (regionalen) Strukturpolitik war, andererseits aber 
gegenüber den rein regionalen Zielsetzungen des Regionalfonds auch für die wohlhabenderen 
Mitgliedstaaten Kompensationsmöglichkeiten zur Verfügung stellte (vgl. Falkner 1994: 
123ff.). Die Kommissionsvorstellungen, nach denen sich der ESF auf eine vorbildliche und 
innovative Schulungspolitik konzentrieren sollte und keinerlei regionale Gesichtspunkte mehr 
zu berücksichtigen habe, waren nicht durchsetzungsfahig. Weiterhin kamen regionale und 
horizontale Ziele zum tragen. Eine regional politische Aufwertung konterkarierte somit die 
institutionelle und finanzielle Ausweitung der europäischen Arbeitsmarktpolitik und verhin­
derte eine Profilbildung als Beschäftigungspolitik. Die Zielstellung des Fonds wurde zudem 
durch eine inhaltliche Akzentverschiebung relativiert. Die arbeitsmarkt- und strukturpolitische 
Zielsetzungen des ESF paßten nicht zu einer neoliberale Philosophie, bei der allein der freie 
Markt durch die optimale Faktorallokation Disparitäten langfristig zum Ausgleich bringt. 
Dieses Manko wurde dadurch zu beheben versucht, daß seine Funktion mit dem Begriff 
der ,Humankapitalförderung' gefaßt und inhaltlich dahingehend umrissen wurde, daß 
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über die Aktivitäten des ESF geeignete Arbeitskräfte für die Wirtschaft bereitgestellt 
werden sollten. Die arbeitsmarktpolitische Argumentation ordnete sich somit - zumin­
dest verbal- der wirtschaftspolitischen Diktion unter. Der ESF wurde somit weitgehend 
seiner sozialen Begründung entkleidet und als Instrument der Wirtschaftsförderung einge­
führt (Kaluza 1998: 109f.). 
2.4. Der Vertrag von Maastricht: Integrationspolitische Kontinuität 
An der politischen Ausgrenzung beschäftigungspolitischer Zielstellungen und am Stel­
lenwert europäischer Arbeitsmarktpolitik als Ausgleichsinstrument der Marktintegration än­
derte auch die erneute Revision des EU-Vertrages kaum etwas. Dennoch sollen die Entwick­
lungen seit Ende der 80er Jahre hier als eigene Phase konturiert werden, denn mit Maastricht 
wurde die beschäftigungspolitische Infrastruktur der EG formal weiter ausgebaut. Dieser 
Ausbau war Folge einer zunehmenden Thematisierung der "sozialen Dimension" gegen Ende 
des Jahrzehnts; die Vollendung des Binnenmarktes schien "europapolitisch nicht mehr losge­
löst von ihren sozialen Folgen zu betreiben" zu sein (Weidenfeld 1989: 9). Von zwei Seiten 
drängten sozialpolitische Themen und somit ebenfalls Beschäftigungsfragen auf die europäi­
sche Agenda. Einerseits war es die Kommission, die die sozialpolitische Leerstelle füllen 
wollte und "die europäische Integration aus dem Würgegriff der nationalistisch-neoliberalen 
Koalition zu befreien" (Streeck 1998: 384) versuchte. Mit dem Marin-Bericht setzte sie das 
Thema auf die Tagesordnung (Kommission 1988). Zum anderen klinkten sich zunehmend 
auch die Gewerkschaften in den Diskurs über das Profil europäischer Politik ein. Deren Inter­
ventionen 
zeichneten sich in der zweiten Hälfte der 80er Jahre u.a. dadurch aus, daß Meinungsver­
schiedenheiten über die Integration selbst, aber auch über strategische Zielsetzungen, die 
noch in den 70er Jahren vorgeherrscht hatten, durch einen relativ breiten pragmatischen 
Grundkonsens überbrückt wurden (Deppe 1991). 
Aber auch ihnen ging es vor allem darum, eine "Leerstelle" zu füllen, das Binnenmarkt­
projekt zu ergänzen, nicht aber dessen strategische Ausrichtung und die unterlegte Integrati­
onslogik zu hinterfragen. Die Ergebnisse waren enttäuschend. Die als rechtsverbindlich ge­
plante Charta sozialer Grundrechte der Arbeitnehmerlnnen kam nicht über den Status einer 
"feierlichen Erklärung" hinaus und auch die Initiativen im Zuge des Sozialpolitischen Akti­
onsprogrammes von 1989 blieben - insbesondere im Hinblick auf die arbeitsmarktpolitisch 
relevanten policies - ernüchternd (v gl. Streeck 1998). 
Der Maastricht-Vertrag brachte zwar sozialpolitische Fortschritte, den vollmundigen Be­
kundungen, die Integration auch sozialpolitisch auf eine höhere Stufe zu stellen, wurde das 
Abkommen über die Sozialpolitik jedoch kaum gerecht. "Die Förderung der Beschäftigung" 
wurde dort zwar als Ziel bekräftigt, arbeitsmarktpolitisch relevante Bereiche verblieben aber 
im Bereich der Einstimmigkeit oder waren explizit aus dem Geltungsbereich ausgenommen. 
Auch in den allgemeine Zielbestimmungen des EG-Vertrages stand jetzt "ein hohes Beschäf­
tigungsniveau" und ein "hohes Maß an sozialem Schutz", eine eigene policy war damit jedoch 
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nicht verbunden, ein wirtschaftspolitischer Wechsel weder intendiert, noch angemahnt. Mit 
dem Eintritt in die Währungsunion wurde die makro-ökonomische Politikebene aufgewertet, 
aber beschäftigungspolitische Zielsetzungen blieben ausdrücklich nachgeordnet. Im Gegenteil 
schien nun klar zu sein, daß sich Beschäftigungspolitik im wesentlichen auf den ESF reduzie­
ren sollte. Explizit wurde im Tätigkeitskatalog des Maastricht-Vertrages auf eine "Sozialpoli­
tik mit einem europäischen Sozialfonds" hingewiesen (Art. 3 EG-V, Maastricht) und dessen 
angebotspolitische Zielrichtung erneut gestärkt. 7 Eine klare arbeitsmarktpolitische Profilie­
rung verhinderte aber weiterhin die bestehende Zielüberfrachtung des ESF. Die Struktur­
fondsreform von 1993 bestätigte mit der Verdoppelung der finanziellen Ressourcen ern_eut 
den Charakter des Fonds als regionalpolitisches Ausgleichsinstrument des - nun um die Wäh­
rungsunion erweiterten - Binnenmarktprojekts. Abermals wurde die regionale Komponente 
des ESF aufgewertet (vgl. Kaluza 1998: 115ff). Immerhin verstärkten sich nun aber die Be­
mühungen der Kommission, ihren inhaltlichen Einfluß auf arbeitsmarktpolitische Programme 
zu festigen, auszubauen und - insbesondere über die Gemeinschaftsinitiativen und Pilotpro­
jekte "innovative Wege" jenseits der gängigen nationalen Förderstrukturen aufzuzeigen 
(vgl. Heinelt 1996). 
Woran lag es, daß entgegen den optimistischen Hoffnungen Ende der 80er Jahre und trotz 
des wachsenden Problemdrucks, der aus der ansteigenden Massenarbeitslosigkeit rührte, kei­
ne beschäftigungspolitische Dynamik erwuchs und die soziale Frage die Regierungskonferenz 
so wenig prägte? Neben der weiterhin bestehenden intergouvernementalen Verhandlungs­
blockade, dem Primat nationaler Regulierungsinteressen sowie der neoliberalen Hegemonie 
war es vor allem der weltpolitische Umbruch von 1989, der sich ins Zentrum der Verhandlun­
gen schob und die politische Aufwertung der Beschäftigungspolitik verhinderte. Mit der er­
forderlichen kompletten Neuvermessung der politischen, ökonomischen und institutionellen 
Architektur Europas waren die Verhandlungspartner gründlich überfordert. Man trat die 
Flucht nach vorne an, hielt an der alten Integrationslogik fest und konzentrierte sich auf die 
drängende "deutsche Frage". Bereits in den vergangenen Jahren war der wirtschaftspolitische 
Handlungsspielraum der meisten Mitgliedstaaten von zwei Seiten eingeengt: Vom Liberalisie­
rungsdruck des Binnenmarktes und von der deutschen Geldpolitik. Nun drohte die deutsche 
Dominanz politisch gedoppelt zu werden. In der bruchstückhaften Vergemeinschaftung der 
Innen, Justiz- und Außenpolitik spiegelte sich das Bemühen wider, eine Antwort auf die neue 
politische Konstellation Westeuropas zu finden. Der eigentliche Vergemeinschaftungsschub 
aber lag in der "ersten Säule". Er ergab sich einerseits aus der erneuten Interessensynthese, 
die nationalen Modernisierungsprojekte in Einklang zu bringen mit dem Erfordernis, die 
Funktionsbedingungen des Binnenmarktes zu optimieren, andererseits aus dem politischen 
Bemühen, Deutschland einzubinden und die D-Mark-Hegemonie partiell abzumildern (Mo­
ravcsik 1998: 349ff.). Im Kern beschränkte sich die strategische Neuausrichtung des europäi­
schen Projekts auf die stufenweise Einführung der Wirtschafts- und Währungsunion. 
Das Ziel des ESF, die "beruflichen Verwendbarkeit" der Arbeitskräfte zu fördern wurde um die "Anpassung 
an die industriellen Wandlungsprozesse und an Veränderungen der Produktionssysteme insbesondere durch 
berufliche Bildung und Umschulung" (Art. 123 EG-V, Maastricht) ergänzt. Die Forderung der Kommission, 
die Integration ausgegrenzter Personen als Aufgabe der Sozialfonds vertraglich zu fixieren, scheiterte zwar 
zunächst, wurde von ihr aber in der Durchführungsverordnung wieder aufgegriffen (vgL Aust 1997: 751). 
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Zusammenfassend läßt sich für diese Phase festhalten, daß zwar im sozialpolitischen Be­
reich einige Fortschritte erzielt und auch die Beschäftigungsdimension im Vertrag aufgewer­
tet wurden, eine dynamische Entwicklung damit aber weder intendiert, geschweige denn in­
stitutionell verankert war. Makro-ökonomisch wurden diese "Fortschritte" dadurch konterka­
riert, daß mit der Festschreibung einer restriktiven Geld- und Fiskalpolitik eine primär be­
schäftigungsorientierte Ausrichtung dieser policies unterbunden wurde. Mikro-ökonomisch 
war die Beschäftigungspolitik weiterhin wesentlich als strukturorientierte Angebotspolitik 
konzipiert, die der regionalpolitischen Zielstellung flexibel eingepaßt war. 
3. Dynamischer Ausbau des Politikfeldes - Die 90er Jahre 
Im historischen Rückblick werden zwei Dinge deutlich: Erstens drängten Fragen der Be­
schäftigungspolitik und der Arbeitslosigkeit schon inmler zyklisch auf die politische Agenda 
der Gemeinschaft. Im Ergebnis wurde die Infrastruktur des Politikfeldes in den vergangenen 
Jahrzehnten erheblich ausgeweitet. Sowohl finanziell, institutionell als auch rechtlich war 
bereits mit Maastricht ein Stand erreicht, daß es - den politischen Willen vorausgesetzt - ei­
gentlich keine weiteren Vertrags bestimmungen mehr bedurft hätte, um beschäftigungspoliti­
sche Fortschritte zu erreichen und jene Aktivität zu demonstrieren, die die Entwicklung der 
zweiten Hälfte der neunziger Jahre prägte (vgl. Mäder 1997; 1997a). 
Zweitens aber entwickelte sich in der Vergangenheit trotz jeweils mehr oder weniger 
günstiger Anknüpfungspunkte und auch der immer wiederkehrenden Politisierung der Ar­
beitslosigkeit nie eine Dynamik, die das Schattendasein der Beschäftigungspolitik hätte been­
den können. Die je spezifisch strategische Ausrichtung des Integrationsprojektes und die pha­
senspezifischen Lösung der in die Integration eingelagerten Widerspruchskomplexe verhin­
derten die Herausbildung des Politikfeldes, mit einer eigenen beschäftigungsorientierten Aus­
richtung und einem eigenständigen beschäftigungspolitischen Instrumentarium. Die Beschäf­
tigungspolitik blieb statt dessen unterentwickelt und anderen politischen Zielstellungen funk­
tional unter- bzw. eingeordnet. Daß dabei das konkrete Profil der policies je nach Phase selber 
variierte unterstreicht nicht nur den "fremdbestimmten" Charakter europäischer Arbeitsmarkt­
und Beschäftigungspolitik, sondern ebenso, daß das Integrationsprojekt selbst beständig einer 
Neuausrichtung unterworfen war, um die Konflikte zum Ausgleich zubringen, die sich aus der 
Veränderungen der ökonomischen Binnenstruktur Europas und ihrer globalen politökonomi­
schen Anbindung sowie der Koexistenz nationaler Politikprojekte und ihrer übergreifenden 
politischen Regulierung ergaben. 
3.1. Die Post-Maastricht-Krise als Entstehungskontext 
Erst die Krise des Integrationsprojektes Anfang der 90er Jahre bzw. das Fehlen eines re­
lativ kohärenten Projekts zu ihrer Überwindung schufen die Voraussetzungen für den qualita­
tiven Sprung der europäischen Beschäftigungspolitik. In der Entwicklungsgeschichte der eu­
ropäischen Integration unterscheidet sich die Post-Maastricht-Krise in mehrfacher Hinsicht 
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von den Krisen "alter" Art. Es war weniger eine Krise zwischen europäischen Regierungen 
und ihren nationalen Politikprojekten, sondern eine Krise, die sich als tiefgreifender Konflikt 
zwischen Regierenden und Regierten quer durch Europa äußerte und sich erst von hier aus 
europapolitisch rückübersetzte (vgl. insbes. Deppe/ Felder 1993). Jetzt zeigte sich der tiefgrei­
fende Wandel von Staatlichkeit, der sich aus einer veränderten Funktionsbestimmung des 
Nationalstaates ergab und aus einer neuen Fonn der ökonomischen Verknüpfung regionaler, 
nationaler, europäischer und globaler Ebene. 
Einerseits muß er [der Nationalstaat, S.T.] die eigene Gesellschaft vor den erheblichen 
negativen Auswirkungen des Globalisierungsprozesses schützen, zugleich aber alles tun, 
sie für diesen Prozeß zu öffnen, sie ,fit' zu machen und damit ihr Überleben in einem sich 
ständig verschärfenden Wettbewerbs kampf garantieren, da Rückzug, Abschließung 
gleichbedeutend mit Niedergang sind. Mit dieser, Spagatposition ' ist er sichtlich überfor­
dert (Ziebura 1992.469). 
Die Regierungen gerieten im Zuge ihrer nationalen Modernisierungsmaßnahmen, den 
damit verbundenen sozialen Fragmentierungs- und Desintegrationsprozessen und dem hieraus 
resultierenden zunehmenden gesellschaftlichen Widerstand unter Druck von innen. Die glo­
bale Standortkonkurrenz sowie das Maastrichter Korsett legten von außen die Daumen­
schrauben an und blockierten damit noch zusätzlich die Bearbeitung jener innergesellschaftli­
chen Kont1iktdimensionen, die zu überwinden nötig gewesen wäre, um im Gegenzug die na­
tionalen Modernisierungs- und Umbauprozesse voranzutreiben und eine neue Akkumulati­
onsdynamik zu entfalten. Die Krise der (nationalen) Politik und die Krise der Integration ver­
stärkten sich wechselseitig. Immer tiefer gerieten die nationalen Regierungen und das poli­
tisch-administrative EU-System in den Strudel eines Legitimationsdefizits. Während der er­
reichte Zustand ökonomischer und politischer Vert1echtung die selbstbestimmte Reorganisa­
tion der nationalen Politikprojekte verhinderte, scheiterte eine weitere Vertiefung der Integra­
tion als möglicher Ausweg gerade an der politischen Schwächung des Nationalstaates, der 
sich unter den zunehmenden Legitimationsproblemen zusehends auf sich selbst zurück besann 
(vgl. Felder 1993). 
Vor diesem Hintergrund gewann die Frage der europäischen Beschäftigungspolitik an 
politischer Brisanz. Ihr Stellenwert ergab sich in dieser Phase dadurch, daß sich in ihr implizit 
die zwei Problemdimensionen verdichteten: Massenarbeitslosigkeit und soziale Desintegrati­
on, die den ohnehin knappen finanziellen Spielraum des Staates einschnürten und das euro­
päische Framing, das problemverschärfend hinzu trat. 
Zunächst war es die Kommission, die von der Legitimationskrise des europäischen Pro­
jektes am unmittelbarsten betroffen war, und mit ihrem Weißbuch "Wachstum, Wettbewerbs­
fähigkeit, Beschäftigung" (vgl. 1993) eine vorsichtige Modifizierung der Integrationslogik 
vorschlug. Implizit stellte sie den herrschenden arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischen 
Konsens in Frage, daß Wettbewerbsfähigkeit alleine für die nötige Wachstums- und Beschäf­
tigungsdynamik sorge. In der Feinargumentation fanden sich nun verstärkt schumpeteriani­
sche Politikelemente und in feiner Dosierung selbst keynesianische Spurenelemente, deren 
aktiver Einsatz, das Integrationsprojekt stärker auf die Beschäftigungsfrage ausrichten sollte. 
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Aber erst als sich Mitte der neunziger Jahre das soziale und intellektuelle Klima zuun­
gunsten der standortfixierten monetaristischen Angebotskonzeption veränderte und die Rück­
kehr der sozialen Frage sich auch im Erstarken der europäischen Sozialdemokratien nieder­
schlug, gelang der konstitutionelle "Durchbruch". "Durchbruch" scheint freilich relativ, denn 
zunächst war damit vor allem die Grundlage für ein weiteres Prozessieren des Themas auf der 
europäischen Agenda gelegt. Rein formal gesehen war mit den neuen Vertrags bestimmungen 
weder ein Politikwechsel programmiert, noch der europäischen Ebene wirklich qualitativ neue 
Kompetenzen erwachsen. Faktisch fixierten die beschäftigungspolitischen Bestimmungen ein 
arbeitsmarktpolitisches policy-Profil, in das sich zudem weitestgehend eine angebots- und 
strukturpolitische Ausrichtung eingeschrieben hatte. Dieses widersprüchliche Verhältnis von 
verstärkter Europäisierung und weitgehender integrationspolitischer Kontinuität war weniger 
der intergouvernementalen Pattsituation konservativer und sozialdemokratischer Kräfte der 
finalen Verhandlungsrunde geschuldet, als vielmehr der Unfähigkeit "beschäftigungspoliti­
scher Protagonisten", eine ausstrahlungsfähige Alternative zum "Angebotseuropa" (Dahren­
dorf) zu formulieren und damit den Begriff, das Instrumentarium und den Stellenwert von 
"Beschäftigungspolitik" inhaltlich benennen zu können. Wenngleich eine integrationspoliti­
sche Umorientierung von ihnen intendiert war, und in den Verhandlungen ordnungspolitische, 
institutionelle und prozedurale Konfliktkonstellationen voll zum tragen kamen, blieb unklar, 
wie eine europäische Beschäftigungspolitik eigentlich aussehen müßte (vgl. Platzer 1996; 
Tidow 1998). Klar schienen nur die restriktiven Rahmenbedingungen, die weitgehend inte­
grationspolitische Kontinuität gewährleisten sollten: Keine neuen finanziellen Ressourcen, 
keine originär europäischen Kompetenzen, kein Bruch mit der WWU. Insofern öffnete sich in 
der Regierungskonferenz gerade kein "window of opportunity", über das eine klare policy­
alternative auf der Agenda verankert wurde (v gl. zum Konzept des policy-window: Kingdon 
1995). Eine aktive Neuvermessung des Integrationsprojektes unterblieb abermals. 
Die Dynamik, die sich in den Beschlüssen der Gipfeltreffen in Luxemburg, Cardiff, Wien 
und Köln spiegelte, rührte gerade daher, daß die Widersprüche zwischen integrationspoliti­
scher Kontinuität und sozialer Desintegration in Amsterdam ungelöst blieben. Anpassungen 
vollzogen sich eher nach dem Muster einer negativen Koordination, wobei einerseits die Do­
minanz neoliberaler Ordnungsvorstellungen unangetastet blieb, diese aber andererseits nicht 
mehr genügend hegemoniale Ausstrahlungskraft hatten, um das Thenla Beschäftigungspolitik 
von der Tagesordnung zu verdrängen. Integrationsprojekt und Beschäftigungspolitik mußten 
nun inkrementalistisch in Einklang gebracht werden. 
Einerseits prägte dabei die Kommission den Prozeß der Einpassung und sorgte für den 
dynamischen Weiterbau des Politikfeldes, indem sie dem wenig verbindlichen Koordinati­
onsverfahren der nationalen Arbeitsmarktpolitiken einen stärker europäischen bias verlieh und 
die "neue" Zielbestimmung mit den übrigen Gemeinschaftspolitiken integral zu verbinden 
suchte. 
Andererseits waren es vor allem - aber nicht nur - die französische Regierung (die in­
nenpolitisch den signifikantesten Politikwechsel vollzogen hatte) sowie die Gewerkschaften, 
die die arbeitsmarktpolitische Verkürzung der "Beschäftigungspolitik" kritisierten und in der 
beschäftigungspolitischen Debatte das restriktive wirtschaftspolitische Profil des Integrati­
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onsprojekts partiell politisierten. Im Kern ging es ihnen darum, den Druck der von der verge~ 
meinschafteten Geld- und der quasi-vergemeinschafteten Fiskalpolitik kam, zu mildem und 
über eine stärkere Koordinierung der Wirtschaftspolitiken, einen schmalen Korridor zu schaf­
fen, innerhalb dessen "selbstbestimmte" nationale Politik und Priorltätensetzungen überhaupt 
noch möglich sein konnte. In diesem Sinne sollte die "europäische Option" das Integrations­
projekt kompatibel zur Koexistenz weiterhin bestehender, unterschiedlicher nationaler Poli­
tikprojekte machen und eine Voraussetzung bilden, für eine nationale (expansivere) Beschäf­
tigungspoli tik. 
Demgegenüber standen jene Regierungen und gesellschaftlichen Kräfte, die den "Neuen 
Konstitutionalismus" (Gill) akzeptierten und die "Sachzwänge" als externe Ressource instru­
mentalisierten, um den Umbau des alten "keynesianischen Wohlfahrtsstaates" zum "nationa­
len Wettbewerbsstaat" voranzutreiben. Diese "nationale Option" ist durch die Existenz der 
unterschiedlichen nationalen Regulationssysteme strukturell bevorzugt. Denn da alle verfüg­
baren nationalen politischen und institutionellen Ressourcen im Rahmen der europäischen 
Regimekonkurrenz auf die Wettbewerbsfähigkeit und optimale Verwertungs bedingungen für 
anlagesuchendes Kapital ausgerichtet werden müssen, bedeutet eine stärkere europäische Ko­
ordinierung die "relative" Beschneidung von je spezifischen Wettbewerbsvorteilen, so daß ein 
Konsens über entsprechende (verbindliche) Absprachen strukturell erschwert wird. 
Diese weiterhin bestehenden Interessendivergenzen und das Fehlen eines politischen 
Projektes zu ihrer Überwindung, das zugleich eine strategische Neuausrichtung der Integrati­
on hätte nach sich ziehen können, führen zum dynamischen (institutionellen) Weiterbau der 
Beschäftigungspolitik im Wege einer inkrementalistischen Einpassung. Dies erklärt ebenfalls 
das widersprüchliche Profil des neuen Politikfeldes. 
3.2. Inkrementalistische Einpassung 
Schon die Verhandlungen des Luxemburger Gipfels, der ersten Etappe eines inkremen­
tellen Weiterbaus, hatte die Kommission durch einen Leitlinienvorschlag erfolgreich kanali­
siert und der neuen Beschäftigungsstrategie dadurch Kontur gegeben, daß sie einerseits am 
angebots- und arbeitsmarktpolitischen Profil festhielt, nun aber vor allem die aktiven Ele­
mente hervorhob. Besonders aber dadurch, daß sie einzelne Leitlinien - in Anlehnung an ihr 
Weißbuch - mit quantifizierten Zielvorgaben versah. Dieses "Management by objectives" ließ 
einerseits den nationalen Regierungen genug Spielraum für die eigene Ausgestaltung ihrer 
Arbeitsmarktpolitik, wertete aber andererseits die europäische Dimension auf. Die weiche 
Konvergenzmethode kam insbesondere denjenigen Akteuren entgegen, denen die Amsterda­
mer Ergebnisse zu unverbindlich blieben. Daß es die Kommission mit der neuen Strategie 
ernst meinte, stellte sie in der Folge auch dadurch unter Beweis, daß sie die Nationalen Akti­
onspläne (NAP), mit denen die Regierung auf die Leitlinien reagieren mußten, in ungewöhn­
lich scharfer Form bewertete (vgl. Tömmel 2000). Künftig, so deutete sie an, will sie durch 
Empfehlungen an einzelne Mitgliedstaaten den sanften Druck zusätzlich erhöhen. 
Bereits vor und parallel zu den Verhandlungen der Regierungskonferenz hatte die Kom­
mission im Sinne ihres Weißbuches versucht, nationale, regionale und lokale Akteure in ihren 
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Strategieentwurf einzubinden und insbesondere mit den lokalen Beschäftigungspakten ihre 
Vorstellungen auf der lokalen Ebene zu implementieren. Gestärkt durch die neuen Vertrags­
bestimmungen intensivierte sie ihre Bemühungen, das Beschäftigungsziel mit den übrigen 
Gemeinschaftspolitiken zu verknüpfen und die eigene Rolle auszubauen (vgl. Kommission 
1999). Insbesondere den Strukturfonds kommt eine zentrale Bedeutung für die Implementati­
on der Kommissionsvorstellungen zu. Zumindest programmatisch deutet sich inzwischen 
nicht nur beim ESF eine stärkere Zuspitzung auf die Beschäftigungsfrage an, sondern auch 
bei den übrigen Fonds (vgl. Kommission 1998). Der Erfolg dieser Unlprogrammierung sowie 
ihre Wirkungen bleiben freilich abzuwarten. Die Kommission wird sich zumindest 
bemühen, sicherzustellen, daß sich die Programmplanung und die Durchführung der Pro­
gramme [ ...] am Ziel einer nachhaltigen Beschäftigungsentwicklung ausrichten (ebd.: 13). 
Ein weiteres Element der europäischen Beschäftigungspolitik verbindet sich mit einem 
arbeitsmarktpolitischen) Benchmarking, das von der Kommission in den vergangenen Jahren 
ebenfalls massiv vorangetrieben wurde (vgl. Tidow 1999). Dieses zielt auf eine Konvergenz 
nationaler Arbeitsmarktpolitiken jenseits klassischer Steuerungsvorgaben durch regulative 
Politik. Die formale Zuständigkeit der nationalen Ebene wird anerkannt, der Druck auf die 
Reorganisation des Arbeitsmarktes aber politisch gedoppelt, indem der Wettbewerbs gedanke 
in die politischen Systeme hinein getragen wird und dadurch Referenzfolien für den nationa­
len Umbau generiert werden. Ihrer polit-ökonomischen Einbettung entkleidet sollen somit 
einzelne "Strategieelemente" als "best practises", die eine scheinbar unpolitische, aber "pro­
fessionelle" Lösung gesellschaftlicher Problemlagen versprechen, verallgemeinert werden. 
Als innovative Form von governance läßt sich das Benchmarking weder in die Logik "positi­
ver" noch "negativer Integration" pressen. Es zielt auf eine "Harmonisierung von unten", 
durch europäisch moderierte Konkurrenz nationaler Arbeitsmarktpolitiken. 
Dieser dynamische Ausbau der Beschäftigungsstrategie kann freilich die europapoliti­
schen Kontinuitäten nicht überdecken. Entgegen einer reinen Deregulierungsstrategie wird 
zwar aktiver Politik und staatlicher Gestaltung programmatisch ein größerer Stellenwert zuge­
sprochen. Andererseits aber fokussiert die grundsätzliche Interpretation der Arbeitslosigkeit 
weiterhin die mangelnde Beschäftigungsintensität des Wachstums, die aus institutionelle Ri­
giditäten des Arbeitsmarktes resultiert. Arbeitslosigkeit wird darüber hinaus primär als (indi­
viduelles) Qualifikationsproblem interpretiert. Das europäisch gestützte Verständnis von Ar­
beitslosigkeit korrespondiert in diesem Sinne mit einer workfaristischen Arbeitsmarktpolitik, 
die sich - befreit vom bitteren Nachgeschmack des Thatcherismus - zunehmend in Europa 
durchsetzt und von der "neuen Sozialdemokratie" um Aspekte der Employability ergänzt 
wird. Insofern spiegelt die Entwicklung der vergangenen Jahre auch den übergreifenden 
Trend nationaler Arbeitsmarktpolitik wider und deren Reorganisationsbemühungen im Sinne 
eines "Schumpeterianischen-Leistungs-Regimes" (v gl. Bielingl Deppe 1997; Jessop 1995). 
Brach sich der nationale Umbau bisher noch vielfach an gesellschaftlichen Widerständen, 
wird mit der neuen arbeitsmarktpolitischen Verknüpfung von europäischer und nationaler 
Ebene nun eine zusätzliche Ressource der Reorganisation erschlossen. Mit diesem Stellenwert 
der europäischen Beschäftigungspolitik ist auch die Kompatibilität zu jenen Politikprojekten 
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gewährleistet, die zuvorderst auf eine "nationale Option" beschäftigungspolitischer Dynamik 
setzen.8 
Aber wie steht es mit der makro-ökonomischen Politikebene und der beschäftigungspoli­
tischen Regulierung im engeren Sinne? Insbesondere die sozialistische Regierung Frankreichs 
verband mit der Forderung nach einer "Wirtschaftsregierung" neuen Spielraum für ihr Poli­
tikprojekt. Und auch die Gewerkschaften reflektierten mit ihrem Ruf nach einem beschäfti­
gungsorientierten europäischen "Policy-Mix" den zunehmenden Druck, der mit der Einfüh­
rung des Euro auf die Tarifpolitik entsteht (Gabaglio 1999). Mit dem Kölner "Beschäfti­
gungspakt" wurde diesem Anliegen, das von den Protagonisten immer wieder auf die Tages­
ordnung gebracht wurde, zunächst Rechnung getragen und als weiteres Element der Beschäf­
tigungsstrategie in das Integrationsprojekt eingepaßt. Künftig sollen im makro-ökonomischen 
Dialog Geld-, Finanz- und Lohnpolitik besprochen werden. Arbeits- und Sozialminister, der 
ECOFIN-Rat, die europäischen Sozialpartner und die Notenbankchefs werden sich unter Be­
teiligung der Kommission regelmäßig zu "Gesprächen" zusammenfinden. Auch hier zeigt 
sich die inkrementalistische Einpassung dieser Forderungen, die zwar die Währungsunion 
nicht in Frage stellten aber den neoliberalen Charakter des Integrationsprojektes am offensiv­
sten politisierten. Der Begriff des "Policy-Mix" stellt in den Kölner Beschlüssen eher eine 
semantische Reminiszenz an keynesianische Wirtschafts steuerung dar, als das durch ihn be­
reits ein Politikwechsel markiert wäre. Nicht nur wurde für die Finanz- und Geldpolitik die 
Priorität stabilitätsorientierter Ziele abermals betont, auch auf die Unabhängigkeit der Akteure 
und der von ihnen verantworteten policies wurde streng geachtet. Als neues Element bleibt 
jedoch die "verantwortliche" Einbeziehung von Gewerkschaften und Arbeitgebern und die 
Berücksichtigung der Lohnpolitik. Dieser Aufwertung steht aber weiterhin das fehlende tarif­
politische Verhandlungsmandat der europäischen Verbände gegenüber. Insbesondere für die 
Gewerkschaften könnten sich neue Probleme stellen, da weder das verhandlungsstrukturelle 
Defizit gegenüber der Unternehmerorganisation abgebaut wurde, noch Voraussetzungen eines 
tripartistischen Tauschgeschäft geschaffen wurden (vgl. dazu Streeck 1995). Im Gegenteil 
sehen sich die Gewerkschaften nun damit konfrontiert, daß - nachdem die politische Aus­
richtung der Fiskal- und Geldpolitik weitgehend bestätigt wurde und auch in der öffentlichen 
Meinung ein "hohes Gut" darstellt -, die beschäftigungspolitische Misere unmittelbarer noch 
als bisher auf die Lohnpolitik zurückschlagen könnte, der als strategischer Variable eine letzt­
lich entscheidende Rolle im Ringen um Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung zugespro­
chen wird. 
3.3. Entwicklungsperspektiven 
Die Konturen der Verknüpfung von Beschäftigungspolitik und europäischem Projekt 
zeichnen sich gegenwärtig weiterhin durch eine starke inhaltliche Kontinuität zum Integrati­
onspfad aus, der mit dem Binnenmarktprojekt eingeleitet und in Maastricht bekräftigt wurde. 
Nicht zuletzt daran sind auch weitergehende Vorstöße der Kommission gescheitert, durch eine teilweise 
Harmonisierung der Steuerpolitik die innereuropäische Regimekonkurrenz . abzumildern. (V gl. zur ,,Monti­
Initiative" und dem Versuch, das Integrationsprojekt von innen heraus umzugestalten: Dyson 1999). 
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Alle Versuche, über die Beschäftigungspolitik diese prinläre Ausrichtung zu politisieren und 
in diesem Sinne eine partielle Modifikation des Integrationsprojekts zu erreichen, sind ge­
scheitert. Der neue Stellenwert des Politikfeldes ergibt sich dadurch, daß die Beschäftigungs­
politik gegenüber früheren Phasen nun als eigenständige Ressource einer angebotsorientierten 
Restrukturierung der nationalen Arbeitsmarktregime und Politikprojekte aufgewertet wurde 
und diese durch neue Governance-Formen aktiv vorantreibt. 
Die Zukunft der Beschäftigungspolitik wird daher weniger von ihrem institutionellen 
Weiterbau und ihren rechtlichen und finanziellen Detailregelungen abhängen, sondern davon, 
ob sie diesen grundsätzlichen Stellenwert behält oder über eine neuerliche Politisierung das 
policy-Profil revidiert wird. Der Grundwiderspruch, der zur Herausbildung des Politikfeldes 
führte, ist weiterhin ungelöst. Nach wie vor bergen die gesellschaftlichen Desintegrationspro­
zesse forciert durch anhaltende Arbeitslosigkeit ein erhebliches Konfliktpotential, das sich 
europapolitisch rückübersetzen kann. Die europäische Beschäftigungsstrategie hat die institu­
tionellen Anknüpfungspunkte einer Politisierung erheblich ausgeweitet, da mit dem Beschäf­
tigungspakt auch neue, potentielle Konfliktkonstellationen etabliert wurden. Faktisch wurde 
mit der inkrementalistischen Einpassung der Beschäftigungspolitik das Terrain politischer 
Auseinandersetzungen neu vermessen und die politischen und administrativen Kräfteverhält­
nisse partiell umgruppiert. So sind auf europäischer Ebene z.B. die Finanz- und Wirtschafts­
minister in die Formulierung der arbeitsmarktpolitischen Leitlinien ebenso einbezogen, wie 
die Arbeits- und Sozialminister in den makro-ökonomischen Dialog. Im nationalen Rahmen 
zwingt die jährliche Berichtspflicht, sowie die Formulierung der nationalen Aktionspläne zu 
verstärkter interministerieller Kooperation. Die hier angelegten Widerspruchskonstellationen 
scheinen zwar zunächst überbrückt zu sein, abhängig ist dies freilich von gemeinsam geteilten 
Leitbildern der arbeitsmarktpolitischen Reorganisation und davon, daß Wettbewerbs- und 
Beschäftigungspolitik weiterhin komplementär konzeptionalisiert sind. Auch deshalb kommt 
den über Benchmarking generierten "beste Praktiken" ein wichtiger Stellenwert zu. 
Die politischen Kräfteverhältnisse entwickeln sich - sowohl zwischenstaatlich wie auch 
innergesellschaftlich - gegenwärtig zuungunsten einer Repolitisierung der Beschäftigungspo­
litik. Für kurze Zeit schienen sich mit dem deutschen Regierungswechsel die Konturen einer 
Koalition europäischer und nationaler Akteure abzuzeichnen, die die Fesseln der restriktiven 
Maastricht-Interpretation zumindest lockern wollten (vgl. Dyson 1999). Stand der Beschäfti­
gungspakt mit seinem "Makro-ökonomischen Dialog" noch im Zeichen eines durch die Achse 
Bonn-Paris abgestützten Vorstoßes für eine europäische Konfliktbearbeitung (Lafontainel 
Strauss-Kahn 1999; SPE-ECOFIN-Gruppe 1998), hat sich mit dem Rücktritt von Oskar La­
fontaine nicht nur in der Bundesrepublik der Wind gedreht, sondern scheint selbst Frankreich 
zunehmend resignierend umzuschwenken (Dräger/ Wolf 1999). Der Kölner Gipfel hat bereits 
unter neuen Vorzeichen diese (alte) sozialdemokratische Agenda abgearbeitet. Nimmt man 
das Schröderl Blair-Papier zumindest als Richtungsmesser, sticht insbesondere das faktische 
Fehlen der europäischen Dimension ins Auge. Eine Rolle der EU ist jenseits der Liberalisie­
rung des Welthandels und der Vollendung des Binnenmarktes ausgespart (Schröder/ Blair 
1999). 
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Ob seitens der Gewerkschaften neue Impulse ausgehen ist offen. Formal wurde mit dem 
"Europäischen Beschäftigungspakt" ihre Hauptforderung erfüllt. Ob dies einer "staatlichen" 
Organisationshilfe gleichkommt, um die Schwierigkeiten, die bisher einer Europäisierung der 
Tarifpolitik entgegenstanden (vgl. Schulten 1998), zu überwinden bleibt abzuwarten. Wahr­
scheinlicher scheint vorerst, daß es zu einem Bedeutungsgewinn der Lohnpolitik auf nationa­
ler Ebene kommt. Der Trend, mit den unl eine moderate Lohnpolitik gestrickten "Sozialen 
Pakten" auf die Herausforderungen der Regimekonkurrenz zu reagieren (vgl. Hassel 1998) 
und damit eine wettbewerbspolitische "Beggar-my-neighbour"-Politik zu perpetuieren, ist 
offensichtlich. Mildernde Umstände sind durch die Europäisierung der Beschäftigungspolitik 
augenblicklich nicht abzusehen. 
Im Amsterdamer Beschäftigungstitel bereits die Konturen eines "regulierten Kapitalis­
mus" zu erblicken scheint daher voreilig. Richtig ist, daß sich in den beschäftigungspoliti­
schen Auseinandersetzungen die Hegemoniekrise des Neoliberalismus spiegelt. Dieser hatte 
sich auf europäischer Ebene freilich nie in Reinform konstitutionell verankert, sondern war 
durch die Existenz nationaler Politikprojekte sowie der ökonomischen Binnenstruktur der 
europäischen Kapitalismen schon immer mehrfach gebrochen. Aus der hier gewählten inte­
grationstheoretischen Perspektive ist man - mit Blick auf das inhaltliche Profil- eher geneigt, 
der europäischen Beschäftigungspolitik weitestgehend integrationspolitische Kontinuität zu 
bescheinigen und die neuen regulierenden Kapazitäten zu betonen, die über die Beschäfti­
gungspolitik erschlossen wurden. Der Stellenwert des Politikfelds ergibt sich gegenwärtig 
gerade dadurch, das es als eigenständige Ressource eines "Schumpeterianischen-Leistungs­
Regimes" erschlossen wurde. "Regulierter Kapitalismus" im Sinne einer Aufwertung des So­
zialen gegenüber dem Ökonomischen wäre dann gerade davon abhängig, daß die europäische 
Beschäftigungspolitik diesen Stellenwert verliert. 
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Schon seit Anfang der 90er Jahre stand der Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit auf 
der europäischen Agenda. Die Dynamik, mit der sich die Herausbildung einer europäischen 
Beschäftigungspolitik als eigenständiges Politikfeld vollzog und gegen Ende des Jahrzehnts 
- intensivierte (vom Essen-Follow-up über den Beschäftigungstitel des Amsterdamer Vertra­
ges bis hin zum Kölner Beschäftigungspakt), überraschte dennoch gleichermaßen wissen­
schaftliche und politische Beobachter. 
Inzwischen ruht die europäische Beschäftigungsstrategie auf drei Säulen (European 
Council 1999): Die beiden wichtigsten sind einmal die Koordinierung der nationalen Be­
schäftigungs- bzw. Arbeitsmarktpolitiken (der sogenannte "Luxemburg-Prozeß"). Dazu 
kommt der "Köln-Prozeß", mit dem Mitte 1999 ein regelmäßiger Gesprächskontakt zwischen 
jenen Akteuren institutionalisiert wurde, die entscheidenden Einfluß auf die makroökonomi­
sche Variablen der Wirtschaftspolitik haben (Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik): Wirtschafts-, 
Finanzminister, Arbeits- und Sozialminister sowie Vertreter der Europäischen Zentralbank, 
der Sozialpartner und der Kommission. Während hiermit europapolitisches Neuland betreten 
wurde, verweist schließlich der "Cardiff-Prozeß" - als weitere Säule der Beschäftigungsstra­
tegie - auf die Kontinuität in der Beziehung zum Binnenmarktprojekt. "Durch die Verstär­
kung der Strukturreformen, um die Wettbewerbsfähigkeit und das Funktionieren der Güter-, 
Dienstleistungs- und Kapitalmärkte zu verbessern" soll das "Ziel eines hohen Beschäfti­
gungsniveau" erreicht werden (Europäischer Rat 1998). Mit der Reform der Strukturfonds 
von 1999 wurde außerdem eine Verknüpfung von Strukturpolitik und Beschäftigungspolitik 
hergestellt. Dies kann als weiterer Baustein der Europäischen Beschäftigungsstrategie gelten. 
Das Urteil über die neue Policy fällt allerdings sehr zwiespältig aus. Auf der einen Seite 
steht die These, daß es sich hier letztlich nur um symbolische Politik handelt (Keller 1999); 
auf der anderen Seite wird den neuen Bestimmungen eine substanzielle Bedeutung zugemes­
sen - entweder mit der Hoffnung auf einen Durchbruch zum "regulated capitalism" (Pollack 
1999) verbunden oder aber mit der Befürchtung, daß hier ein weiterer Schritt in die Richtung 
eines Brüsseler Superstaates vollzogen worden sei (Feldmann 1998). Diese Diskrepanzen in 
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der Bewertung rühren u.a. daher, daß die "klassischen" Kriterien, mit denen die europäische 
Politik bislang wissenschaftlich vennessen wurde, zur Beantwortung der Frage nach den Wir­
kungen und "Funktionsprinzipien" der neuen Policy wenig tauglich scheinen. Auch die Frage, 
in welchem Ausmaß nationale und europäische Politiken im Bereich der Beschäftigung mit­
einander verzahnt sind, läßt sich mit diesem Instrumentarium der Analyse nur schwer beant­
worten. 
Im Bereich der Beschäftigungs- bzw. der Arbeitsmarktpolitik9 hat eine Vergemeinschaf­
tung - im Sinne eines Kompetenztransfers auf die europäische Ebene - nicht einmal im An­
satz stattgefunden. Die Rolle der Union ist lediglich ergänzend und unterstützend angelegt. 
~ Mittelpunkt der Beschäftigungspolitik steht die europäische Koordination nationaler Poli­
tiken. Der Ministerrat verabschiedet nach Schlußfolgerungen des Europäischen Rates auf In­
itiative der Kommission beschäjtigungspolitische Leitlinien. Diese sind von den Mitglied­
staaten in ihren sog. Nationalen Aktionsplänen (NAP) zu berücksichtigen. Ein Sanktionsin­
strumentarium, um die Einhaltung der Leitlinien zu kontrollieren, ist jedoch nicht vorgesehen. 
Allenfalls können Empfehlungen ausgesprochen werden. Seitdem jedoch die Beschäftigungs­
politik in Amsterdam 1997 primärrechtlich normiert wurde, läßt sie sich auch nicht mehr als 
rein intergouvernementale Politik fassen. Die Infrastruktur des Politikfeldes wurde u.a. durch 
den Ausschuß für Beschäftigung und Arbeitsmarktfragen ausgebaut und Beschäftigungsbe­
lange sollten künftig in allen Gemeinschaftspolitiken berücksichtigt werden. Auch das Koor­
dinationsverfahren selbst hat den Status der völligen Unverbindlichkeit - anders als noch 
beinl sog. Essen-Follow-up - verlassen. 
Die neue Policy zeichnet sich vor allem durch neue, "weiche" Steuerungsfonnen aus. 
Management by objectives" und "Benchmarking"-Strategien sind die Schlagworte (Tömmel 
1999). Den Mitgliedstaaten werden mehr oder weniger konkrete Ziele vorgegeben, die sie in 
ihrer nationalen Politikgestaltung zu beachten haben. Das Benchmarking-Verfahren zielt da­
bei auf die Diffusion spezifischer Problemlösungsstrategien, um die arbeitsmarktpolitischen 
Problemlagen "vor Ort" zu bearbeiten. Der europäischen Ebene sind also keine regulativen 
Kompetenzen zugefallen (etwa im Hinblick auf die Ausgestaltung des Leistungsniveaus pas­
siver Arbeitsmarktpolitik oder aber des Profils aktiver Maßnahmen); gleichwohl zielen die 
europäischen Governance-Fonnen darauf, die nationalen Arbeitsmarktsysteme für pfadfremde 
Praktiken zu öffnen und damit Strategien der Arbeitsmarktpolitik zu verallgemeinern. Dieses 
gilt auch für die arbeitsmarktpolitisch relevanten Programme der Strukturfonds. Über sie 
werden spezifische Problemlösungsstrategien diffundiert, die im Zuge des Implementations­
prozesses auf eine Öffnung der nationalen Arbeitsmarktregime hin wirken sollen. Sie sind aber 
weniger als eine klassische, distributive Politik angelegt, die die Problemlagen des Arbeits­
marktes kompensatorisch bearbeiten sollen. Sie werden vielmehr von der Vorstellung eines 
umfassenden staatlichen Human-Ressource-Management geleitet. Arbeitsmarktpolitik selber 
soll durch die Akzentuierung von Strategien eines "lebenslangen Lernens" die "Employabili­
ty" (Beschäftigungsfähigkeit im Sinne der Verfügbarkeit für den ersten Arbeitsmarkt) des 
9 	 Charakteristisch für die "europäische Beschäftigungspolitik" ist, daß es sich im wesentlichen um Arbeits­
marktpolitik handelt. Die Debatte, die zur Herausbildung des Politikfeldes führte, zeichnete sich bereits durch 
die Ausklammerung der makro-ökonomischen Dimension aus (Tidow 1998). Erst mit dem Kölner Beschäfti­
gungspakt wurde eine Verbindung dieser Dimension zur neuen Beschäftigungsstrategie hergestellt. 
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Arbeitskräftepotentials im Hinblick auf die ökonomische Wettbewerbsfähigkeit der Region 
fördern. 
Das Nebeneinander von neuen, europäischen Steuerungsformen und fortbestehende na­
tionalen (arbeitsmarkt- und sozialpolitischen) Kompetenzen macht deutlich, daß sich die neue 
Policy aus den klassischen integrationstheoretischen Perspektiven kaum erschließen läßt. 
Auch auf einem gedachten Kontinuunl zwischen nationalem und supranationalem Go­
vernance (Stone Sweetl Sandholtz 1999) ist sie nicht zu verorten. Um die neue Qualität der 
Beschäftigungspolitik, ihren Stellenwert im europäischen Projekt und das Ineinandergreifen 
von europäischer und nationaler Ebene zu verstehen, bedarf es daher anderer integrationstheo­
retischer Instrumentarien und einer veränderten Steuerungsperspektive, die die neuen Go­
vernance-Formen nicht nur in Rechnung stellt, sondern ebenfalls ihren politischen Kern her­
ausarbeitet. 
Neben dem Bedeutungszuwachs der Beschäftigungsdimension auf der europäischen 
Agenda ist es daher vor allem eine neue Qualität der europäischen Beschäftigungspolitik, die 
das Politikfeld kennzeichnet und die im folgenden herausgearbeitet werden soll. Diese neue 
Qualität ist dabei Ausdruck einer neuen Qualität der Integration, die sich mit dem Binnen­
marktprojekt und dem Übergang zur Währungsunion durchsetzte. Die Herausbildung und der 
Stellenwert der neuen policy lassen sich nur im Kontext der "Post-Maastricht-Krise" (Dep­
pelFelder 1993) erschließen. Diese unterscheidet sich deutlich von den Krisen "alter Art" zwi­
schen europäischen Regierungen und ihren nationalen Politikprojekten. Sie artikuliert sich 
vielmehr als ein tiefgreifender Konflikt zwischen Regierenden und Regierten quer durch Eu­
ropa - und wirkt so auf die Ebene der Europapolitik zurück. Sie markiert den tiefgreifenden 
Wandel von Staatlichkeit, der aus einer veränderten Funktionsbestimmung des N ationalstaa­
tes und aus einer neuen Form der ökonomischen Verknüpfung von regionaler, nationaler, eu­
ropäischer und globaler Ebene resultiert. 
Die nationalen Regierungen gerieten Anfang der neunziger Jahre durch den zunehmen­
den innergesellschaftlichen Widerstand gegen die sozialen Folgen der Modernisierungspoliti­
ken unter Druck. Die Bearbeitung dieser Konfliktdimensionen wurde aber nicht allein durch 
den Zwang zur globalen Wettbewerbsfähigkeit, sondern insbesondere durch die Verkoppe­
lung von nationaler und europäischer Politik im Übergang zur Währungsunion beschränkt. 
Eine weitere Vertiefung der Integration als möglicher Ausweg scheiterte wiederum daran, daß 
sich die politisch geschwächten Nationalstaaten unter Legitimationsdruck zunehmend auf sich 
selbst zurückzogen (DeppeIFeIder 1993). Immer tiefer gerieten daher die nationalen Regie­
rungen und das politisch-administrative System der EU in den Strudel eines wechselseitigen 
Legitimationsdefizits. Das Weißbuch der Kommission über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung (1993) markierte den ersten Versuch, aus diesem Dilemma auszubrechen. 
Im folgenden werden zunächst - ausgehend vom sozioökonomischen Umbruch vom For­
dismus zum Postfordismus - unsere integrations theoretischen Perspektiven entwickelt und 
historisch verortet (2. Abschnitt). Im folgenden Schritt werden die veränderten Formen der 
Steuerung und das Zusammenspiel von europäischer und nationaler Ebene am Beispiel der 
europäischen Beschäftigungspolitik analysiert (3. und 4. Abschnitt). Zum Schluß werden die 
Ergebnisse integrationstheoretisch reflektiert (5. Abschnitt). 
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2. Gesellschaftliche Umbrüche und eine neue integrati­
onspolitische Realität 
Der veränderte Stellenwert der Beschäftigungspolitik in der europäischen Politik ist Re­
sultat eines tiefgreifenden sozialäkonomischen und politischen Transfonnationsprozesses, den 
Eric Hobsbawm in seiner Jahrhundertbilanz (1994: 403 ff.) als "Erdrutsch" charakterisiert hat. 
Seit Mitte der 70er Jahre zeichnete sich immer deutlicher das Ende der Prosperitätskonstella­
tion des Nachkriegskapitalismus ("Golden Age") ab: sinkende Wachstumsraten, inflationärer 
Druck, steigende Staatsverschuldung und ein deutlicher Anstieg der Streiktätigkeit (vgl. u.a. 
Glyn u.a. 1991; Lipietz 1992; Therborn 1995: 304 ff.). Gleichzeitig signalisierte der kontinu­
ierliche Anstieg der Massenarbeitslosigkeit seit der ersten Weltwirtschaftskrise (1974/5) das 
"Ende der Vollbeschäftigung". Der Erfolg bzw. der Mißerfolg nationaler Regierungspolitik 
wurde fortan auch an der Entwicklung der Arbeitslosenquote und der damit verbundenen so­
zialen Probleme der Fragmentierung und Marginalisierung sowie der chronischen Ausbrei­
tung von Armut gemessen. 
In der Reaktion auf die Widersprüche und in der Folge von Niederlagen der politischen 
und gewerkschaftlichen Linken in fast allen Ländern Westeuropas (Sassoon 1996: 445 ff.) 
vollzog sich ein politischer, vor allem aber ein wirtschaftspolitischer Paradigmen wechsel zu­
gunsten des "Neoliberalismus"lO. Wirtschaftliche Stagnation, Inflation und Arbeitslosigkeit 
wurden dabei einerseits als Fehlorientierung der Wirtschaftspolitik interpretiert, andererseits 
auf eine extrem gesteigerten Durchsetzungsmacht der Gewerkschaften bei Lohnverhandlun­
gen, bei staatlichen Entscheidungen über wohlfahrts staatliche Leistungen sowie in der Ar­
beitsmarktpolitik zurückgeführt. Der Wohlfahrtsstaat der "Golden-Age"-Periode habe bei der 
Bewältigung der ökonomischen und sozialen Krise der 70er Jahre nicht nur versagt, sondern 
sei selbst die Ursache des Problems, da er ökonomische Leistungsbereitschaft und Innovation 
blockiere. Er sei - kurz gesagt - zu wenig flexibel und zu teuer. Die Aufgabe der Politik - so 
die Programmatik der von konservativen und liberalen Parteien geführten Regierungen in 
Europa seit dem Wahlsieg der britischen Konservativen unter Margaret Thatcher im Jahre 
1978 bestehe nicht im sozialen Ausgleich durch Umverteilung des materiellen Reichtums, 
sondern darin, die Effizienz und Flexibilität der Arbeitsmärkte wie der Sozialsysteme zu stei­
gern. 
Im Ergebnis dieser Politik, die in den 80er Jahren in unterschiedlichen nationalen Kon­
texten und mit Unterschieden in der Radikalität ihrer Mittel durchgeführt wurde, "tradi tional 
Keynesianism has been effecti vel y eclipsed as the macro-economic foundations to labour 
market regimes in the region" (Teague 1999: 34). Gleichwohl ließ die Verdoppelung der 
Quote der Erwerbslosigkeit in der EU (zwischen 1979 und 1993, Bieling/Deppe 1997: 355) 
10 	 Als "Neo liberalismus" bezeichnen wir eine Konzeption der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, die ideen­
geschichtlich auf Adam Smith und die Neoklassik zurückgeht (und in der Auseinandersetzung mit sozialisti­
schen und keynesianischen Positionen vor allem von Friedrich von Hayek und seiner Schule vertreten wur­
de). Er geht vom Primat der Wettbewerbs fähigkeit des Einzelunternehmens aus und will eine Dynamisierung 
des Wirtschafts wachstums und des individuellem Wohlstands durch Deregulierung, Flexibilisierung und Pri­
vatisierung erreichen (zur neoliberalen Schulen- und Strategiebildung vgl. Cockett 1996; PlehwelWalpen 
1999). 
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deutlich erkennen, daß der wirtschaftspolitische Paradigmenwechsel in den Mitgliedstaaten 
zwar zur Dynamisierung der Marktkräfte, zur Verbesserung der einzelwirtschaftlichen Wett­
bewerbsfähigkeit und auch zur Entlastung der Staatstätigkeit, nicht aber zur Lösung der mit 
der Massenarbeitslosigkeit verbundenen "sozialen Probleme" geführt hatte. Anthony Giddens 
(1995: 73) stellte fest: "Full employment is a distant memory of most western countries, and 
the welfare systems they took to be firmly established look distinctly fragile". 
Die Analyse der nationalen Arbeitsmarktregime und -politiken in den 80er Jahren läßt­
auf den ersten Blick - eine erstaunliche Vielfalt institutioneller Muster und Pfade erkennen, 
obwohl sich der Druck zu einer Reform nationaler Systeme vor allem über die transnationale 
Wettbewerbsfähigkeit und - für die Teilnehmerstaaten des Europäischen Währungssystems 
(EMS) seit 1978 - auch über die monetäre Disziplin, die von der Deutschen Mark und der 
Politik der Deutschen Bundesbank ausging, vermittelte. In den unterschiedlichen Regimen 
artikulierten sich nicht allein spezifische nationale Traditionen (z.B. des Rechtssystems bzw. 
der Konstruktionsprinzipien der wohlfahrtsstaatlichen Systeme (vgl. Esping-Anderson 1990; 
DeppefWeiner 1991), sondern auch spezifische Konstellationen der politischen und sozialen 
Kräfte. Zu Beginn der 80er Jahre standen sich daher neoliberale Politikmuster (z.B. in Groß­
britannien) und Politiken gegenüber, die auf eine Nachfragesteuerung sowie auf einen Ausbau 
des "keynesianischen, nationalen Wohlfahrtsstaates" (Jessop 1995) setzten (in Frankreich bis 
1983, die skandinavischen Ländern und Österreich). Erst mit dem Binnenmarktprojekt der 
Europäischen Kommission unter Jacques Delors (seit 1985) begann ein tiefgreifender Wan­
del, der nicht allein die Qualität der Verbindung von Nationalstaat und Europäischer Union, 
sondern auch einzelne Policy-Projekte - und hier insbesondere die Beschäftigungspolitik, die 
nach Maastricht (1991) auf die Tagesordnung europäischer Politik geriet - neu definierte. 
Bis zunl Binnenmarktprojekt ließ sich das Verhältnis von nationaler und europäischer 
Ebene noch im Begriff der Komplementarität fassen. Die Integration war "Reaktion auf die 
Erfahrung des Ungenügens nationaler Räume und Ressourcen, um den ökonomischen und 
politisch-militärischen Herausforderungen im Weltsystem zu begegnen und um, damit zu­
sammenhängend, die nationalen Gesellschaften zu modernisieren". Als eine die "nationale 
Staatlichkeit komplementierende Ebene (stärkte) die europäische Ebene den Nationalstaat, sie 
schwächte ihn nicht" (Ziltener 1999: 124). Unter den Bedingungen des "embedded libera­
lism" (Ruggie 1992) war eine (nationale) keynesianische Beschäftigungspolitik grundsätzlich 
möglich. Unterschiedliche Politikprojekte und Arbeitsmarktregime konnten koexistieren und 
"pfadabhängig" auf ökonomische und politische Veränderungen reagieren. 
Die Erosion dieser Konstellation vollzog sich letztlich auf der Basis der "zunehmenden 
Globalisierung der Kapitalmärkte, der Internationalisierung der Gütermärkte und der (mit dem 
Binnenmarktprojekt, d. Verf.) fortschreitenden europäischen Integration" (Scharpf 1999: 12). 
Die nationalen Regierungen verloren - vor allem in der Folge der Liberalisierung der Finanz­
märkte und der geradezu explodierenden Aktivitäten auf dem Gebiet der Geldgeschäfte - ei­
nen wesentlichen Teil ihrer klassischen Souveränitätsansprüche. Der "entbettete Weltmarkt" 
wirkt als System von "Sachzwängen" - hinsichtlich der Zins- und Fiskalpolitik, aber auch 
hinsichtlich der Entwicklung der Kosten bei den Löhnen und den Sozialausgaben - auf die 
nationale Politik zurück (Altvater/Mahnkopf 1996: 112 ff.). "Die politisch-ökonomischen 
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Ordnungen und die Sozialstaaten der Nachkriegszeit befinden sich auch dort im Belagerungs­
zustand, wo sie noch immer verteidigt werden" (Scharpf 1999: 45; vgl. auch BielinglDeppe 
1999). Die Bedingungen der internationalen Wettbewerbsfähigkeit diktieren den ökonomi­
schen wie den politischen Akteuren eine Verhaltenslogik, für die es keine Alternative zu ge­
ben scheint. Sie müssen sich - zur Verteidigung des jeweiligen "Standortes" (des Unterneh­
mens, der Region, der Gemeinde, der Nation und ihres Staates) - an das jeweils weitest fort­
geschrittene Niveau der Modernisierung und Produktivität anpassen und - bei Strafe des Un­
tergang - annähern. Damit verändert sich der Charakter der Politik sowie der Funktionsbe­
stimmung des Staates grundlegend: diese nimmt Abschied von den alten Leitbildern des "In­
terventionsstaates" (Willke 1992), der durch Umverteilung und Regulation nicht nur für die 
Stabilität der Nationalökonomie sondern auch für die materielle Fundienlng eines "Klassen­
kompromisses" zu sorgen hat. Als "Wettbewerbsstaat" (Hirsch 1995) bzw. als Moderator ei­
ner "regulativen Politik" (Majone 1996) besteht seine Aufgabe wesentlich darin, a) die Ange­
botsbedingungen zu optimieren, b) die Wettbewerbsposition zu stärken und c) die neuen Ver­
knüpfungsverhältnisse im Mehrebenensystem europäischer Politik zu organisieren. 
Für die Analyse des Integrationsprozesses ist dabei von Bedeutung, daß der Zusammen­
hang zwischen Weltmarktprozessen und der Transformation des Nationalstaates zum "Wett­
bewerbsstaat" angemessen begriffen wird. Neuere Ansätze aus dem Bereich der International 
Political Economy (IPE) versuchen das Verständnis von Globalisierung zu repolitisieren 
(Hay/ Marsh 1999), indem sie neue Brückenschläge zwischen Staatstheorie und IPE vor­
schlagen. 
The predominant theoretical focus of IPE increasingly concerns state theory, and state 
theory, too, must increasingly concern the international and transnational dimensions of 
the state that are at the heart of the new IPE. Thus state theory is beeing reconceptualized 
through its interactionwith International Political Economy, changing our ideas about 
how the political arena itse1f is heing restructured in its global context (Cerny 1999: 1). 
Im Mittelpunkt des Interesses stehen demnach die interaktiven Prozesse zwischen natio­
naler Restrukturierung, Internationalisierung und Transnationalisierung. Die Europäische In­
tegration bleibt von der neuen Qualität der Globalisierungsprozesse und der Infragestellung 
dualistischer Konzeptionen des "Globalen" und "Nationalen" (Sassen 1998) nicht unberührt. 
Als Schnittstelle von ökonomischen Globalisierungsprozessen, transnationaler Vergesell­
schaftungsdynamik und der wettbewerbsorientierten Reorganisation des Staates bietet sie sich 
geradezu als Untersuchungsgegenstand für die politisch institutionalisierte Verarbeitung von 
Globalisierungsprozessen an (Starie 1999). 
Insofern korrespondiert die Verunsicherung hinsichtlich der Erklärungskraft der traditio­
nellen integrationstheoretischen Paradigmen mit der Wahrnehmung einer neuen Gestalt der 
Politik (JachtenfuchslKohler-Koch 1996). Mit der Realisierung des Binnenmarktprojektes 
und mit den Beschlüssen der Maastricht-Konferenz (1991) - vor allem aber mit der Realisie­
rung der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) bis 1999 - ist der Integrationsprozess in 
eine neue Phase eingetreten. Die politikwissenschaftliche Analyse der Integration - so beto­
nen Risse, Cowles und Caporaso (1999) - konzipiert diese nunmehr 
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in conjunction with the transformation of the very domestic society and polity which du­
ring the fIrst and second phase assumed a dominant casual role affecting integration. 
Thus, if we were to simply our central idea, we would say that domestic structures and 
politics influence regional integration, which in turn generate independent European 
structures (how independent is controversial), which then assurne enough casual mass to 
affect the domestic structures and relationships themselves. 
Der darin anklingende Perspektivenwechsel - von der europäischen Ebene hin zur wech­
selseitigen Strukturierung zwischen nationaler und europäischer Ebene - soll im folgenden in 
der These einer Strukturierung von Staatlichkeit durch europäische Integration (Felder 1999) 
zugespitzt werden und am Beispiel der "europäischen Beschäftigungspolitik" begründet und 
präzisiert werden. Wenn nationales Regieren zunehmend durch europäische Integration re­
stringiert wird, so bedeutet dies zunächst für die (nationale) Beschäftigungspolitik, daß von 
der Veränderung der Wettbewerbsbedingungen durch den Binnenmarkt, vor allem aber durch 
die WWU ein erheblicher Druck auf die nationalen Arbeitsmarktpolitiken ausgeht. Hinzu tritt 
aber - und dies scheint noch wichtiger -, daß durch die (europäische) Beschäftigungspolitik 
selber eine Konvergenz der nationalen Arbeitsmarktpolitiken vorangetrieben wird. Das Ver­
hältnis der beiden Ebenen wird also grundlegend neu vermessen. Es sind weniger die passiven 
als vielmehr die aktiven Elemente der politischen Strukturierung, auf die wir unsere Aufmerk­
samkeit richten. 
Unsere integrationstheoretische Analyse wird von staatstheoretischen Überlegungen in 
Anschluß an Bob Jessop (1993 und 1995) geleitet. Die Internationalisierung des Staates gilt 
demnach als zentrale strukturelle Veränderung im Übergang vom "keynesianischen Wohl­
fahrtsstaat" zum "schumpeterianischen Leistungs- (workfare) Regime". Die Veränderung von 
Staatlichkeit wird von Jessop anhand unterschiedlicher Dimensionen (Formen der Repräsen­
tation, interne Organisation, Formen der Intervention, soziale Basis der Staatsrnacht, Staats­
projekte und hegemonische Projekte) untersucht und hinsichtlich der Herausbildung neuer 
Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie beschrieben. Es sind vor allem die Staats­
projekte und ihre diskursive Reproduktion, die die einzelnen Dimensionen von Staatlichkeit 
miteinander verbinden und die es ermöglichen vom Staat als einem gesellschaftlichen Ver­
hältnis zu sprechen. 
Die Internationalisierung des Staates vollzieht sich für die westeuropäischen Staaten, so 
unsere These, als eine ungleiche Europäisierung einzelner Dimensionen von Staatlichkeit. 
Unter Europäisierung verstehen wir dabei weder ein "competitive state building", bei dem 
von der europäischen Ebene im Sinne eines Nullsummenspiels Staatsfunktionen übernommen 
werden, die vormals in nationaler Hand lagen, noch die Herausbildung eines europäischen 
Bundesstaates. Vielmehr gehen wir von einer Herausbildung partiell gemeinschaftlicher 
Strukturen von Staatlichkeit aus, die sich einer territorialen Zuweisung entziehen. Konkret 
sind dies die Interventionsformen des "schumpeterianischen Leistungsregimes" , die als euro­
päisches Governance die Grundlagen für einen entterritorialisierten Policy-Zyklus legen. 
Diese neuen Formen der Arbeitsteilung zwischen europäischer und nationaler Ebene 
können abstrakt an Hand der Beziehungen zwischen Staatsprojekten, hegemonialen Integrati­
onsprojekten und politikfeldspezifischen Integrationsprojekten beschrieben werden. Den na­
tionalen Staatsprojekten setzen wir in unserer integrationstheoretischen Analyse ein hegemo­
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niales Integrationsprojekt gegenüber, das die Kohärenz von nationalen Staatsprojekten, inter­
nationalem System und Weltmarkt sicherstellt. Es stellt eine Interessensynthese der Mitglied­
staaten und ihrer jeweils konkreten Staatsprojekte dar und gewinnt seine konkrete Gestalt 
durch einen intergouvernemental geprägten politischen Prozeß. Die Komplementarität zwi­
schen den nationalen Staatsprojekten und dem hegemonialem Integrationsprojekt bildet dabei 
eine Bestandsvoraussetzung europäischer Integration. Die auf dieser Grundlage geschaffene 
strategische Selektivität des hegemonialen Integrationsprojektes prägt wie im folgenden am 
Beispiel der Beschäftigungspolitik gezeigt werden soll - auch inhaltlich die Ausgestaltung 
europäischer Politik und sichert die inhaltliche Kohärenz der konkreten Projekte und Pro­
gramme europäischer Politik, indem sie die Grundlagen für ein spezifisches Polic y-Profi I legt 
(Basis-Philosophien, ordnungspolitische Leitbilder, kulturelle Werte etc.). 
Im Gegensatz zu den Staatsprojekten, die immer auch durch ein spezifisches gesell­
schaftliches Kräfteverhältnis geprägt sind, besitzt das hegemoniale Integrationsprojekt jedoch 
keine eigenständige zivilgesellschaftliche Verankerung. Es bleibt an die Vermittlung über die 
nationalen Staatsprojekte und deren intergouvernementale Vereinheitlichung gebunden. Die 
Möglichkeiten, das hegemoniale Integrationsprojekt von innen zu modifizieren bzw. zu ver­
ändern werden dadurch radikal begrenzt. Die Beziehungen zwischen Staatsprojekten und he­
gemonialem Integrationsprojekt bringen vor allem die disziplinierenden Elemente eines "neu­
en Konstitutionalismus" (Gill1998) zum Ausdruck und stärken die Rolle der nationalen Exe­
kutiven inl politischen Prozeß (Moravcsik 1997). 
Das Ineinandergreifen der strategischen Selektivitäten von Staatsprojekten und hegemo­
nialem Integrationsprojekt muß jedoch immer wieder aktiv hergestellt, konkretisiert und poli­
tikfeldspezifisch durchbuchstabiert werden. Zwischen beide treten daher konkrete politikfeld­
spezifische Integrationsprojekte. Die Politikformulierungs- und Inlplementationsprozesse 
vollziehen sich für die in unterschiedlichem Ausmaß vergemeinschafteten policies über euro­
päisches Governance als partiell gemeinschaftliche Strukturen von Staatlichkeit Damit erst ist 
die Grundlage gelegt für einen dynamischen Prozeß der Transformation von Staatlichkeit, die 
Herausbildung neuer Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie sowie für das Auf­
brechen pfadabhängiger Praktiken. 
Es sind also im wesentlichen zwei Prozesse, vor deren Hintergrund die Frage nach der 
"neuen" Qualität der Beschäftigungspolitik thematisiert werden muß, um zugleich das kon­
krete Verhältnis von europäischer und nationaler Ebene in diesem Politikfeld zu konkretisie­
ren: 1) eine neue Arbeitsteilung der bei den Ebenen im Sinne einer Strukturierung von Staat­
lichkeit durch die Herausbildung partiell gemeinschaftlicher Strukturen von Staatlichkeit; 2) 
neue Formen der Artikulation von Politik und Ökononue. 
3. 	 Neue Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie 
in der Beschäftigungspolitik 
Die neue Qualität der Beziehung zwischen nationaler und europäischer Ebene, die in der 
Herausbildung partiell gemeinschaftlicher Strukturen von Staatlichkeit zum Ausdruck kommt, 
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verweist nicht nur auf eine veränderte fonnale Struktur von Staatlichkeit. Ihren substantiellen 
Gehalt findet sie in neuen Fonnen der Artikulation von Politik und Ökonomie. Die grundle­
genden Verschiebungen zwischen bei den Bereichen zeigten sich in den achtziger Jahren zu­
nächst in den neoliberalen Deregulierungs- und Privatisierungsstrategien. Das neue Gleich­
gewicht zwischen Staat und Markt wurde im Rahmen des europäischen Binnenmarktprojektes 
vereinheitlicht. In der integrationstheoretischen Literatur wurde dies als negative Integration 
bezeichnet und bildete einen weiteren Mosaikstein zur Begründung der These einer prinzipi­
ellen Einschränkung staatlicher Handlungsfähigkeit (Scharpf 1996). 
Zunehmend wurde jedoch deutlich, daß dadurch nur die Erosion der alten wohlfahrts­
staatlichen Strukturen erfaßt wird, während die Herausbildung neuer staatlicher Funktionen 
unterbelichtet blieb. Genauere Analysen der Privatisierungsprozesse ergaben nämlich, daß der 
Rückzug des Staates zugleich mit neuen Fonnen der Regulierung verbunden ist (Grande 
1998). Privatisierung und Deregulierung führen also nicht zum Abschied vonl Staat sondern 
zur Herausbildung neuer Aufgabenbereiche, die mit dem Begriff des "regulativen Staates" 
("regulatory state") umschrieben werden (Majone 1996). Der Übergang vom Wohlfahrtsstaat 
zum Regulienlngsstaat bringt zwei markante Veränderungen hervor. Einerseits nimmt die 
Bedeutung regulativer zu Lasten redistributiver Funktionen zu. Gerade bei der regulativen 
Politik ist die Europäisierung besonders stark ausgeprägt. Andererseits beschränkt sich die 
Herausbildung neuer Fonnen der Artikulation von Politik und Ökonomie nicht auf neue 
Grenzziehungen zwischen Staat und Markt. Staatliches Handeln ist vielmehr selbst einem 
tiefgreifenden Wandel unterworfen. Der enge Zusammenhang zwischen neuen Mustern der 
Trennung und des Zusammenwirkens von Politik und Ökonomie und der europäischen Inte­
gration zeigt sich besonders deutlich in den Dimensionen des regulativen Staates. Damit sind 
allerdings noch längst nicht alle Dimensionen der veränderten Fonnen der Artikulation von 
Politik und Ökonomie erfaßt. 
Regulationstheoretische Arbeiten analysieren diese Zäsur vor allem aus der Perspektive 
des Zusammenspiels veränderter ökonomischer Bedingungen und deren institutioneller Ein­
bettung. Sie gehen von einem umfassenden Wandel der Beziehungen zwischen Akkumulati­
onsregime und Regulationsweise im Übergang vom Fordismus zum Postfordismus aus (Jes­
sop 1993). Aus diesem Blickwinkel treten die vielschichtigen Aspekte der Veränderung von 
Staatlichkeit und deren Einbettung in eine neue Fonn der Vergesellschaftung klarer hervor. 
Konkret wird die Dynamik der Beziehungen zwischen Akkumulationsregime und Regulati­
onsweise an der veränderten Funktion des Lohnes und der Währung verdeutlicht. Im Mittel­
punkt der fordistischen Konstellation stand einerseits die Rolle des Lohnes als Quelle der na­
tionalen Nachfrage und andererseits die Rolle der nationalen Währung als Instrument einer 
keynesianischeh Finanz- und Haushaltspolitik. Im Übergang zum Post-Fordismus wird der 
Lohn dagegen primär aus der Perspektive internationaler Produktionskosten und das Geld in 
seiner Funktion als internationale Währung wahrgenommen. Die darin zum Ausdruck kom­
menden Umkehrung der primären und sekundären Widersprüche entspricht einem Paradig­
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menwechsel beim zentralen Staatsprojekt: der auf "Workfare"ll bezogenen Unterordnung der 
Sozial- unter die Wirtschaftspolitik. 
Diese konkreten Formen der Mediation zwischen Politik und Ökonomie lassen sich für 
den Prozeß der Vergesellschaftung folgendermaßen verallgemeinern (Felder 1999): Die Aus­
tauschbeziehungen zwischen der Ordnung des Politischen und der Ordnung des Ökonomi­
schen sind einem umfassenden Wandel unterworfen (Theret 1994). Dieser findet in einer neu­
en Ideologie des historischen Blocks, "dem liberalen Produktivismus" (Lipietz 1991), seinen 
Ausdruck. Die bisher bestehende Trennung zwischen Politik und Ökononlie wird durchbro­
chen. An ihre Stelle tritt der "kategorisch gewordene technisch-ökonomische Imperativ", der 
im Gegensatz zur wohlfahrtsstaatlichen Inklusionsideologie keiner gesellschaftlichen Recht­
fertigung nlehr bedarf. Der Markt wird zum allgemeinen regulierenden und organisierenden 
Prinzip. Die neuen Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie reichen also über 
Grenzverschiebungen zwischen Markt und Staat hinaus. Die Topographie des Sozialen wird 
vollständig durch neue Formen der Mediation zwischen Politik und Ökonomie geprägt. Öko­
nomische Abstraktions-, Bedeutungs- und Bewertungsmuster führen zu Entdifferenzierungs­
prozessen, die gesellschaftliche Problemlagen von ihren kausalen Zusammenhängen trennen 
und außerdem zu einer neuen strategischen Selektivität von Staatlichkeit führen. 
Die neuen Mediationsformen lassen sich auf drei unterschiedlichen Ebenen darstellen 
(Felder 1999) und durch Beispiele aus dem Bereich der Beschäftigungspolitik illustrieren. 
(1) Der Siegeszug des Neoliberalismus und die Verallgemeinerung angebotsorientierter 
Prämissen schaffen erstens strukturelle Begrenzungen der Reichweite von Politik. Die Um­
verteilung von Reichtunl wird aus dem Spektrum staatlichen Handeins ebenso ausgeschlossen 
wie makroökonomische Strategien. Bereits mit dem EWS wurde der Weg für eine monetari­
stisch, angebotsorientierte Stabilisierung der europäischen Volkswirtschaften beschritten und 
die makro-ökonomischen Politiken einer beschäftigungspolitischen "Verantwortung" entzo­
gen (Scharpf 1987). Spätestens mit dem Scheitern des "französischen Experiments" war of­
fensichtlich, daß nationale Alleingänge, die einer keynesianischen Wirtschaftspolitik ver­
pflichtet waren, nicht mehr möglich sind (Steinhilber 1999). Mit dem Binnenmarktprojekt, 
der politisch forcierten Liberalisierung der nationalen und internationalen Kapital- und Fi­
nanzmärkte und mit den Konvergenzkriterien von Maastricht (als Vorbedingung für den Ein­
tritt in die WWU) wurde der Gestaltungsspielraum nationaler Politik weiter beschnitten. Auf­
grund dieser Verankerung nationaler Politiken im restriktiven Rahmen eines europäischen 
Hegemonialprojekts, bewegten sich seitdem beschäftigungspolitische Optionen und Alterna­
tiven nur innerhalb dieses "neuen Konstitutionalismus" (Gill 1998). 
11 	
"Workfare gewinnt zunehmend den Status eines sozialpolitischen Paradigmas, das die etablierte (neoliberale) 
Arbeitsmarktpolitik ergänzt und verstärkt. Welfare-to-Workfare-Maßnahmen werden von einer großen Zahl 
von Ländern ausgiebig eingesetzt. Zugleich werden im Sinne der angebotsorientierten Wirtschaftstheorie die 
Ursachen von Armut und Unterbeschäftigung in der 'Sozialstaatsabhängigkeit' • in der geringen Arbeitsmoral 
und der unzureichenden 'Erwerbsfahigkeit' verortet. Bisherige Ansätze, die auf die Schaffung von Arbeits­
plätzen und auf bessere Sozialleistungen setzten, werden als zu teuer und kontraproduktiv abgelehnt. In einer 
Welt der flexiblen Arbeitsmärkte, so wird heute argumentiert, müssen alle, die arbeiten können, auch arbei­
ten. Aktive Welfare-to-Workfare-Maßnahmen müßten dazu dienen, die Option eines 'Lebens auf Staatsko­
sten' auszuschließen" (Peck 1999: 193). 
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Makroökonomische Politik ist nicht unwichtiger geworden, aber ihre Parameter haben 
sich grundlegend verschoben. Geld- und Währungspolitik sind dem nationalen Zugriff entzo­
gen und dienen vorrangig denl Ziel der Inflationsbekämpfung. Unter dem Druck fiskalpoliti­
scher Konsolidierung sind expansive Wachstums- und Nachfragestrategien ausgeschlossen. 
Umverteilung ist nur soweit möglich, wie sie die internationale Konkurrenzfähigkeit des je 
nationalen Standortes nicht gefährdet. Unter dem Druck der Regimekonkurrenz (und einer 
Steuerpolitik, die die Unternehmen und die hohen Einkommen entlastet) wirkt sie meist als 
Umverteilung von unten nach oben. Selbst die Kritiker einer monetaristischen Wirtschaftspo­
litik, die in den vergangenen Jahren aufgrund der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit zuneh­
mend in die Defensive geriet, bleiben mit ihrer Forderung nach einer "neutralen" Fiskal- und 
Geldpolitik, die möglichst Schocks vermeidet, dem restriktiven Rahmen verhaftet. Die Lohn­
politik bleibt die zentrale beschäftigungspolitische - und daher strategische - Variable. Damit 
vollendet sich der (bereits erwähnte) Bedeutungswandel des Lohnes von einer Quelle natio­
naler Nachfrage hin zum Kostenfaktor internationaler Wettbewerbsfähigkeit. Durch die An­
bindung der Tarifpolitik an die Konvergenzkriterien wird diese indirekt europäisiert. 
Der Kölner Beschäftigungspakt spiegelt genau diesen "neokeynesianischen Konsensus" 
(Teague 1999): Das Zusammenwirken der einzelnen Policies wird zwar grundsätzlich aner­
kannt und eine "politische" Abstimmung bejaht; die "kooperative, makroökonomische Policy­
Mixtur" läßt jedoch die zentralen strategischen Bezugspunkte der Geld- und Fiskalpolitik un­
berührt. Statt dessen werden die Sozialpartner aufgefordert, bei der Lohnpolitik das Preissta­
bilitätsziel der Europäischen Zentralbank zu beachten und damit die eigentliche Grundlage für 
das Beschäftigungswachstum zu legen. Damit reproduziert sich auf europäischer Ebene le­
diglich eine Tendenz, die bereits die nationale Tarifpolitik bestimmte: eine Verschiebung zum 
Angebotskorporatismus (Traxler 1995), bei dem "Sozialpakte" als "credibility pay bargain" 
zur innerstaatlichen Abstützung des ökonomischen Imperativs beitragen (Hassei 1998; Tea­
gue 1999). Zunl eigentlichen beschäftigungspolitischen Aktionsfeld des Staates wird so der 
Arbeitsmarkt selbst erhoben. 
(2) Während die Einwirkungsmöglichkeiten der Politik auf die Ökonomie systematisch 
begrenzt werden, findet in umgekehrter Richtung eine Ausweitung der Definitionsmacht öko­
nomischer Kriterien auf die Politik statt. Dies läßt sich anhand der Neuaus11chtung der Staats­
projekte nachweisen. Zwischen den einzelnen Policies wird eine veränderte Zielhierarchie 
hergestellt. Durch diese werden die wettbewerbsorientierten Policies gestärkt und die wohl­
fahrtstaatlichen Aufgabenprofile geschwächt. Dazu werden - und dies ist entscheidend - in­
nerhalb der einzelnen Politikfelder politische und soziale Zielkriterien durch ökonomische 
ersetzt. Die neuen FOffilen der Artikulation von Politik und Ökonomie erscheinen aus dieser 
Perspektive als eine Strategie der Ökonomisierung, die auf die umfassende Ausrichtung aller 
individuellen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Verhaltenswei­
sen und Handlungen auf ökonomische Kalküle geprägt ist (Pilz 1998: 15). Die dem Staat da­
bei zufallende Rolle geht weit über die Funktion eines (unabhängigen) Regulierers hinaus. 
Die Aufgaben des "aktivierenden Staates" (Heinze 1998) werden zunehmend nicht mehr in 
politischen sondern in ökonomischen Kategorien beschrieben: als Förderer zur Rentabilitäts­
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steigerung, als Auftraggeber und Kunde, als Steuerentlaster zur Kostensenkung sowie als Pri­
vatisierer und Deregulierer zur Beseitigung von Investitionshemmnissen (ebd.). 
Die Problemdefinition, die Politikformulierung und die Implementation sind gleicherma­
ßen durch die neuen Formen der Mediation zwischen Politik und Ökonomie geprägt. In der 
Arbeitsmarktpolitik zeigt sich dies besonders deutlich am Siegeszug der "Employability", die 
gegenwärtig zum zentralen Bezugspunkt arbeitsmarktpolitischer Debatten und Reformüberle­
gungen wird (Blancke/ Rothl Schmidt 1999) und die sich auch in die europäische Beschäfti­
gungsstrategie eingeschrieben hat. Die Europäische Kommission bemüht sich, den Modebe­
griff zu konturieren und konzeptionell zu festigen (Gazier 1999) "Employability" verweist ­
trotz aller weiterbestehenden Unterschiede im Detail - sowohl auf eine veränderte Problem­
perzeption der Arbeitslosigkeit, wie auch auf ein neues Verständnis von Arbeitsmarktpolitik 
und - damit einhergehend - auf eine neue Rolle des Staates. 
Arbeitslosigkeit wird zunächst ausschließlich von der Angebotsseite erklärt. Es ist die 
unzureichende Beschäftigungsfähigkeit des einzelnen, die seiner Beschäftigung im Wege ste­
he, der Mangel an Humanressourcen. Lebenslanges Lernen und die Investition in die eigenen 
Humanressourcen geraten damit zum individuellen Imperativ, um den ökonomischen Struk­
turwandel nachzuvollziehen und beschäftigungsfähig zu bleiben. Dementsprechend wird das 
Verhältnis von Rechten und Pflichten (arbeitsloser) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
neu definiert. Die Leistungskürzungen bei passiven Transferzahlungen erfolgen nicht nur un­
ter dem Kostendruck staatlicher Sicherungssysteme, sondern vollziehen die Erosion des Nor­
malarbeitsverhältnisses auch ideologisch nach: unter Modernisierungsdruck können keine 
"Besitzstände" garantiert werden und muß die Pflicht zur Arbeitsuche intensiviert werden. 
Um die "access ability" (philpott 1999) der Arbeitslosen zu fördern, ergänzt sich die Aus­
richtung auf "Employability" um eine aktivierende staatliche Arbeitsmarktpolitik. Die Ak­
zentverschiebung von der passiven zu aktiven Arbeitsmarktpolitik verweist insofern auch 
nicht auf ein "weniger" an staatlicher Einflußnahme, sondern auf ein qualitativ verändertes 
Aufgabenprofil. Im Mittelpunkt stehen weniger (kostenintensive) Beschäftigungsmaßnahmen, 
als vielmehr Qualifikation, Weiterbildung und die Förderung der Selbständigkeit. Rückge­
koppelt sind diese aber nun an die tatsächlichen und zukünftigen Bedürfnisse des Arbeits­
marktes (nicht der Arbeitskräfte), sei es durch den Ausbau prospektiver Analysekapazitäten, 
sei es durch staatlich finanzierte, unternehmensinterne und betriebsnahe Aus- und Weiterbil­
dung. 
"Employability" weist aber über diese Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne hinaus. Als 
Träger von Hunlanressourcen ist das Arbeitskräftepotential selbst eine Ressource von wirt­
schaftlicher Innovation, des Strukturwandels und der Wettbewerbsfähigkeit. Staatliche Ar­
beitsmarktpolitik zielt damit nicht nur auf die Arbeitslosen, sondern auf das gesamte Arbeits­
kräftepotential und die Herstellung und Erhaltung ihrer Beschäftigungsfähigkeit und "perfor­
mance ability" (Philpott 1999). Arbeitsmarktpolitik wird damit in doppelter Hinsicht aus sozi­
alpolitischen Begründungszusammenhängen herausgelöst und in wirtschafts,- wettbewerbs­
und strukturpolitische Begründungszusammenhänge eingebettet. Politik wird als staatliches 
Human -Ressource-Management reformuliert. 
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(3) Neue Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie sind schließlich auch bei 
der Analyse der internen Organisation des Staates und bei den Interventionsformen festzu­
stellen. Der Übergang von primär rechtlich normierten, hierarchischen Eingriffen, die Ergeb­
nisse formaler demokratischer Prozesse sind, zu den neuen Governance-Formen, die die 
Grenzen zwischen Politikformulierung und Implementation verschwimmen lassen, eröffnen 
den Blick auf die konkreten Mechanismen, mit denen die neuen Formen der Artikulation von 
Politik und Ökonomie hergestellt werden. Die funktional spezialisierten Verhandlungssyste­
me, die auf "problem-solving" und nicht auf "bargaining" ausgerichtet sind, schaffen jene 
entpolitisierten Räume, in denen - vielfach vermittelt über technokratische Problemlösungs­
philosophien - die ökonomische Logik zum Durchbruch kon11llt und die politische Perspekti ­
ve verdrängt wird. 
Auch dies läßt sich durch die europäische Beschäftigungsstrategie illustrieren. Der "Lu­
xenlburg-Prozeß" wurde in den vergangenen Jahren systematisch von einem Koordinations­
verfahren auf ein arbeitsmarktpolitisches Benchmarking ausgerichtet (Tidow 1999). Als be­
triebswirtschaftliches Managementkonzept zielt Benchmarking auf die kontinuierliche Suche 
nach und die Anwendung von "best practises", die die Wettbewerbsfähigkeit wesentlich ver­
bessern (Watson 1993). Dabei werden jene Prozesse, die bislang dem Markt entzogen waren, 
einem (künstlichen) Wettbewerb ausgesetzt. Über einen Kennziffernvergleich mit den jeweils 
"Klassenbesten" verspricht man sich weniger Aufschluß über die eigenen Schwächen, son­
dern über die Stärken der anderen. Benchmarking zielt unmittelbar darauf, "best practises" ­
erstens - zu identifizieren und - zweitens - diese im eigenen Unternehmen zu adaptieren. 
Auch bei der Übertragung des Konzeptes auf die Politik, soll das Konzept "den Weg zu Wett­
bewerbsfähigkeit, Wachstum und mehr Beschäftigung" weisen (ERT 1996). Mit der Über­
nahme dieses Konzeptes finden zugleich die zugrunde gelegten ökonomischen Rationalitäts­
kriterien Eingang in die Politik und verdrängen gleichsam die politische Rationalität. Der Be­
griff des "politischen Benchmarking" führt in die Irre; denn politisch ist nur der zu taxierende 
Gegenstand. 
Ein Vergleich der Beschäftigungsberichte der Europäischen Kommission für die Jahre 
1996 bis 1998 läßt deutlich den Ausbau eines europäischen, arbeitsmarktpolitischen Ben­
chmarkings erkennen. Im ersten Bericht steht die europäische Arbeitsmarktsituation, im 
zweiten stehen bereits die nationalen Arbeitsmarktperformanzen im Vordergrund. Im dritten 
Bericht findet sich bereits ein Kennziffernvergleich, bei dem die einzelnen Länder in ihrem 
Verhältnis zum "Europameister" vermessen werden. Es folgt eine ausführliche Würdigung 
der nationalen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und eine - noch vorsichtige - Empfeh­
lung innovativer Referenzpraktiken (European Commission! Council of Ministers 1996; Eu­
ropean Commission 1997; 1998). Bei diesem Vergleich wurde auf ein umfassendes Indikato­
renset zurückgegriffen, um die arbeitsmarktpolitischen Performanzen zu erschließen. Diese 
wurden vom Ausschuß für Beschäftigung und Arbeitsmarkt ausgewählt (European Commis­
sion 1997). Daß dort eine Einigung länger als geplant dauerte, unterstreicht die politische Be­
deutung dieses ersten Selektionsprozesses ebenso, wie die damit verbundene dauerhafte Aus­
grenzung anderer Bewertungsmaßstäbe, nachdem ein Ergebnis zustande kam. Zurückgegrif­
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fen wurde auf ein nlethodisches Instrument, das ein internationales Expertennetzwerk im 
Auftrag der Kommission ausgearbeitet hatte (Tronti 1998). 
Mit der Empfehlung "innovativer" oder "bester Praktiken" wird der konzeptionelle Un­
terschied zwischen klassischem Monitoring und Benchnlarking offenkundig. Auch das Mo­
nitoring zielt auf eine Evaluation arbeitsmarktpolitischer Ergebnisse und soll den Institutionen 
und Entscheidungsträgern durch die professionalisierte Überwachung Informationen zur Neu­
programmierung bereitstellen. Beim Benchmarking hingegen ist der politische Entschei­
dungsspielraum verschwunden; die politische Antwort ist deutlich restriktiver: "best practi­
ses". Dies verweist auf eine zweite Ebene der Ökonomisierung. Es geht nicht mehr allein um 
eine Kategorisierung anhand ökonomischer Indikatoren, sondern über den Mechanismus des 
Wettbewerbs wird ein "politischer Markt", der zugleich staatliche Entscheidungen determi­
niert, erzeugt. Die arbeitsmarktpolitischen Problemlagen selbst stehen nicht länger im Zen­
trum des Erkenntnisinteresses, sondern die Mittel, die eine scheinbar professionelle Lösung 
versprechen. Nach der Herstellung eines Konsensus über die Kennziffern geraten die Politik­
formulierung und die Implementation lediglich zum Appendix. Sie sind ökonomisch legiti­
miert und scheinen normativ nicht mehr begründungspflichtig. 
4. 	 Europäisierung als "Streamlining" nationaler Beschäfti­
gungspolitiken 
Die Herausbildung partiell gemeinschaftlicher Strukturen von Staatlichkeit und die neuen 
Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie prägen gleichermaßen den Prozeß der 
Europäisierung. Die neuen Formen der Arbeitsteilung von europäischer und nationaler Ebene 
lassen sich nur vor dem Hintergrund bei der Entwicklungsprozesse verstehen. Erst durch ihr 
Zusammenwirken entsteht ein spezifisches Profil, das mit den klassischen Kategorien Supra­
nationalität und Intergouvernementalität nicht mehr erfaßt werden kann. Das Bild einer hier­
archischen Durchsetzung einheitlicher supranationaler Strukturen entspricht ebenso wenig 
wie die Vorstellung eines "two-Ievel games" den neuen Interaktionsformen zwischen den 
Ebenen. Traditionelle Vorstellungen von Staatlichkeit und die klassischen Leitbilder europäi­
scher Integration blockieren gleichermaßen ein Verständnis von Europäisierung, als einer 
"multitude of co-evolving, parallel and not necessarily tightly-coupled processes", die "a new 
constellation of change processes" (Olsen 1996: 271) kennzeichnen und zu einer "conver­
gence in national colours" (Green Cowlesl Risse 1999: 21) führen. Die Mechanismen mit 
denen sich die neuen "modes of governance" durchsetzen, basieren zwar letztendlich meist 
auf "imposition", ihre Entstehung und die neue Qualität beruhen jedoch vielfach auf "invol­
vement" und "attraction" (Kohler-Koch 1999: 26 ff.). Von daher sind es vor allem die "soft­
policies", die die Vertreter eines Mehrebenenansatzes hervorheben, um die neue Qualität eu­
ropäischer Integration zu kennzeichnen. Eine isolierte Betrachtung der Interventionsformen 
sagt jedoch noch nichts über die Qualität und das Ausmaß von Strukturierung durch europäi­
sche Integration aus. Erst durch eine umfassende Analyse der Veränderung von Staatlichkeit 
und europäischer Integration, die 1) die Verknüpfung zwischen einzelnen Politikfeldern im 
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Kontext des hegemonialen Integrationsprojektes und 2) den Zusammenhang zwischen dem 
Formwandel der Interventionsformen und der inhaltlichen Neuausrichtung der Policies durch 
veränderte Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie erfaßt, läßt sich eine Bilanz 
ziehen. Erst vor diesem Hintergrund läßt sich auch die Frage nach dem Wirkungsverhältnis 
europäischer Beschäftigungspolitik und dem Zusammenspiel der Ebenen klären. 
Die Entstehungsgeschichte des Politikfeldes weist auf die Pfadabhängigkeiten europäi­
scher Integration ebenso hin wie auf den restringierenden Charakter des hegemonialen Inte­
grationsprojektes (Tidow 1998). Mit dem Weißbuch über "Wachstum, Wettbewerbsfahigkeit 
und Beschäftigung" hatte die Europäischen Kommission 1993 einen ersten Strategieentwurf 
vorgelegt, um auf die Beschäftigungsproblematik zu reagieren. Der analytische Bezugspunkt 
dieser Strategie war die fehlende Beschäftigungsintensität des Wachstums. Damit war das 
Eingeständnis verbunden, daß der Binnenmarktoptimismus, wie er sich noch im Cecchini­
Bericht von 1988 niedergeschlagen hatte, falsch war. Nunmehr sollten die Grundlagen für ein 
beschäftigungsintensives Wachstum politisch hergestellt werden. Die Staats- und Regierungs­
chefs strichen jedoch sofort jene Elemente, die auf eine zwar moderate aber doch EU -weite 
fiskalische Expansion hinwiesen. Übrig blieb die Empfehlung strukturpolitischer Reformen, 
die angebotsorientiert ansetzen und insbesondere auf die Flexibilität des Arbeitsmarktes und 
der Arbeitskräfte abzielen. 
Mit dem "Essen-Follow-up" (1994) wurde die zunächst europäisch angelegte Strategie 
zudem auf einen intergouvemementalen Informationsaustausch reduziert. Formal wurde ein 
Koordinierungsverfahren nationaler Politiken akzeptiert; damit waren jedoch weder Sankti­
onsmechanismen noch präzise politische Vorgaben oder Zielbestimmungen verbunden. Durch 
die Regierungskonferenz wurde das Verfahren zwar leicht modifiziert, die primärrechtliche 
Normierung ging aber nur wenig über den eingeschlagenen Pfad hinaus. Mit dem neuen Be­
schäftigungstitel von Amsterdam (1997) waren keine originären, europäischen Kompetenzen 
verbunden, was angesichts der unterschiedlichen Verfaßtheit der nationalen Arbeitsmarktre­
gime auch kaum zu erwarten war. Der Begriff europäische Beschäjtigungspolitik kommt im 
Vertragstext nicht einmal vor. 
Daß die europäische Beschäftigungsstrategie - so die offizielle Beschreibung - dennoch 
weit mehr als nur symbolische Politik ist, verdankt sie in erster Linie ihrem inkrementalisti­
schen Weiterbau und damit einhergehend der Verlagerung auf neue Interventionsformen. In 
Vorbereitung auf den Luxemburger Gipfel konkretisierte die Kommission - erstens - ihre 
arbeitsmarktpolitischen Reformvorschläge in 19 sog. Leitlinien, die sich um vier Säulen 
gruppieren (Employability, Entrepreneurship, Adaptability und Equal Opportunities). Den 
Regierungen wurden damit nur grobe Ziel vorgaben vorgegeben, deren Erreichung aus­
schließlich national erfolgen sollte. Dieses "management by objectives" (Lönnroth 1998) 
wurde - zweitens - in der Folge von der Kommission zu einem Benchmarking-Prozeß ausge­
baut. Und drittens verknüpfte sie die Beschäftigungsstrategie mit der europäischen Struktur­
fondspolitik. 
Alle drei Interventionsformen zielen auf eine Öffnung nationaler Arbeitsmarktregime für 
neue, pfadfremde Praktiken. Über die Interventionsformen werden spezifische Inhalte trans­
portiert, die freilich den Rahmen des Hegemonialprojektes nicht sprengen. Dennoch zielen sie 
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eindeutig auf eine veränderte arbeitsmarktpolitische Regulierung. Sie verstärken Wettbewerb­
selemente und gemeinsame Problemlösungsphilosophien. Daher brauchen sie keine harten 
regulativen Vorgaben, sondern zielen auf eine Harmonisierung von unten. Die zentralen stra­
tegischen Bezugspunkte werden innerhalb des nationalen institutionellen Rahmens verarbei­
tet; dieser wird jedoch durch sie modifiziert und neu ausgerichtet. 
(1) Mit den Luxemburger Leitlinien schien zunächst nur ein zusätzlicher Arbeitsaufwand 
für die mitgliedstaatliche Arbeitsmarktadministration verbunden zu sein. Die laufenden und 
ohnehin geplanten Maßnahmen (Programme und Gesetzgebung) mußten lediglich in den sog. 
Nationalen Aktionsplänen (NAP) zusammengefaßt werden. Schon am Ende des ersten Be­
richtszeitraumes kritisierte jedoch die Kommission - in ungewöhnlich scharfer Form - die 
unterschiedliche Qualität der einzelnen Pläne und korrigierte - über öffentlichen Druck - die 
Unverbindlichkeit des Velfahrens (Tömmel 1999). Für den zweiten Berichtszeitraum ging die 
Kommission schon einen Schritt weiter und forderte den Ministerrat - mit Hinweis auf Arti­
kel 128 (EU-V; Anlsterdam) - auf, politische Empfehlungen für die Mitgliedstaaten zu verab­
schieden (European Commission 1999). Nationale und europäische Ebene werden so direkter 
aneinander gebunden. Die nationalen Behörden müssen auf die Kritik reagieren und sind so 
gezwungen, sich mit den europäischen Lösungsphilosophien auseinanderzusetzen. Diese 
Strategie führt nicht zu einer hierarchischen Überwachung der mitgliedstaatlichen Politik und 
zu einer unmittelbaren Neuausrichtung der nationalen Aktionspläne - dafür gibt es keine Ent­
scheidungskompetenzen der EU. Sie setzt aber einen kommunikativen Prozeß zwischen der 
europäischen und der nationaler Ebene in Gang, in dem die einzelnen Maßnahmen in ihrer 
Systematik dargestellt und argumentativ begründet werden müssen. 
Europäische Politik beinhaltet demnach nicht allein die Evaluation der nationalen Pro­
gramme, sondern auch eine Diskussion über unterschiedliche inhaltliche Ausrichtungen der 
nationalen Beschäftigungspolitik Die Wirkung dieses "Luxemburger" Koordinierungsverfah­
rens besteht vorerst nicht in einer Revision der jeweiligen nationalen Arbeitsmarktpolitik; sie 
führt aber zu einer veränderten Arbeitsteilung und Zusammenarbeit zwischen den nationalen 
Ministerien. Erstmals sind durch das breite politische Spektrum der Leitlinien, die Wirt­
schafts-, Kultur-, Finanz- Sozial- und Arbeitsministerien gezwungen, einen gemeinsamen 
Plan vorzulegen und ihre Aktivitäten aufeinander zu beziehen. 
(2) Gemeinsame Problemlösungsphilosophien werden vor allem durch das arbeitsmarkt­
politische Benchmarking generiert, das vom Luxemburg-Prozeß nicht zu trennen ist. Be­
schränkt sich die "Luxemburger" Koordination weitgehend auf die Konvergenz übergreifen­
der Zielvorgaben, so wird mit denl Benchmarking bereits der Weg zur Konvergenz der In­
strumente und damit der Politikformulierung und -implementation beschritten. Die jährliche 
Berichtspflicht, der die Mitgliedstaaten unterliegen, hat bereits zu einer höheren Verbindlich­
keit der Evaluation und zur Anerkennung gemeinsamer Indikatoren geführt. Dabei handelt es 
sich keineswegs um technische Details, denn den jeweiligen Kennziffern liegen spezifische 
Rationalitätskriterien zugrunde. Trotz ihrer Selektivität beanspruchen sie, die Komplexität der 
je spezifischen Arbeitsmarktperformanzen und -probleme abbilden zu können. 
Die Bedeutung und Betonung "bester Praktiken" - also des arbeitsmarktpolitischen Ben­
chmarking - zieht sich inzwischen durch sämtliche Publikationen der Generaldirektion V der 
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Europäischen Kommission. Als Bezugspunkt dienen nicht mehr neoklassisch begründete Pro­
gramme, sondern die realen Erfahrungen und Politiken der Mitgliedstaaten (womit sich das 
Interesse auf die historische und institutionelle Ausgestaltung der nationalen Regimearchi­
tekturen richtet). Auch Gewerkschaften sind eher bereit, diese - als pragmatische aber profes­
sionelle - Lösungsvarianten zu akzeptieren. Skeptiker betonen den appellativen Charakter der 
neuen Beschäftigungsstrategie. Sie konstatieren ebenfalls eine Verlagerung auf "soft­
policies", aber sie kritisieren die mangelnde Verbindlichkeit und heben die institutionellen 
Differenzen der nationalen Arbeitsmarktregime, die divergierenden Problemlagen sowie den 
Primat nationaler Politik hervor (Keller 1999). Diese Kritik folgt noch der Vorstellung eines 
"competitive state building" (Pierson 1998). Europäisches und nationales Regieren wird dabei 
letztlich als Nullsummenspiel konzipiert. Die hier vertretene These von der Herausbildung 
partiell gemeinsamer Strukturen von Staatlichkeit kommt - mit Paul Teague (1999: 54) - zu 
einern anderen Befund: 
... the new benchmarking procedure seeks to build fairly elose and meaningful connecti­
ons between national labour regimes without requiring much institutional harmonisation. 
Balancing policy convergence and institutional diversity is the centrepiece of the new 
employment strategy. 
Konvergenz wird dabei nicht von oben verordnet, sondern soll durch das Prozessieren 
von Problemlösungsstrategien erreicht werden. Die Erfolgsaussichten dieser Form der Go­
vernance werden keineswegs durch ein subversives Agieren der Kommission gewährleistet, 
sondern durch die neue Form der Artikulation von Politik und Ökonomie, die den Steue­
rungsmedien inhärent ist. Die Inhalte der Politik sind mit der hegemonialen Ausrichtung des 
europäischen Projektes ebenso kompatibel wie mit der strategischen Selektivität der nationa­
len Staatsprojekte und ihrer wettbewerbsstaatlichen Neuausrichtung. Die Imperative der Defi­
nitionsmacht des Weltmarktes haben sich in den Formwandel der Interventionen ebenso ein­
geschrieben wie die Ausgrenzung alternativer politischer Rationalitätskriterien in das "Europe 
is leaming from Europe" (Teague 1999). 
(3) Auch über die Programme der Strukturfonds werden spezifische Inhalte vermittelt, 
die eine Reorganisation der nationalen, arbeitsmarktpolitischen Regulierung vorantreiben. Sie 
dienen der Kommission dazu, ihre Handlungsorientierungen und -strategien - insbesondere 
auf der regionalen Ebene - umzusetzen. Daß es dabei immer auch um die Verteilung materi­
eller Ressourcen geht, steigert den Zwang zur Öffnung nationaler Programme für die pfad­
fremden und europäisch gestaltete Praktiken (Knodt 1998). Beschäftigungspolitisch spielt 
innerhalb der Strukturfondspolitik der Europäische Sozialfonds (ESF) die hervorgehobene 
Rolle. 
Schon mit der Strukturfondsreform im Jahre 1988 wurde der ESF von einern Instrument 
der Sozialpolitik zu einern Instrument der Wirtschaftsförderung umgebaut (Kaluza 1998). 
Seither zielt die Arbeitsmarktförderung durch die Kommission auf eine integrierte Arbeits­
markt-, Struktur- und Wirtschaftspolitik. Freilich handelt es sich dabei nicht um verbindliche 
Vorgaben für die nationale Arbeitsmarktpolitik. Die nationalen und subnationalen Akteure 
haben weiterhin eine starke Stellung im Programmierungsprozeß und entscheiden selbst dar­
über, welche Schwerpunkte sie aus dem europäischen Fördermenü wählen. Die europäische 
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Dimension hinterläßt jedoch deutliche Spuren; denn sie begünstigt neue Förderlinien und 
Programme, die wiederum auf die Ausgestaltung nationaler Progran1IDe zurückstrahlen (Ka­
luza 1998). Über den ESF wird dabei vor allem eine "employability"-orientierte Arbeits­
marktpolitik gefördert. Insbesondere zwei Akzente der ESF-Förderpraxis weisen über eine 
traditionelle, aktive Arbeitsmarktpolitik hinaus: 
Erstens genießt die "Zielgruppenförderung" für Langzeitarbeitslose, Frauen, Jugendliche 
und Ausgegrenzte besonderen Stellenwert. Diesen Gruppen ist gemeinsam, daß sie - entgegen 
der amtlichen Rhetorik - in den nationalen Programmen kaum berücksichtigt werden 12. Unter 
Erfolgsdruck konzentriert sich die nationale Arbeitsmarktpolitik meist auf die relativ gut 
vermittelbaren Arbeitslosen (sog. "creaming"). Die Adressaten der ESF-Förderung fallen 
schon deshalb teilweise aus den traditionellen nationalen Programmen heraus, weil deren Lei­
stungen (z.B. Umschulungs- und Qualifizierungsbeihilfen) als Versicherungsleistungen kon­
zipiert sind und daher Anspruchsvoraussetzungen nicht gegeben sind. Demgegenüber ist die 
ESF-Förderung umfassender und inklusiver angelegt. Die (Re-) Integration in den Arbeits­
markt wird jedoch nicht aus sozialpolitischen Gründen unterstützt, sondern als "Humanres­
sourcen"-Förderung deklariert. 13 Um die "access ability" der Betroffenen zum ersten Ar­
beitsmarkt zu verbessern, wird eine anreizorientierte Politik, wie sie vor allem durch die be­
schäftigungspolitischen Leitlinien gefordert wird, durch die Entwicklung eines innovativen 
Maßnahmenprofils ergänzt. Dieses soll vor allem den Bedingungen des tatsächlichen Bedarfs 
Rechnung tragen, neue Beschäftigung erschließen und damit an wirtschafts- und wettbewerb­
spolitische Erfordernisse gebunden werden. 
Die zweite Akzentsetzung betrifft die Ausweitung der Adressaten auf die (noch) Be­
schäftigten und bedeutet eine Stärkung präventiver Arbeitsmarktpolitik. Das "Ziel 2" der 
Strukturfondsförderung und die Gemeinschaftsinitative ADAPT sind die wichtigsten Trans­
missionsriemen. Diese Programme sind unmittelbar auf den sozio-ökonomischen Struktur­
wandel ausgerichtet und sollen - als zentrales Ziel - die regionale Wettbewerbsfahigkeit för­
dern (European Commission 1994). In vielen Mitgliedstaaten wurde damit diese Form der 
Arbeitsmarktpolitik zum ersten Mal flächendeckend eingeführt (Natter 1997). 
Daß es bei der ESF-Politik weniger um einzelne Maßnahmen geht, sondern um eine 
grundsätzlich neue arbeitsmarktpolitische Organisation wird Mitte der neunziger Jahre vor 
allem durch die Implementation lokaler Beschäftigungsinitativen deutlich, die ins Zentrum 
der ESF-Aktivitäten rückt. Sie sollen eine "Vorstellung der Arbeitsgesellschaft der Zukunft" 
vermitteln (European Commission 1995). Als partnerschaftliches Projekt sollen dabei einer­
seits neue Beschäftigungsfelder erschlossen werden, die die endogenen Entwicklungspoten­
tiale stärken, andererseits soll eine Trennung von privaten und öffentlichen Maßnahmen 
überwunden werden Das innovative Konzept scheitert freilich meist an den fragmentierten 
staatlichen Verwaltungs strukturen, an der Dominanz staatlicher Akteure, dem etablierten 
Rollenverständnis der Arbeitsmarktparteien und an den herrschenden Programmrationalitäten. 
12 Eine Ausnahme bilden Programme gegen die Jugendarbeitslosigkeit, die - z.B. in Frankreich oder in der 
Bundesrepublik - von den sozialdemokratisch geführten Regierungen als sozial- und arbeitsmarktpolitischer 
Schwerpunkt aufgelegt wurden. 
13 Vgl. dazu als Beispiel, die Gemeinschaftsinitiative EMPLOYMENT (Kommission 1994). 
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Seither hat die Kommission mit einer Akzentverschiebung versucht, ihre Vorstellungen von 
der Arbeitsmarktregulierung noch stärker dezentral umzusetzen. Sie stellt die institutionellen 
Strukturen und Voraussetzungen selbst ins Zentrum ihrer Förderung. In territorialen Beschäf­
tigungspakten sollen die Akteure zu einer gemeinsamen Problemdefinition und Entwick­
lungsstrategie finden, die die Bahnen einer traditionellen Arbeitsmarktpolitik bereits verlassen 
hat (European Commission 1998b). 
Schon über die Programme der Strukturfondsförderung wird also ein spezifisches inhalt­
liches Profil kommuniziert. Dieses zeichnet sich durch eine umfassende "Employability"­
Konzeption aus, die eine "workfaristische" Anreizpolitik durch eine neue staatliche Arbeits­
markt-Agenda ergänzt. 
1999 wurde die Strukturpolitik erneut einer Reform unterzogen. Das bereits erwähnte 
Profil arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen hat dabei ein deutliche Aufwertung erfahren. Dies 
zeigt sich z.B. darin, daß die territorialen Beschäftigungspakte als Maßnahmentyp aufgewertet 
sind und die "klassische" Differenzierung zwischen zielspezifischen Fördermaßnahmen und 
Adressatengruppen weitgehend aufgehoben sind: Zielgruppen und (Noch)Beschäftigte sind 
nunmehr in allen Zielgebieten förderbar (Coundl Regulation 1260/1999). Vor dem Hinter­
grund dieses arbeitsmarktpolitischen Profils lassen sich weitere Punkte der Strukturfondsre­
form benennen, die unsere These von einer veränderten Artikulation von Politik und Ökono­
mie sowie der Herausbildung partiell gemeinschaftlicher Strukturen von Staatlichkeit erhär­
ten. Genannt werden sollen zunächst die neuen prozeduralen Aspekte der Förderungspraxis 
(Lang/Reissert 1999), bevor dann das Verhältnis zur europäischen Beschäftigungspolitik cha­
rakterisiert wird. Drei Aspekte des reformierten Verfahrens sind hervorzuheben: 
1) Die Kommission hat sich formal weiter aus dem Programmierungsverfahren zurück­
gezogen, aber ihre Rolle bei der strategischen Programmierung verstärkt (u.a. durch 
eine Aufwertung sog. indikativer Leitlinien). 
2) Die Evaluationsinstrumente wurden ausgebaut und die Mitgliedstaaten müssen die 
quantitativen und qualitativen Ziele ihrer Maßnahmen benennen. 
3) In der Mitte des Planungszeitraumes wird eine Effizienzreserve von 4 Prozent auf die 
leistungsstärksten Maßnahmen Ge Mitgliedstaat) verteilt. 
Die Konturen dieser veränderten Förderungspraxis unterstützen unsere These von den 
veränderten Formen der Artikulation von Politik und Ökonomie. Mit der neuen Effizienzre­
serve steigt der Druck auf eine effiziente Programmverwaltung. Mit der ausgebauten Evalua­
tion steht ein Instrument zur Verfügung, an dem Effizienz gemessen werden kann - sowohl im 
Hinblick auf die selbstgesteckten Ziele, als auch im Hinblick auf konkurrierende Programme 
bzw. Maßnahmen. Letztlich bleibt aber ein Ermessenspielraum, um den indikativen Leitlinien 
der Kommission eine höhere Durchsetzungsfähigkeit zu verleihen. Die (bis 1999) für die Re­
gionalpolitik zuständige EU-Kommissarin Monika Wulf-Matthies faßte die neue Philosophie 
wie folgt zusammen: 
Zumindest ansatzweise werden so die Voraussetzungen für einen echten ,best practise' 
Wettbewerb geschaffen, bei dem die Europäische Kommission sehr viel stärker als bisher 
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eine ,Drehscheibenfunktion ' ftir innovative Konzepte wahrnehmen wird (Wulf-Matthies 
1999: 371). 
Durch die neue neue Strukturfondsverordnung wird schließlich die Arbeitsteilung zwi­
schen der europäischen und der nationalen Ebene dadurch weiter entgrenzt, daß explizit eine 
Verknüpfung zur europäischen Beschäftigungsstrategie hergestellt wurde. So entsteht eine 
regelrechte Interventionsbaustelle, die die Kompetenzabgrenzung zwischen EU und Mitglied­
staat zusätzlich aufweicht. 
Das neue arbeitsmarktpolitische "Ziel 3" der Strukturfondsförderung ("Unterstützung der 
Anpassung und Modemisierung von Politiken und Systemen der Erziehung, der Bildung und 
Weiterbildung sowie der Beschäftigung") dient zugleich als Bezugsrahmen für alle Maßnah­
men, die die Humanressourcen im nationalen Territorium fördenl (vgl. Council Regulation 
1260/1999). Zugleich bezeichnet der "Bezugsrahmen des Ziel 3 das Dokument, in dem das 
Umfeld der Interventionen zugunsten der Beschäftigung und der Entwicklung der Humanres­
sourcen im gesamten Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaates beschrieben ist und die Zusammen­
hänge nut den Schwerpunkten des nationalen beschäftigungspolitischen Aktionsplanes er­
mittelt sind" (ebd.: Artikel 9b). Damit wird die gesamte Stnlkturförderung weiter integriert. 
Das hat einmal zur Folge, daß die klassische Arbeitsteilung der federführenden Ressorts in 
der nationalen Strukturpolitik unterlaufen wird. Regionalpolitik, Wirtschaftsförderungspolitik 
und Arbeitsmarktpolitik müssen strategisch stärker aufeinander abgestimmt werden. Der 
Zwang zu gemeinsamen Situationsdeutungen und zur Formulierung von Problemlösungsstra­
tegien wird dadurch verstärkt. Zum anderen tritt die Verknüpfung mit dem "Luxemburg­
Prozeß" hinzu. Die Kommission konkretisiert diese wie folgt: 
Bei der Beschreibung der nationalen Strategie sind im politischen Bezugsrahmen die für 
die Gemeinschaftsbeteiligungen ausgewählten Prioritäten im Hinblick auf die Gesamts­
trategie, wie sie im Nationalen Aktionsplan für Beschäftigung (NAP) beschrieben und im 
Rahmen des Überwachungsprozesses für die Europäische Beschäftigungsstrategie beur­
teilt wurden, zu begründen (European Commission 1999b). 
Die Stnlkturfondsförderung soll einerseits die nationalen Aktionspläne (nur) ergänzen. 
Im Gegenzug jedoch steigt der Druck, auf eine Kohärenz von nationalen Aktionsplänen und 
dem europäischem Bezugsrahmen hinzuarbeiten. Als Kriterium für die Beurteilung des Be­
zugsrahmen und damit für die Gewährung von ESF-Mitteln wird nun auch die Qualität des 
nationalen Aktionsplanes herangezogen. Damit wird den Empfehlungen der Kommission 
(resp. des Ministerrates) zusätzliche Durchsetzungsfähigkeit verliehen. Aktionsplan, beschäf­
tigungspolitische Leitlinien, ESF-Verordnung und Strukturfonds-Leitlinien bilden Bezugs­
und Orientierungspunkte für die nationale Politik. Für die europäische Ebene ergeben sich 
damit vielfältige Einflußkanäle für die nationale Politikgestaltung und die Formulierung der 
nationalen Aktionspläne (NAP). So mahnt die Kommission bereits an: 
Es liegt auf der Hand, daß die in den NAP niedergelegte Beschäftigungsstrategie mit den 
Prioritäten für die Entwicklung der Humanressourcen in Einklang stehen muß, die aus 
dem ESF gefördert werden (European Commission 1999c). 
51 Strukturierung des Staates. Das Beispiel europäischer Beschäjtigungspolitik 
Insgesamt kann daher von einer Neuvernlessung der Arbeitsteilung zwischen der euro­
päischen und der nationalen Ebene und von einer Entterritorialisierung der Zuständigkeitsbe­
reiche gesprochen werden. Arbeitsnlarktpolitik wird künftig stärker europäisiert sein, ohne 
deshalb zwangsläufig eine Harmonisierung der Strukturen voranzutreiben. Gleichwohl ent­
steht innerhalb der Nationalstaaten ein institutioneller und inhaltlich-konzeptiver Anpas­
sungsdruck. Die gemeinsamen Strukturen von Staatlichkeit verwischen die Grenzen zwischen 
europäischen Vorgaben und nationaler Implementation ebenso wie die zwischen europäischen 
Empfehlungen und nationaler Autonomie. Die politikfeldspezifischen Entwicklungen im 
Rahmen europäischer Governance-Formen werden freilich durch das hegemoniale Integrati­
onsprojekt angeleitet. Gerade dieser Zusammenhang begrenzt die Reformspielräume inner­
halb der europäischen Beschäftigungspolitik - und damit auch die Hoffnungen, daß über die 
Beschäftigungspolitik das Verhältnis von ökonomischer und sozialer Integration neu vermes­
sen werden könnte. Die neue Kultur der nationalen und europäischen Standort- und Wettbe­
werbspakte (Hassei 1998) dient vor allem dazu, den institutionellen Anschluß an das Projekt 
der Währungsunion, d.h. an die europäische Geldpolitik, zu gewährleisten und die nationalen 
Wettbewerbsbedingungen zu verbessern. Das Projekt eines "sozialen Europa" ist dabei voll­
ständig in den Hintergrund getreten. Leitmotiv der neuen Verhandlungssysteme ist das 
Gleichgewicht zwischen dem Nationalstaat und der institutionellen Ordnung der neuen Euro­
Zone - das Gleichgewicht zwischen ökonomischer Effektivität und sozialer Gerechtigkeit ist 
dagegen von sekundärer Bedeutung (Teague 1999). Auch in der Arbeitsmarktpolitik haben 
die ökonomischen Imperative und Rationalitätskriterien insofern die politische Entschei­
dungsspielräume präformiert und eingeengt, als diese vor allem auf die Förderung eines wett­
bewerbsorientierten Strukturwandels - und nicht primär auf soziale Integration - zugeschnit­
ten wurde. 
5. 	 Die neue Qualität der Verknüpfung: Zwischen Dynamik 
und Krise 
Die am Beispiel der Beschäftigungspolitik dargestellte neue Form des Verknüpfung und 
Vermittlung zwischen der europäischen und der nationalen Politik verweist auf Grenzen der 
gängigen integrationstheoretischen Interpretationsschemata. Das Gegensatzpaar von Suprana­
tionalität (Sandholtz/Stone Sweet 1998) und Intergouvernementalität (Moravcsik 1998), das 
auch noch die aktuellen Debatten beherrscht, vermag weder den hier beschriebenen Prozeß­
charakter der europäischen Beschäftigungspolitik noch deren Wirkungsweise angemessen zu 
begreifen. Das Zusammenwirken von nationaler Politik und europäischer Zusammenarbeit 
bedarf vielmehr der im Rahmen eines Mehrebenenansatzes vorgenommenen Erweiterung der 
Theorieperspektiven um vergleichende Ansätze und um Policy-Analysen (Hix 1994; Schu­
mann 1996). 
Die neue Qualität der Verbindung und Vermittlung zwingt jedoch nicht nur zu einer mo­
difizierten empirischen und theoretischen Forschungsperspektive. Sie reflektiert zugleich den 
Übergang in eine qualitativ neue Phase der Integration. Die "Post-Maastricht-Krise" hat deut­
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lieh werden lassen, daß sich die Beziehungen zwischen europäischer und nationaler Politik 
nicht mehr länger mit dem Begriff der Komplementarität beschreiben lassen. Der staatliche 
Charakter europäischer Integration wurde folgerichtig fortan verstärkt hervorgehoben (Wes­
sels 1992; Caporaso 1996; Armstrongl Bulmer 1998: 49). Die Beschreibungen von europäi­
schem Governance konzentrieren sich in diesem Zusammenhang vor allem auf die dyn ami ­
sehen Aspekte der Herausbildung europäischer Verhandlungssysteme, die als europäische 
Interventionsformen - im Gegensatz zur These von der "Politikverflechtungsfalle" (Scharpf) 
- den Prozeß der Transformation von Staatlichkeit vorantreiben. Die beklagte Ausblendung 
der damit einhergehenden Legitimationsdefizite (Kohler-Koch 1999) sowie der technokrati­
sche und herrschaftliche Charakter europäischer Integration ist jedoch nicht allein die Folge 
einer auf Problemlösungs- und Leistungsfähigkeit gerichteten Analyse (Greven 1999: 110), 
sondern zuvorderst der ungleichen Europäisierung von Staatlichkeit geschuldet. 
Ein staatstheoretisch fundierter integrationstheoretischer Ansatz vermag daher gleicher­
maßen die dynamischen und krisenhaften Aspekte zu erfassen. Das Auseinanderfallen von 
Territorium und Territorialität als Folge der Globalisierung (Sassen 1998) entfaltet sich unter 
den Bedingungen der regionalen Integration in Europa als eine Herausbildung partiell ge­
meinschaftlicher Strukturen von Staatlichkeit. Während die staatlichen Interventionsformen 
auf einem entterritorialisierten, europäischen Politikzyklus basieren, bleiben die Mechanis­
nlen der Interessenvermittlung an den nationalstaatlichen Kontext gebunden. Diese ungleiche 
Europäisierung ist gleichermaßen Ursache für Dynamik und Stagnation, für Stabilität und 
Krise. 
Europäisches Governance forciert die Umsetzung neuer Formen der Artikulation von Po­
litik und Ökonomie und beschleunigt den Prozeß der Transformation von Staatlichkeit. Die 
damit verbundenen gesellschaftlichen Umbruchprozesse müssen jedoch innerhalb der einzel­
nen Nationalstaaten verarbeitet werden. Ein gesellschaftlicher Interessenausgleich kann sich 
nicht über europäische Strukturen von Staatlichkeit vollziehen. Der europäische Interessen­
ausgleich bleibt auf die intergouvernementale Vermittlung zwischen den nationalen Staats­
projekten angewiesen, die sich im hegemonialen Integrationsprojekt verdichten. Die politik­
feldspezifischen Integrationsprojekte können so zwar eine Anreicherung und Konkretisierung, 
aber keine Neuausrichtung des hegemonialen Integrationsprojektes erreichen. Der Dynamik 
des Mehrebenensystems bei der Transformation von Staatlichkeit steht der institutionell ver~ 
ankerte intergouvernementale Zwang der EG als Folge fehlender zivilgesellschaftlicher Puf­
fer gegenüber. Dynamik und Politikblockade sind somit gleichermaßen das Produkt euro­
päischer Integration in der Folge der Post-Maastricht-Krise. 
Die europäische Beschäftigungspolitik bleibt somit weiterhin an das Hegemonialprojekt 
des liberalen Produktivismus (und den damit verbundenen Primat der Wettbewerbsorientie­
rung) gebunden. Qualitativ neu sind dagegen Bemühungen um eine "produktivistische (d.h. 
wettbewerbsorientierte, d. Verf.) Rekonstruktion von Solidarität" (Streeck 1999: 12). Die 
Frage der Marktfahigkeit der Individuen, die der Neoliberalismus bisher stillschweigend vor­
ausgesetzt hat, wird - wenn auch unter Ausklammerung der gesellschaftlichen Dimensionen ­
zum Thema der Politik. Die Tabuisierung von Umverteilung verweist auf die Dominanz neo­
liberaler Politik. Zugleich entstehen neue Formen eines "angebotsorientierten Egalitarismus", 
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der nicht mehr auf eine "Dekommodifizierung von Individuen", sondern auf "gleiche Chan­
cen für Kommodifizierung" (d.h. des Zugangs zum ersten Arbeitsmarkt) zielt (Streeck 1999: 
8). Die jüngsten Auseinandersetzungen um die Politik der europäischen Sozialdemokratie ­
z.B. um das "Schröder-Blair-Papier" - verweisen jedoch auf die Instabilität dieser neuen 
Strategien der Vergesellschaftung (Felder/ Tidow/ Wolfswinckler 1999). Trotz aller Tenden­
zen zur Ökonomisierung ist die Zukunft des europäischen Gesellschaftsmodells noch nicht 
entschieden. 
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Die Entwicklung auf dem dänischen Arbeitsmarkt der 90er Jahre wird zunehmend als ei­
ne Erfolgsgeschichte wahrgenommen. Dänemark ist neben den Niederlanden das einzige 
Land in Europa, das innerhalb einer Legislaturperiode (1994-1998) die international standar­
disierte Arbeitslosenquote von 8,2 auf 4,2 Prozent zu halbieren vermochte (vgl. Schmid 1999: 
31). Damit hat die dänische Regierung nach Jacob Torfing (1999b: 8) "certainly produced a 
/mirac1e' as unemployment has diminished while the inflation rate remains low". Im gleichen 
Zeitraum hat die Beschäftigung deutlich zugenomnlen. Die Erwerbsbeteiligung ist mit 79 
Prozent ähnlich hoch wie in den USA und Schweden. Diese Erfolge sind allerdings nicht ei­
ner einzigen Politik zuzuschreiben, sondern einem umfassenden, gesamtwirtschaftlichen An­
satz: "Kennzeichen des dänischen Weges ist ( ... ) ein konzertiertes Vorgehen von Fiskalpolitik, 
Lohnpolitik sowie aktiver und passiver Arbeitsmarktpolitik" (Döhrn 1998: 163). 
Das dänische Beschäftigungsmodell kann als korporatistisch und konsensual beschrieben 
werden. Die Gewerkschaften verfügen über einen hohen Organisationsgrad (ca. 80 Prozent), 
die Lohnspreizung ist gering und die Ausgaben für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die 
sich auch in hohen Lohnersatzleistungen widerspiegeln, sind hoch. Aufgrund des gelockerten 
Kündigungsschutzes sowie der neuen Möglichkeit, Arbeitslose zur Annahme einer angebote­
nen Beschäftigung oder zur Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme zu veranlassen, 
erreicht Dänemark allerdings ein hohes Maß an Arbeitsmarktflexibilität. Dieser Zwang zur 
Flexibilisierung findet in der Gesellschaft ein hohes Maß an Akzeptanz; denn die Lohner­
satzleistungen sind immer noch relativ hoch. Für diese Verbindung von Flexibilität und so­
zialer Sicherheit hat sich in Dänemark der Begriffjlexicurity etabliert. 
Die dänische Regierung betreibt eine Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik, die nach­
frage- und angebotsorientierte Maßnahmen miteinander kombiniert. So soll z.B. durch eine 
zeitweise defizitäre Fiskalpolitik und eine expansive Geldpolitik ein günstiger Rahmen für 
Investitionen und Verbrauch geschaffen werden. Seit 1993 verfolgt das Land eine antizykli­
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sche Politik zur Bekämpfung der konjunkturbedi,ngten Arbeitslosigkeit. Zunächst wurde die 
Nachfrage über öffentliche Investitionen und Steuerentlastungen stimuliert. Daran schloß sich 
eine Phase der Haushaltskonsolidierung an. Auf der Angebotsseite wird eine moderate Lohn­
politik verfolgt. Außerdem sind wegen der überwiegenden Finanzierung der Sozialleistungen 
aus Steuern die Lohnnebenkosten niedrig. Das Arbeitsangebot wurde durch Vorruhestandsre­
gelungen und Freistellungsmöglichkeiten deutlich reduziert. Wegen des hohen Sicherungsni­
veaus (ca. 70 Prozent des letzten Einkommens) wurden diese Maßnahmen weitgehend akzep­
tiert. Arbeitslose sind verpflichtet, an Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen teilzuneh­
men. Mit den neuen "Aktivierungsprogrammen" gehen freilich verschärfte Anspruchsvoraus­
setzungen beim Bezug von Arbeitslosengeld einher. 
Diese arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen mit Modellcharakter sind nicht nur wegen der 
Reduzierung der Arbeitslosigkeit interessant. 
Sie sind zugleich intelligente Formen der flexiblen Qualifizierung, der Verbesserung des 
gesellschaftlichen Humankapitals. Dies korrespondiert mit den hohen öffentlichen Aus­
gaben für Bildung und Weiterbildung in Dänemark. Damit sichert sich Dänemark zum 
einen auf der Angebotsseite eine entscheidende V oraussetzung für einen mittelfristig 
steileren Wachstumspfad. Auf der anderen Seite gibt eine intelligente Qualifizierungspo­
litik genügend Spielräume für die Stabilisierung der geringen Lohnspreizung: Nicht die 
Lohndifferenzierung soll flexibilisiert werden, sondern die Qualifikationsstruktur. Nied­
riglohnstrategien werden zwar diskutiert, haben aber aktuell keine Chance in Dänemark 
(Scherrer et al. 1998: 26). 
Dieser Beitrag will die Erfolgsbedingungen des "dänischen Modells" genauer analysie­
ren. Dabei wird gefragt, wie Dänemark die Arbeitslosigkeit deutlich reduzieren konnte und ob 
(und wie) diese Entwicklung - neben günstigen makroökonomischen Rahmenbedingungen 
auch auf eine neue, aktive Arbeitsmarktpolitik zurückgeführt werden kann. 
2. Vom "sozialen Auffangnetz" zum Trampolin: Der Wan­
del des dänischen Wohlfahrtsstaates in den 90er Jahren 
2.1. Soziale Sicherheit in Dänemark 
Die Systeme der sozialen Sicherung in Dänemark sind zum größten Teil durch Steuern­
überwiegend durch die Mehrwertsteuer - finanziert. Daher sind die Lohnnebenkosten sehr 
niedrig. Die Staatsquote liegt bei über 50 Prozent. Das Niveau der Leistungen ist hoch. Ar­
beitslose erhalten zum Beispiel bis zu vier Jahre lang 90 Prozent des letzten Lohns. 
Auch in anderen Bereichen wird bei ohnehin vergleichsweise geringer Lohnspreizung 
über den Staat deutlich umverteilt. Dies wird von den Dänen offenbar als Preis für eine 
intakte Gesellschaft akzeptiert (Scherrer et al. 1998: 26). 
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Der Staat wendet mehr als 20 Prozent des BIP für soziale Leistungen auf. Dieser Anteil 
hat sich in den letzten 25 Jahren verdoppelt. Darin spiegelt sich auch der Anstieg der Ar­
beitslosigkeit: Der Anteil an Sozialleistungen hatte 1994 - dem Jahr der höchsten Arbeitslo­
sigkeit - seinen Höhepunkt. (vgl. Döhm 1998: 165). 
Dänemark gehört nach der Typologie Esping-Andersens (1990) zur Gruppe der sozial­
demokratischen (universalistischen) Wohlfahrtsstaaten. Diese verfolgen das Ziel, alle Ein­
wohner in das System der sozialen Sicherung einzubinden - unabhängig von der Art und 
Dauer der Erwerbstätigkeit der Bürger. Die wichtigsten Elenlente des dänischen sozialen Si­
cherungssystems sind die Volksrente (eine Grundversorgung für alle Einwohner) bei Invali­
dität und Alter, Zusatzrentenversicherungen für Arbeitnehnler, ein gut ausgebautes Gesund­
heitssystem, eine Arbeitsunfallversicherung, eine reichhaltige Palette von Leistungen für Fa­
milien mit Kindern und die freiwillige Arbeitslosenversicherung (in Dänemark werden die 
Arbeitslosenkassen im staatlichen Auftrag von der Gewerkschaften verwaltet). Dazu kommt 
die bedarfsorientierte Sozialhilfe und eine Reihe sozialer Dienste. Obligatorisch ist inzwi­
schen auch eine beitragsfinanzierte Arbeitsmarktzusatzrente, deren Höhe von der Länge der 
Versicherungszeit abhängt (vgl. Köhler 1997: 25; Klammer 1998: 55). 
In den letzten Jahren wurden die Sozialversicherungssysteme in zwei Richtungen refor­
miert. Auf der einen Seite wurde die Steuerfinanzierung durch eine Mischfinanzierung abge­
löst. Das heißt: Arbeitgeberbeiträge und ein höherer Arbeitnehmerbeitrag (Arbeitsmarktbei­
trag; eine besondere Form der Lohnsteuer, die seit 1993 einen Teil der regulären Einkonl­
menssteuer ersetzt) wurden eingeführt. Auf der anderen Seite wurden die Voraussetzungen 
für den Bezug von Sozialleistungen enger gefaßt. Es wurde stärker kontrolliert, ob sich Ar­
beitslose um die Aufnahme einer Tätigkeit bemühen. So fördert ein "Aktivierungsprogramm" 
die Eingliederung von Arbeitslosen, verlangt ihnen jedoch sehr viel stärker als früher Eigeni­
nitiative ab. Außerdem wird mit Leistungsentzug gedroht, falls ein Arbeitsloser die Teilnahme 
an den - in einem persönlichen Handlungsplan - festgelegten Maßnahmen verweigert. Dazu 
wurde die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld auf vier Jahre beschränkt. Die Aufnahme einer 
subventionierten Arbeit begründet keine neuen Ansprüche. Für jugendliche Arbeitslose wurde 
der Umfang der Sozialleistungen an den Abschluß einer Berufsausbildung gebunden (vgl. 
Döhrn 1998: 165 f.). 
2.2. Der Weg der dänischen Sozialdemokratie 
Im Januar 1993 mußte die konservativ geführte Regierung von Premierminister Poul 
Schlüter wegen einer Affäre um die gesetzwidrig verweigerte Aufnahme tamilischer Flücht­
linge zurücktreten. Danach regierte eine Koalition aus Sozialdemokraten, Sozialliberalen (Ra­
dikale Venstre), Zentrums demokratischer Partei und Christlicher Volkspartei. Premierminister 
wurde der Sozialdemokrat Poul Nyrup Rasmussen. Seit den Wahlen zum Folketing 1994 setzt 
sich die Regierung nur noch aus der sozialdemokratischen und der sozialliberalen Partei zu­
sammen. 
Als oberste innenpolitische Aufgabe proklamierte die neue Regierung die Bekämpfung 
und Reduzierung der Arbeitslosigkeit. Bereits im Laufe des Jahres 1993 verabschiedete das 
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Folketing mehrere Reformen, darunter auch eine Steuer- und eine Arbeitsmarktreform, die 
mit Beginn des Jahres 1994 in Kraft traten. 
Die dänische Regierung will mit ihrer Strategie eine Alternative zu den seit den 80er Jah­
ren weltweit auftretenden neoliberalen Umbrüchen schaffen (vgl. Hirsch 1995, Jessop 1996: 
165 ff.). Der dänische Wohlfahrtsstaat wird zwar umgebaut, ohne allerdings die Stabilität der 
generösen Leistungen anzutasten. Die Arbeitsmarktpolitik setzt besonders auf die Qualifizie­
rung der Erwerbsbevölkerung. Damit unterscheidet sich das dänische Konzept wesentlich von 
den neoliberalen Strategien anderer Länder, die flexible und prekäre Beschäftgungsverhältnis­
se schaffen sowie die Sozialleistungen kürzen. 
Die dänische Regierung verwendet zwar Elemente einer Workfare-Politik, wie sie aus 
den USA und Großbritannien bekannt ist (vgl. Jessop 1993: 17f.; Jessop 1994; Torfing 1997 
und 1999a). So werden die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik am Paradigma der Arbeitspflicht 
(Workfare), Flexibilität und Kosteneinsparung orientiert. 
There is a visibly stronger accent on "'workfare' [ ... ]. It would, however, be amistake to 
see this as a neo-liberal strategy of marketization. All providers remain subject to cen­
trally defined, stringent norms and the move appears much more motivated in terms of ef­
ficiency criteria and in terms of allowing services to vary more in accordance with diffe­
rentiated dient demands. [ ... ] the drift of these reforms is marginal adjustment, not a pa­
radigmatic shift away from the basic principles of the welfare state (Esping-Andersen 
1996: 14). 
Die dänische Arbeitsmarktpolitik wird allerdings vom neoliberalen Paradigma gelöst und 
mit der sozialpolitischen Tradition Dänemarks verknüpft. Die dänische Strategie kombiniert 
neoetatistische mit neokorporativen Ansätzen. Sie kann daher eher als offensive Strategie der 
Arbeitsflexibilisierung denn als Niedriglohnoffensive bezeichnet werden. (vgl. Torfing 1997: 
224). Die Regierung versucht also, den dänischen Wohlfahrtsstaat zu erneuern, ihn an die 
Auswirkungen des Neoliberalismus anzupassen, ihn letztendlich aber zu bewahren. Der Er­
folg der sozialliberalen Politik ist auch darauf zurückzuführen, daß sie nicht kurzatmig auf die 
Entwicklung der Konjunktur reagierte, sondern daß sie eine ganzheitliche und gebündelte 
mittel- und langfristig angelegte Strategie entwickelte. 
Noch in der Opposition erarbeiteten die Sozialdemokraten 1989 ein Langzeitkonzept 
Gang i 90'erne (Der Weg in die 90er); die sozialdemokratisch geführte Regierung präsentierte 
im April 1997 eine neue gebündelte Langzeit-Strategie unter dem Titel Danmark som fore­
gangsland - Danmark 2005 (Dänemark als Fortschrittsland - Dänemark 2005). Darin wurden 
ambitionierte langfristige Perspektiven und konkrete Ziele sozialliberaler Regierungspolitik 
beschrieben. So will man zum Beispiel die Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2005 auf fünf Pro­
zent senken und dabei die Inflationsrate bei zwei Prozent halten. 
Die sozialliberale Minderheitskoalition geriet allerdings im Herbst 1998 wegen der öf­
fentlichen Auseinandersetzung um das dänische Modell der "Rente mit 60" in die schwerste 
Krise ihrer Regierungszeit. Premierminister Poul Nyrup Rasmussen hatte im Wahlkampf zur 
Folketingwahl (März 1998) eine "persönlichen Garantie" der generösen Vorruhestandsrege­
lung und der damit verbundenen Vorruhestandsrente in Höhe von umgerechnet etwa 2000 
Mark abgegeben. Als er nach der Wahl dieses Versprechen brach, entfachte dies einen öffent­
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lichen Sturm der Entrüstung. Er kritisierte nunmehr, daß zu viele Arbeitnehmer die Vorruhe­
standsrente in Anspruch nähmen. Ursprünglich sollte sie dazu dienen, gesundheitlich geschä­
digten Arbeitnehmern einen Vorruhestand zu ermöglichen (vgl. Hygum 1999: 15). Die Regie­
rung schob schließlich der kontinuierlichen Zunahme der Frühverrentung ab 60 einen Riegel 
vor. Sie schloß am 24.11.1998 mit der Opposition einen Haushaltspakt ab. Danach wurde das 
gesetzliche Rentenalter von 67 auf 65 Jahre abgesenkt, gleichzeitig aber die populäre Vorru­
hestandszahlungs-Regelung (efterlön) einschneidend gekürzt 14. 
2.3. 	 Mit Zuckerbrot und Peitsche: Die "aktivierende" Wende in der 
Sozialpolitik 
Schon Ende der 80er Jahre leitete die dänische Sozialdemokratie einen programm~tischen 
Wandel ein. Sie verabschiedete sich von dem Kernprojekt, das sie seit 1945 vertreten hatte, 
dem "passiven Wohlfahrtsstaat", und setzte fortan auf "aktivierende" Strategien in der Sozial­
und Arbeitsmarktpolitik. An die Stelle des passiven sozialliberalen W ohlfahrtsstaatsparadig­
mas trat seit Beginn der 90er Jahre ein aktives Wohlfahrtsstaatsparadigma (vgl. Dr0ppning, 
Hvinden, Vik 1999: 133 ff.). 
Der passive, sozialliberale Wohlfahrtsstaat beruht nach Robert Henry Cox (1998: 5) auf 
der Idee der solidarischen Wohlfahrtsorientierung in Gestalt sozialer Sicherungssysteme und 
einern System der redistributiven, d.h. auf Umverteilung basierenden Finanzierung. An seine 
Stelle trat seit Beginn der 90er Jahre ein aktives Wohlfahrtsstaatsparadigma. In seiner verglei­
chenden Studie über die arbeitsmarktpolitischen Aktivierungsstrategien in Dänemark und den 
Niederlanden bezeichnet Cox (1998: 3) den Wandel von passiven zu aktiven Arbeitsmarktpo­
litiken als "a dramatic reform of the welfare state project". Dabei wurde die bis dahin selbst­
verständliche Mischung aus Passivität (d.h. weitgehende Untätigkeit des Staates bei der Wie­
dereingliederung von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt), Liberalität (Nichteinmischungsprin­
zip des Staates in das Leben der Bürger) und Generosität in der Frage der Sozialleistungen 
(hoher Wohlfahrtsstandard und universalistisches Prinzip der sozialen Rechte) zugunsten des 
für Dänemark und die dänische Sozialdemokratie neuartigen Paradigmas der Aktivierung 
aufgegeben. Der Staat mischt sich in das Leben der Bürger ein und fördert ein flexibilisiertes 
und effizientes Modell des Wohlfahrtsstaates. Mit diesem Schritt reagierte die dänische Sozi­
aldemokratie nicht zuletzt auf eine Explosion der Kosten des Wohlfahrtsstaates. 
Concern about the rising costs has encouraged a shift in perceptions about the effective­
ness of the welf are state. Now there is a growing perception [ ... ] that the welfare state 
fails to go far enough if it only places a safety net under those who fall outside of the la­
bour market. The new thinking places greater emphasis on labour participation as an in­
trinsic good for society as weIl as the individual, and new policies have been put in place 
14 	 Seit 1979 hatten Erwerbstätige mit langjähriger Mitgliedschaft in einer Arbeitslosenkasse - unabhängig von 
ihrem Einkommen - die Möglichkeit, bereits mit 60 Jahren in den vorgezogenen Ruhestand zu gehen. Das 
Vorruhestandsgeld wurde von den Arbeitslosenkassen in Höhe des Arbeitslosengeldes ausgezahlt. Der An­
spruch setzte zehn Mitgliedsjahre in einer Arbeitslosenkasse während der letzten 15 Jahre vor dem Ausschei­
den vom Arbeitsmarkt voraus (vgL Hygum 1999: 15). 
64 Gabriele Gilbert 
designed to "activate' a large proportion of those dependent on welfare assistance (Cox 
1998:3). 
Das neue Paradigma beinhaltet die gesetzliche und institutionelle Absicherung des Prin­
zips von Rechten und Pflichten. In der Folge dieses Umbaus erscheint der Staat nicht mehr als 
Schutzzone und Regulativ gegenüber dem Markt (vgl. Esping-Andersen 1985), sondern als 
eine antreibende Kraft seiner Bürger, der nach dem Prinzip "Zuckerbrot und Peitsche" agiert. 
Der dänische Politologe Jacob Torfing (vgl. 1997; 1999) spricht - mit Hinweis auf die 
Staatstheorie Bob Jessops - vom vollzogenen Übergang zum "workfare state". Cox (1998: 3) 
hingegen vertritt die Auffassung, "the safety net is beeing replaced with a trampoline [ ... ]." 
3. Die Wirtschaftspolitik als Motor des Aufschwungs 
Dänemark befindet sich seit 1994 in einer soliden Wachstumsphase (vgl. Tabelle 1), in 
der das reale Bruttoinlandsprodukt pro Jahresdurchschnitt um mehr als drei Prozent zunahm. 
Der Aufschwung wurde zunächst weitgehend durch Investitionen getragen. Dabei handelte es 
sich vornehmlich um private Anlageinvestitionen; denn die staatlichen Investitionen stiegen 
in den Jahren 1996 und 1997 jeweils um weniger als ein Prozent. Der Aufschwung entfaltete 
sich aber auch "in der Breite"; denn sowohl der private Verbrauch als auch der Außenhandel 
expandierten (vgl. Weber 1998: 169f.). 
Diese positive Entwicklung wird einerseits auf die Ausgestaltung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zurückgeführt. Die Geld- und Währungspolitik ist seit Jahren konse­
quent auf die Stabilität der dänischen Krone ausgerichtet. Dies wirkte sich auch positiv auf die 
Geld- und Kapitalmarktzinsen aus, die in den letzten Jahren kontinuierlich gesunken sind. 
Auch die Haushaltspolitik hat zur Verbesserung des wirtschaftlichen Umfeldes beigetragen. 
Dabei hat sich die von der dänischen Regierung verfolgte "mittelfristige Strategie" als wohl 
durchdacht und erfolgreich herausgestellt. 
Der zu Beginn der neunziger Jahre verzeichneten Rezession wurde zunächst mit einer ex­
pansiven Politik in den Jahren 1993 und 1994 begegnet. Gemäß der mittelfristigen Fi­
nanzplanung wurde jedoch bereits vorab für die darauffolgenden Jahre eine restriktive 
Haltung festgelegt. Für das Jahr 1997 ergab sich daraus eine dämpfende Wirkung der 
Fiskalpolitik auf das Wirtschaftswachstum von rund einem halben Prozentpunkt. Nach­
dem die dänische Regierung also zuvor die Wirtschaft angekurbelt hatte, nutzte sie in 
jüngster Zeit die günstige Situation, um den Haushalt zu konsolidieren (Weber 1998: 
170). 
Tabelle 1: Kennziffern ausgewählter Länder 
Kennziffer D DK F GB NL USA 
Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf 1996 in US $ 
28.738 33.230 26.323 19.621 25.511 27.821 
Reales Wachstum des 
BIP 1997 
+2,4 % +3,4 % +2,3 % +3,4 % +3,2% +3,8 % 
Aktive Arbeitsmarkt- und .)02:zat.VOlllZK in Dänemark 6S 
Reales Wachstum des +2,0% +2,0% + 1,9 % +2,0% +2,2% +2,5% 
BIP 1980-1997 
Erwerbsquote 1997 70,4 % 79,8 % 67,1 % 76,2% 71,5 % 77,4 % 
Zuwachs der Erwerbs­ 1,2 % +2,1 % +0.2% + 1,7 % +2,2% +2,2% 
tätigkeit 1997 
Zuwachs der Erwerb­ +0,2% +0,3 % +0,1 % +0,4% + 1,2% + 1,5 % 
stätigkeit 1980-1997 
Teilzeitquote 1996 16,3 % 21,5 % 16,0% 22,1 % 36,5 % 18,3 % 
Arbeitslosigkeit 1996 15,0 % 6,9% 12,4% 8,2% 6,3 % 5,4 % 
Anteil Langzeitarbeits­ 47,8 % 26,5 % 38,2% 39,8 % 49,0% -
lose 1996 
Lohnstückkostenent ­ -1,7 % +2,3% +0,5 % +2,9% + 1,7 % +2,3% 
wicklung 19971 




Zusammengestellt aus: Bertelsmann Stiftung (Hrsg., 1998): Internationales Beschäftigungs-Ranking 1998. Gü­

tersloh; EUROSTAT (1997): Jahrbuch 1997. Luxemburg; OECD (Hrsg., 1997): OECD Economic Surveys. 

United States 1997. Paris; OECD (1998): Employment Outlook. Paris. 

Quelle: Scherrer et aL 1998, S. 43. 

4. Der dänische Arbeitsmarkt 
Die dänische Arbeitsmarkt zeichnet sich durch starke Arbeitnehmer- und Arbeitgeberor­
ganisationen sowie durch eine lange Tradition kollektiver Tarifverhandlungen (seit 1899) aus. 
Der gewerkschaftliche Organisationsgrad ist mit 80 Prozent sehr hoch (Deutschland: ca. 30 
Prozent). Weite Bereiche der Arbeitsverhältnisse und der Sozialpolitik sind durch Tarifverträ­
ge geregelt. Gesetzliche Regelungen spielen dagegen eine geringere Rolle als in anderen Län­
dern. Die Sozialpartner haben außerdem einen erheblichen Einfluß auf den Gesetzgebungs­
prozeß und die Arbeitsmarktpolitik, und sie verfügen über eine hohe Autonomie hinsichtlich 
der Anwendung und Auslegung der Tarifverträge. Gleichwohl verfügt der Staat über beachtli­
che Möglichkeiten, sich in die Tarifverhandlungen einzuschalten, wenn die Sozialpartner kei­
ne befriedigende Lösung finden. So wurde zum Beispiel im Frühjahr 1998 per Gesetz ein 
Streik für die Verlängerung des Urlaubs, der zu einem Generalstreik zu eskalieren drohte, 
beendet. Die Tarifparteien akzeptieren diese Interventionen (vgl. Döhrn 1998: 162). 
Die konsensuale Struktur der Arbeitsbeziehungen konnte freilich nicht verhindern, daß 
sich auch in Dänemark die Probleme auf dem Arbeitsmarkt verschärften. Bis Anfang der 90er 
Jahre verlief der Anstieg der Arbeitslosigkeit ähnlich wie in den meisten anderen europäi­
schen Ländern. Die Zahl der Erwerbslosen nahm seit Beginn der 70er Jahre mit jedem kon­
junkturellen Abschwung zu und wurde in den folgenden Aufschwungphasen nur geringfügig 
abgebaut. Zwar stieg die Gesamtzahl der Erwerbstätigen bis 1987 deutlich an, da die Er­
werbsbeteiligung von Frauen zunahm und sich das Erwerbspersonenpotential - demogra­
phisch begründet - vergrößerte. In den 70er und 80er Jahren stieg die Zahl der Beschäftigten 
vor allem im Staatssektor. Um die Mitte der 80er Jahre waren mehr als 30 Prozent der Er­
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werbstätigen in Dänemark im Staatsdienst tätig; am Anfang der 70er Jahre lag diese Quote 
noch bei ca. 16 Prozent. Als Mitte der 80er Jahre der Beschäftigungszuwachs beim Staat an 
seine Grenzen stieß und die Wirtschaft in eine anhaltende Flaute geriet, verschlechterte sich 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt dramatisch. Insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit war be­
sorgniserregend. 1993 betrug die Arbeitslosenquote bei den unter 25jährigen fast 15 Prozent. 
Anfang der 90er Jahre war der Problemdruck schließlich so groß geworden, daß dem Ab­
bau der Arbeitslosigkeit von der dänischen Regierung höchste Priorität eingeräumt wurde 
(vgl. Döhrn 1998: 163). Es gelang, die Zahl der Arbeitslosen von 349.000 im Jahr 1993 in­
nerhalb von sechs Jahren durch eine aktive und aktivierende Arbeitsmarkt-, Beschäftigungs­
und Bildungsstrategie auf 165.000 im Dezember 1998 zu senken (vgL Statsministeriet 1999: 
1). 
Dänemark verfügt über eine der höchsten Raten der Erwerbsbeteiligung in Europa (vgl. 
Tabelle 1). Diese schließt eine fortgeschrittene Gleichstellung der Frauen auf dem Arbeits­
markt ein (vgl. Fuhrmann 1999). Besondere Erfolge wurden beim Kampf gegen die Ju­
gendarbeitslosigkeit erzielt. Sie sank um 70 Prozent von 61.900 arbeitslosen Jugendlichen im 
Januar 1993 auf 19.000 bis Dezember 1998. Und auch die Zahl der Dauerarbeitslosen, die bis 
1994 auf 170.000 gestiegen war, wurde - um 70 Prozent - auf 50.600 im Jahre 1998 reduziert 
(vgL Tabelle 1). Die Beschäftigung stieg besonders im privaten Sektor. Von 1993 bis 1998 
wurden 174.000 neue Arbeitsplätze geschaffen, davon 75 Prozent inl plivaten Sektor (vgl. 
Statsministeriet 1999: 1). 
Für die Periode 1999 bis 2002 ist eine gezielte Steuerreform zugunsten von Niedriglohn­
beziehern geplant. Die Beschäftigung soll bis 2005 um jährlich 0,5 Prozent anwachsen (vgl. 
Danmarks nationale handlingsplan for beskreftigelse 1999: 6 f). 
Bei der Beschäftigungsentwicklung hat Dänemark für die letzten Jahre eine deutlich bes­
sere Bilanz vorzuweisen als die Bundesrepublik Deutschland. Seit 1994 ist die Zahl der Er­
werbstätigen in Dänemark um fast fünf Prozent gestiegen, während sie in der Bundesrepublik 
um 3,5 Prozent abnahm. Einer der Gründe dafür ist, daß der sektorale Strukturwandel in Dä­
nemark weiter fortgeschritten ist als in der Bundesrepublik. Der Anteil der Dienstleistungen 
an der Erwerbstätigkeit betrug 1996 in Dänemark 69 Prozent, in der Bundesrepublik dagegen 
nur 59 Prozent. In Dänemark waren 1995 je 1000 Einwohner bereits 342 Erwerbstätige im 
Dienstleistungssektor tätig, in Deutschland nur 270. (vgl. Weber 1998: 179f.). 
Der Anstieg der Beschäftigung in Dänemark läßt außerdem erkennen, daß die gesunke­
nen Arbeitslosenzahlen nicht - wie z.B. überwiegend in den Niederlanden - auf einem Rück­
zug aus dem Erwerbsleben beruhen. Die Erwerbsquote ist zwischen 1994 und 1997 von 79 
Prozent auf 82 Prozent gestiegen. Dem steht in Deutschland eine Quote von nur 70,3 Prozent 
gegenüber. Bei der Langzeitarbeitslosigkeit ist der Anteil der Personen, die über ein Jahr ar­
beitslos waren, in den letzten Jahren in Dänemark deutlich gesunken, in der BRD dagegen 
angestiegen. Die Quote der Langzeitarbeitslosen lag in Dänemark 1996 bei 26,5 Prozent - in 
der BRD betrug sie 47,8 Prozent. 
Dieser Befund ist besonders gravierend, weil eine hohe Langzeitarbeitslosenquote auf 
verfestigte Strukturen und eine geringe Fähigkeit des Arbeitsmarktes hinweist, Arbeitslo­
se nach einer relativ kurzen Suchfrist wieder in den Erwerbsprozeß zu integrieren. Dies 
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hat sowohl unmittelbare Konsequenzen für die Finanzierung des Sozialsystems, als auch 
Folgewirkungen für die wirtschaftliche Entwicklung, weil durch lange Zeiten der Ar­
beitslosigkeit die für den Wirtschaftsprozeß nutzbaren Fähigkeiten der entsprechenden 
Personen immer mehr entwertet werden. Diese Dequalifizierung des Humankapitals bür­
det der Volkswirtschaft zusätzliche Belastungen auf (Weber 1998: 180). 
4.1. Lohnpolitik und Löhne 
Die dänische Lohnpolitik ist traditionell am Konsens zwischen den Tarifparteien orien­
tiert. Tarifverhandlungen finden - üblicherweise alle zwei Jahre - auf Branchenebene, aber 
auch dezentral auf betrieblicher Ebene statt. Die Verträge im privaten Sektor laufen jeweils 
zum 1. März, die für den Staatssektor dagegen zum 1. April aus. Der Staat übernimmt also 
nicht die Tarifführerschaft. Das Prinzip der zentralen Lohnbildung hat allerdings an Bedeu­
tung verloren. 
Zwar ist einerseits eine zunehmende Bündelung der Verhandlungen auf der Zentralebene 
festzustellen, d.h. sie betreffen einen immer größeren Kreis von Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerorganisationen, andererseits haben die dabei ausgehandelten Verträge mehr und 
mehr den Charakter von Manteltarifverträgen, die auf dezentraler, d.h. betrieblicher Ebe­
ne ausgefüllt werden (Döhrn 1998: 164). 
Im Ergebnis der Verhandlungen wird entweder ein "Standardlohn", der normalerweise 
nur in Bereichen mit relativ gering qualifizierten Arbeitskräften bezahlt wird, oder ein Min­
destlohn festgelegt, der in weiteren dezentralen Verhandlungen um Zuschläge ergänzt wird ­
dies gilt mittlerweile für den größten Teil der Verträge (vgl. Döhrn 1998: 165). 
Die Lohnentwicklung hat sich in den letzten Jahren merklich abgeflacht. Während die 
Lohnzuwächse in den siebziger Jahren (als Reaktion auf die inflationären Prozesse) noch bei 
durchschnittlich etwa 15 Prozent lagen, sanken sie in den achtziger Jahren auf 6,5 Prozent. 
Seit 1992 stiegen die Nominallöhne wieder mit Raten zwischen zwei und vier Prozent an. 
Auffällig ist, daß der Produktivitätsfortschritt sich relativ gleichmäßig vollzog mit Raten 
zwischen 1,5 und zwei vH. Beides zusanlillengenommen, die Abflachung der Lohnent­
wicklung und wenig veränderte Produktivitätsraten, führten dazu, daß sich der Anstieg 
der Lohnstückkosten merklich verlangsamte, von durchsclmittlichen Raten um die zehn 
vH in den siebziger Jahren über fünf vH im Durchschnitt der achtziger Jahre auf nunmehr 
Raten von in der Gesamtwirtschaft um die zwei vH, im Verarbeitenden Gewerbe sogar 
deutlich darunter. Insofern hat die Entwicklung von Löhnen und Produktivität sicherlich 
ihren Anteil an der günstigen Beschäftigungsentwicklung der letzten Jahre (Döhrn 1998: 
165). 
Auch die Lohndifferenzierung hat sich vergrößert. Das dänische Entlohnungssystem war 
traditionell durch geringe Unterschiede zwischen den Lohngruppen geprägt. In den letzten 
Jahren wurde jedoch durch die teilweise Verlagerung der Lohnfindung auf die betriebliche 
Ebene eine höhere Flexibilität und damit eine größere Spreizung der Lohnstruktur erzielt (vgl. 
ebd.). 
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4.2. Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Aktive Arbeitsmarktpolitik hat eine lange Tradition in Dänemark. 1990 wurden 1,3 Pro­
zent des BIP (in der BRD 1 Prozent) für Maßnahmen aufgewendet. Im Zeitraum zwischen 
1994 und 1996 stiegen die Finanzmittel auf 2,1 Prozent des BIP (in der BRD etwa 1,4 Pro­
zent). Mit dem Rückgang der Arbeitslosigkeit ging gleichzeitig in Dänemark der Aufwand für 
passive Maßnahmen - insbesondere für das Arbeitslosengeld - von 5,5 Prozent des BIP im 
Jahre 1993 auf 4,4 Prozent im Jahre 1996 zurück. Die Aufwertung der aktiven Arbeitsmarkt­
politik war einerseits mit der Nutzung traditioneller Instrumente verbunden (vgl. Tabelle 2). 
Dazu gehörte zum Beispiel eine auf den Zeitraum 1994 bis 1996 befristete Vorruhestandsre­
gelung für ältere Arbeitslose. Neue Wege wurden mit dem Erziehungs-, Bildungs- und Sab­
baturlaub gegangen (vgl. Tabelle 2). Diese Instrumente sollen neben der Entlastung des Ar­
beitsmarktes auch die Einbindung von Arbeitslosen in reguläre Beschäftigungsverhältnisse 
verbessern. Beide Initiativen erklären nach Döhrn 
einen hohen Teil des Rückgangs der Arbeitslosigkeit in den Jahren 1994 bis 1996.45.000 
zusätzliche Vorruheständler und 65.000 vorübergehend Beurlaubte entsprechen ziemlich 
genau dem Abbau der Zahl der Arbeitslosen in dieser Zeit [ ... ] (Döhrn 1998: 167). 
5. Die Arbeitsnlarktreform von 1993 
Zu Beginn der 90er Jahre wurde die Arbeitsmarktpolitik immer stärker als passiv, überre­
guliert und inflexibel kritisiert; die Zahlen der Arbeitslosen waren trotz permanent erhöhter 
Aufwendungen beständig angestiegen. Der aktiven Arbeitsmarktpolitik wurde ihre Regelge­
bundenheit, d.h. mangelnde Flexibilität vorgeworfen. Jedem und jeder Arbeitslosen mußten in 
bestimmten zeitlichen Abständen Fort- und Umschulungsmaßnahmen oder Beschäftigungs­
möglichkeiten angeboten werden. Die Arbeitsmarktpolitik konnte so nicht ausreichend flexi­
bel auf die Bedürfnisse der Arbeitslosen reagieren; denn Art und Umfang der Aktivierungs­
maßnahmen erfolgten entweder unabhängig von individuellen Fähigkeiten und Qualifikatio­
nen oder sie entsprachen nicht den Anforderungen des regionalen Arbeitsmarktes. Außerdem 
wurde eine Überversorgung mit Leistungen kritisiert. Durch die Teilnahme an Arbeitsmarkt­
programmen konnten die Arbeitslosen erneut Anspruch auf Unterstützungsleistungen geltend 
machen. Auf diese Weise konnte der Anspruch auf Arbeitslosengeld bis auf neun Jahre aus­
gedehnt werden (v gl. Kröger/ Suntum 1999: 145f.). 
Die dänische Arbeitsmarktreform trat mit Beginn des Jahres in Kraft. Sie wird von zwei 
Grundprinzipien geprägt: einerseits von einer starken, regionalen Lenkung und der Anpassung 
der Maßnahmen auf den Bedarf vor Ort, andererseits durch bedarfsorientierte Angebote, die 
sowohl die Wünsche und Fähigkeiten des jeweiligen Arbeitslosen als auch den Bedarf des 
Arbeitsmarktes berücksichtigen. Für jeden Arbeitslosen wird ein individueller Handlungsplan 
ausgearbeitet. Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenkassen sind nicht mehr zuständig für die 
bloße Kontrolle der Arbeitslosen, "sondern stellen auch Anforderungen an Eigeninitiative bei 
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der Arbeitssuche, Ausbildung, beim Job-Training und anderes mehr" (Hygum 1999: 12; vgl. 
auch Etherington 1998: 147ff.; Jensen 1999). 
Die Reform besteht aus drei Gesetzen: dem Gesetz über eine aktive Arbeitsmarktpolitik, 
dem Gesetz über BeurIaubung und dem Gesetz über kommunale Aktivienlng. Danach wird 
zwischen zwei Gruppen von Arbeitslosen unterschieden: 
1. 	 Arbeitslose, die Mitglied einer Arbeitslosenversicherung sind, und die die An­
spruchsvoraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosengeld erfüllen. Ihre Belange 
werden vom Gesetz für eine aktive Arbeitsmarktpolitik geregelt. Das Arbeitsministe­
rium ist für diese Gruppe zuständig; 
2. 	 Arbeitslose, die nicht die Anspruchsvoraussetzungen für Arbeitslosengeld erfüllen 
oder die überhaupt nicht gegen Arbeitslosigkeit versichert sind. Diese Personen fallen 
unter das Gesetz über kommunale Aktivierung; für sie ist das Sozialministerium zu­
ständig. 
Da keine Pflichtversicherung gegen das Risiko der Arbeitslosigkeit besteht, richtet sich 
die aktive Arbeitsmarktpolitik in Dänemark viel stärker an die Personengruppe der Sozi­
alhilfeempfanger als etwa in Deutschland (Krögerl Suntum 1999: 154). 
Die Reform enthält eine Reihe von Neuregelungen, die sowohl die stärkere Gewichtung 
von aktiven Maßnahmen als auch eine stärkere Aufmerksamkeit für Problemgruppen unter 
den Erwerbslosen beinhalten: 
1. 	 Für Arbeitslose wird ein individueller Handlungsplan ausgearbeitet, damit besser 
auf die jeweiligen Bedülfnisse jedes Arbeitssuchenden eingegangen werden kann. 
2. 	 Verschiedene Beurlaubungsmodelle dienen zur Entlastung des Arbeitsmarktes und 
gewährleisten, daß die Zahl der offenen Stellen kurzfristig erhöht werden kann. 
3. 	 Die Verknüpfung von Arbeitslosenunterstützung und der Teilnahme an Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik wurde gestrichen. Somit kann man durch die Teil­
nahme an einer Maßnahme keine Anrechte auf die Verlängerung der Arbeitslosen­
unterstützung erwerben. 
4. 	 Abgeschafft wurde das FrühverrentungsmodelI, das Langzeitarbeitslosen über 50 
Jahren gestattete, in Frührente zu gehen. 
5. 	 Arbeitslose unter 25 Jahren und ohne Berufsausbildung müssen nach einem halben 
Jahr der Arbeitslosigkeit eine staatliche Ausbildungsmaßnahll1e beginnen. Sie er­
halten dafür eine Ausbildungsvergütung, die rund der Hälfte der Arbeitslosenunter­
stützung entspricht. 
6. 	 _Der Zeitpunkt der Aktivierung wurde dreimal vorverlegt. Die 3. Stufe der Arbeits­
ll1arktreform von 1999 sieht die Pflicht zur Aktivierung nach bereits einem Jahr der 
Arbeitslosigkeit vor. 
7. 	 Die Bezugsdauer von Arbeitslosenunterstützung wurde von sieben auf vier Jahre 
reduziert. Anspruch auf Arbeitslosengeld erhält man nun erst nach 52 Wochen 
durchgängiger Erwerbsarbeit (vorher 26 Wochen). 
70 Gabriele Gilbert 
8. 	 Die Kriterien für den Bezug von Arbeitslosengeld wurden verschärft. Damit gelten 
auch Tätigkeiten als zumutbar, die nicht der eigenen Qualifikation entsprechen oder 
schlechter entlohnt werden. 
Tabelle 2: Arbeitskräfte und Arbeitsmarktpolitik 1994-1998 (in 1000 Personen) 
I 1994 1995 1996 1997 1998 
I Arbeitskräfte 2864 2843 2833 2866 2880 
I Beschäftigung 2521 2555 2588 2646 2695 
I Erwerbslose 343 288 246 220 185 
~aßnahnlen der Arbeitsmarkt­ 256.0 293.0 305.2 294.4 294.0 
politik gesamt! 
davon: - 71.1 74.1 76.2 -
Aktivierung 
subventionierte Beschäftigung 59.8 51.5 48.6 49.0 48.0 
Beurlaubung! 50.8 82.1 63.0 46.7 41.3 
Frei stellung 
Weiterbildung! 23.4 17.4 23.2 23.9 
Qualifizierung 
Früher Rückzug 8.2 23.4 46.0 41.9 36.1 
vom Arbeitsmarkt 
I Frührente 111.1 114.8 120.9 128.7 142.9 
andere 2.5 3.7 3.5 4.2 -
I 	 ..Durchschmtthche Zahl von Empfangern und Tellnehmern 
Quelle: OECD Economic Surveys: Denmark 1998-1999. Paris 1999: 63. 
5.1. Straffung der Arbeitslosenunterstützung 
Das Konzept der dänischen Arbeitsmarktpolitik ist in drei Stufen aufgebaut (vgl. Tabelle 
3). ~it der Arbeitsmarktreform von 1993 wurde der Bezugszeitraum von Arbeitslosenunter­
stützung auf sieben Jahre gekürzt (vier Jahre passive Leistungen und eine Aktivierungszeit 
von drei Jahren). Damit sollten "Problemgruppen" - zum Beispiel Jugendliche ohne Berufs­
ausbildung oder Immigranten - "aktiviert" werden. Während der sogenannten "Aktivierungs­
zeit" ist die Teilnahme an Vollzeitmaßnahmen für alle Arbeitslosen, die länger als vier Jahre 
ohne Arbeit sind, obligatorisch. Die Bezahlung entspricht der Arbeitslosenunterstützung. 
~t der 2. Stufe wurde das System weiter gestrafft. Die maximale Bezugsdauer für Ar­
beitslosenunterstützung wurde auf fünf Jahre gesenkt (zwei Jahre Arbeitslosenunterstützung 
und drei Jahre Aktivierung). 1994 wurde der Automatismus abgeschafft, wonach eine vor­
übergehende subventionierte Beschäftigung zum weiteren Bezug von Arbeitslosenunterstüt­
zung berechtigt. Damit sollte das Pendeln zwischen aktiven und passiven Arbeitsmarktmaß­
nahmen erschwert werden. 
Seit 1999 wird - in der dritten Stufe - nur noch für vier Jahre Arbeitslosengeld gezahlt. 
Die Pflicht zur "Aktivierung" besteht nunmehr schon nach einem Jahr (vgl. Goul Andersen 
1999: 19ff.). Diese Straffung wurde von den Arbeitgeberorganisationen und von externen 
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Beobachtern wie der OECD begrüßt. Die Gewerkschaften dagegen befürchteten, daß viele 
Langzeitarbeitslose in die Sozialhilfe getrieben werden. Der politische Kompronuß besteht 
allerdings darin, daß nunmehr eine intensive Vollzeit-Aktivierung gefördert wird (vgl. 
Kongsh~j Madsen 1998: 149). 
5.2. Job-Rotation und bezahlte Freistellung 
Die Job-Rotation bildet ein zentrales Element des dänischen Konzeptes der Arbeits­
marktpolitik. 
Es dient dazu, sowohl den Belangen der Erwerbstätigen (z.B. durch Qualifizierung für 
neue Aufgaben durch die Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen) als auch den Ar­
beitslosen (durch die Aufrechterhaltung des Kontaktes zum Arbeitsmarkt) zu entsprechen 
und trägt insofern zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durch eine höhere Mobilität der 
Erwerbspersonen bei (Weber 1998: 176). 
Die Einführung des bezahlten Bildungsurlaubes und die Förderung der Job-Rotation - z. 
B. nach dem Erziehungsurlaub oder den1 Sabbatjahr - diente sowohl der Aktivierung der Ar­
beitslosen als auch der Ausbildung der Beschäftigten ("lebenslanges Lernen") (vgl. Weiss­
Pedersen 1995). 
Gleichzeitig wurde die Erwachsenen- und Berufsausbildung gefördert. Im Jahre 1994 
entschieden sich 141.000 Personen für eine bezahlte Freistellungsmöglichkeit, 1996 waren es 
121.000 - davon gingen 72.700 in Fortbildungsmaßnahmen, 46.900 nahmen Erziehungsur­
laub, und 1.500 wählten ein Sabbatical. Bei einem Sabbatical muß ein Stellvertreter einge­
stellt werden: rund 50 Prozent davon waren Arbeitslose, allerdings nur wenige Langzeitar­
beitslose. Etwa die Hälfte von ihnen wurde nach der Aushilfszeit im Unternehmen weiterbe­
schäftigt. Die durchschnittliche Dauer einer Freistellung lag bei etwa 200 Tagen (vgl. Weber 
1998: 149 f.). 
5.3. Rechte und Pflichten der Arbeitslosen 
Die dänische Regierung vertritt die Auffassung, daß das Recht der Arbeitslosen auf staat­
liche Unterstützung mit der Erfüllung von bestimmten Pflichten gegenüber der Gesellschaft 
einhergehen muß. Mit der Einführung der Aktivierungszeit im Jahr 1994 wurde der weitere 
Bezug von Leistungen von der aktiven Teilnahme der Arbeitslosen an Aktivierungsmaßnah­
men abhängig gemacht. Für junge Arbeitslose gibt es z.B. seit 1996 ein spezielles Programm, 
das nach sechsmonatiger Arbeitslosigkeit die Teilnahme an einer Aktivierungsmaßnahme bei 
um 50 Prozent reduzierten Bezügen zur Pflicht macht. 
Diese restriktive Praxis scheint insofern ein Erfolg gewesen zu sein, als etwa zwei Drittel 
der jungen Arbeitslosen in dieser Zielgruppe entweder eine reguläre Arbeitsstelle fanden 
oder eine Ausbildung begannen (Kongsh~j Madsen 1998: 151). 
72 Gabriele Gilbert 
Tabelle 3: Die dänische Arbeitsmarktreform in drei Stufen 
Beschluß in Kraft getreten 
Juni 1993 Januar 1994 Arbeitsmarktreform I 
zeitliche Begrenzung der Gewährung von Arbeitslosengeld auf max. 7 
! Jahre (4 + 3 Jahre; die letzten 3 Jahre sind "Aktivierungszeit") 
Anspruch auf Arbeitslosengeld nur möglich, wenn mind. 6 Monate Er­
werbstätigkeit geleistet wurden 
Frühe Aktivierung für schwer vermittelbare Arbeitsuchende 
Dezentralisierung der aktiven Arbeitsmarktstrategie auf 14 Regionen 
individuelle Aktivierungspläne für Langzeitarbeitslose 
verbesserte Job-Rotation- und Freistellungsmodelle (Elternurlaub, Wei­
terbildungsfreistellung, Sabbatj ahr) 
Nov.1994 Recht und Pflicht zur Aktivierung nach 4 Jahren Arbeitslosigkeit 
stärkere Kontrolle, ob Arbeitslose sich bemühen, eine Beschäftigung zu 
finden bzw. ihren Handlungsplan befolgen; bei Verweigerung droht 
Leistungsentzug 
Erweiterte Rechte beim Arbeitslosengeld für 50-59 Jahre alte Arbeitslose 
April 1995 
Sabbatjahr wird 1999 wieder abgeschafft 
Erziehungsgeld von 80 auf 60 % des Arbeitslosengeldes gesenkt 
Dez. 1995 Jan.-Juli 1996 Arbeitsmarktreform 11 
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld gesenkt auf max. 5 Jahre 
Recht und Pflicht zur Vollzeit-Aktivierung nach zwei Jahren 
Die Berechtigung zum Bezug von Arbeitslosengeld setzt eine Erwerbs­
tätigkeit von 52 Wochen (die innerhalb von 3 Jahren abgeleistet wurden) 
voraus 
Arbeitslose unter 25 Jahren müssen nach 26 Wochen an einer Bildungs­
maßnahme teilnehmen, andernfalls wird ihr Arbeitslosengeld um 50 % 
gekürzt 
nach 6 Monaten Arbeitslosigkeit Pflicht, Arbeit anzunehmen, die auch 
außerhalb des eigenen Berufsfeldes liegen kann 
,,Passive Bereithaltung" während Bildungsmaßnahme 
zumutbare Fahrtzeit zum Arbeitsplatz von 3 auf 4 Stunden täglich erhöht 
subventionierte ,,Pool Jobs" für schwer Vermittelbare 
Strengere Sanktionen bei Weigerung an den Aktivierungsmaßnahmen 
teilzunehmen 
Nov.1998 Jan. 1999ff. Arbeitsmarktreform 111 
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld gesenkt auf 4 Jahre 
Recht und Pflicht zur Vollzeit-Aktivierung nach 1 Jahr 
Recht und Pflicht zur Aktivierung für alle jungen Arbeitslosen nach 6 . 
Monaten 
nach 3 Monaten Pflicht, Arbeit außerhalb des eigenen Berufsfeldes an­
zunehmen 
Recht zur BildungsfreisteIlung beschränkt auf Arbeitslose 
mehr ziel- und erfolgsorientierte Weiterbildung für Arbeitslose 
Meldung beim Arbeitsamt am 1. Tag der Arbeitslosigkeit 
Quelle: Goul Andersen, J~rgen 1999: 20 f. 
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5.4. Flexicurity und Benefit generosity 
Für die Strategie der dänischen Arbeitsmarktpolitik sind die Begriffe jlexicurity und be­
nefit generosity zentral. Flexicurity (flexibility und security) beschreibt eine Kombination von 
Maßnahmen, die den Arbeitsmarkt flexibler gestalten, ohne die soziale Absicherung zu ver­
nachlässigen. Arbeitslose, aber auch Arbeitnehmer, sollen Anreize erhalten, sich weiter zu 
qualifizieren, an Umschulungsmaßnahmen teilzunehmen, um ihre Fähigkeiten den sich wan­
delnden Anforderungen des Arbeitsmarktes anzupassen. 
Eine Periode der Requalifizierung darf jedoch nicht zu einer sozialen Existenzbedrohung 
werden - sie muß sozial abgesichert sein. Allerdings dürfen die Sozialleistungen nicht zu 
großzügig ausfallen, um die Bereitschaft zur Rückkehr auf den ersten Arbeitsmarkt zu för­
dern. Daher ist die benefit generosity ein wichtiges Merkmal der Arbeitsmarktpolitik. "Es 
sollte sich für einen Arbeitslosen immer lohnen, eine geregelte Tätigkeit - möglichst auf dem 
freien Arbeitsmarkt aufzunehmen [ ... ]" (Weber 1998: 174). Außerdem sollte eine finanzielle 
Unterstützung während der Suche nach einem neuen Arbeitsplatze einschließlich der Zeit 
für Weiterbildung - nicht unbegrenzt gewährt werden. Dem Arbeitslosen sollte durchaus be­
wußt gemacht werden, daß er selbst zügig und aktiv bei der Stellensuche mitzuwirken hat. 
5.5. Dezentralisation der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
Die aktive Arbeitsmarktpolitik wurde dezentralisiert, damit sie zielgerichtet einsetzbar ist. 
Dafür wurden 14 regionale Arbeitsmarkträte eingerichtet, die in ihrem Zuständigkeitsbereich 
für die konkrete Ausgestaltung der Arbeitsmarktpolitik verantwortlich sind. Diese können 
festlegen, welche Erwerbslosengruppen eine besondere Förderung erhalten oder unter wel­
chen Voraussetzungen bestimmte Maßnahmen angeboten werden. Die Unlsetzung der Kon­
zepte liegt weiterhin bei den lokalen Arbeitsämtern. Mit der Arbeitsmarktreform wurden auch 
die Mitwirkungsmöglichkeiten der Kommunen und der Sozialpartner in den Arbeitsmarkträ­
ten gestärkt. 
6. Ausblick: Von Dänemark lernen? 
Die Arbeitsmarktpolitik der dänischen Regierung kann als erfolgreich gelten. Die Ar­
beitslosigkeit - und dabei insbesondere die Zahl der Langzeitarbeitslosen - ist seit 1994 stark 
gesunken. 
Es sind also nicht nur ,die starken Arbeitslosen', die von der positiven Entwicklung pro­
fitiert haben. Auch die ,schwachen Arbeitslosen' haben bessere Beschäftigungsmöglich­
keiten erhalten (Andresen 1998: 153). 
Gleichzeitig erhöhte sich das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigungsquote. Diese 
Erfolge sind das Ergebnis eines konzertierten Vorgehens von Fiskal-, Lohn- sowie einer akti­
ven und passiven Arbeitsmarktpolitik. Die dänischen Regierungen haben in den 90er Jahren 
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gezielt auf eine stabilitätsorientierte wirtschaftspolitische Strategie gebaut, um gleichzeitig ein 
ausbalanciertes Wirtschaftswachstum und mehr Beschäftigung zu erreichen. Diese Strategie 
wurde durch eine reformorientierte Strukturpolitik in den Bereichen Arbeitsmarkt, Steuern 
und Bildung ergänzt, um die steigende Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften zu be­
friedigen (vgl. Danmarks nationale handlingsplan for beskreftigelse 1999: 5 ff.). 
Die Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in Dänemark versteht sich zugleich als 
eine Alternative zum Neoliberalismus, der sich als herrschendes Paradigma der Wirtschafts­
und Gesellschaftspolitik vor allem in Großbritannien und den USA durchgesetzt hat. Das Sy­
stem der sozialen Sicherung ist im Ergebnis der Reformen der 90er Jahre flexibler und effizi­
enter gestaltet worden. Allerdings wurde das System der Leistungen insgesamt nicht in Frage 
gestellt. Nach wie vor wird das Modell des (skandinavischen, sozialdemokratischen) "uni ver­
salistischen Wohlfahrtsstaates" von einem breiten Konsens in der eigenen Bevölkerung getra­
gen. Die Arbeitsmarktpolitik setzt vorrangig auf die Qualifizierung der Erwerbsbevölkerung. 
Damit unterscheidet sie sich von der neoliberalen Strategie, die der Flexibilierung der Be­
schäftigungsverhältnisse Priorität einräumt, dabei aber auch das Anwachsen prekärer Be­
schäftigungsverhältnisse in Kauf nimmt (vgl. Hirsch 1995; Torfing 1997). In Dänemark sind 
neue Beschäftigungsverhältnisse nicht mit sinkenden Reallöhnen und reduzierten Soziallei­
stungen verbunden. Regierung und die Mehrheit der Bevölkerung sind offenbar der Meinung, 
daß der Wohlfahrtsstaat ein notwendiges und wichtiges Element für eine effiziente und wett­
bewerbsfähige kapitalistische Wirtschaft ist (vgl. Torfing 1996: 7; Torfing 1997: 2). 
Das Beispiel Dänemark zeigt also, daß das Festhalten an einem hohen Niveau der sozia­
len Sicherung einem Abbau der Arbeitslosigkeit nicht zwangsläufig im Wege steht. "Trotz 
notwendiger Einschnitte in das soziale Netz blieb das Niveau der sozialen Leistungen ver­
gleichsweise hoch. Dies machte möglicherweise den seit 1993 wachsenden Druck, eine Arbeit 
aufzunehmen, gesellschaftlich akzeptabel" (Döhm 1998: 168). Die größere Flexibilität sowie 
das verbesserte Anreizsystem sind eingebunden in eine Gesamtpolitik, die den Anspruch er­
hebt, die Kontinuität des sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaatsmodells zu gewährleisten. 
Die enge Verbindung von Rechten und Pflichten der Arbeitsuchenden, insbesondere die 
Koppelung von Unterstützungs leistungen an die Bereitschaft der Arbeitslosen, an ar­
beitsmarktpolitischen Maßnahmen teilzunehmen, hat sich hierbei als ein wirkungsvolles 
Rezept zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erwiesen, welches auch in Deutschland ver­
stärkt angewendet werden könnte und sollte (Weber 1998: 184). 
Literatur 
Andresen, Andy (1998): Sinkende Arbeitslosigkeit als Herausforderung, in: Scherrer et al. (Hg.): Von 
den Nachbarn lernen. Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in Europa. Marburg, 153-160. 
Becker, Steffen; Sablowski, Thomas; Schumm, Wilhelm (Hg. 1997): Jenseits der Nationalökonomie? 
Weltwirtschaft und Nationalstaat zwischen Globalisierung und Regionalisierung, Argument­
Sonderband Neue Folge AS 249, Berlin, Hamburg. 
75 Aktive Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in Dänemark 
Cox, Robert Henry (1998): From Safety Net to Trampoline. Labour Market Activation in the Nether­
lands and Denmark. Occasional Paper Nr. 2 des Arbeitsbereichs Politische Wirtschaftslehre und 
Vergleichende Politikfeldanalyse des Instituts für Politikwissenschaft der Universität Tübingen. 
Döhrn, Roland (1998): Dänemark, ein Vorbild für Deutschland?, in: Scherrer, Peter et al. (Hg.): Von 
den Nachbarn lernen. Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in Europa. Marburg, S. 161-168. 
Dr0ppning, Jon Anders; Hvinden, Bj0rn; Vik, Kirsten (1999): Activation policies in the Nordic coun­
tries, in: Kautto, Mikko; Heikkilä, Matti; Hvinden, Bj0rn; Marklund, Staffan; Ploug, Niels (ed.): 
Nordic Soeial Policy. Changing Welfare States. LondonINew York, pp. 133-158. 
Esping-Andersen, G0sta (1985): Politics Against Markets. The Soeial Democratic Road to Power. 
Princeton. 
Esping-Andersen, G0sta (1990): The Three Worlds ofWelfare Capitalism. Cambridge. 
Esping-Andersen, G0sta (1996): After the Golden Age? Welfare State Dilemmas in aGlobai Eco­
nomy, in: ders. (Ed. 1996): Welfare States in Transition. National Adaptations in Global Eco­
nomies. London, pp. 1-31. 
Esping-Andersen, G0sta (Ed. 1996): Welfare States in Transition. National Adaptations in Global 
Economies. London. 
Etherington, David (1998): From Welfare to Work in Denmark: An Alternative to free market poli­
eies?, in: Policy and Politics, 26 (2) 1998, S. 147-161. 
Fuhrmann, Nora (1997): Zur Entwicklung des Wohlfahrtsstaats in Dänemark. Die Geschichte des 
universalistischen Systems der sozialen Sicherung im Licht wirtschaftlicher und politischer 
Umbrüche. Magistraarbeit, Marburg. 
Fuhrmann, Nora (1999): Emanzipation am Arbeitsmarkt: dänische Reformkonzepte, in: Fuhrmann, 
Nora; Matschke, Ursula; Weckenmann, Ruth: Frauen und Arbeits-markt. Occasional Paper Nr. 
4 des Arbeitsbereiches Politische Wirtschaftslehre und Vergleichende Politikfeldanalyse 
des Instituts für Politikwissenschaft der Universität Tübingen. 
Goul Andersen, J0rgen (1999): Work and Citizenship: Unemployment and Unemployment Policies in 
Denmark, 1980-1999. Paper prepared for Research Symposion on Soeial Democracy in a Post­
Industrial World, Working Group Unemployment, VedbaekIDenmark, Sept. 23-24, 1999. Aal­
borg University. 
Greve, Bent (ed.,1996): Comparative Welfare Systems. The Scandinavian Model in aPeriod of 
Change. BasingstokelLondon. 
Hampsher-Monk, lan; Stanyer, Jeffrey (1996): Contemporary Political Studies 1996, Vol. 3, Political 
Studies Assoeiation of the Uni ted Kingdom, Oxford. 
Hirsch, Joachim (1995): Der nationale Wettbewerbs staat. Staat, Demokratie und Politik im globalen 
Kapitalismus, Berlin. 
Höcker, Herrad; Reissert, Bernd (1995): Beschäftigungsbrücken durch Stellvertreterregelung in Dä­
nemark und Schweden. Schriftenreihe der Senatsverwaltung für Arbeit und Frauen, Band 9, 
Berlin. 
Hygum, Ove (1999): Beschäftigungswunder Dänemark, ein Modell?, in: Schmid, Günther; Schömann, 
Klaus (Hg.): Von Dänemark lernen. Learning from Denmark. Discussion paper FS 199 - 201. 
Wissenschaftszentrum für Sozialforschung Berlin. 
Jensen, Per H. (1999): Activation of the Unemployed in Denmark since the early 1990s. Welfare or 
Workfare? Centre for Comparative Welfare State Studies (CCWS), Department of Economies, 
Politics and Public Administration, Aalborg University. 
Jessop, Bob (1993): Towards a Schumpeterian Workfare State? Preliminary Remarks on Postfordist 
Political Economy, in: Studies in Political Economy 40, Spring 93, pp.7-39. 
76 Gabriele Gilbert 
Jessop, Bob (1994): The transition to post-Fordism and the Schumpetedan welfare state, in: Burrows, 
Roger; Loader, Brian: Towards a Post-Fordist Welfare State? LondonINew York, pp. 13-37. 
Jessop, Bob (1996): Post-Fordism and the State, in: Greve, Bent (ed.): Comparative Welfare Systems. 
The Scandinavian Model in aPeriod of Change. BasingstokelLondon, pp. 165-183. 
Kautto, Mikko; Heikkilä, Matti; Hvinden, Bj~rn, Marklund, Staffan; Ploug, Niels (ed., 1999): Nordic 
Social Policy. Changing welfare states. LondonINew York. 
Klammer, Ute (1998): Soziale Sicherung in Europa: Welche Strategien verfolgen unterschiedliche 
Länder bei vergleichbarer Krisensymptomatik?, in: ScheITer et al. (Hg., 1998): Von den Nach­
barn lernen. Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in Europa. Marburg, S. 44-62. 
Köhler, Peter A. (1997): Dänemark und Schweden: Der "skandinavische Wohlfahrtsstaat" auf Re­
formkurs, in: Sozialer Fortschritt 1-2/1997, S. 25-30. 
Kongsh~j Madsen, Per (1996): Labour Market Policy Reform: From rules and regulations to worksha­
ring and decentralization, in: Hampsher-Monk, lan; Stanyer, Jeffrey: Contemporary Political 
Studies 1996, Vol. 3, Political studies Association of the United Kingdom. Oxford, pp. 1370­
1383. 
Kongsh~j Madsen, Per (1998): Elemente erfolgreicher Arbeitsmarktpolitik in Dänemark, in: ScheITer, 
Peter et al. (Hg.): Von den Nachbarn lernen. Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in Däne­
mark. Marburg, S. 148-152. 
Kröger, Martin; lJlrich von Suntum (1999): Mit aktiver Beschäftigungspolitik aus der Beschäftigungs­
krise? Ansätze und Erfahrungen in Großbritannien, Dänemark, Schweden und Deutschland, 
Gütersloh. 
OECD (1999): OECD Economic Surveys 1998-1999: Denmark. Paris. 
Regeringen (1999): Danmarks nationale handlingsplan for beskreftigelse 1999. K~benhavn. 
Rold Andersen, Bent (1993): The Nordic Welfare State under Pressure: The Danish Experience, in: 
Policy and Politics, 21 (2) 1993, pp. 109-120. 
ScheITer, Peter; Simons, Rolf; Westermann, Klaus (Hg.,1998): Von den Nachbarn lernen. Wirtschafts­
und Beschäftigungspolitik in Europa. Marburg. 
Schmid, Günther; Schönmann, Klaus (Hg.,1999): Von Dänemark lernen. Learning from Denmark. 
Discussion paper FS 199 - 201. Wissenschaftszentrum für Sozialforschung Berlin. 
Schömann, Klaus; Mytzek, Ralf, Gülker, Silke (1998): Institutional and Financial Framework for Job 
Rotation in Nine European Countries. Discussion Paper FS I 98-207, Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung. Berlin. 
Statsministedet (1999): Regeringens resultater siden 1993. K~benhavn. 
Torfing, Jacob (1997): Die Zukunft des skandinavischen Wohlfahrtskapitalismus: der Fall Dänemark, 
in: Becker, Steffen; Schablowski, Thomas; Schumm, Wilhelm (Hg.): Jenseits der Nationalöko­
nomie? Weltwirtschaft und Nationalstaat zwischen Globalisierung und Regionalisierung, Ar­
gument-Sonderband Neue Folge AS 249, Berlin, Hamburg, S. 214-231. 
Torfing, Jacob (1999a): Towards a Schumpeterian Workfare Postnational Regime: Reflections on 
path-shaping and path-dependency in Denmark. Roskilde University. 
Torfing, Jacob (1999b): Workfare with Welfare: recent Reforms of the Danish Welfare State, in: Jour­
nal of European Social Policy, 9 (1)1999, pp. 5-28. 
Weber, Alexander (1998): Der dänische Arbeitsmarkt - ein Modell für Deutschland?, in: ScheITer, 
Peter et al. (Hg.): Von den Nachbarn lernen. Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in Europa. 
Marburg, S. 169-186. 
77 Aktive Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in Dänemark 
Weiss-Pedersen, Morten (1995): Das dänische Arbeitsmarkt-Ausbildungssystem und Rotationsrege­
lungen der Arbeitsmarktreform, in: Höcker, Herrad; Reissert, Bemd: Beschäftigungsbrücken 



























































Vision oder Illusion? Frankreichs Sozialisten auf der Su­
che nach einem neuen Entwicklungsmodell 

1. Einleitung 
Seit dem Ende der sog. "trente glorieuse" (Fourastie 1979) Mitte der siebziger Jahre und 
der Erosion des etatistisch-nationalstaatlichen Entwicklungsmodells, läßt sich die französische 
Politik als ein permanenter Versuch begreifen, den europäischen und weltwirtschaftlichen 
Anpassungsprozeß mit innenpolitischen Kräfteverhältnissen und sozialen Problemlagen zu 
vereinbaren. Zwar veränderte die ökonomische Integration Europas in allen Mitgliedstaaten 
grundlegend die gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Regulierungsmodi. Der 
Umbruchs- und Anpassungsprozeß des französischen Regulierungstyps verlief jedoch - ver­
glichen mit anderen großen EU-Ländern - tiefgreifender und konfliktreicher. 15 Während 
Großbritannien schon früh seine Märkte deregulierte und flexibilisierte und Deutschland auf­
grund seiner ökonomischen Stärke lange Zeit die Anpassung abfedern konnte, sah sich Frank­
reich - der "Nationalstaat par excellence" (Ziebura) - in einem Dilemma. Durch den Verlust 
von mikro- und makroökonomischer Regulierungskapazität schrumpften die Handlungsspiel­
räume für den traditionell mit weitreichenden interventionistischen Mitteln ausgestatteten 
Staat. Gleichzeitig wurden aufgrund wachsender Arbeitslosigkeit und der Renaissance der 
sozialen Frage im Bewußtsein weiter Teile der Bevölkerung staatliche EingIiffe geradezu 
zwingend notwendig. Die Beschäftigungskrise führte nicht nur zu einer sozialen (fracture 
sociale) sondern auch zu einer politischen Spaltung (fracture politique), die sich in der Reprä­
sentationskrise des französischen Staates und seiner Eliten widerspiegelt. In Frankreich, wo 
der Staat die Nation geprägt hat, stellt dieser Zustand einen Teil der weiterhin fest verwurzel­
ten republikanischen Identität in Frage, wonach die öffentlichen Institutionen auf der Grund­
15 	 Der ehemalige Wettbewerbskommissar Karel van Miert feiert sich und seine Behörde in der Zeitschrift 
L 'Expansion als maßgebliche Protagonisten dieses Umbruchs: "Das was wir mit Frankreich in den letzten 
zehn Jahren gemacht haben, ist beeindruckend: Wir mußten große Hindernisse und politische Widerstände 
überwinden, Wir mußten eine dezidierte Wettbewerbspolitik vorantreiben, gegen Monopole kämpfen, gegen 
die Subventionen, gegen die Kartelle, gegen eine ökonomische Kultur und die Praxen der französischen Po­
litik. Das war eine generelle Entwicklung, der Frankreich nicht entkommen konnte [ ... ] Für mich war das 
klar" (L'Expansion v. 10.06.1999). 
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lage souveräner Entscheidungen ein Mindestmaß an sozialer Kohäsion durchsetzen und ga­
rantieren müssen. 
Es geht zum einen um die Frage, ob und inwiefern angesichts der europäischen Integrati­
on und der geplanten Währungsunion noch eigenständiger Handlungsspielraum für die 
Lösung sozialer Probleme bleibt, ob die in Frankreich historisch gewachsenen sozialen 
Strukturen und Regulierungsformen eine Zukunft haben oder aber im Zuge der Europäi­
sierung zum Verschwinden verurteilt sind. Zum anderen steht viel allgemeiner, viel 
grundsätzlicher die Gestaltungsfähigkeit der Politik gegenüber (vermeintlichen oder tat­
sächlichen) ökonomischen Sachzwängen auf dem Prüfstand. Schließlich geht es um die 
Möglichkeiten, das Gleichgewicht zwischen ökonomischer und sozialer Entwicklung 
wiederherzustellen und zu verhindern, daß die Modernisierung der Wirtschaft sich auf 
Kosten des Zusammenhalts der Gesellschaft vollzieht (Uterwedde 1996: 126). 
Seit Mitte der achtziger Jahre fiel es weitgehend der Sozialistischen Partei Frankreichs 
(PS) zu, zum einen den neoliberalen europäischen Modernisierungskurs innenpolitisch abzu­
sichern und zum anderen die französische Position auf der europäischen Ebene - in erster 
Linie gegenüber Deutschland - zu stärken. Die Paradoxie der Europapolitik wird darin deut­
lich, daß französische Sozialisten zwar zu den n1aßgeblichen Architekten der neoliberalen 
Restrukturierung der europäischen Integration (Binnenmarkt und WWU) zählen. Gleichzeitig 
untergrub diese Entwicklung aber das Ziel, ein - wenn auch vages - "europäisches Sozialmo­
dell", das von Mitterand und Delors vehementer als von anderen europäischen Politikern ge­
fordert wurde, zu bewahren und fortzuentwickeln. Der Versuch, diese Paradoxie aufzulösen, 
schlug fehl und mit der schwindenden Integrationsfähigkeit der "europäischen Idee" stürzte 
auch der PS in eine politische Krise. 
Doch nur drei Jahre nach dem die französischen Sozialisten bei den Europawahlen 1994 
mit nur 14 Prozent der Stimmen endgültig diskreditiert wurden, stehen sie erneut an der Spit­
ze einer Linksregierung. Die politischen und ökonomischen Handlungsbedingungen für eine 
klassische sozialdemokratische Politik haben sich mit dem Übergang zur WWU und zu einem 
"disziplinierenden Neoliberalismus" in den letzten Jahren noch einmal strukturell ver­
schlechtert. Die Wirtschafts- und Währungsunion " .. .is not a happy setting for a left govern­
ment anywhere" (Ross 1997: 11). Neben diesem verschärften "contrainte exterieure" sieht 
sich die neue Regierung aber zum ersten mal einer Bevölkerung gegenüber, die der weiteren 
ökonomischen und monetären Integration prinzipiell skeptisch gegenübersteht. Es ist dieses 
Dilemma, das die Politik der gauche plurielle strukturiert, die mit dem Anspruch angetreten 
ist, zentrale Elemente des französischen Modells gegen die "neoliberale Invasion" (Pierre 
Bourdieu) zu verteidigen. 
Der Artikel versucht eine vorläufige Bilanz zu ziehen und einige Hinweise darauf zu ge­
ben, ob die Politik Jospins tatsächlich einen neuen politischen Steuerungsansatz verkörpert, 
der die Prioritäten der Ära Mitterand neu bewertet; oder ob es sich vielmehr um eine intelli­
gente Form des "compensatory neoliberalism" (Ryner 1999) handelt, wie er bei den meisten 
anderen sozialdemokratischen Regierungen auf der Tagesordnung steht. Darüber hinaus las­
sen sich an den bisherigen Erfahrungen der Linksregierung die Grenzen aber auch die Spiel­
räume voluntaristischer national staatlicher Politik im Zeichen des EURO genauer benennen. 
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Um die Ausgangsposition sowie die Handlungsoptionen Jospins besser bewerten zu kön­
nen, ist es hilfreich, zunächst die widersprüchliche Verknüpfung von französischer Europa-, 
Wirtschafts- und Sozialpolitik seit Anfang der achtziger Jahre kurz zu skizzieren. 
2. Spaltpilz Europa? 
2.1. 1981-1983: Der nationale Entwicklungspfad 
Bereits in den achtziger Jahren wurden in Frankreich die entscheidenden ökonomischen 
und sozialpolitischen Weichen gestellt, die bis heute das Spannungsfeld zwischen europäi­
scher (ökonomischer) Integration und nationalstaatlicher (sozialer) Konsolidierung konstituie­
ren. Denn der "Bruch mit dem Kapitalismus", den die erste Linksregierung der fünften Repu­
blik 1981 ankündigte, war nicht von langer Dauer. Unter dem Ministerpräsidenten Pierre 
Mauroy knüpfte sie an das 1972 zwischen Sozialisten und Kommunisten vereinbarte "pro­
gram commun" an. Die ersten Monate Mitterands standen ganz im Zeichen einer klassischen 
keynesianischen Politik, die zum Ziel hatte, den Binnenmarkt "zurückzuerobern" (vgl. Lipietz 
1991: 31). Im Gegensatz zu den mittlerweile angebotsorientierten Wirtschaftspolitiken in den 
wichtigsten Partnerländern, setzte Frankreich im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit (1981: 6,3 
Prozent) auf eine spezifische Verbindung von nachfrageinduziertem Wirtschaftswachstum 
und gezielten arbeitsmarktpolitischen Eingriffen insbesondere im Bereich der Arbeitszeit­
politik. Der private Konsum wurde in erster Unie durch steigende Mindestlöhne und zusätzli­
che Transferleistungen (Wohngeld, Familienbeihilfen, Versehrtenzulagen, etc.) angekurbelt. 
Gleichzeitig senkte die Regierung das Rentenalter auf sechzig Jahre ab, verordnete eine zu­
sätzliche fünfte Woche Urlaub und verkürzte die Wochenarbeitszeit von 40 auf 39 Stunden. 
Umfassende Verstaatlichungen insbesondere bei den Banken und den großen Industriekon­
zernen sowie mehr Befugnisse für Gewerkschaften und Arbeitnehmervertreter auf der be­
trieblichen Ebene sollten die Basis schaffen, um die strukturellen Veränderungen gesamtwirt ­
schaftlich durchsetzen zu können. Massive Beschäftigungsprogramme im öffentlichen Sektor 
sowie eine aktive Industriepolitik runden das Bild ab (vgl. Cameron 1988). 
Doch das "Experiment Mitterand" stieß schnell an seine Grenzen. Angesichts großer Au­
ßenhandelsdefizite, einer Inflationsrate, die mehr als doppelt so hoch wie die deutsche war 
sowie ständig steigender öffentlicher Schulden, begann die Regierung bereits 1982 mit ersten 
austeritätspolitischen Maßnahmen. Weitere Schritte bei der Arbeitszeitverkürzung wurden 
gestoppt und die staatlichen Löhne eingefroren. Der entscheidende Schlag gegen die "excep­
tion fran~aise" erfolgte jedoch im März 1983. Zu dieser Zeit kollidierte das französische 
Wirtschaftsmodell mit den beiden europäischen Institutionen, die auf den internationalen Wa­
ren- und Finanzmärkten für ein hohes Maß an Kredibilität standen: das EWS und der gemein­
same Markt (vgl. Deubner 1986: 11). 
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Der ,Keynesianismus in einem Lande' erwies sich in einem weltwirtschaftlichen Kontext 
als illusion, in denl nationale Alleingänge, insbesondere von den aggressiv reagierenden 
internationalen Finanzmärkten, sofort abgestraft wurden (Ziebura 1997: 314). 
Mitterand stand vor der Entscheidung, entweder den Franc aus dem EWS herauszuneh­
men und damit zumindest kurzfristig den eingeschlagenen Kurs fortführen zu können oder ihn 
auf der Grundlage weiterer austeritätspolitischer Maßnahmen im Währungssystem zu belas­
sen. Schließlich setzte sich im Umfeld Mitterands die Gruppe der "gemäßigten Ökonomen" 
um Finanzminister Delors durch, die den Franc unter allen Umständen im EWS halten woll­
ten (vgl. Attali 1993: 406ft). Nach Verhandlungen mit der deutschen Regierung schwenkte 
Frankreich auf den wirtschaftspolitischen Kurs und die politischen Zielsetzungen (stabile 
Währung, niedrige Inflationsraten, Haushaltsdisziplin) der anderen Mitgliedstaaten um. Die 
Politik der "rigeur" und des "starken Francs" war damit nicht mehr abzuwenden. Statt weiter­
hin alternative nationale Entwicklungsziele zu verfolgen, stand ab Mitte der achtziger Jahre 
die Anpassung an die beginnende neoliberale Restrukturierung der Europäischen Integration 
im Vordergrund. 
2.2. 	 1984-1992: "Frankreich ist unser Vaterland, Europa unsere Zu­
kunft" (Fran~ois Mitterand) 
In der Folgezeit trieb Frankreich den gesellschaftlichen und ökonomischen Modernisie­
rungsprozeß vor dem Hintergrund des EWS und des Binnenmarktes erfolgreich voran. Ein 
harter austeritätspolitischer Kurs und ein am deutschen Vorbild orientierter Monetarismus 
führten dazu, daß die französische Ökonomie Ende der achtziger Jahre eine weitgehende 
Konvergenz mit den anderen Mitgliedsländern erzielte. Die Preissteigerungsrate wurde von 
14 auf durchschnittlich 2,5 Prozent zurückgeführt und die Finanzlage der öffentlichen Haus­
halte verbesserte sich. Anfang der neunziger Jahre belief sich die Neuverschuldung auf ledig­
lich 1,6 Prozent des BIP. Die französischen Unternehmen stärkten ihre Weltmarktposition 
und das Außenhandelsdefizit wurde zurückgeführt (v gl. Eck 1992: 60ft). Gleichzeitig ver­
zichtete die Regierung darauf, den öffentlichen Sektor weiter auszudehnen. Statt dessen 
konnte sich das französische Kapital als maßgeblicher sozialer Akteur wieder rehabilitieren, 
und die Unternehmerfunktion wurde - auch in der sozialistischen Partei - in einem völlig an­
deren Licht gesehen (vgl. Berger 1988: 240; Schmidt 1996). Das Bild des Unternehmens von 
einem Hort patronaler Ausbeutung wandelte sich zu einer neuen "business confidence" 
(HoweIl 1992: 91), die das Privatunternehmen als die eigentliche Quelle des gesellschaftli­
chen Reichtums ansah. 
Diese Reorientierung der französischen Sozialisten spielte sich nicht bloß vor dem Hin­
tergrund der Europäischen Integration ab. Die "europäische Option" (Ross 1996: 39) bildete 
auch den wichtigsten machtpolitischen Bestandteil der neuen Strategie Mitterands. Mit Blick 
auf seine Wiederwahl 1988 hoffte er, ein breites Bündnis aus Modernisierungs- bzw: Interna­
tionalisierungsgewinnern und jenen republikanischen Kräften zu schmieden, die in einem 
europäischen Weg die einzige Möglichkeit sahen, den Einfluß Frankreichs wieder zu stärken. 
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Innenpolitisch wurde diese Linie kaum angefochten. Die erste Cohabitations-Regierung 
(1986) konnte Mitterand nicht gefährden. Während sich der sozialistische Präsident auf dem 
europäischen Parkett mit seinen Forderungen nach einem "europäischen Sozialmodell" profi­
lieren konnte, setzte die gaullistische Regierung die neoliberale Linie nach innen durch. Noch 
weniger Gefahr drohte Mitterand von einer weitgehend konzeptionslosen und unpopulären 
Sozialistischen Partei. Sie mußte auf einen Erfolg Mitterands bei den Präsidentschaftswahlen 
1988 hoffen, um überhaupt noch Chancen auf eine Mehrheit in der Nationalversammlung zu 
haben. Nachdem der französische Präsident einen überwältigenden Wahlsieg erzielen konnte, 
und der PS wenige Wochen später dennoch die absolute Mehrheit verfehlte, verfestigte sich 
die Machtposition Mitterands. Er hatte sich nicht nur erfolgreich von seiner eigenen Partei 
distanziert, sondern gleichzeitig mit seiner Wählerbasis aus Facharbeitern, aufstrebender 
Mittelklasse und neuen Dienstleistern das traditionelle linke Lager verlassen. In der Folgezeit 
konnte sich Mitterand als Garant der Nation und als Europäer präsentieren, während die PS­
Minderheitsregierung programmatisch an ihren Präsidenten gebunden war und gleichzeitig 
die undankbare Aufgabe hatte, die europäischen Verpflichtungen innenpolitisch durchzuset­
zen. 
Die neu gewonnene ökonomische Kredibilität wollte Mitterand nutzen, um die französi­
sche Position innerhalb Europas zu stärken. Unter der maßgeblichen Führung Frankreichs 
wurden Mitte der achtziger Jahre nicht nur einige Integrationshindernisse beseitigt (Aus­
gleichszahlungen für England, Haushalt der EG) und die Süderweiterung umgesetzt, sondern 
auch der Binnenmarkt auf den Weg gebracht (vgl. Ambrosius 1996: 148ff). 
The Single European Act, with its promise of economic growth and jobs (albeit after a 
three to five year period of adjustment, according to the Cecchini-report) could be pre­
sented simultaneously as a market opportunity (with few risks for national sovereingty) 
and a regulatory response to economic and sodal dumping: hence the discourse of soda! 
Europe (DrakelMilner 1999: 168). 
Während sich die Kernziele des Binnennlarktes mit der neuen Marschrichtung in der 
französischen Wirtschaftspolitik deckten, hatte Frankreich im Gegensatz zu den meisten ande­
ren Partnerländern eine umfassendere soziale und politische Vision vom Fortgang der euro­
päischen Integration. Protektionistische Maßnahmen an den europäischen Außengrenzen und 
eine gemeinsame europäische Industriepolitik im Bereich der Hochtechnologie gehörten 
ebenso zu diesem Konzept, wie eine koordinierte Wirtschaftspolitik und Elemente eines euro­
päischen Wohlfahrtsstaates (vgl. Kassim 1997: 171). Die Erfahrungen von 1981/82, daß die 
nationalen Ökonomien nicht mehr ohne Einschränkungen gestaltet werden konnten, spiegel­
ten sich nun in dem Versuch wider,jranzösische Wirtschaftspolitik auf europäischer Ebene zu 
konzertieren. Die Logik von 1981 hatte sich damit umgekehrt: Statt außenwirtschaftlichem 
laisser-faire und voluntadstischer Binnenpolitik verfolgte Frankreich nun die binnenorien­
tierte Durchsetzung der Marktlogik und versuchte gleichzeitig, auf europäischer Ebene Rere­
gulierungen durchzusetzen (vgl. eole 1999: 76). Die Hoffnungen Mitterands, die französische 
"mission civilisatrice" auf die europäische Ebene auszudehnen, stützten sich dabei auch auf 
den Kommissionspräsidenten und ehemaligen Finanzminister Delors. 
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Während jedoch sowohl die innerfranzösische wirtschaftliche Modernisierung als auch 
die ökonomische Integration rasch vorangetrieben wurden, blieb das europäische Sozialmo­
delllediglich in einigen - zumeist symbolischen - Ansätzen stecken. Ende der achtziger Jahre 
trat zudem die Kehrseite der "Stabilitätsrevolution" offen zu Tage: ein kontinuierlicher An­
stieg der Arbeitslosigkeit, neue Am1ut sowie eine generelle Verunsicherung weiter Teile der 
französischen Bevölkerung über ihre materielle und soziale Zukunft (vgl. Steinhilber 1997a: 
99f; La Chaise 1996). Die "Zerstreuung des Nationalen" (Kassim 1997: 179) wurde zu einem 
Zeitpunkt offensichtlich, als die gravierenden sozialen Verwerfungen massive staatliche Ein­
griffe erforderten. Denn durch die Einbindung in das EWS und den Binnenmarkt verlor der 
französische Staat sowohl einen Teil seiner traditionellen makroökonomischen Autonomie 
(Geldpolitik) als auch nukroökonomische Kompetenzen durch den Abbau des öffentlichen 
Sektors. Diese Entwicklung schränkte schließlich auch den sozialpolitischen Handlungsspiel­
raum ein (vgl. Schmidt 1997: 39). 
Der französische Präsident kam zwar im Zuge der deutschen Wiedervereinigung seinem 
Ziel näher, wieder ein Teil der Kontrolle über die europäische Geldpolitik zurückzuerlangen. 
Gegen den erbitterten Widerstand des deutschen Finanzministeriums und der Bundesbank 
gelang es Mitterand, ein Datum für den Beginn der WWU zu fixieren. Das "petit oui" im Re­
ferendum über den Maastrichter Vertrag zeigte jedoch, daß die weitere ökonomische und mo­
netäre Integration in Frankreich ihre Ausstrahlungsfähigkeit verloren hatte (vgl. Stone 1993). 
Damit war nicht nur die Europa-Option Mitterands gescheitert. Auch die Rollenverteilung 
zwischen dem sozialistischen Präsidenten und seiner Partei konnte nicht mehr aufrechterhal­
ten werden. Bislang fiel die Europapolitik in die Domäne des Präsidenten, die dieser ohne 
Rücksicht auf die innenpolitischen Problemlagen auch zum Zwecke des eigenen Machterhalts 
instrumentalisierte. Er konnte sich dabei auf einen permissiven Konsens stützen, der europa­
politisch auf zwei Prämissen basierte: Zum einen garantiere der Integrationsprozeß Frieden in 
Europa und balanciere die deutschen Interessen aus. Und zum anderen folgten insbesondere 
die Mittelschichten der Auffassung Mitterands, daß die französischen Interessen lediglich in 
einem größeren Rahmen verwirklicht werden können. (Europa als Erweiterung der französi­
sehen "grandeur"). Der PS jedoch mußte - weitgehend isoliert von der präsidialen Europapo­
litik - die sozialen Folgen dieser Strategie "verwalten" und verlor zunehmend an Legitimität. 
2.3. 1993-1997: Anpassungspolitik und sozialer Widerstand 
Die Strategie, Europa aus den gesellschaftlichen Debatten durch einen starken Präsiden­
ten quasi zu "exogenisieren" und danut zu entpolitisieren, konnte in den neunziger Jahren 
nicht mehr länger aufrechterhalten werden. 
Once Mitterand has adopted sound money and replaced socialism with Europe as his ta­
lisman, people could not help drawing the causal link between the Exchange Rate Me­
chanism (ERM) and budgetary austerity and unemployment (Moss 1998: 59). 
Das Scheitern der Sozialisten, eine Balance zwischen Europäisierung, ökonomischer Mo­
dernisierung und den sozio-ökonomischen Bedürfnissen eines großen Teils der Bevölkerung 
Vision oder Illusion? Frankreichs Sozialisten Suche ... 85 
zu finden, brachte ein Konfliktpotential hervor, das die französischen Europadebatten zuneh­
mend bestimmte. Der politische und soziale Widerstand gegen den Maastrichter "Spaltungs­
vertrag" (Dahrendorf) und ein marktliberales Europa ist seitdem aus den innenpolitischen 
Diskussionen in Frankreich nicht mehr wegzudenken. 
Der "Erdrutsch-Sieg" der Rechten bei den Parlamentswahlen 1993 verfestigte jedoch zu­
nächst die strategische Orientierung, Europa nicht zum Gegenstand innenpolitischer Debatten 
werden zu lassen. Chirac und Balladur - die beiden potentiellen gaullistischen Anwärter auf 
das Präsidentenamt - vermieden es, europapolitisch Stellung zu beziehen, da die Spaltung der 
Gesellschaft in Pro- und Anti-Maastricht-Fraktionen bis ins konservative Lager reichte. Zu­
sammen mit einem sozialistischen Präsidenten, der am Ende seiner Amtszeit stand und einem 
PS, der nach der vernichtenden Niederlage bei den Europawahlen 1994 endgültig verstummte, 
verschwand Europa zunächst aus den öffentlichen Debatten. 
Premierminister Balladur versuchte zwar mit Blick auf die Wahlen einen zu harten An­
passungskurs zu vermeiden. Doch unter der "Peitsche der Konvergenzkriterien" (Ziebura 
1995: 27) waren nun auch die gesellschaftlichen Bereiche bedroht, die lange Zeit von den 
Umbaumaßnahmen verschont geblieben sind: der öffentliche Dienst, der Bildungsbereich 
sowie die Sozialversicherungen. Diese drei Bereiche waren jedoch konstitutiv für das Selbst­
verständnis und die Kohäsion der französischen Mittelklassen, die bisher maßgeblich die Eu­
ropäische Integration in Frankreich stützten. Der Angriff auf diese Institutionen kündigte den 
bisher noch brüchig bestehenden Kompromiß zwischen den politischen Eliten und der Mittel­
klasse von innen her auf. Er bestand darin, unter dem Druck der Weltmarktöffnung eine 
wachsende Ungleichheit zur untersten Schicht der französischen Bevölkerung zuzulassen. 
Gleichzeitig sollte aber die Homogenität der Mittelklasse weitgehend gewahrt bleiben, ebenso 
wie die sozialen Schutzrechte für diese Schicht. 
Die Gesellschaft akzeptierte also eine doppelte Spaltung: in eine favorisierte Schicht mit 
ihren success stories [ ... ] und in eine sozial deklassierte, für die man das Konzept der, ex­
clusion' erfand (Le Duigou 1996: 37). 
Die Mittelklasse war bereit, für die Verwaltung dieser Situation zu bezahlen. Sie akzep­
tierte die erhöhten Sozialabgaben, die Ausweitung der Steuerbegünstigungen für die Privile­
gierten und die immer umfangreicheren Programme zur Unterstützung der ausgegrenzten 
Schicht. Der Kompromiß wurde porös, als die Mehrheit der Mittelklasse sich selbst in ihrem 
Statut und schließlich in ihrer ökonomischen Existenz und Reproduktion bedroht sah. Denn 
während bis Anfang der neunziger Jahre insbesondere die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte 
durch einen gelockerten Kündigungsschutz und die Ausdehnung prekärer Beschäftigungsver­
hältnisse im Vordergrund stand, wurden nut der Unterzeichnung der Maastrichter Verträge 
und spätestens unter dem Druck der Konvergenzkriterien zunehmend die hoch verschuldeten 
Sozialversicherungssysteme ins Visier genommen (vgl. Lipietz 1997). Das Arbeitslosengeld 
wurde reduziert und die Rentenregelung auf dem privaten Sektor erheblich verschlechtert. 
Gleichzeitig konnte eine bessere Ausbildung den Kindern dieser Mittelschicht angesichts der 
hohen (Jugend)Arbeitslosigkeit keinen Arbeitsplatz mehr garantieren. 
Nachdem der neue Staatspräsident Chirac sein Versprechen brach, daß sich zukünftig die 
Modernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft trotz der Sachzwänge der Märkte innerhalb 
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des Primats der Politik abspielen solle und auf den klassischen Sparkurs einschwenkte, waren 
weite Teile der französischen Bevölkerung offensichtlich nicht mehr bereit, diesen erneuten 
Kurswechsel mitzutragen (vgl. Todd 1997: 659; Ottenheimer 1997). Am "plan Juppe" zur 
Reform der Krankenversicherung, der die erste Bewährungsprobe für die verschärfte Auste­
ritätspolitik werden sollte, entzündeten sich die größten sozialen Konflikte in Frankreich seit 
1968 (vgl. Groux 1997; Touraine 1996; Caille/ Le Goff 1996). 
Der Massencharakter der Demonstrationen und die Sympathiebekundungen aus dem 
größten Teil der Bevölkerung zeigten, daß über die sektoriellen Konflikte hinaus die Grundla­
gen der französischen Wirtschafts-, Sozial- und Europapolitik berührt wurden. Ging es zu­
nächst um die berechtigte Angst vieler abhängig Beschäftigter, daß der öffentliche Dienst als 
letzte Insel einer geschützten Beschäftigung ebenfalls dereguliert wird, so entwickelte sich 
gleichzeitig auch ein Bewußtsein, solidarische Institutionen (Sozialversicherung, öffentlicher 
Dienst, Schule und Universität) zu verteidigen, die in der französischen Tradition für Univer­
salismus und Gleichheit stehen (vgl. Appel des intellectuels en soutien aux grevistes 1995; 
Bourdieu et al. 1997). Sowohl die Rezeption der Streiks durch die Presse, die Interpretationen 
der Streikenden selbst als auch die hektischen europapolitischen Aktivitäten16 des Präsidenten 
im Anschluß an die Auseinandersetzungen machen deutlich, daß eine - wenn auch diffuse -
Verbindung zwischen dem herrschenden Integrationspfad und den sozialen Konflikten er­
kannt wurde (vgl. Berger 1996: 25f). 
Zum Zeitpunkt der Maastricht-Abstimmung wurde vom Gegensatz zwischen Eliten und 
'kleinen Leuten' gesprochen, jetzt spricht man vom 'peuple', vom Volk' [ ... ].50% der Be­
völkerung waren gegen Maastricht, den Eliten wurde mißtraut. Zur Zeit schließen sich die 
Mittelschichten sozusagen der Rest der Gesellschaft - diesem Mißtrauen gegen die 
Eliten an. Die Eliten bilden mittlerweile eine wirkliche Aristokratie [ ...]. Der dritte Stand 
ist alles. Außer den paar zehntausend Personen, die Frankreich regieren (Todd 1996: 
176). 
Im Zentrum stand die Kritik des "pensee unique" - des ökonomischen und politischen 
Einheitsdenkens, das im Präsidentschaftswahlkampf noch die strategische Zielscheibe des 
Kandidaten Chirac war. Dieses Denken zeichnet sich dadurch aus, daß sich die Wachstums­
und Beschäftigungsziele der monetären Stabilitätspolitik unterzuordnen haben. Unbedingte 
Marktfreiheiten, unabhängige Zentralbanken und der Rückzug des Staates aus der Wirtschaft 
gelten als Garanten für wachsenden Wohlstand und mehr Arbeitsplätze (vgl. Aeschimannl 
Riche 1996: 271; Kahn 1995; Schui et al. 1997). Als eine Folge der Streiks wurden in Frank­
reich wieder die Stimmen lauter, die sich diesem Denkverbot widersetzten und alternative 
Politikansätze forderten. Die Anhänger einer "anderen Politik" - Gaullisten wie Seguin oder 
der Jakobiner Chevenement - sahen in der Rückkehr zu den alten Werten der Republik (Pri­
mat der Politik, ausgedehnter öffentlicher Sektor, Behauptung der Nation gegenüber Europa) 
eine Lösung für die akuten gesellschaftlichen Probleme. Zahlreiche Ökonomen, Sozialwissen­
schaftier und Journalisten warnten davor, in nationale Muster zurückzufallen und mahnten 
dagegen einen grundsätzlichen wirtschafts- und sozialpolitischen Wandel auf europäischer 
16 Siehe auch Chiracs Memorandum für ein europäisches Sozialmodell (v gl. Ambassade de France 1996) 
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Ebene an (wie z.B. Alain Lipietz, Pierre Bourdieu, Jean-Paul Fitoussi) (vgl. Steinhilber 
2000b: 104ff). 
Auch Chiracs Entschluß 1997 die Nationalversammlung vorzeitig aufzulösen, war auf 
diese Auseinandersetzungen zurückzuführen. Er fürchtete, daß nur ein Monat vor der Ent­
scheidung über die Teilnahme am EURO der reguläre Wahltermin den Konflikt weiter zuspit­
zen könnte. Das Kalkül des Präsidenten ging bekanntlich nicht auf. Mit dem überraschenden 
Sieg der Linken ist - zumindest vorläufig auch die Phase des technokratischen Anpassungs­
kurses und der europapolitischen Abstinenz Frankreichs zu Ende. 
3. Eine widersprüchliche Bilanz - die Politik Jospins 
In den letzten zwanzig Jahren sind alle drei Versuche, die europäische Integration mit den 
sozialen und materiellen Bedürfnissen der französischen Gesellschaft in Einklang zu bringen, 
gescheitert. 
For a decade Mitterand had proceeded by stealth, in the process stoking frres of anxiety, 
which he hirnself had allowed to bum fiercely, hot in 1992. Balladur had retumed to ste­
alth after 1993 to prepare Presidential elections. Chirac had tried to fmesse the issue while 
Juppe had miscommunicated it. By 1997, however, if there was to be an EMU, there 
seemed no way around convincing the French to accept it (Ross 1998: 21). 
Damit gesellt sich zu den europäischen Restriktionen eine innergesellschaftliche Dimen­
sion. Die innenpolitische Fundierung der französischen Europapolitik wird in den kommen­
den Jahren den politischen Handlungsspielraum der Linksregierung ebenso abstecken, wie 
seit Mitte der achtziger Jahre die europäische Integration den wirtschafts- und sozialpoliti­
schen Rahmen Frankreichs bestimmte. Die schwierigste Aufgabe der neuen Regierung wird 
darin liegen, eine - sicherlich immer prekäre - Balance zwischen europäischer Einbindung 
und nationaler Identität, zwischen Markt und Regulierung, zwischen Ökonomie und Politik zu 
finden. 
Neben der Reform des Justizwesens, der Regelung des Aufenthalts der sans-papiers so­
wie den Grundzügen einer ökologischen Politik, die im sogenannten "republikanischen Pakt" 
formuliert werden, legte J ospin in seiner Regierungserklärung den Schwerpunkt auf die Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit (Vgl. Frankreich-Info 1997): Eine demokratische Enleuerung 
der französischen Gesellschaft kann nur auf der Basis der Überwindung der sozialen Spaltung 
erfolgen. In einem "Pakt für Entwicklung und Solidarität" formulierte Jospin seine zentralen 
Interventionsachsen, die im weitesten Sinne die wirtschafts- und beschäftigungspolitische 
Ausrichtung der Regierung umreißen: Die erste betrifft die Konjunkturpolitik, die darauf aus­
gerichtet ist die Binnennachfrage zu stärken. Weiter wird zweitens die Neudefinition der Be­
ziehung zwischen öffentlichem und privaten Sektor in der französischen Wirtschaft die Politik 
der Regierung in den nächsten Jahren bestimmen. Drittens sprach Jospin die Arbeitsmarktpo­
litik im engeren Sinne an, die sich insbesondere auf die Wiedereingliederung von Jugendli­
chen auf den Arbeitsmarkt und die Einführung der 35h-Woche stützt. Insgesamt soll diese 
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Strategie viertens durch eine kohärente europäische Politik unterstützt werden (vgl. Ministere 
de l'economie 1998; Steinhilber 1997b). 
3.1. Neoliberale Kontinuität: Die Privatisierungspolitik 
Im Bereich der Privatisierungspolitik wird der "strategische Pragmatismus" der Regie­
rung am deutlichsten. Während sich der PS im Vorleld der Wahlen dafür aussprach, die Pri­
vatisierungen zu stoppen und faktisch zu einer Situation des "ni-ni" (weder Privatisierung 
noch Nationalisierung) zurückzukehren, rückte die Regierung sehr schnell von dieser Position 
ab. Die aktuelle Strategie orientiert sich nun zwar auch an der gesellschaftlichen Bedeutung 
der Unternehmen, in erster Linie jedoch an den Bedürlnissen der Firmen sowie an den haus­
haltspolitischen Restriktionen des Staates. Jospin unterscheidet deshalb zwischen einem öf­
fentlichem Sektor und einem öffentlichem Dienst. 
Letzterer soll weiterhin nicht der Profitlogik unterworlen werden. Hierzu zählen neben 
der öffentlichen Verwaltung die französischen Eisenbahnen (SNCF) sowie die Gas- und 
Elektrizitätsversorgung (EDF-GDF). Der öffentliche Dienst wird von Jospin als ein entschei­
dender Faktor der gesellschaftlichen Beziehungen ("au coeur du lien social") angesehen. Er 
ist ein zentrales Element des republikanischen Staatsverständnisses und ein Instrument, das 
politische, soziale und geographische Kohäsion anstrebt sowie offenen Zugang zu den wich­
tigsten Dienstleistungen garantielt. 
Die Bereiche des öffentlichen Sektors umfassen dagegen Telekommunikation, Luftfahrt, 
Elektronik sowie die Rüstungsindustrie. Hier schlägt die Regierung nut Blick auf die europäi­
schen Entwicklungen zwei unterschied.liche "Anpassungsstrategien" vor. Zunächst sollen die 
Unternehmen vollständig bzw. mehrheitlich privatisiert werden, die direkt von der EU­
Wettbewerbspolitik betroffen sind (z.B. GAN, CIC, Credit Lyonnais, etc.). In den sensiblen 
Bereichen strebt Jospin eine partielle Öffnung der fraglichen Unternehmen (wie z.B. France 
Telecom und Thomson-CSF) für privates französisches wie ausländisches Kapital an. Den 
französischen Firmen wird damit die Möglichkeit gegeben werden, Allianzen mit anderen 
europäischen Unternehmen einzugehen und damit die Basis für den Wettbewerb gegen japa­
nische und amerikanische Firmen zu stärken. Gleichzeitig soll eine starke staatliche Beteili­
gung beibehalten werden. 
Daß die Unterscheidung zwischen öffentlichem Dienst und öffentlichem Sektor alles an­
dere als sehr trennscharl ist, zeigt der Streit über die Teilprivatisierung von France Telecom. 
Die Regierung zählt den Konzern ausdrücklich zum öffentlichen Sektor. Der Staat hält hier 
nur noch 62 Prozent der Anteile, der Rest liegt bei Investoren, der deutschen Telekom (7,5 
Prozent) und den Beschäftigten (vier Prozent). Von Seiten der Kommunisten und Teilen der 
Gewerkschaften wird unter dem Stichwolt "Informations gesellschaft" die integrierende Rolle 
der Telekommunikation durch gleichberechtigten Zugang zu Informationen bzw. zum Netz 
und dem Service der Telekommunikation betont. Die Kritiker befürchten, daß die Teilprivati­
sierung und insbesondere die Überkreuzbeteiligungen auf dem Telekommunikationssektor 
Initialfunktion für ähnliche Öffnungen etwa im Bereich der Energieversorgung haben könnten 
(vgl. CGT 1998: 71f). 
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Trotz dieser Vorbehalte gibt es in Frankreich heute nur noch wenige Anhänger eines 
hennetischen staatlichen Sektors. Selbst die Kommunistische Partei stimmt mittlerweile parti­
ellen Kapitalöffnungen zu. Während der PS unter der Präsidentschaft Mitterands die Privati­
sierungen von der politischen Agenda nahm, ist Jospin der erste sozialistische Ministerpräsi­
dent, der dieses Tabu nun durchbricht. Dabei geht die Regierung insgesamt wesentlich rascher 
und umfassender als ihre gaullistisch-liberalen Vorgänger vor. Der Umfang der Privatisierun­
gen seit 1997 liegt mit 127 Milliarden Francs z.B. deutlich über den 70 Milliarden der Ära 
Chirac (1986-88). Auch im sensiblen öffentlichen Bereich des industriellen Sektors setzte die 
Regierung die Politik der gaullistisch-liberalen Regierung fort und reorganisierte die Indu­
striestruktur vor allem in der Elektronikbranche, dem Flugzeugbau sowie der Rüstungsbran­
che (vgl. Cole 1999: 81). Bezeichnend für diese Bemühungen war die Schaffung eines indu­
striellen "Pols", der mit A1catel und Dassault-A viation zwei bereits privatisierte Unternehmen 
und mit Aerospatiale sowie Thomson-CSF zwei in Kürze noch zu privatisierende Unterneh­
menumfaßt. Der "Pol" besteht damit aus den wichtigsten französischen Unternehmen der drei 
Industriebereiche. 17 
Es liegt die Vennutung nahe, daß neben den industriepolitischen Überlegungen die Stra­
tegie Jospins in erster Linie auf eine schleichende Privatisierung durch die "Hintertüre" hin­
deutet, mit dem Ziel, den gewerkschaftlichen Widerstand in den ehemals staatlichen Betrie­
ben zu minimieren. Durch die Trennung zwischen öffentlichem Sektor und öffentlichem 
Dienst wurde der Prozeß nur scheinbar entschleunigt und die bisherige Entwicklung läßt in 
Zukunft weitere Privatisierungen auch im Kern des öffentlichen Dienstes erwarten. 
3.2. 	 Innovative Ansätze und widersprüchliche Ergebnisse: Die Ar­
beitsmarktpolitik 
Die "Stabilitätsrevolution" der achtziger Jahre führte auch in Frankreich zu einem raschen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Während das Beschäftigungsprogramm der Linksregierung die 
Arbeitslosenrate von 6,3 Prozent 1981/82 relativ stabil halten konnte, stieg sie nach dem poli­
tischen U-turn bis 1986 auf 10,4 Prozent an. Nach einer Konsolidierungsphase Anfang der 
neunziger Jahre, führte der restriktive Sparkurs dazu, daß ab Mitte der neunziger Jahre zum 
ersten mal alle sozioprofessionellen Gruppen deutlich vom Anstieg der Arbeitslosigkeit be­
troffen waren. 1997 lag die Arbeitslosenrate schließlich bei 12,4 Prozent. Frauen und Jugend­
liche waren in allen Berufsgruppen überproportional von Arbeitslosigkeit betroffen. Insbe­
sondere die Jugendarbeitslosigkeit lag in den letzten Jahren immer um das zwei- bis zweiein­
halbfache höher als die Arbeitslosenrate aller Erwerbspersonen. Das Ausmaß der Arbeits­
marktkrise wird aber erst dann offensichtlich, wenn die rasche Zunahme der prekären Be­
schäftigungverhältnisse miteinbezogen wird. Wie in allen Industrieländern wurde das "Nor­
malarbeitsverhältnis" Schritt für Schritt durch atypische Beschäftigungsfonnen - Teilzeitar­
beit, befristete Beschäftigung und Interimsarbeit - aufgeweicht. Innerhalb von zehn Jahren 
17 Die Privatisierung der bei den Unternehmen wird wahrscheinlich dann vollzogen werden, wenn die Ver­
handlungen zur Gründung eines europäischen Konsortiums zwischen den französischen Unternehmen, der 
DASA sowie der British Aerospace abgeschlossen sind. 
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(1982-1992) verdoppelten sich diese Beschäftigungsverhältnisse, während die unbefristeten 
Vollzeitarbeitsplätze um zehn Prozent abnahmen (vgl. INSEE 1993: 60). Die Prekarisierung 
des Arbeitslebens war eine unmittelbare Folge der geänderten Arbeitsmarktstrategie, die sich 
insbesondere auf die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes konzentrierte. 1987 wurde das ad­
ministrative Genehmigungsverfahren für Kündigungen aus ökonomischen Gründen abge­
schafft. In der Folgezeit lockerten die unterschiedlichen Regierungen die Reglementierung der 
befristeten Beschäftigungsverhältnisse und führten die Möglichkeit für Zeitkorridore sowie 
für die Annualisienlng der Arbeitszeit ein. Darüber hinaus zeichnete sich die französische 
Arbeitsmarktpolitik dennoch weiterhin durch eine relativ hohe administrative und politische 
Regulienlngsbereitschaft aus, die sich insbesondere in den Jugendbeschäftigungsprogrammen 
und den Konzepten zur Frühverrentung widerspiegelt (vgl. Holcblat et al. 1999). Innerhalb 
des breiten Spektrunls französischer Arbeitsmarktpolitik versucht nun die Linksregierung 
eigene Akzente zu setzen. Sie konzentriert ihre materiellen und politischen Ressourcen insbe­
sondere auf zwei Initiativen, die gleichsam die Symbolprojekte der laufenden Legislaturperi­
ode sind: das Jugendbeschäftigungsprogramm sowie die Einführung der 35-Stunden-Woche. 
3.2.1. Das Jugendbeschäftigungsprogramm 
Die massive staatliche Förderung neuer Arbeitsplätze für Jugendliche hat eine lange Tra­
dition in der französischen Arbeitsmarktpolitik (vgl. Werquin 1997). Aufgrund der hohen 
Jugendarbeitslosigkeit sowie des wachsenden Problembewußtseins für die Zusammenhänge 
von sozialer Desintegration und Arbeitslosigkeit - insbesondere in Verbindung mit den Pro­
blemen in den banlieues - wurden in den letzten Jahren eine Fülle von relativ ähnlich ange­
legten Instrumenten entwickelt, die den Jugendlichen den Einstieg in Ausbildung und Er­
werbsleben erleichtern sollen. Insgesamt mehr als fünfzig staatliche Initiativen waren 1997 in 
diesem Bereich angesiedelt (vgl. CGT 1998: 142/143; Rose 1998). Dennoch unterscheidet 
sich das neue Jugendbeschäftigungsprogramm in einigen wesentlichen Punkten von seinen 
Vorgängern18: 
• 	 Die Mittel, die zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zur Verfügung stehen, 
werden weitgehend in das neue Programm investiert. Andere, bereits bestehende 
Programme, werden gestrafft oder ganz aufgegeben. Die Arbeitsmarktpolitik soll 
damit sowohl für die Jugendlichen als auch für die Arbeitgeber transparenter werden 
und die Planungssicherheit erhöhen. 
• 	 Die neu zu schaffenden 350.000 Arbeitsplätze inl öffentlichen Sektor sollen neue 
Dienstleistungsfelder erschließen. Sie sind insbesondere auf den sog. "Dritten Sek­
tor" ausgelichtet (Sozialverbände, Bürgelinitiativen, Vereine). Die Aufgaben betref­
fen u.a. soziale Aufgaben in "Problemvierteln", die Verbesserung der Sicherheit in 
den Bahnhöfen und Stadtvierteln, den Umweltschutz, erziehungs- und schulbeglei­
tende Maßnahmen sowie den Tourismus. Um den Bedarf zu ermitteln, werden regio­
nale Komitees eingesetzt, in denen die potentiellen Arbeitgeber prüfen, an welche 
18 Vgl. zum Gesetzestext Journal officiel v. 17.10.1997. 
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bestehenden Initiativen angeknüpft werden kann und welche neuen Felder erschlos­
sen werden. 
• 	 Das neue Beschäftigungssegment soll dauerhaft in den Arbeitsmarkt integriert wer­
den. Hierfür werden sowohl neue Berufsbilder entwickelt als auch Gelder für spezi­
elle Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt. 
• 	 Auch der arbeitsrechtliche Status der neuen Stellen unterscheidet sich deutlich von 
der alten Logik. Während die ad-hoc Maßnahmen der letzten Jahre zumeist eine 
kurzfristige Laufzeit der Verträge und Unterbezahlung vorsahen (wie z.B. den 
SMIC-jeune), werden die Arbeitsverträge nun in der Regel für fünf Jahre abge­
schlossen und wenigstens mit dem Mindestlohn bezahlt. Die weitere Prekarisierung 
der Jugendlichen sowie der Trend zur Niedriglohnbeschäftigung, der in den alten 
Programmen angelegt war, soll nun vermieden werden. Der Staat übernimmt 80 Pro­
zent des Mindestlohns, d.h. der staatliche Zuschuß beträgt pro Jahr und Arbeitsplatz 
92.000 Francs. Insgesamt werden die Kosten des Programms auf ca. elf Milliarden 
Francs pro Jahr geschätzt (vgl. auch Neumann 1998: 8ft) 
Neben dem politisch-symbolischen Erfolg ein materiell gut ausgestattetes und langfristig 
konzipiertes Programm gegen Jugendarbeitslosigkeit vorweisen zu können, kann die Regie­
rung auch eine vorläufig positive beschäftigungspolitische Bilanz ziehen (vgl. DARES 1999). 
Bis Novenlber 1999 wurden ca. 220.500 neue Stellen geschaffen. Die Kommunen und De­
partements, das staatliche Bildungssystem sowie die Polizei 19 stellten den Großteil der Ju­
gendlichen ein. Auch die dezentrale Mobilisierung und kooperative Beteiligung unterschied­
lichster kommunaler Akteure scheint sich bewährt zu haben, da dadurch die Arbeitsplätze mit 
den konkreten Problemen und Engpässen in den Kommunen abgestimmt werden können. 
Dennoch ist offensichtlich, daß erst mit Ablauf der öffentlichen Förderung die tatsächli­
che Reichweite des Programms beurteilt werden kann. Dann wird sich herausstellen müssen, 
ob ein tatsächlicher Bedarf an solchen Dienstleistungen besteht und welche Finanzierungs­
quellen dafür gefunden werden können. 
3.2.2. Mit Zuckerbrot und Peitsche - die 35-Stunden-Woche 
In Frankeich waren die institutionellen und politischen Voraussetzungen für eine Arbeits­
zeitverkürzung (AZV) nicht gerade günstig. Es fehlten zum Amtsantritt der neuen Regierung 
weitgehend die sozialen Akteure und Träger, die sie durchsetzen könnten. Auf Seiten der Ge­
werkschaften plädierte in der Vergangenheit lediglich die CFDT für weitere Schritte bei der 
AZV. Diese skeptische Haltung wird auch von den Beschäftigten geteilt. Da in Frankreich ­
im Gegensatz zu Deutschland - der Arbeitsmarkt weitgehend ohne weitere Schritte bei der 
AZV dereguliert und flexibilisiert wurde, war dort der klassische Verhandlungs weg zusätzlich 
blockiert (vgl. Hamandia 1999: 193). Denn in der Regel beruhen die Abkommen auf einem 
verhandelten Austausch zwischen Arbeitszeitverkürzungl Lohnausgleich auf der einen Seite 
19 Die starke Nachfrage bei der Polizei nach Jugendlichen hängt damit zusammen, daß es in Frankreich nun 
eine Berufsarmee gibt. Bisher hatten viele Jugendliche ihren Militärdienst ersatzweise bei der Polizei abge­
leistet. 
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und flexibleren Arbeitszeiten, längeren Maschinenlaufzeiten und großzügigeren Überstun­
denkontingenten, etc. auf der anderen Seite. Die Regierung setzte sich deshalb zum Ziel, 
staatliche Regulierungseingriffe mit kollektiver Verhandlungspraxis zu verbinden und durch 
einen abgestuften Gesetzgebungsmodus die Tarifparteien an den Verhandlungstisch zurück­
zuzwingen. Im Juni 1998 wurde ein "Orientierungs- und Anreizgesetz" verabschiedet, das 
zum einen festlegte, daß die gesetzliche Arbeitszeit in allen Betrieben mit mehr als 20 Be­
schäftigten ab dem ersten Januar 2000 von 39 auf 35 Stunden gesenkt wird. Zum anderen 
gewälll1e es den Unternehmen finanzielle Anreize, die auf der Grundlage von Kollektiv­
vereinbarungen mit fünf jähriger Laufzeit, vorzeitig die 35-Stunden-Woche einführen. Die 
Regierung verband mit diesen Verhandlungen die Hoffnung, denl Projekt dadurch eine mög­
lichst breite Legitimationsbasis zu verschaffen. Außerdem sollten durch diesen dezentralen 
Ansatz Lösungen für die zahlreichen Umsetzungsprobleme gefunden werden. Allerdings be­
hielt sich die Regierung vor, durch das zweite Gesetz, das im Januar 2000 in Kraft trat, die 
konkrete Umsetzung der AZV in die gewünschte Richtung zu lenken (vgl. Gubian 1998; 
Freyssinet 1998; Steinhilber 2000a). 
Die Bilanz dieser t'rbergangszeit ist gemischt. Insbesondere die beschäftigungswirksamen 
Effekte blieben bisher deutlich hinter den Erwartungen der Regieulng zurück, die von 
500.000-700.000 Arbeitsplätzen in den nächsten drei Jahren ausging. Laut der offiziellen Bi­
lanz20 vom März 2000 wurden 26.600 Vereinbarungen über die AZV abgeschlossen. Insge­
samt erfaßten die Abkommen knapp drei Millionen Beschäftigte, wobei ca. 175.000 Arbeits­
plätze geschaffen bzw. erhalten wurden. Rund 94 Prozent der Abschlüsse sind sogenannte 
"offensi ve Verträge", die Arbeitsplätze geschaffen haben. Knapp die Hälfte der tatsächlich 
realisierten neuen Arbeitsplätze wurde mit Arbeitslosen und der Rest mit Beschäftigten be­
setzt, die bisher nur einen Teilzeit- bzw. befristeten Vertrag hatten. Unter den Neueinstellun­
gen waren ca. 20 Prozent Jugendliche unter 26 Jahren. In den nleisten Fällen wurden Arbeits­
plätze für Arbeiter und untere Angestellte eingerichtet. Mittlere und höhere Angestellte sind 
dagegen deutlich unterrepräsentiert. Drei Viertel der Neueinstellungen basieren auf unbefri­
steten Verträgen. Bei 87 Prozent der betrieblichen Abschlüsse (aber lediglich der Hälfte der 
Branchenabschlüsse), wurde der Wunsch der Regierung berücksichtigt, die AZV mit vollem 
Lohnausgleich durchzuführen, um die Binnennachfrage nicht zu beeinträchtigen. Im Gegen­
zug wurden jedoch die Löhne eingefroren oder zumindest Lohnzurückhaltung für die kom­
menden Jahre vereinbart. In zehn Branchen besteht nun außerdem die Möglichkeit, die neu 
eingestellten Beschäftigten geringer zu entlohnen. 
Die offiziellen Zahlen sind jedoch keineswegs unumstritten. Es lassen sich - auf Grund 
der günstigen konjunkturellen Lage - insbesondere die Mitnahmeeffekte schwierig bestim­
men. Schließlich bleibt abzuwarten, ob die Beschäftigungszusagen rasch umgesetzt werden, 
da bisher nur ein geringer Teil der Arbeitsplätze auch tatsächlich realisiert wurden. 
Während die konkreten beschäftigungspolitischen Erfolge bisher eher gering sind, hat die 
Initiative auf anderen arbeitsmarktpolitischen Feldern doch deutliche Spuren hinterlassen. 
Fast alle Branchenverträge und die Hälfte der betrieblichen Abschlüsse enthalten Regelungen 
20 	 Vgl. die aktuelle Berichterstattung des französischen Arbeitsministeriums: http://www.35h.travail.gouv.fr/ 
poincpress.html 
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zur weiteren Flexibilisierung der Arbeitszeit (wie z.B. über die Einlichtung von Jahresarbeits­
zeitkonten, größeren LTberstundenkontingenten, Feiertagsarbeit, etc.) (vgl. Girard 1999). Wäh­
rend die Unten1ehmerverbände in1 Anschluß an die Konferenz zur Einführung der 35­
Stunden-Woche Ende 1997 zunächst beschlossen hatten, die Verhandlungen ganz zu boykot­
tieren, dienten die Branchenverhandlungen in der Folgezeit als Instrument einer strategischen 
Offensive der Arbeitgeber, die sowohl die Absichten des "Gesetz Aubry" untergraben als 
auch die neue "entente" zwischen der CGT und der CFDT auf der behieblichen Ebene um­
schiffen soll. Der Erfolg dieser Strategie ist unbestritten, und die Arbeitgeber hatten sich da­
durch eine gute Ausgangsposition für das zweite Gesetz geschaffen. Denn im überwiegenden 
Teil der Branchenabkommen wurden zwar sehr spezifische Schritte zur weiteren Flexibilisie­
rung vereinbart, die Beschäftigungszusagen blieben im Gegenzug jedoch unkonkret. Deshalb 
ist es keine Überraschung, daß die meisten betrieblichen Abkommen günstiger für die Be­
schäftigten sind. 
Insgesamt werden damit vor dem Hintergrund eines bereits weitgehend deregulierten und 
flexibilisierten Arbeitsmarktes durch das "Gesetz Aubry" zwar keine neuen Instrumente ein­
geführt. Die bisherigen Möglichkeiten zur Flexibilisienlng der Arbeitszeit werden jedoch op­
timiert und insbesondere institutionalisiert21 . Das beste Beispiel hierfür sind die J ahresarbeits­
zeitkonten, die mit dem "Fünfjahresgesetz" 1993 eingeführt und von der parlamentarischen 
und gewerkschaftlichen Linken damals heftig bekämpft wurden. Heute zählen sie zum Stan­
dardrepertoire in den Verhandlungen, den1 sich auch die CGT nicht mehr verschließt. Im Zu­
ge der 35-Stunden-Woche wird damit die Flexibilisierung in den Betrieben weiter vorange­
hieben werden - und diesmal nut Zustimmung der Gewerkschaften (vgl. Lemaitre 1999). 
Das Ziel, die Zusammenarbeit der Tarifparteien sowie der Gewerkschaften zu stärken, hat 
die Regierung zumindest teilweise erreicht. Dies äußerte sich zunächst darin, daß im Zuge der 
Auseinandersetzungen über die AZV auch die Verhandlungen über die Frühverrentung (AR­
PE) wieder aufgenommen wurden, die zur Zeit einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit leistet. Wichtiger für die Zukunft des Refonnvorhabens dürften jedoch aus 
der Sicht der Regierung die Veränderungen im Gewerkschaftslager sein. Bereits seit Ende 
1996 nähern sich die bei den größten Verbände CGT und CFDT an und verfestigten ihre Ko­
operation - trotz weiterhin bestehenden politischen Meinungsverschiedenheiten - im Zuge der 
Einführung der 35-Stunden-Woche. Insbesondere die CGT scheint nun bereit zu sein, die 
AZV auf dem Verhandlungswege durchzusetzen und hierfür auch weitere Flexibilisierungs­
schritte in Kauf zu nehmen. 
Knapp eineinhalb Jahre nachdem das erste Gesetz verabschiedet wurde, liegen Zweifel 
und Hoffnungen, die mit dem Projekt verbunden sind, dicht beieinander. Auch das zweite 
Gesetz, das im Dezember 1999 verabschiedet wurde, läßt viele dieser Fragen unbeantwortet 
(vgl. Assemblee Nationale 1999). Es spiegelt vielmehr die schwierige Gratwanderung der 
Regierung wider, die Zustimmung der Gewerkschaften maximieren und die Ablehnung der 
Arbeitgeber minimieren zu müssen. Offensichtlich waren J ospin und Aubry darum bemüht, 
21 	 Dies belegt auch eine Studie, die die CFDT im Zusammenhang mit dem "Gesetz Robien" vorlegte: Lediglich 
13% der Beschäftigten gaben an, daß sich als Folge der Umsetzung des Gesetztes ihr arbeitsorganisatorisches 
Umfeld radikal änderte. Dennoch war fast die Hälfte der Befragten der Meinung, daß insgesamt die Flexibili­
sierung ausgeweitet wurde. 
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zun1 einen stärker auf die Arbeitgeber zuzugehen und gleichzeitig die skeptischere der bei den 
großen Gewerkschaften - die CGT - mit konkreten Zugeständnissen weiter einzubinden. 
Zwar erfüllte die Regierung die Maximalforderung der Arbeitgeber nicht, die Einführung 
der AZV generell zu . verschieben. Die AZV trat wie geplant zum ersten Januar 2000 für Be­
triebe mit mehr als zwanzig Beschäftigten in Kraft. Faktisch führte Arbeitsministerin Aubry 
aber eine weitere zwölfmonatige Übergangsfrist ein, die den Branchen und Betrieben, die 
Möglichkeit bieten soll, weiter zu verhandeln. Während dieser Frist beträgt der Überstunden­
zuschlag von der 36. bis zur 39. Stunde lediglich zehn Prozent. Das endgültige Überstunden­
regime mit Zuschlägen von 25 Prozent wird erst 2001 wirksam. In Unternehmen, die bei der 
alten Wochen arbeitszeit geblieben sind, sollen diese Zuschläge an einen Beschäftigungsfond 
abgeführt werden. Generell wird das Überstundenkontingent auf 130 Stunden pro Jahr und 
Kopf festgelegt und ebenfalls durch Übergangsfristen gelockert. Die Jahresarbeitszeitkonten 
dürfen 1.600 Stunden nicht überschreiten, und die Beschäftigten müssen sieben Tage im vor­
aus über eine eventuelle Änderung der Arbeitszeit informiert werden. 
Auf die Forderungen der Gewerkschaften geht das neue Gesetz insoweit ein, als es den 
Schutz für Teilzeitarbeit ausdehnt sowie den gesetzlichen Mindestlohn (SMIC) durch Aus­
gleichszahlungen auf dem gegenwärtigen Niveau beläßt. Umstritten sind unter den Gewerk­
schaften dagegen die Überlegungen der Mini sterin , die Repräsentativität der Gewerkschaften 
einzuschränken22• Gegenwärtig ist ein Abkommen bereits gültig, wenn es lediglich von einer 
der fünf repräsentativen Gewerkschaften unterzeichnet wird. Das Gesetz sieht nun vor, daß 
nur die Abkommen zuschußberechtigt sind, die von den Mehrheitsgewerkschaften (mehr als 
50 Prozent der Belegschaftsstimmen) unterzeichnet werden. Während dies eine traditionelle 
Forderung der CGT ist und auch die CFDT sich dagegen nicht sperrt, fürchten die FO, CFTC 
und CGC, daß die Regelung auf andere Bereiche ausgedehnt wird und Betriebsgewerkschaf­
ten entstehen. Dahinter steckt die Furcht, daß die kleineren Gewerkschaften nun bei Ab­
schlüssen immer auf einen größeren Partner angewiesen sind. Ebenfalls umstritten ist die 
Möglichkeit, ein Referendum unter den Beschäftigten durchzuführen, falls ein Abkommen 
lediglich von Gewerkschaften unterzeichnet wird, die nicht die erforderliche Mehrheit auf 
sich vereinen bzw. wenn keine Gewerkschaftsorganisationen im Betrieb vertreten sind. Neben 
der CGT, die eine stärkere Beteiligung der Beschäftigten fordert, unterstützen dies auch die 
nicht-repräsentativen Gewerkschaften. Sie hoffen, über diesen Mechanismus die exklusive 
Vertragskompetenz der repräsentativen Gewerkschaften schwächen zu können. 
Schließlich bleibt auch weiter unklar, wie die geschätzten staatlichen Kosten der AZV 
von 110 Milliarden Francs aufgebracht werden. Durch den gemeinsamen Widerstand von 
22 	 Es handelt sich hier um einen juristischen Begriff der Repräsentativität, der seit 1950 im Kollektivvertrags­
gesetz geregelt ist. Der französische Gewerkschaftspluralismus ist durch das Gesetz abgesichert, da jede re­
präsentative Gewerkschaft für sich die "Arbeiterklasse" verkörpert. Ob eine Gewerkschaft vom Staat als re­
präsentativ anerkannt wird, hängt nicht nur von der Zahl ihrer Mitglieder ab, sondern auch von der Unabhän­
gigkeit der Organisation, den Einnahmen, der gewerkschaftspolitischen Erfahrung sowie von der patrioti­
schen Haltung während der Besatzung. Die Repräsentativität berechtigt, Kollektivverträge zu unterzeichen, 
uneingeschränkt an Betriebswahlen teilzunehmen sowie zum Erhalt staatlicher Subventionen. Staatlich aner­
kannt sind die CGT, CFDT, CFTC sowie die FO. Die Angestelltengewerkschaft CGC darf nur die höheren 
Angestellten vertreten und die FEN lediglich die Lehrer. Alle anderen Gewerkschaften haben keinen reprä­
sentativen Status. 
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Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden mußte die Regierung von ihren ursprünglichen 
Plänen abrücken, die Sozialversicherungskassen an den Kosten für die Ausgleichszahlungen 
für die Unternehmen zu beteiligen, abrücken. Nun hofft die Regierung auf Mehreinnahmen 
durch die günstige konjunkturelle Lage sowie durch neue Steuerquellen. 
Die konkrete Umsetzung der 35-Stunden-Woche ist hart umkämpft. Insbesondere die 
Auseinandersetzungen bei den höheren Angestellten, die Streiks im öffentlichen Dienst sowie 
die heftige Gegenwehr der Arbeitgeber auf dem Speditionssektor zeigen, daß die AZV in den 
letzten Monaten in wachsendem Maße Gegenstand sozialer Proteste war (vgl. Steinhilber 
2000a). Gleichzeitig deutet viel darauf hin, daß auch das neue Gesetz kaum etwas an den am­
bivalenten Ergebnissen ändern wird. So kritisieren die Arbeitgeber, daß sich die erzielten Ab­
schlüsse im neuen Gesetz nicht widerspiegeln und könnten unter diesem Vorwand eine härte­
re Linie in den anstehenden Branchen- und betrieblichen Verhandlungen anschlagen23 . 
Gleichzeitig fürchten weite Teile der Gewerkschaften - angesichts des bisherigen Verlaufs 
der Verhandlungen nicht ohne Grund -, daß die Beschäftigungseffekte weiter verschleppt 
werden und die Übergangsregelungen einen neuen Flexibilisierungsschub einleiten. Unge­
achtet der anderen - ausgesprochenen und unausgesprochenen - Ziele der Regierung (schlei­
chende Flexibilisierung, kollektive Verhandlungs strukturen) fußt die Legitimität der AZV in 
weiten Teilen der Bevölkerung allein auf ihrem Beitrag zur Bekämpfung der Massenarbeitslo­
sigkeit. 
Die neuen Akzente in der französischen Arbeitsmarktpolitik unterscheiden sich insgesamt 
zwar von der Logik der letzten Jahre. Insbesondere das Projekt der 35-Stunden-Woche scheint 
auf den ersten Blick in vielen Punkten den dominierenden Tendenzen in Westeuropa zu wi­
dersprechen: staatliche Intervention statt Reduzierung der Staatstätigkeit; globale Arbeits­
marktpolitik statt dezentralen Formen; voller Lohnausgleich statt Kostenreduzierung und 
Umverteilung von unten nach oben; und schließlich die Denl0nstration politischer Handlungs­
fähigkeit statt nationalstaatlicher Ohnmacht, die die Politik dem Primat der Ökonomie unter­
ordnet. Dennoch bleibt der Erfolg dieser Interventionen äußerst prekär und ambivalent. Dies 
liegt nicht zuletzt an der strukturellen Schwäche der Gewerkschaften und dem energischen 
Widerstand, den die Arbeitgeber der 35-Stunden-Woche entgegensetzen. Mit Blick auf die 
Flexibilisierungsfortschritte scheint die Initiative gerade dort "Erfolge" zu erzielen, wo es die 
Gewerkschaften immer befürchtet hatten. Darüber hinaus weisen die hohen staatlichen Kosten 
sowohl des Jugendbeschäftigungsprogramms als auch der Arbeitszeitverkürzung bereits dar­
auf hin, daß die beschäftigungspolitische Strategie nicht zuletzt davon abhängig ist, wie in 
einem größeren makroökonomischen Rahmen die politischen Prioritäten gesetzt werden. 
23 	 Vgl. auch den offenen Brief der Unternehmer an Arbeitsministerin Aubry im Rahmen der Aktion "100.000 
Unterschriften" gegen das neue Gesetz, in: Actualite, n° 184, 26.06.-25.07. 1999, 3. Der Brief schließt mit 
den Worten: "Es gibt keine Demokratie, wo die Unternehmer nicht gehört werden [ ... ] Respektieren Sie das 
Unternehmen!" . 
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3.3. Diskreter Keynesianismus? 

Auch die Linksregierung befindet sich bei der Finanzierung der Projekte in einem Ziel­
konflikt. Denn die Ausgabenprogramme sollen im Rahmen der Stabilitätsverpflichtungen 
verwirklicht werden, die Chirac auf dem Dubliner Gipfel akzeptierte. Auch Jospin und 
Strauss-Kahn ließen keinen Zweifel daran, daß die Konvergenzkriterien auch weiterhin die 
Linie der Budgetpolitik bestimmen werden. Der Finanzminister betonte, daß die Neuver­
schuldung von 3,7% auf unter 3% zurückgeführt werden müsse (vgl. Ministere de l'economie 
1998). Gleichzeitig spiegelt sich in der Finanz- und Budgetpolitik der letzten Jahre die An­
strengung der Regierung wider, eine sanfte Nachfragestimulierung und soziale Ausgewogen­
heit mit haushaltspolitischen Konsolidierungszwängen zu versöhnen. Trotz der monetären 
Integration stehen der Linken im begrenzten Umfang noch zwei "Instrumente" zur Verfü­
gung: Akzentverschiebungen innerhalb der Sparpolitik ("Sparpolitik von links") sowie steu­
erpolitische Korrekturen. 
Während die Ausgaben insgesamt lediglich unl 1,3% anstiegen, wurden die Budgets für 
Bildung und Ausbildung (3,1 %), Beschäftigung (4,2%), Justiz (4,1 %) und Wohnungsbau 
(6,7%) kräftig erhöht. Im Gegenzug schrunlpfte der - in Frankreich sehr umfangreiche 
Verteidigungshaushalt um 2,1 %. 
Die zusätzlichen Ausgaben wurden jedoch zu zwei Dritteln durch steuerliche Mehrein­
nahmen finanziert. Die Regierung wollte mit neuen steuerpolitischen Akzenten die Vertei­
lungsgerechtigkeit bei der Abgaben- und Steuerpolitik verbessern (vgl. Ministere de l'econo­
mie 1999). Zu Beginn ihrer Regierungszeit führte die pluralistische Linke befristete Steuer­
und Abgabenerhöhungen ein. Davon waren insbesondere die französischen Großunternehmen 
betroffen, deren Gewinne sich zum einen in den letzten Jahren kontinuierlich erhöhten und 
die zum anderen im internationalen Vergleich durchschnittlich geringer besteuert wurden. Die 
Regierung hob deshalb die Körperschaftssteuern von 36,6 auf 41,6 Prozent an (vgl. Alternati­
ves economiques 1999). Außerdem mußten Unternehmen mit mehr als 50 Millionen Francs 
Umsatz befristet auf 1998 den doppelten Steuersatz auf ihre Kapitalerträge zahlen. Diese Ein­
nahmen wurden direkt an die Sozialversicherungskassen abgeführt. Weitere - wenn auch ge­
ringe - Zut1üsse konnte Jospin durch die Erhöhung der Mineralöl- sowie die C02-Steuer ver­
buchen. Da die Steuereinnahmen 1999/2000 deutlich über den Schätzungen lagen (2000 um 
ca. 50 Milliarden Francs), begann die Regierung damit, massiv die Steuern zu senken.24 Bis 
2003 soll sich das Steuersenkungsvolumen auf rund 120 Milliarden Francs belaufen. Zu den 
wichtigsten Entscheidungen zählen die Senkung der Mehrwertsteuer (2000), der unteren Ein­
gangssteuersätze der Einkommenssteuer (2000) sowie der lohnbezogenen Gewerbesteuer 
(1999). 
Die neuen steuerpolitischen Akzente sind eng mit Regulierungsabsichten der Regierung 
verknüpft. So werden seit Anfang 1999 leerstehende Wohnungen besteuert, um die Immobili­
24 	 Über die Verwendung der steuerlichen Mehreinnahmen kam es zu heftigen innenpolitischen Auseinanderset­
zungen. Der Regierung wurde insbesondere von Seiten der Lehrer und der Krankenhausbediensteten vorge­
worfen, sie würde die Einnahmen "verheimlichen". Schließlich einigte man sich darauf, 40 Milliarden Francs 
für Steuersenkungen zu verwenden und 10 Milliarden für den Krankenhaus- und Bildungssektor sowie zur 
Beseitigung der Schäden der Ölpest und des Orkans 1999 bereitzustellen. 
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enspekulation einzudämmen und die Wohnungsnot zu lindern. Außerdem kündigte die Regie­
rung an, die mißbräuchliche Verwendung von prekären Beschäftigungsverhältnissen, d.h. die 
Umwandlung von unbefristeter Vollzeitarbeit in befristete Beschäftigungsverhältnisse, be­
steuern zu wollen (vgl. Le Monde v. 28.9.1999). Dagegen werden die Pläne, unterschiedliche 
Steuersätze für investives bzw. spekulatives Kapital einzuführen, zunächst nicht verwirklicht. 
Insgesamt wurden die Haushalte seit 1997 um 24,4 Milliarden Francs entlastet, während 
der Entlastungseffekt für die Unternehmen lediglich 1,7 Milliarden Francs betrug. Die zehn 
Prozent der Haushalte mit den höchsten Einkommen wurden zusätzlich mit 3,8 Milliarden 
Francs belastet (vgl. Ministere de l'economie 1999: 241ff). 
Das "neue Gleichgewicht" (Strauss-Kahn) der letzten bei den Jahre weist damit insgesamt 
auffällige redistributive Elemente auf, die darauf hindeuten, daß die Budgetpolitik Jospins 
trotz der makroökonomischen Zwänge bisher eine klare politische Option verfolgt, die Be­
schäftigung und wirtschaftliche Aktivität ent- und Gewinne und Kapitaleinkünfte belastet. 
Neben den steuerpolitischen Akzentverschiebungen wurde der Haushalt auch durch eine 
gezielte Nachfragebelebung weiter konsolidiert. Angesichts der stabilen makroökonomischen 
Rahmendaten (Inflation, Außenhandel, Defizitreduzierung) läßt sich seit Mitte der neunziger 
Jahre ein schrittweises wirtschaftspolitisches Umdenken in der französischen Öffentlichkeit 
feststellen. Das Gespenst der Inflation, dessen Bekämpfung seit 1983 auch in Frankreich 
oberste Priorität hatte, war seit langem gebändigt, so daß nun die Sorge um die Binnennach­
frage überwog und von einer Reihe einflußreicher Ökonomen ein Politikwechsel in Richtung 
eines "diskreten Keynesianismus" vorgeschlagen wurde (vgl. Fitoussi 1995). Die bisherige 
Verteilungslogik erreichte ihre Grenzen. Nachdem seit Mitte der achtziger Jahre die Beitrags­
erhöhungen der Sozialversicherungen fast ausschließlich auf die abhängig Beschäftigten ab­
gewälzt und die privaten Haushalte über Steuern zusätzlich belastet wurden, kam die Binnen­
konjunktur in Frankreich fast völlig zum Stillstand (vgl. Lourdelle 1993: 22). Der Anstieg der 
Lohnsumme betrug zwischen 1980 und 1995 20 Prozent. Davon entfielen 4 Prozent auf die 
Ausdehnung des Arbeitsvolumens, 4,5 Prozent auf Kaufkraftsteigerungen und 10 Prozent auf 
den Anstieg der Sozialversicherungsbeiträge (vgl. Majoni d'Intigano 1996: 115). Die Politik 
Jospins setzte an diesem Punkt an. Denn neben dem traditionellen Anstieg des Mindestlohns 
und der Familienbeihilfen trug insbesondere die Umschichtung der Finanzierung der Sozial­
versicherung 1998 zu einer kurzfristigen Nettoentlastung der Arbeitnehmer von 18 Milliarden 
Francs bei. Die allgemeine Sozialabgabe (CSG), die zur Finanzierung der Sozialversicherung 
dient, wurde auf alle Einkommensarten ausgedehnt (z.B. auf Einkommen aus Vermietung und 
Verpachtung sowie Kapitaleinkommen) und um 4,1 Prozentpunkte auf 7,5 Prozent erhöht. 
Damit konnten die Arbeitnehmerbeiträge zur Krankenversicherung von 5,5 Prozent auf 0,75 
Prozent gesenkt werden. Da die CSG bei der Lohnsteuer abzugsfähig ist, ergab sich damit ein 
Entlastungseffekt für die Arbeitnehmer, der direkt der Nachfrage zu Gute kam (vgl. Ministere 
de l'economie 1999: 165ff). Nachdem in den vergangenen Jahren im Einklang mit allen euro­
päischen Ökonomien die Binnennachfrage weitgehend sterilisiert wurde, war das Wirt­
schaftswachstum 1998 der eigentliche Motor des Rückgangs der Arbeitslosigkeit mit ge­
schätzten 350.000-450.000 neuen Arbeitsplätzen (vgl. L'Expansion 1999/Nr. 596: 70). Es darf 
allerdings nicht verschwiegen werden, daß die bisherige Entwicklung deutlich von der allge­
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meinen guten konjunkturellen Lage in Europa begünstigt wird. Ein genereller konjunktureller 
Abschwung könnte nicht durch singuläre französische Maßnahmen abgefangen werden und 
würde nicht nur die Zielkonflikte der Budgetpolitik verschärfen, sondern auch die Spielräume 
bei den Verhandlungen über die 35-Stunden-Woche verengen. 
Die französische Regierung konnte in den letzten bei den Jahren mit Hilfe der unter­
schiedlichen arbeitsmarkt-, finanz- und konjunkturpolitischen Maßnahmen ihre widersprüch­
lichen Ziele zumindest im Ansatz verwirklichen. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit um 1,4 
Prozentpunkte, die gute konjunkturelle Lage sowie der Versuch, mit einigen zentralen Pro­
jekten die Politik zu rehabilitieren, haben sicherlich dazu beigetragen, daß die Popularitäts­
werte der "pluralistischen Linken" weiterhin sehr hoch sind. Gleichzeitig "beruhigte" Jospin 
mit seinem haushaltspolitischen Konsolidierungskurs die europäischen Partner. Dennoch 
spielen die wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Vorstöße der französischen Regierung 
im Gegensatz zum viel zitierten "holländischen Modell", zum "Dritten Weg" ala Blair, den 
"innovativen" dänischen Arbeitsmarktstrategien oder dem amerikanischen "Jobwunder" in 
der sozialdemokratischen Strategiedebatte in Europa bisher noch keine Rolle. Im Gegenteil: 
Die französische Politik kam - insbesondere beim Nachbarn Deutschland - schnell in den Ruf 
rückwärtsgewandt und zu teuer zu sein. Der französische Kurs sei unvereinbar mit den Maa­
strichter Verträgen und den Stabilitäts verpflichtungen sowie ein Anachronismus, der den Mo­
dernisierungsanstrengungen der letzten Jahre den Rücken kehrt und statt dessen auf die Be­
griffe aus der Mottenkiste des wirtschaftspolitischen Arsenals der siebziger Jahre zurückgrei­
fe: Staatsinterventionismus, Umverteilung, Stärkung der Binnennachfrage, Dirigismus. Nach 
Jahren der Anpassung scheint das jakobinische, staatsgläubige Frankreich - zumindest im 
Spiegel zahlreicher Kommentatoren - wieder fröhliche Urstände zu feiern. 25 Abseits dieser 
Stereotypen ist die politische Realität in Frankreich jedoch wie oben gezeigt - differenzier­
ter. 
Es ist weder passend noch hilfreich, die französische Politik im zur Zeit so beliebten po­
litischen Benchmarking pauschal als "rückschrittlichen Keynesianismus" abzutun und damit 
die Debatte zwischen sog. "Modernisierern" und sog. "Traditionalisten" auf die europäische 
Ebene zu heben: Passend deshalb nicht, weil die Facetten der gegenwärtigen Strategie auch 
jeweils einer unterschiedlichen Logik folgen. Hier mischen sich sowohl neue Ansätze, wie 
z.B. das Jugendbeschäftigungsprogramm sowie der abgestufte Gesetzgebungsmodus der 35­
Stunden-Woche mit traditionellen beschäftigungspolitischen Elementen, wie z.B. die Nach­
fragebelebung. Auf der anderen Seite wird nicht nur bei der Stabilitätspolitik von französi­
scher Seite sorgfältig darauf geachtet, daß die etablierten neoliberalen Prinzipien - in diesem 
Fall die Stabilitätsverpflichtungen - eingehalten werden. Insbesondere die Privatisierungspo­
litik zeichnet sich gegenwärtig durch einen beschleunigten Anpassungskurs und einen raschen 
Abbau der Staatsquote aus. Während im Bereich der mikroökonomischen Regulierung auf 
einigen Feldern durchaus ein Kurswechsel zu verzeichnen ist, nutzte die Regierung auf der 
makroökonomischen Ebene zwar ihren engen Handlungsspielraum, blieb aber darüber hinaus 
25 	 Auch der damalige Kanzlerkandidat Gerhard Schröder machte keine Ausnahme. In einem Interview in der 
Zeitung Le Monde antwortete er auf die Frage, was er von der Arbeitszeitverkürzung halte, daß er sie begrü­
ße, da sie Arbeitsplätze in Deutschland schaffe. (V gl. auch The French have their say; in: International He­
raId Tribune vom 04.06.1997. Der erste Verrat; in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 04.07.1997). 
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der wettbewerbs- und haushaltspolitischen Logik der letzten Jahre verpflichtet. Auch scheint 
es nur eine Frage der Zeit zu sein, bis die Linksregierung der privaten Vorsorge über Pensi­
onsfonds zustimnlt. Die Anstrengungen J ospins, die Verantwortlichkeit der "Sozialpartner" zu 
stärken und dezentral kommunale Verbände und lokale Netzwerke stärker in den Politikpro­
zeß einzubinden, deuten darauf hin, daß der Zentral staat im Bereich der sozialen Regulierung 
weniger interventionistisch als vielmehr "aktivierend" agieren will. 
Frankreich als "antimodernistischen Pappkameraden" aufzubauen, ist in der gegenwärti­
gen Debatte wenig hilfreich, weil sich die europäische Sozialdemokratie damit einer zentralen 
Frage verschließt, die für den zukünftigen (europäischen) Politikrahmen von entscheidender 
Bedeutung sein wird: die Verantwortlichkeit der europäischen Dimension für die zukünftige 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik bzw. genereller die Frage nach dem Verhältnis von 
Politik und Ökonomie bzw. von Regulierung und Markt. Beide Aspekte sind eng mit der ak­
tuellen europapolitischen Konzeption der französischen Linken verknüpft. 
4. Aufbruch nach Europa? 
Die Haltung zur europäischen Integration wird auch für die Politik der pluralistischen 
Linken die Gretchenfrage in den kommenden Jahren sein. Während die Renaissance Europas 
in den achtziger Jahren auch das Ergebnis der Politik der französischen Sozialisten war, be­
findet sich der PS heute in einer anderen Situation. 
France is in a particularly difficult phase of transition from leader of European integrati­
on, to equal, if not folIower; and from the certainties of gaullism and Mitterandism, to the 
management of the Gaullist and Mitterandist legacies in very different times (Drakel Mil­
ner 1999: 166). 
Es deutet viel darauf hin, daß die Regierung Jospin in den letzten bei den Jahren das Erbe 
Mitterands angenommen hat und den Fortschritt der ökonomischen und monetären Integration 
Europas auch als eine zentrale Aufgabe ihrer Politik betrachtet. Dennoch mußte sie sich von 
der politischen Logik der Mitterand-Ära abgrenzen: Während die "einsame Souveränität" des 
französischen Präsidenten dazu führte, daß Europapolitik weitgehend durch einen Elitendis­
kurs bestimmt wurde, waren die Sozialisten seit der Anltsübernahnle 1997 gezwungen, die 
europäische Integration explizit in ihre Politikkonzeption miteinzubeziehen. Die Antwort der 
Regierung J ospin auf diese Herausforderung bestand bisher darin, an zwei entscheidenden 
Punkten den Mitterandschen Diskurs zu ändern: Zum einen betont die Regierung, daß es nach 
wie vor innenpolitische Handlungsspielräume gibt und daß diese auch in einer Zeit vertiefter 
Integration genutzt werden können, um Teile des "französischen Modells" zu verteidigen. 
Zum anderen setzt Jospin darauf, den kritischen Europadiskurs konstruktiv zu wenden, in dem 
er durch - in erster Linie syrnbolische - Erfolge auf der europäischen Ebene zumindest den 
Anschein erweckt, daß die WWU ein verhandelbarer Prozeß sei, dessen Ausgang noch offen 
ist und der entscheidend von den Interventionen Frankreichs abhängt. 
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Der Euro ja, aber für was? Die Antwort auf diese Frage wird die Zukunft Europas und 
Frankreichs bestimmen [ ...] Wir wollen eine politische und keine technokratische Vision 
Europas. Wir wollen eine dynamische Herangehensweise und keine buchhalterische [ ... ] 
Für Sozialisten, die wollen, daß der Euro erfolgreich sein soll, schließt dies ein Europa 
ein, das auf Wachstum, Beschäftigung und Demokratie ausgerichtet ist (Parti Socialiste 
1997: 13). 
Jospins Vorstellungen von einer WWU, die "mehr auf das Interesse der Menschen als der 
Banker" ausgerichtet ist, stießen bereits auf dem Gipfel von Amsterdam auf den erbitterten 
Widerstand Deutschlands26. Jospin wollte seine Zustimmung zum Stabilitätspakt, den er als 
"absurde Konzession" an die deutsche Regierung bezeichnete, von erheblichen Modifikatio­
nen der WWU abhängig machen. 
In Wahrheit haben die Europäer in Dublin einem 'Maastricht TI' zugestimmt, das drastisch 
die Möglichkeiten einer antizyklischen Haushaltspolitik einschränkt [ ...] Ich betrachte die 
Integristen einer restriktiven Budgetpolitik und der Überbewertung als die hauptsächli­
chen Feinde der Europäischen Union [ ...] Europa verdient einen politischen Kampf und 
wenn es nötig ist - eine Krise (Moscovici 1997). 
Neben der Revision des Stabilitätspaktes forderte Frankreich, als Gegengewicht zur EZB 
eine "Wirtschaftsregierung" zu konzipieren, die verbindliche ökonomische Leitlinien vorgibt. 
Doch die "Mini-Krise" in Amsterdam reichte nicht aus, um substantielle Veränderungen der 
WWU durchzusetzen. Eine generelle Blockade war nicht im Interesse Jospins und hätte den 
"acquis communautaire" in Frage gestellt, den die französischen Sozialisten in den vergange­
nen Jahren maßgeblich mitgestaltet und mitgetragen haben (vgl. Trouille 1997: 464). Auch 
konnte die Stabilitätsdebatte nicht über den Gipfel hinaus verschleppt werden, ohne den fran­
zösischen Präsidenten zu desavouieren, der in Dublin dem Pakt zugestimmt hatte. Hier wirkte 
zum ersten Mal die Logik der "cohabitation". Chirac machte frühzeitig deutlich, daß er sein 
Veto einlegen würde, falls Jospin plane, zu weit von den Zielen des Maastrichter Vertrages 
abzuweichen. Gerade zehn Tage im Amt wollte Jospin eine offene Krise mit Chirac vermei­
den. Schließlich fand Frankreich auch innerhalb der Gemeinschaft keine Verbündeten und das 
Abkommen wurde ohne die geringste Veränderung unterzeichnet. 
Jospin konnte dennoch das Beschäftigungskapitel, die unverbindliche Resolution über 
Wachstum und Beschäftigung sowie den Beschäftigungsgipfel in Luxemburg als wichtigen 
Erfolg verbuchen, dessen symbolische Wirkung weit über die tatsächlichen substantiellen 
Fortschritte hinausweisen dürften. Dank der Interventionen der Linksregierung verlagerte sich 
der innerfranzösische Konflikt um den ordnungspolitischen Charakter der WWU nun auf die 
europäische Ebene. Die technokratische Politikverwaltung über Konvergenzkriterien und Sta­
26 	 Eine extreme Reaktion auf die kompromißlose Linie Deutschlands in der Europapolitik ist sicherlich die 
gegenwärtige anti-deutsche publizistische Welle in Frankreich. Bücher wie ,,La Tentation allemande" oder 
,,De la prochaine guerre avec l'Allemagne" sprechen von einer "Neo germanisierung" Europas, kultivieren die 
Angst vor deutschem Großmachtstreben und künden die unvermeidliche Konfrontation zwischen Deutsch­
land und Frankreich an. Ähnlich wie in Celines Roman ,,Reise ans Ende der Nacht" will das Buch ,,Die Reise 
ans Ende Deutschlands" in die Abgründe der - deutschen Zivilisation einführen: Berlin als ,,neues Rom des 
Heiligen Germanischen Reiches", "galoppierende Kriminalität" und eine Politik, die eine "seltsame Mi­
schung aus Pazifismus und Nationalsozialismus" verkörpert. Europas Integration, so die These, bedeutet die 
Ausweitung Deutschlands. 
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bilitätspakt wurde im Kreise der Mitgliedsländer zum ersten Mal deutlich hinterfragt. Hinter 
den Auseinandersetzungen insbesondere zwischen Deutschland und Frankreich um die Unab­
hängigkeit der europäischen Zentralbank und die Reichweite und Funktion der Geldpolitik 
standen grundsätzlich unterschiedliche Vorstellungen über das Verhältnis von Politik und 
Ökonomie. Während die "Idee Tietmeyer", so Pierre Bourdieu in seiner Polemik gegen den 
deutschen Zentralbankchef, von einem "neuen Glauben an die historische Unvermeidlichkeit" 
(Bourdieu 1997: 174) ausgeht und es als erwiesen ansieht, daß der politische Wille keinen 
Einfluß mehr auf die (ökonomische) Realität hat, setzt Frankreich dieser Ideologie den "pou­
voir politique" entgegen. Anders ausgedrückt: Während der Ökonomismus eine unabhängige 
Zentralbank auf die Sicherung der Geldwertstabilität verpflichtet, ohne daß diese die Folgen 
der Stabilitätspolitik tragen müßte, kennt der "pouvoir politique", der den Primat der Politik 
betont, kein "entpolitisiertes Geld": 
Wirtschaftliche Werte sind zugleich moralische Werte. Wer verfügt, daß die Währungs­
stabilität absolute Priorität genießt, verweist andere Ziele auf den zweiten Rang. Und er 
erklärt zugleich bestimmte Interessengruppen für wichtiger als andere. Nach dieser Philo­
sophie zählt das Geld mehr als die Arbeit, der Arbeitgeber mehr als der Arbeitnehmer, 
der Anleger und Spekulant mehr als der Unternehmer (Joffrin 1997: 5). 
In Zukunft dürfte es damit auch auf europäischer Ebene zumindest schwieriger werden, ord­
nungspolitische Fragen zu unterdrücken bzw. zu ignorieren. 
Wichtiger noch waren die Auswirkungen auf die innenpolitische Debatte. Hier mußte 
Jospin zwar eine Niederlage (Stabilitätspakt) eingestehen, konnte aber gleichzeitig darauf 
verweisen, daß das energische Vorgehen Frankreichs in relativ kurzer Zeit zu Ergebnissen 
(Beschäftigungskapitel) führte, die im Vorfeld insbesondere von Seiten der deutschen Regie­
rung noch heftig bekämpft wurden (vgl. Tidow 1999). Der Gipfel von Anlsterdam sollte nur 
der Auftakt sein, der WWU eine französische Färbung zu verleihen. 
Die Hoffnung, daß sich die unterschiedlichen Positionen schrittweise annähern und die 
wirtschafts- und beschäftigungspolitische Koordinierung kontinuierlich ausgebaut wird, wur­
de durch den Regierungswechsel in Deutschland und die enge Zusammenarbeit von Lafontai­
ne und Strauss-Kahn zusätzlich genährt. Sowohl das Strategie-Papier der sozialdemokrati­
schen Wirtschafts- und Finanzminister (vgl. SPE-ECOFIN-Gruppe 1998) als auch die ge­
meinsame Resolution des deutschen und französischen Finanzministers (vgL Lafontainel 
Strauss-Kahn 1999) stellte in wesentlichen Punkten eine ideale Ergänzung der französischen 
Politik auf europäischer Ebene dar. So plädierten die Minister angesichts eines Import­
Exportanteils von nur etwa 8% des EU-BIP dafür, die verfügbaren Einkommen zu erhöhen, 
um die makroökonomische Nachfrage zu stärken. Faktisch hätte dies eine produktivitätsori­
entierte Lohnpolitik erfordert, die durch eine europäische Koordinierung Lohndumping zwi­
schen den Mitgliedstaaten verhindern würde. Weiter sollte die Steuerpolitik (insbesondere die 
Körperschafts- und die Kapitalertragssteuer) aufeinander abgestimmt werden, um die Ein­
nahmesituation der öffentlichen Haushalte nachhaltig zu verbessern. Schließlich einigten sich 
die Minister darauf, die Kreditfazilitäten der Europäischen Investitionsbank weiter auszudeh­
nen, um beschäftigungsfördernde Investitionen zu unterstützen. Damit besaß die europäische 
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Sozialdemokratie durchaus "eine ökonomische und soziale Vision für Europa, die es mit 
Kohls politischem Projekt aufnehmen konnte" (Birnbaum 1999). 
Umgesetzt wurde von den Vorschlägen bisher freilich keiner. Die konkreteren Konturen 
für ein wirtschafts- und beschäftigungspolitisch verantwortliches Europa waren weder inner­
halb der neuen deutschen Bundesregierung noch auf europäischer Ebene mehrheitsfähig. Die 
ad-hoc Vorstöße des deutschen Finanzministers für eine neue internationale Regulierung der 
Kapitalnlärkte stießen zudem auch in Frankreich auf kein positives Echo. 
Die Franzosen hielten sich auffällig zurück, die Briten zeigten höfliche Feindschaft, die 
Vereinigten Staaten offene Verachtung. Jetzt muß Frankreich dafür bezahlen; Paris wird 
es mit Großbritannien zu tun bekommen, das J ospins gouvernement economique ablehnt, 
und mit einem deutschen Kanzler, der dem nationalen Kapital verpflichtet ist (Birnbaum 
1999). 
Tatsächlich scheint die Hoffnung auf eine deutsch-französische Motorrolle für ein sozia­
les und politisches Europa bereits wieder passe zu sein27• Die "philosophische Konvergenz" 
der europäischen Sozialdemokratie hat sich als eine kurze Illusion entpuppt. Neben der Ent­
scheidung über ordnungspolitische Alternativen innerhalb der Bundesregierung symbolisiert 
der Rücktritt Lafontaines auch eine Neuorientierung Deutschlands gegenüber den wichtigsten 
Partnern in der EU. Trotz der weiterhin gepflegten deutsch-französischen Rituale deuten eini­
ge Entwicklungen darauf hin, daß Deutschland in Zukunft seine bilateralen Allianzen stärker 
als bisher an Politikfeldern orientieren wird.28 Die "englische Option" dürfte dabei für die 
Bundesregierung ein strategisch größeres Gewicht bekommen, insbesondere wenn Großbri­
tannien auf absehbare Zeit der gemeinsamen Währung beitritt. Daß die Regierung Schröder 
bereits eine "britischere" Vorgehensweise in der Europapolitik eingeschlagen hat, zeigten 
nicht zuletzt die Ausführungen zum "Dritten Weg" und der "Neuen Mitte" (vgl. "Der Weg 
nach vorne für Europas Sozialdemokraten" 1999). Hier sind es weniger die weitgehend nua­
cenlosen Äußerungen zur Marktlogik und einer "modemen Angebotspolitik" , die die franzö­
sischen Sozialisten irritieren. Zwar stößt sich der marktliberale Gesamttenor des Papiers mit 
der teilweise etatistischen und wohlfahrtstaatlichen Rhetorik des Premierministers. Einige 
Elemente - wie z.B. die Stärkung zivilgesellschaftlicher Akteure - lassen sich aber auch in 
der französischen Konzeption wiederfinden. Nicht zuletzt ist sich auch Frankreich bewußt, 
daß die deutsch-britische Entente keine konsistente ideologische Basis hat. Die Programmatik 
des Papiers wird bisher lediglich in Großbritannien umgesetzt, während Schröder sowohl in­
27 	 Siehe auch den Appell Helmut Schmidts, die deutsch-französische Entente wieder zu stärken (H. Schmidt: 
Patrioten setzen auf Europa, in: Die Zeit v. 12.08. 1999) 
28 	 Neben den Irritationen auf der politischen Ebene trübten auch zahlreiche Konflikte in der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit die deutsch-französischen Beziehungen. Dazu zählte der Abbruch der Gespräche für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen der Frankfurter und der Pariser Börse und die gleichzeitige Annäherung zwi­
schen Frankfurt und London ebenso wie die einseitige Aufnahme von Verhandlungen mit der British Ae­
rospace durch Jürgen Schrempp. Schließlich sorgten auch die (vorerst gescheiterten) Bestrebungen der Deut­
schen Telekom, die nach zehn Jahren "wilder Ehe" mit der France Telecom mit Telecom Italia fusionieren 
wollte. "Für (eine) neue Generation von Unternehmens chefs sind die sozialen (Arbeitsmarkt), strategischen 
(europäische Verteidigung) oder politischen Elemente (deutsch-französisches Bündnis), die im Leben eines 
Unternehmers eine Rolle spielen können und auf die ihre Väter noch großen Wert legten, keine Ziele mehr, 
sondern vielmehr Zwänge" (Israeli witz 1999,220). 
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nerparteilich als auch gesellschaftspolitisch auf größere Widerstände stößt. Beunruhigender 
für die französischen Sozialisten ist jedoch die europapolitische Lücke. Während das SPE­
ECOFIN-Papier vor wenigen Monaten noch konkrete Vorschläge für die Koordinierung der 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik enthielt, legt das Blair-Schröder-Papier nun die Ver­
mutung nahe, daß der "Weg nach vorne für Europas Sozialdemokraten" nicht über Europa 
führen soll. Außer weiteren Deregulierungs- und Liberalisierungsbestrebungen sowie ar­
beitsmarktpolitischen Benchmarking-Prozessen entwickelt es keinerlei Vorschläge für ein 
zukünftiges soziales Europa. Genau in dem Augenblick in dem sich Deutschland von der Op­
tion einer vertieften Integration zu verabschieden scheint, " ...entdecken die Franzosen den 
Reiz der politischen Option - eine der zahlreichen Ungleichzeitigkeiten, die die deutsch­
französischen Beziehungen begleitet haben" (Vernet 1998: 5). 
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung versuchte Frankreich im Vorfeld des Kölner 
Gipfels, erneut die lateinische Achse zu stärken. Arbeitsministerin Martine Aubry verfaßte 
zusammen mit ihrem italienischen Kollegen ein Memorandum, das grosso modo die französi­
schen Vorschläge der letzten Jahre resümiert und gleichzeitig versucht, an den - wenn auch 
geringen - Erfolgen des Amsterdamer Gipfels anzuknüpfen. Dazu zählt unter anderem 
• 	 zusätzliche verbindliche und qualitative Ziele der Beschäftigungspolitik zu definie­
ren; 
• 	 die Arbeit der Finanz, Arbeits- und Sozialminister besser zu koordinieren; 
• 	 ein dauerhaftes Wachstumsziel von mindestens drei Prozent zu formulieren; 
• 	 einen Europäischen Sozialen Dialog einzurichten, der die Lohn-, Geld- und Budget­
politik aufeinander abstimmt; 
• 	 zusätzliche EU-Ressourcen zu mobilisieren, unl öffentliche Investitionsprogramme 
und Unternehmens gründungen zu fördern (vgl. Le Monde v. 27.5.1999) 
Doch auch der Kölner Beschäftigungspakt griff die italienisch-französischen Vorschläge 
- bis auf wenige Ausnahmen - nicht auf. Die drei Säulen des Abkommens fußen neben dem 
sog. Cardiff-Prozeß (weitere Deregulierung und Flexibilisierung der Waren-, Dienstleistungs­
und Kapitalmärkte) und dem Luxemburg-Prozeß (Leitlinien im Bereich der koordinierten 
Beschäftigungspolitik) auf einem nlakroökonomischen Dialog zwischen Regierungen, Kom­
mission, der EZB, Gewerkschaften sowie Arbeitgebern (Köln-Prozeß) (vgl. Platzer 1999). 
Der Dialog knüpft zwar formal an die Vorschläge der beiden Regierungen an, verbindliche 
wirtschaftspolitische Leitlinien werden die Gespräche jedoch kaum zum Ergebnis haben. 
Die wenigen europapolitischen Elfolge Jospins reichten bisher gerade aus, um dem kriti­
schen Europadiskurs sowohl innerhalb der Bevölkerung als auch in der Koalition die Spitze 
zu nehmen. Zum einen weckten die ersten Ansätze einer europäischen Beschäftigungspolitik 
in Frankreich die Hoffnung, daß die WWU doch kein lupenreines neoliberales Unterfangen 
ist. Zum anderen konnte die Regierung durch die Einrichtung eines makroökonomischen 
Dialogs zumindest den Anschein vermitteln, daß die weitere Entwicklung durchaus verhan­
delbar sei. Faktisch hat sich seit der Amtsübernahme J ospins jedoch wenig an der Substanz 
der WWU geändert. Aufgrund der aktuellen Ausrichtung der ökononlischen und nl0netären 
Integration, könnte J ospin schnell "in die unangenehme Lage kommen, sich zwischen den 
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europäischen, von Frankreich unterzeichneten Selbstverpflichtungen und den binnen wirt­
schaftlichen Erwartungen bzw. Zielsetzungen entscheiden zu müssen" (Uterwedde 1997: 3). 
In der Vergangenheit hat der PS, vor die Wahl gestellt, zwischen europäischer Integration und 
nationalen wirtschafts- und sozialpolitischen Präferenzen entscheiden zu müssen, sich stets 
für die Integration entschieden. Es ist zu vermuten, daß Jospin mit der Unterzeichnung des 
Stabilitätspaktes, diese Entscheidung bereits getroffen hat. 
5. Diskurs und Politik 
Aufgrund der offensichtlichen Widersprüchlichkeit der französischen Politik fällt es zu 
diesem Zeitpunkt schwer, den spezifischen Entwicklungspfad zu bewerten und ihn in die so­
zialdemokratische Strategiedebatte in Europa einzuordnen. Möglicherweise läßt sich der Cha­
rakter der Politik besser fassen, wenn neben den realpolitischen Maßnahmen auch die diskur­
sive Ebene der französischen Politik stärker in den Blick genommen wird. 
Aus Sicht des Premiemunisters und seiner Partei lassen sich die politischen Erfolge der 
letzten bei den Jahre klar benennen: Frankreich muß das politische Benchmarking in Europa 
nicht scheuen und kann mit einer niedrigen Inflationsrate, hohen Wachstumsraten und Kapi­
talrenditen, einem signifikanten Rückgang der Arbeitslosigkeit auf elf Prozent und einem 
ausgeglichenen Haushalt aufwru1en. Weiter stellte die Regierung nut einer Reihe von Initiati­
ven (35-Stunden-Woche, Steuerpolitik) unter Beweis, daß es nach wie vor einen gewissen 
Grad an nationalstaatlicher politischer Autonomie gibt, der genutzt werden muß, um die Poli­
tik gegenüber der Ökonomie zu rehabilitieren. Auf der europäischen Ebene mußte Jospin 
zwar ein paar Niederlagen einstecken, konnte sich aber dennoch als Advokat für eine politi­
schere und sozialere Vision Europas profilieren. Auch gelang es Jospin, die in sich sehr hete­
rogene Koalition29 zusammenzuhalten. Die Linksregierung hält sich mittlerweile am längsten 
von allen bisherigen Cohabitations-Regierungen. Mit der Renaissance des Politischen in 
Frankreich ist nun der "Aschermittwoch des Neoliberalismus" angebrochen und die Ausein­
andersetzungen zwischen dem angelsächsischen und dem rheinischen Modell sind neu ent­
flammt. 
Mit einem etwas veränderten Blickwinkel läßt sich aber auch eine andere Lesart der Poli­
tik J ospins vertreten: 
Auch die Linksregierung entkam in den letzten bei den Jahren nicht der ökonomischen 
Orthodoxie, die in Frankreich seit fast sechzehn Jahren den Ton angibt. Die entscheidende 
Schlacht im "siebenjährigen monetären Krieg" (Aeschimann/ Riche 1996)) hat sie verloren, 
indem sie den Stabilitätspakt ohne jegliche Modifizierung akzeptierte. Die wettbewerbspoliti­
sche Logik der EU wird nun durch die umfassende Privatisierungspolitik Jospins auch in 
29 	 "Liberale stehen staatsgläubigen Jakobinern gegenüber, Europäer streiten sich mit Nationalrepublikanern. 
Vertreter einer Law-and Order-Politik mit ihrem rückwärtsgewandten, nostalgischen Republikanismus a la 
Chevenement liegen mit Vertretern 'liberal-libertärer' Politikvorstellungen einer 'dritten Linken' (Daniel 
Cohn-Bendit) im Dauerclinch. So mancher Kommunist dürfte sich ins Fäustchen gelacht haben, als Daniel 
Cohn-Bendit als Europawahl-Spitzenkandidat der französischen Grünen von Arbeitern der atomaren Wieder­
aufbereitungsanlage in La Hague vermöbelt wurde .... " (Schild 1999: 1287). 
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Frankreich komplettiert, die Budgetvorgaben werden penibel eingehalten und die 35-Stunden­
Woche legitimiert die Flexibilisienlng des !Arbeitsmarktes. Die Marktfreiheit kommt somit 
durch die Hintertüre, wie Les Echos (15.6.1999) schreibt. 
Die neue J ospinsche Allianz ist we~entlich mehr blairiste' als sie scheint. Trotz der roten 
Fahne der Arbeitszeitverkürzung war die Regierung gegenüber dem Kapital nicht zu 
grausam [ ... ] Die aggressive Volksfront ist eine Strategie für sechs bis zehn Monate. In 
einer Strategie über zehn Jahre ist die Volksfront lediglich das leuchtende Gesicht der na­
tionalen Einheit (Julliard 1999: 2). i 
Tatsächlich setzt die Regierung aller traditionsbewußten Diskurse zum Trotz auf die Ver­
antwortung der "sozialen Partner", auf den: "aktivierenden" und nicht "administtierenden" 
Staat, auf eine dezentrale "Zivilgesellschaft'i' und lokale Einheiten, die in den Politikprozeß 
eingebunden werden sollen. Auf Dauer kön~te sich die Politik Jospins als ein "redistributiver 
und technokratischer Kommunitarismus" (Rqss 1998: 29) entpuppen, der eine spezifisch fran­
zösische Version des "Dritten Wegs" darstellt. 
Irritierend an dieser Auslegung ist, daß: sich zum einen die Politik Jospins größter Be­
liebtheit bei der Bevölkerung erfreut und zu~ anderen insbesondere der Premierminister ei­
nen Diskurs führt, der auffällig deutlich so~ohl die sozialistischen Traditionen als auch die 
republikanischen Grundlagen Frankreichs b~dient. Die Rhetorik Jospins ist etatistischer, we­
niger liberal und sozialer gefärbt als die se~nes englischen und deutschen Pendants. Dieser 
Diskurs könnte jedoch der Schlüssel dafür se~n, Frankreich subtil auf einen politischen - eher 
angelsächsisch geprägten - Kurs zu führen~ den die Bevölkerung heute noch mehrheitlich 
ablehnt. ,,(The French) have seen the future dnd decided, not that it does not work - it is wor­
king, for the nloment, in Britain and the US - but that they do not like it" (WaIden 1997: 13). 
I
Faktische "Privatisierungen" durch "KapitalÖffnungen" zu umschreiben, vom Universalismus 
I 
des Wohlfahrtsstaates zu sprechen und Pensipnsfonds einzuführen, die soziale und materielle 
Sicherheit des Individuums zu betonen und ~eitere Flexibilisierung zuzulassen sind nur eini­
ge Widersprüche eines Diskurses, der der französischen Bevölkerung das Vertrauen in die 
Handlungsfähigkeit der Politik zurückgeben ~oll. Das Credo Jospins "Ja zur Marktwirtschaft, 
i 
nein zur Marktgesellschaft" ist vor diesem ~ntergrund kaum mehr als eine dehnbare Fonnel. 
Wie entscheidend dieses diskursive Element für die Politik der Linksregierung ist und wie 
sensibel die Öffentlichkeit auf Verstöße reagiert, zeigte nicht zuletzt Jospins "verbaler Aus­
rutscher" in der Auseinandersetzung um die abgekündigten Entlassungen bei Michelin. 30 
Ausgerechnet in der Europapolitik, die qie französische Regierung noch am deutlichsten 
von anderen sozialdemokratischen Politikan~ätzen unterscheidet, bewegt sich diese Strategie 
auf dünnem Eis. Bisher konnte Jospin noch idavon profitieren, daß es ihm gelungen ist, den 
30 	 Der Reifenhersteller Michelin kündigte an, daß er: trotz einer sehr günstigen Gewinnentwicklung innerhalb 
von drei Jahren 7.500 Stellen abbauen werde. In einer Ansprache sagte Jospin, daß der Staat nicht mehr wie 
in der Vergangenheit die Ökonomie administrierdn könnte. Unmittelbar im Anschluß kündigten Gewerk­
schaften, der PCF (und ursprünglich die Grünen) ~inen Marsch gegen Arbeitslosigkeit an und forderten die 
Regierung - die Sozialisten - auf, Maßnahmen zu ~rgreifen. Jospin benötigte eine Woche um seine sozialisti­
sche Glaubwürdigkeit zurück zu erlangen und kübdigte an, daß Firmen, die Entlassungen vornehmen und 
nicht in finanziellen Schwierigkeiten sind, künftig! keine Subvention mehr erhalten werden. Weiter soll die 
Umwandlung von stabilen Beschäftigungsverhältnissen in prekäre besteuert werden. 
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Europaskeptizismus konstruktiv in eine fruchtbare und breite Debatte über Frankreich und 
Europa zu wenden. Die französische Bevölkerung hat nach dem autokratischen Führungsstil 
von Mitterand und Juppe zum ersten mal den Eindruck, daß Europapolitik nun als eine innen­
politische Debatte geführt wird und damit auch die Ängste und Unsicherheiten der Franzosen 
und Französinnen berücksichtigt. Dennoch klaffen gerade in der Haltung J ospins zur europäi­
sehen Integration Rhetorik und politische Realität weit auseinander. Wenn der erste europa­
politische Elan erst einmal verpufft ist, werden sich die Sozialisten nicht nur von den Kom­
munisten fragen lassen müssen, wodurch sie das letztlich bedingungslose "Ja" zum Euro 
weiter legitimieren. 
Frankreichs Beitrag zur Sozialistischen Internationalen 1999 in Paris war mit einem Zitat 
von Jean Jaures überschrieben: "Einer Tradition treu zu sein, heißt der Flamme treu zu sein 
und nicht der Asche." Frankreichs Sozialisten werden in den kommenden Jahren unter Beweis 
stellen müssen, daß ihr rhetorisches Feuerwerk auch tatsächlich zündet und das Visionäre 
nicht nur den Pragmatismus verdeckt, sondern auch auf ihn abfärbt. 
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Die Niederlande werden seit einiger Zeit als beschäftigungspolitisches Vorbild für andere 
Länder Europas gepriesen. Auch die politischen Akteure in Deutschland richten ihren Blick 
auf das kleine Nachbarland. In den politischen und wissenschaftlichen Debatten werden die 
Vorzüge des sogenannten "Holländischen"- oder "Polder-Modells" betont. Angesichts der 
Entwicklung auf dem niederländischen Arbeitsmarkt ist sogar von einem "Wunder" die Rede 
- wenn auch mit einem Fragezeichen versehen (z.B. Becker 1998, Visser/ Hemerijck 1998, 
Schmid 1997). In Anlehnung an die holländische Entwicklung fordern die Mitglieder der ein­
flußreichen benchmarking-Gruppe im "Bündnis für Arbeit", Rolf Heinze und Wolfgang Stre­
eck, einen Abschied vom alten Sozialstaatsdenken und einen Ausbau des Dienstleistungssek­
tors (vgl. Der Spiegel 19/1999). Den Niederländern sei es gelungen, im Konsens den Anfor­
derungen des globalen Wettbewerbs gerecht zu werden. Unter dem Motto "Flexibilität und 
Sicherheit" gilt so die niederländische Entwicklung als Beispiel für die Bewahrung sozialer 
Gerechtigkeit. 
Die positive Bewertung der niederländischen Entwicklung in den letzten zwei Jahrzehn­
ten legt den Schluß nahe, daß dort eine ,best practice' zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
gefunden wurde. Zunächst scheinen die Zahlen für sich zu sprechen. Die Arbeitslosigkeit 
wurde auf einen sehr niedrigen Wert gesenkt. Kernpunkt dieser Politik war die Flexibilisie­
rung der Arbeit. Dies wurde überwiegend durch die Ausweitung der Teilzeitarbeit erreicht. 
Dem ging eine konsensuale Lohnzurückhaltung voran, wovon man sich positive Effekte für 
den Arbeitsmarkt versprach. In den 90er Jahren nahm der Staat Einschnitte im niederländi­
schen Sozialsystem vor. Diese wurden zu einem großen Teil von der seit 1994 regierenden 
sozial-liberalen Koalition durchgesetzt. Ziel dieser Maßnahmen war der t'rbergang zu einem 
"aktivieren den " Sozialstaat. 
Zahlreiche Analysen des "Niederländischen Modells" führen diesen Erfolg auf einen 
"wiedergewonnen Korporatismus" (Visser 1998), d.h. auf die Konsensorientierung der Sozi­
alpartner, zurück. Mit den1 "Abkommen von Wassenaar"(1982) sei es den Gewerkschaften 
und den Arbeitgeberverbänden gelungen, im Konsens eine Strategie zu entwickeln, deren 
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Erfolge heute europaweit anerkannt werden. Mit diesem Abkommen akzeptierten die Ge­
werkschaften die Argumentation der Arbeitgeber, daß durch Lohnzuruckhaltung neue Ar­
beitsplätze geschaffen werden. 
In der folgenden Untersuchung wird der Frage nachgegangen, wie die Deregulierung des 
niederländischen Wohlfahrtsstaates auf der Basis eines breiten gesellschaftlichen Konsenses 
umgesetzt wurde. Dabei wird die These vertreten, daß über einen Elitekonsens der Versuch 
unternommen wurde, die Niederlande im globalisierten Wettbewerb in eine günstigere Positi­
on zu führen. Weiter soll gefragt werden, ob die niederländische Entwicklung wirklich von 
anderen Ländern kopiert werden kann. Ist das Modell als Ganzes übertragbar oder sind nur 
einzelne seiner Elemente für andere Länder erfolgversprechend? 
2. Das "Beschäftigungswunder" 
2.1. Die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
In den ersten Jahrzehnten nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs stieg das industrielle 
Wachstum in den Niederlanden kräftig an. Boombranchen waren unter anderem die Ölindu­
strie, die Chemische Industrie und die Elektrotechnik. Die Arbeitslosenquote lag in den 60er 
Jahren unter einem Prozent. Seit der Weltwirtschaftskrise von 1973/74 geriet diese Entwick­
lung ins Stocken. Die Krise betraf zu einem großen Teil die energie- und arbeitsintensiven 
Branchen. In der Metallindustrie kam es zu ersten Massenentlassungen. Während in der indu­
striellen Produktion mehr und mehr Stellen abgebaut wurden, entstanden im Dienstleistungs­
bereich neue Arbeitsplätze.31 Die Verluste aus dem industriellen Bereich konnten dennoch 
nicht ausgeglichen werden. Bis zum Ende der 70er Jahre stieg die Arbeitslosenrate auf über 
fünf Prozent (Tab. 1). 
Während in den meisten europäischen Ländern die Erwerbsquote sank oder stagnierte, 
stieg sie in den Niederlanden an. Bis in die 70er Jahren hatte die Erwerbsquote der Frauen auf 
einem sehr niedrigen Niveau gelegen und war mit der Frauenerwerbsquote in südeuropäi­
schen Ländern vergleichbar. Die niederländischen Frauen waren vom Erwerbsleben nahezu 
ausgeschlossen.32 Erst im Zuge der Emanzipationsbewegungen der 70er Jahre setzte hier ein 
Umbruch ein, der sich in den folgenden Jahren im steilen Anstieg der Frauenerwerbsquote 
manifestierte (vgl. Becker 1998: 14). Diese verdoppelte sich in den Jahren 1979 bis 1996 na­
hezu (Tab. 3). Darüber hinaus hatten die geburtenstarken Jahrgänge ihre schulische Ausbil­
dung beendet. Das Arbeitskräftepotential wuchs weiter, während die Anzahl der Arbeitsplätze 
sank. In den Jahren 1981 und 1982 stieg die Arbeitslosigkeit um 10.000 bis 15.000 Zugänge 
31 In der niederländischen Wirtschaft begann in den 70er Jahren ein Strukturwandel einzusetzen, daher kann 
man von einem Übergang von der Industrie- zur Dienstleistungsnation Niederlande sprechen. Im Jahre 1977 
waren bereits über 60 Prozent der Beschäftigten im Dienstleistungssektor tätig (vgl. Hannemann 1997: 160). 
32 Bis in die 60er Jahre wurden weibliche Beamte nach ihrer Heirat aus dem Staatsdienst entlassen. In den Nie­
derlanden herrschte bis dahin die Auffassung vor, daß der Mann die Familie zu ernähren habe. 
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pro Monat (vgl. Visser 1998: 665), 1983 erreichte sie mit einer Quote von fast 12 Prozent 
ihren Höchststand (Tab. 1). 
Tabelle 1: 	 Entwicklung der Arbeitslosenrate in den Niederlanden und in ausgewähl­
ten OECD-Staaten (Angaben in Prozent) 
1979 1983 1990 1993 1996 1999 2000* 
Niederlande 5,4 11,9 7,7 6,3 6,4 3,2 2,5 
Deutschland 3,2 7,9 6,2 7,9 9,0 9,0 8,5 
Frankreich 5,8 8,0 9,2 11,1 12,1 11,1 9,8 
Großbritannien 5,0 11,8 6,8 10,3 8,2 5,9 5,7 
Schweden 2,1 3,5 1,6 8,1 8,0 5,6 4,8 
USA 5,8 9,6 5,6 6,9 5,4 4,2 4,0 
Quelle: OECD, Employment Outlook 1996, 1997 und 2000. *Bei den Zahlen für 2000 handelt es sich um Schät­
zungen. 
Tabelle 2: 	 Die Erwerbsquoten in den Niederlanden und Deutschland 
1979 1983 1990 1993 1996 1999 
Niederlande 53,4 52,0 61,7 64,1 66,0 70,9 
Deutschland 66,2 62,2 64,8 65,8 64,0 64,9 
Quelle: OECD, Employment Qutlook 1996, 1997 und 2000. 
Tabelle 3: 	 Die Erwerbsquoten der Frauen in den Niederlanden und Deutschland 
1979 1983 1990 1993 1996 1999 
Niederlande 31,2 34,7 47,0 51,9 55,0 61,3 
Deutschland 49,9 47,8 52,8 55,6 54,3 56,5 
Quelle: OECD, Employment Outlook 1996, 1997 und 2000. 
Die christdemokratisch geführte Regierungskoalition unter Ministerpräsident Lubbers sah 
es als ihre Hauptaufgabe, eine aktive Arbeitsmarktpolitik zu betreiben und gleichzeitig die 
niederländische Ökonomie zu konsolidieren. Auch die Arbeitgeber und die Gewerkschaften 
erkannten einen dringenden Handlungsbedarf an. Dieser führte am 24. November 1982 zum 
Abkommen von Wassenaar (het accord van Wassenaar). Darin vereinbarten der Gewerk­
schaftsbund FNV (Federatie Nederland Vakbeweging) und der Dachverband der zentralen 
Arbeitgebervereinigung VON (Vereniging van Nederlandse Ondernemingen) eine Strategie 
der Lohnzurückhaltung, von der neue Arbeitsplätze erwartet wurden. Der FNV -Funktionär 
Hans de Fries sagte dazu; 
Wir hätten natürlich weiter höhere Löhne fordern können, aber wenn die Leute keinen 
Arbeitsplatz mehr haben, dann haben sie davon recht wenig. [ ...] Absprachen über mehr 
Beschäftigung zu treffen und nichts zur Lohnentwicklung zu sagen - das geht nicht. (vgl. 
Hasell Hönigsberger 1999: 33). 
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Das Abkommen kam nicht nur durch die Eigeninitiative der Sozialpartner zustande, son­
dern durch die Drohung der Regierung, in die Lohnverhandlungen einzugreifen. Die Regie­
rung wollte über Lohnzurückhaltung eine Entlastung der Unternehmen herbeiführen und so 
die Wettbewerbsfähigkeit der niederländischen Wirtschaft verbessern. Außerdem bereitete die 
Regierung Steuersenkungen vor, die den Beschäftigten weiterhin ein relativ hohes Nettoein­
komnlen sicherten. Allerdings kam es zunächst nicht zu der erhofften, großen Wende auf dem 
Arbeitsmarkt. Erst in den 90er Jahren setzte sich - gleichsam als Summe aller Reformen 
eine Wende auf dem Arbeitsmarkt durch. Erst jetzt wurde vom Erfolg des "Poldermodells,,33 
gesprochen. 
Im Jahre 1997 lag die Zahl der Arbeitslosen etwas höher als fünf Prozent, dies entsprach 
einer Zahl von etwa 350.000 offiziellen Arbeitslosen. Betrachtet man zusätzlich die Zahl der 
Bezieher von Arbeitslosengeld, dann ist die Zahl der Arbeitslosen mit 700.000 doppelt so 
hoch. Werden die Erwerbsunfähigen, Sozialhilfeempfänger und Frührentner mit eingeschlos­
sen, erhält man die sogenannte "breite" Arbeitslosigkeit. Diese betrug 1997 ca. 27 Prozent 
(vgl. Schmid 1997: 313).34 Die Ursache hierfür liegt in der Strategie der Frühverrentung so­
wie dem erleichterten Zugang zur Erwerbsunfähigkeitsrente in den 80er Jahren. 35 Auf diesem 
Wege sollte das Arbeitskräftepotential erheblich reduziert und damit die Zahl der statistisch 
erfaßten Arbeitslosen gesenkt werden. Diese Entwicklung erreichte 1993 ihren Höhepunkt, 
als 900.000 Niederländer Arbeits- oder Erwerbsunfähigkeitsrenten bezogen. Von diesen wa­
ren 45 Prozent jünger als 50 Jahre (vgl. Stille 1998: 303). Nur noch jeder fünfte niederländi­
sche Mann zwischen 55 und 64 Jahren ging einer geregelten Beschäftigung nach. Hinzu kam, 
daß die Zahl der Langzeitarbeitslosen recht hoch blieb. Ihr Anteil liegt in den Niederlanden 
bei ca. 50 Prozent. 36 Ein weiteres Problem bildet der überproportional hohe Anteil arbeitsloser 
Jugendlicher und arbeitsloser Ausländer. 37 So gilt auch am Ende der 90er Jahre: 
Die faktische Arbeitslosigkeit ist seit ihrem Höhepunkt 1983/84 kaum weniger geworden. 
Sie hat sich nur verlagert von der registrierten zur unregistrierten Form (Becker 2000: 
117). 
Den Niederlanden ist dennoch ein gewisser Erfolg nicht abzusprechen. Zwischen 1993 
und 1997 wurden 500.000 neue Stellen geschaffen.38 1999 lag die Arbeitslosenquote bei ca. 
drei Prozent, für die nächsten Jahre sagt die OECD einen weiteren Rückgang voraus (Tab. 1). 
In den Jahren 1983 bis 1993 erzielten die Niederlande mit jährlich 1,8 Prozent das höchste 
Beschäftigungswachstum in der EU (vgl. Werner 1997: 4). In der jüngsten Vergangenheit 
haben sich die Chancen für Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt etwas verbessert, denn sie ha­
33 ,,Poldermodell" deshalb, weil der Dammbruch der Arbeitslosigkeit gestoppt werden konnte. 
34 Zum Vergleich lag dieser Wert 1994 für Deutschland nach OEeD-Angaben bei ca. 22 Prozent (vgl. Werner 
1997: 5). 
35 Für diese Entwicklung ist die Integrationskraft des niederländischen Arbeitsmarktes verantwortlich, was auf 
den Mangel an beschäftigungsfördernden Maßnahmen zurückgeführt wird (vgl. Schmid 1997: 318). 
36 Als langzeitarbeitslos gilt in der Regel, wer länger als ein Jahr ohne Beschäftigung ist. 
37 So lag die Jugendarbeitslosigkeit 1996 mit einer Quote von 11,4 Prozent deutlich über der durchschnittlichen 
Arbeitslosigkeit (vgl. Werner 1997: 4). 
38 Die neu geschaffenen Arbeitsplätze finden sich in den 90er Jahren auch im Bereich der finanziellen Dienst­
leistungen, da auch in den Niederlanden der Anteil der Aktienbesitzer zugenommen hat. 
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ben von Qualifizierungsmaßnahmen und flexiblen Arbeitsformen profitiert. Zwar stieg die 
Erwerbsquote in den Niederlanden in den letzten Jahren an, aber dieser Trend wird durch die 
geringe Erwerbsbeteiligung in der Vergangenheit relativiert. Die Niederlande hatten lange 
Zeit eine Beschäftigungsquote, die mit der in Südeuropa vergleichbar war. 
2.2. Die Deregulierung des Arbeitsmarktes 
2.2.1. Teilzeitarbeit als Instrument zur Arbeitsumverteilung 
In den 80er und 90er Jahren wurde die Teilzeitarbeit, insbesondere im Dienstleistungsbe­
reich, zu einem wichtigen Bestandteil des niederländischen Arbeitsmarktes. Die Teilzeitarbeit 
wurde zunächst im öffentlichen Dienst eingeführt - vor allem im Gesundheits- und im Erzie­
hungswesen. Sie etablierte sich jedoch auch in der privaten Wirtschaft. Gerade Frauen wurden 
über solche Arbeitsverhältnisse in den Arbeitsmarkt integriert. Ende der 90er Jahre arbeiten 
ca. zwei Drittel der Frauen in Teilzeit (vgl. Becker 1998: 14). Aber auch der Anteil der Män­
ner in Teilzeitarbeitsverhältnissen liegt mit etwa 17 Prozent weit über dem Wert anderer eu­
ropäischer Länder.39 Allerdings haben nur etwas mehr als zwei Prozent der Männer diese Be­
schäftigungsform freiwillig gewählt. Auch ein großer Teil der weiblichen Teilzeitkräfte 
möchte mehr arbeiten. Das Angebot an Vollzeitstellen reicht dafür jedoch nicht aus. Teilzeit­
stellen, deren Arbeitsvolumen zwischen einer Vollzeit und einer Halbtagsstelle liegen, sind 
am beliebtesten. 
Tabelle 4: Teilzeitquoten 1996 in den Niederlanden, Deutschland und EU 15 
Insgesamt Männer Frauen 
Niederlande 38,1 17,0 68,3 
Deutschland 16,3 3,6 33,8 
EU 15 16,3 5,4 31,5 
Quelle: Wemer (1998), nach Eurostat 1997. 
Für einige Arbeitnehmer bietet ein Teilzeitarbeitsverhältnis allerdings die Möglichkeit, 
das Verhältnis von Arbeits- und freier Zeit besser aufeinander abzustimmen. So wird die ver­
bleibende Zeit z.B. zur Umschulung und Weiterbildung genutzt. Auch für Familien bietet 
Teilzeitarbeit eine bessere Verteilung und Verbindung von Hausarbeit und Erwerbsarbeit. 
Problematisch ist aber der hohe Anteil geringfügig Beschäftigter. Denn 31,5 Prozent der Teil­
zeitkräfte arbeiteten 1997 weniger als 10 Stunden pro Woche. Trotz dieser geringen Stunden­
zahl gelten sie nicht als arbeitslos. Desweiteren kommt es durch den Abbau des Kündigungs­
schutzes bei geringfügig Beschäftigten schneller zu Entlassungen. Die Arbeitnehmer sind 
somit wesentlich stärker den Nachfrageschwankungen auf dem Arbeitsmarkt ausgesetzt (vgl. 
39 	 Hier ist darauf hinzuweisen, daß Teilzeitkräfte einem schlechteren Stundenlohn beziehen und das weibliche 
Teilzeitbeschäftigte zusätzlich schlechter bezahlt werden als männliche (vgl. Becker 1998: 19). 
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Schmid 1997: 313). Positiv hervorzuheben ist die zunehmende Einbindung der Teilzeitbe­
schäftigten in weite Bereiche der arbeitsrechtlichen Gesetzgebung. 1993 wurde ein Gesetz 
verabschiedet, das den Mindestlohn (anteilig) auch für Teilzeitbeschäftigte festlegt. Weiter 
wird den Teilzeitkräften seit 1996 ein Recht auf Gleichbehandlung in bestimmten Tarifver­
handlungsbereichen, z.B. bei Urlaubsregelungen garantiert (vgl. Plantenga! Dur 1998: 609). 
Im Rahmen der Flexibilisierung der Arbeitszeit durch die Ausdehnung der Teilzeitarbeit wur­
de die Abend-, Nacht- und Wochenendarbeit ausgebaut. Nur jeder zweite niederländische 
Arbeitnehmer geht einer Arbeit während der Kernzeit nach. Insbesondere im Dienstleistungs­
bereich sehen die Arbeitgeber darin einen Wettbewerbs vorteil , denn flexible Arbeitszeiten 
bilden die Voraussetzung für eine Verlängerung der Ladenöffnungszeiten und der betriebli­
chen Produktion. In den Niederlanden lag die durchschnittliche Betriebszeit 1994 mit 69 
Stunden pro Woche deutlich höher als in Deutschland, wo ein Durchschnittswert von 61 
Stunden erreicht wurde (vgl. Stille 1998: 302). 
Die Ausweitung der Teilzeitarbeit gilt im allgemeinen als "second best" Lösung (vgl. 
Volz 1998), da langfristig durch eine arbeitsmarktpolitische Inklusion, d.h. durch den Teil­
zeitsektor, die Spaltung der Gesellschaft in Erwerbstätige und Arbeitslose verhindert werden 
kann. Von dieser Entwicklung profitieren vor allem Familien mit 11/2 Gehältern. Verlierer der 
Entwicklung sind Menschen mit niedrigen Einkommen und Lebensentwürfen jenseits der 11/2_ 
Gehälter Familie, z.B. alleinerziehende Mütter und ethnische Minderheiten. 
2.2.2. Arbeitszeitverkürzung 
Mit der Arbeitszeitverkürzung werden vor allem zwei beschäftigungspolitische Ziele ver­
folgt. Zum einen soll die vorhandene Arbeit besser verteilt werden. Von einer generellen Ver­
kürzung der Arbeitszeit erhofft man sich ein Zugewinn an Arbeitsplätzen. Zum anderen ver­
spricht man sich, ähnlich wie bei der Teilzeitarbeit, eine bessere Verbindung von bezahlter 
und unbezahlter Arbeit. 
Als Folge der in Wassenaar beschlossenen Reformen kam es zu Verkürzungen der J ah­
res arbeitszeit durch arbeitsfreie Tage. In manchen Branchen wurde die 38-Stunden Woche 
eingeführt. In den frühen 90er Jahren kam es im Zuge eines erneuten Anstiegs der Arbeitslo­
sigkeit zur teilweisen Einführung der 36-Stunden Woche, z.B. im öffentlichen Dienst und bei 
Banken und Versicherungen.4o Im Bankensektor wurde 1995 von den Sozialpartnern die Ein­
führung der 36-Stunden-Woche beschlossen. Als Ausgleich für kürzere Arbeitszeiten wurden 
bis 1998 Gehaltserhöhungen ausgesetzt. 
Für Arbeitnehmer aus den höheren Lohngruppen scheint eine mit Lohneinbußen verbun­
dene Arbeitszeitverkürzung ein geringeres Problem darzustellen. Finanzielle Nachteile sind 
hier leichter zu kompensieren. In den niedrigeren Lohngruppen hingegen wiegen Lohneinbu­
ßen durch eine Verkürzung der Arbeitszeit schwerer. Hier ist der Wunsch nach mehr Arbeit 
und danlit mehr Lohn größer als der nach mehr Freizeit (vgl. Pantengal Dur 1998: 612). 
Die Arbeitszeitverkürzung zog insgesamt weniger beschäftigungspolitische Effekte nach 
sich als die Teilzeitarbeit. Sie dient eher als Instrument zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten. 
40 	 Die Banken haben durch die Flexiblisierungsmöglichkeit ihre Öffnungszeiten ausgeweitet. So haben sie an 
Wochentagen von 7 bis 21 Uhr geöffnet und an Samstagen von 8 bis 17 Uhr (vgL PantengalDur 1998: 610). 
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Arbeitnehmer müssen die gleiche Arbeit in weniger Zeit verrichten und dabei zusätzlich Loh­
neinbußen in Kauf nehmen. Arbeitgeber nützen die kürzere Arbeitswoche für Produktions­
steigerungen und weitere Rationalisierungen. Daher konnte mit der Verkürzung der Arbeits­
woche nur die Erhaltung bestehender Arbeitsplätze erreicht werden (vgl. Valkenburg 1996: 
261). 
2.2.3. Ausbau der Zeitarbeit 
Die Niederlande haben weltweit einen der größten Zeitarbeitsmärkte. Auch in Zukunft 
werden nicht tarifvertraglich abgesicherte Beschäftigungsverhältnisse zunehmen. Ein sichtba­
rer Effekt ist die Entstehung von Zeitarbeitsagenturen, über die Leiharbeiter an Betriebe ver­
mittelt werden. Die Randstad-Gruppe ist dabei mit einem Marktanteil von 40 Prozent führend. 
Die "Penetrationsquote", mit der das Verhältnis zwischen Zeitarbeitern und der Summe aller 
Beschäftigten errechnet wird, lag 1998 bei durchschnittlich 4,5 Prozent (vgl. Zander 1999: 
40). Bei Männern stehen Zeitarbeitsverhältnisse meist am Beginn des Arbeitslebens, die Al­
tersgruppen der 15-24 jährigen und der 24-34 jährigen sind mit ca. 80 Prozent am stärksten 
unter den Zeitarbeitern vertreten. Da die Jobs oft wenig attraktiv und schlechter bezahlt sind 
sowie kaum Aufstiegschancen bieten, sucht ein großer Teil der Zeitarbeitskräfte ein festes 
Arbeitsverhältnis. 
Zeit- bzw. Leiharbeit wird in den Niederlanden oft bei einer hohen Auftragslage oder zur 
Überbrückung von Personalengpässen genutzt. Zeitarbeiter sind daher nur schwach abgesi­
chert. Regierung, Gewerkschaften und der größte Arbeitgeberverband der Zeitarbeitsbranche 
(ABU) wollen daher gemeinsam arbeitsrechtliche Sicherungsmechanismen für Zeitarbeiter 
einzuführen. Seit 1999 gilt ein Gesetz, welches das Maß der rechtlichen Absicherung der 
Zeitarbeits kräfte durch die Länge des Arbeitsverhältnisses in einem Betrieb regelt (vgl. ebd.: 
41).41 Die Gewerkschaften scheinen angesichts des Wachstums der Zeitarbeitsbranche ge­
zwungen, an der Gestaltung der Zeitarbeit teilzunehmen. Sie haben die "Dynamik" dieser 
Branche erkannt (ebd.: 41), unterliegen dabei aber wohl eher einem "Sachzwang". 
2.3. Die Deregulierung des Wohlfahrtsstaates 
Um die Auswirkungen der Krise auf den staatlichen Haushalt gering zu halten, wurden 
bereits in den frühen 80er Jahren erste finanzielle Einschnitte bei der wohlfahrtsstaatlichen 
Versorgung vorgenommen. Die Marktkräfte sollten gestärkt, die Abkehr vom Keynesianis­
mus der 70er Jahre eingeläutet werden. Finanzpolitisch wurde das Ziel der Haushaltskonsoli­
dierung zu Beginn der 80er Jahre von einer Abwertung des Guldens und einer Wechsel­
kursanbindung an die Deutsche Mark begleitet. Zusätzliche wurden Steuererleichterungen 
gewährt. Weiter wurde in den vergangenen Jahren der steuerfreie Grundbetrag angehoben und 
der Spitzensteuersatz von 72 Prozent auf 60 Prozent abgesenkt. 
41 Für Leiharbeiter gilt die 36-Stunden-Woche, sie erhalten 24 Tage Urlaub pro Jahr und müssen den gleichen 
Lohn wie die Stammbelegschaft in den Entleihbetrieben erhalten, allerdings kann durch tarifvertragliche Re­
gelungen von dem Lohngleichheitsgebot abgewichen werden (vgl. Zander 1999: 41). 
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Dieser Weg wurde auch nach der Regierungsübernahme durch die Sozialdemokraten un­
ter Winl Kok im Jahre 1994 beibehalten. Die Reform des Sozialstaates wurden zu einem 
wichtigen Projekt der Sozialdemokratie. 
Hauptbestandteile des niederländischen Wohlfahrtsstaates sind die Grundrente42 für alle 
Bürger ab dem 65. Lebensjahr und der gesetzliche Mindestlohn.43 Dessen Höhe lag 1998 bei 
ca. 1.750 DM netto. Die sozialstaatlichen Transferzahlungen orientieren sich am Mindestlohn. 
In einer ersten Reformphase wurde der Mindestlohn von der durchschnittlichen Lohnent­
wicklung abgekoppelt. Dadurch sank er von ca. 80 Prozent des Durchschnittseinkommens im 
Jahre 1983 auf etwas unter 70 Prozent 1997 (vgl. Becker 1998: 16). Das Arbeitslosengeld 
wurde ebenfalls von 80 auf 70 Prozent des zuletzt gezahlten Bruttolohnes gekürzt; die Ar­
beitslosenhilfe wurde komplett abgeschafft. Trotz dieser Einschnitte war die durchschnittliche 
Absicherung bei Arbeitslosigkeit im Jahr 1995 besser als in Deutschland. Bei all diesen Maß­
nahmen stand das Ziel der Haushaltskonsolidierung im Vordergrund. Die Staatsquote in den 
Niederlanden sank von 60 Prozent zu Beginn der 80er Jahre, auf etwa 50 Prozent am Ende der 
90er Jahre. Diese Reformen oder "Anpassungen " des niederländischen Wohlfahrtsstaates 
werden von Befürwortem des "Niederländischen Modells" oft als nachahmenswert beschrie­
ben. Allerdings befindet sich die soziale Absicherung - trotz der Einschnitte - weiterhin auf 
einem vergleichsweise hohen Niveau. 
In einer zweiten Refomlphase in den 90er Jahren wurde unter Führung der Sozialdemo­
kratie unter anderem der Zugang zur Arbeitsunfähigkeitsrente erschwert und die Möglichkeit 
zur Arbeitsverpflichtung für Sozialhilfeempfänger eingeführt. Weitere Maßnahmen waren die 
Privatisierung der sozialen Dienste und eine intensivere Bedürftigkeitsprüfung potentieller 
Empfänger staatlicher Transferleistungen (vgl. Becker 1998: 17). Dadurch sollte die Zahl der 
Empfänger von Transferzahlungen massiv gesenkt werden. Die Bezieher von Transferleistun­
gen und sozialer Absicherung sollen verstärkt für den Arbeitsmarkt aktiviert werden, um auf 
diese Weise den Übergang zum aktivierenden Sozialstaat zu realisieren.44 
2.4. Auf dem Weg zum aktivierenden Sozialstaat 
Auf die Krise des niederländischen Arbeitsmarktes wurde zunächst weniger mit Beschäf­
tigungsprogrammen als mit verstärkten Einschnitten in das soziale Netz reagiert. Die hohe 
Arbeitslosigkeit führt zu großen Belastungen für die Sozialsysteme, da viele Arbeitskräfte 
durch Frühverrentung und Invalidenrenten dem Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung ste­
hen. Die Niederlande mußten daher trotz einer mittlerweile relativ geringen Arbeitslosigkeit 
1995 drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) für passive Arbeitsmarktpolitik aufwen­
42 Die Rente in den Niederlanden ist dreigliedrig organisiert. Zur staatlich finanzierten Grundrente kommen 
häufig Berufsrenten, die sich aus betrieblichen Ansprüchen ergeben, hinzu. Die dritte Stufe bildet die private 
Altersvorsorge. 
43 Mindestlohn und Grundrente sind steuerfinanzierte Volksversicherungen, während die Arbeitslosenversiche­
rung und die Krankenversicherung beitragsfinanzierte Volksversicherungen sind. 
44 Das zeigt sich auch in der institutionellen Verknüpfung von regionalen Arbeitsämtern und der Verwaltung 
der sozialen Sicherung in ,,zentren für Arbeit und Einkommen". Dadurch ist nur noch eine Anlaufstelle für 
Arbeitslose zuständig (v gl. van Oorschot 2000: 331). 
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den, während in Deutschland dieser Wert bei ca. zwei Prozent des BIP lag (vgl. Schmid 1997: 
318).45 Die hohen Kosten des Sozialstaates führten dazu, daß Wim Kok 1989 - damals sozi­
aldemokratischer Finanzminister einer Koalition aus Christdemokraten und Sozialdemokraten 
- ein umfangreiches Sparpaket umsetzte. 
Seit den 90er Jahren steht die Ausweitung der aktiven Arbeitsmarktpolitik im Zentrum. 
Damit verbunden ist ein verschärfter Aktivierungsdruck auf Arbeitslose. So lautete das Motto 
der sozialdemokratisch geführten Regierung Kok im Jahr 1994 "Arbeit, Arbeit, Arbeit".46 
Mittelfristig sollen Langzeitarbeitslose, Behinderte und niedrig Qualifizierte verstärkt an den 
Arbeitsmarkt heran geführt werden.47 Der ehemalige Arbeits- und Sozialminister und heutige 
sozialdemokratische Fraktionsvorsitzende Ad Melkert kommentiert dieses Vorhaben wie 
folgt: 
Heute brauchen wir ein neues Gleichgewicht zwischen Rechten und Pflichten und ein 
neues Leitbild, das sich am ehesten mit dem Begriff Selbständigkeit umschreiben läßt 
(zitiert nach Hasel 2000: 42). 
Dies zeigt sich in einenl verstärkten Druck zur Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen, 
staatlich subventionierter Beschäftigung und einer engeren Fassung der Zumutbarkeitskriteri­
en zur Aufnahme einer Arbeit. Eine Intensivierung der Beratung und die Einrichtung von 
t'rbergangsarbeitsmärkten unterstützen dieses Entwicklung. Es wird eine "stick-and-carrot­
Politik" betrieben, die soziale Leistungen mit Beschäftigungswachstum verbinden soll (vgl. 
Walwei 2000: 28). Die Kombination von Flexibilität und Sicherheit (jlexicurity) , stellt für 
Melkert eine Verbindung des angelsächsischen Modells mit den "Prinzipien des rheinischen 
Kapitalismus" dar (Hasel 2000: 44). 
2.5. Die gesellschaftliche Akzeptanz 
Die Anpassung des niederländischen Arbeitsmarktes und Wohlfahrtsstaates an veränderte 
Wettbewerbs bedingungen scheint von der Bevölkerung akzeptiert zu werden. Es gab keine 
größeren Streiks oder ähnliche Unmutsbekundungen (vgl. Richartz 2000).48 Der im Kern noch 
immer recht gut ausgestattete Sozialstaat und die Entspannung der Situation auf dem Ar­
beitsmarkt scheinen die Folgen der Flexibilisierung erfolgreich aufzufangen. Der soziok!lltu­
relle Wandel fördert zudem das Bedürfnis nach zunehmend individueller Gestaltung der Ar­
45 	 Bei den Mitteln für aktive Afbeitsmarktpolitik ist es folglich umgekehrt: In Deutschland wurden 1995 1,33 
Prozent des BIP für aktive Arbeitsmarktpolitik ausgegeben, während die Niederländer dafür 1,06 Prozent 
aufwendeten. Der Schwerpunkt in den Niederladen lag bei der Integration von Behinderten in den Arbeits­
markt, in Deutschland im Bereich der Weiterbildung und Arbeitsbeschaffung (vgl. Schmid 1997: 319). 
46 	 Seit 1994 stellt die sozialdemokratische Partij van der Arbeid (PvdA) den niederländischen Ministerpräsi­
denten. Er steht einer "violetten Koalition" vor, bestehend aus der PvdA, den Liberalen (VVD) und der De­
mokratischen Partei (D 66). Nach der Wahl 1998 konnte diese Koalition an der Macht bleiben und die PvdA 
konnte zusätzliche Sitze im Parlament dazu gewinnen, im Moment stellen sie 45 Abgeordnete. 
47 	 Zu den aktivierenden Maßnahmen zählen auch die sogenannten ,,Melkert Jobs" für Problemgruppen. 
48 	 Zwischen 1980 und 1994 gab es in den Niederlanden im Durchschnitt jährlich 18 Streiktage, in der Bundes­
republik Deutschland 29 Tage pro 1000 abhängig beschäftigte Arbeitnehmer (Bertelsmannstiftung 1996, zi­
tiert nach Schmid 1997: 325). 
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beitszeit. In Umfragen wünschen sich viele der Arbeitnehmer eine kürzere Arbeitswoche. So 
betrachten Männer eine 32-Stunden Woche als ideal, Frauen eine 24-Stunden Woche (vgl. 
PlantengaJ Dur 1998: 612). Im Bereich der Teilzeitarbeit hat nach OECD-Angaben der Anteil 
unfreiwilliger Beschäftigung abgenonlIDen. Dies kann jedoch darauf zurückzuführen sein, daß 
sich die Menschen damit abgefunden haben, eher eine Teilzeitstelle zu akzeptieren, als ar­
beitslos zu sein. Teilzeitarbeit ist für einige Arbeitslose auch eine wichtige Option zur Rück­
kehr in das Erwerbsleben. Sie ist in den Niederlanden zu einem wichtigen und gesellschaftlich 
akzeptierten Bestandteil des Berufslebens geworden. 
3. Der niederländische Korporatismus 
3.1. Die"V ersäulung" der niederländischen Gesellschaft 
Im Zusammenhang mit der niederländischen Konsensorientierung, die von vielen Auto­
ren als Garant für den relativen Erfolg bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit angesehen 
wird, ist häufig vom Begriff der "Versäulung" die Rede. Diese gilt als fester Bestandteil der 
niederländischen Gesellschaft, welche der politischen Entwicklung Stabilität verleiht. Darun­
ter wird verstanden, "daß die Gesellschaft eine natürliche hierarchische Ordnung darstellt, 
deren Teile in Harmonie miteinander leben" (Becker 1998: 20). Historisch begründet ist die 
Versäulung in der wichtigen Rolle, die die christlichen Kirchen in den Niederlanden spielten. 
Durch die späte Industrialisierung wurde eine "Entchristlichung der Arbeiterschaft" (Ladema­
cher 1983: 339) verhindert. Die Versäulung basiert auf der Ablösung der katholischen Kirche 
von der protestantischen Dominanz, auf einem tief verankerten Widerstand gegen die Folgen 
der industriellen Entwicklung und auf einer Protesthaltung gegenüber den Revolutionen des 
18. und 19. Jahrhunderts (vgl. Beckerl van Kersbergen 1986: 63). 
Die Säulen (Zuilen) waren bis in die 60er Jahre das bestimmende Merkmal der niederlän­
dischen Gesellschaft. Mit der Zugehörigkeit zu einer der Säulen waren spezifische Verhal­
tensweisen verbunden, die sich in Kleidung, Sprache und Lebensstil äußerten (vgl. Ladema­
cher 1983: 340). Wichtige Bestandteile des öffentlichen und privaten Lebens richteten sich an 
der Säulenstruktur aus. Die unterschiedlichen politischen Parteien, Gewerkschaften, Unter­
nehmerverbände, Berufsvereinigungen, Krankenhäuser, Massenmedien, Vereine und Schulen 
orientierten sich an diesem System. Auch die soziale Fürsorge wurde in ihm organisiert. Die 
wichtigsten Säulen waren die protestantische und die katholische, aber auch bei Sozialisten 
und Liberalen fanden sich solche Organisationsmuster. Diese klare Strukturierung hatte starke 
Auswirkungen auf die politische Kultur. Die Eliten innerhalb der einzelnen Säulen unternah­
men den Versuch, anstehende Probleme am Parlament vorbei zu lösen. Das Vertrauen in die 
Kraft der einzelnen Säulen war stärker als das Vertrauen in die Politik. 
In der Nachkriegszeit wurde unter Rückgriff auf die christliche Soziallehre an die Säulen­
struktur angeknüpft. Politisch führte dies zur Dominanz der Christdemokratie, die selbst die 
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Arbeiterklasse weitgehend an sich binden konnte. Die Sozialdenlokraten erreichten bis weit in 
die 60er Jahre keine Wahlergebnisse über 30 Prozent.49 
Mit den Anfängen der Emanzipationsbewegungen in den 60er Jahren setzte ein Säkulari­
sierungsschub ein, der die Säulenstruktur zunehmend aushöhlte. Die konfessionellen Parteien 
verloren politisch an Bedeutung (vgl. Beckerl van Kersbergen 1986: 64).50 Die Niederlanden 
wandelten sich von einer religiös-konservativen zu einer offenen Gesellschaft. 
3.2. Grundstrukturen des Beschäftigungskorporatismus 
Das Konsensstreben ist ein grundlegendes Merkmal der politischen Kultur der Nieder­
lande. Ein zentraler Begriff in diesem Zusammenhang ist "overleg", was soviel wie Ver­
handlung und Kompromißsuche bedeutet. Aus dieser Überzeugung sind korporatistische In­
stitutionen wie die "Stiftung der Arbeit" und der "Sozialäkonomisehe Rat"- entstanden. In 
diesen Institutionen treffen sich Arbeitgeber, Gewerkschaften und die Regierung. 
Die "Stiftung der Arbeit" gilt als wichtigste Institution innerhalb dieses Beschäftigungs­
korporatismus. Sie besteht seit 1945 und dient den Gewerkschafts- und Arbeitnehmervertre­
tern als Diskussionsforum. Arbeitgeber und Gewerkschaften sind im Vorstand der Stiftung 
mit je acht Sitzen vertreten, der Vorsitz wechselt jährlich zwischen beiden Organisationen 
(vgl. Visser 1998: 662). Zu den Lohnverhandlungen treffen die Angehörigen der "Stiftung der 
Arbeit" mit Vertretern des Kabinetts im "Sozialäkonomisehen Rat" zusammen.51 Der Rat ist 
eine öffentlich-rechtliche Institution, die 1950 als Beratungsorgan der Regierung gegründet 
wurde. Im Auftrag des Kabinetts sind unter anderem der Chef der holländischen Zentralbank 
sowie Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler vertreten (vgl. ebd.). Dem "Sozialäkonomi­
sehen Ratt{ wird für die niederländische Entwicklung eine Schlüsselfunktion zugeschrieben. 
Er dient als Schnittstelle zwischen Staat und Sozialpartnern, unl genleinsame Problemdiagno­
sen zu erarbeiten und daraus Strategien abzuleiten. Hier hat sich in den letzten bei den J ahr­
zehnten zunehmend eine Konzentration auf die Verbesserung der nationalen Wettbewerbsfä­
higkeit durchgesetzt. 52 
49 Auch die kommunistische ePN spielte in den niederländischen Parlamenten eine eher untergeordnete Rolle. 
50 Ein Indiz dafür ist der Zusammenschluß der katholischen Gewerkschaften mit den sozialdemokratischen 
Gewerkschaften im Jahr 1981 (vgl. Becker/van Kersbergen 1986: 64). 
51 	 Die "Stiftung der Arbeit" nimmt auch eine wichtige Rolle bei den Lohnverhandlungen ein. Findet man ein 
für beide Seiten tragbares Ergebnis, wird ein Centraal Akkord beschlossen. Dieser bildet die Basis für die tat­
sächlichen Tarifverhandlungen. Sie finden dezentral auf der Ebene der Provinzen, Wirtschaftszweige und 
Unternehmen statt. Auf der Basis der Dezentralität bietet sich immer ein bestimmter Spielraum bei den Ver­
handlungen. Bestandteil der Tarifverträge sind Löhne, Arbeitszeiten, Arbeitsbedingungen, aber auch soge­
nannte "soziale Ziele" (vgl. Stille 1998: 300). Auf der Grundlage eines Gesetzes von 1970 kann die Regie­
rung in die Verhandlungen eingreifen, wovon sie bis zu Beginn der 80er Jahre auch Gebrauch machte. Im 
Fall eines nicht genau definierten "nationalen Notstandes" kann die Regierung intervenieren, doch im Prinzip 
herrscht seit 1987 Vertragsfreiheit. Auffällig am niederländischen System der Tarifverhandlungen ist die ge­
ringe Streikintensität, was auf die häufigen Konsultationen zwischen den Sozialpartnern zurückgeführt wird. 
52 	 Auch räumlich lassen sich die kurzen Wege des niederländischen Korporatismus recht anschaulich nachvoll­
ziehen. Die Stiftung der Arbeit ist Mieterin im Gebäude des Sozialökonomischen Rates, der sich in unmittel­
barer Nähe zu den Regierungsgebäuden befindet (vgl. Visser 1998: 662). 
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Innerhalb dieser Strukturen wurden die Weichen für das Abkommen von Wassenaar aus 
dem Jahr 1982 gestellt. Danlit wurde die Grundlage für über 100 weitere Folgeentscheidun­
gen zur Reform des niederländischen Arbeitsmarktes geschaffen. 53 Lohnzurückhaltung und 
eine am Export orientierte Wachstumspolitik waren die Ergebnisse dieses Abkommens (vgl. 
Braun! Kerman 1986: 90). Den Sozialpartnern sollte eine Mitverantwortung bei der Lösung 
der wirtschaftlichen Probleme zukommen. Trotz der gelobten Kooperationsbereitschaft der 
Sozialpartner darf nicht vergessen werden, daß die Regierung Lubbers im Hintergrund eine 
wichtige Rolle gespielt und starken Druck auf diese ausgeübt hat. Vor allem aber umfaßt der 
vielzitierte niederländische Konsens, der zu dieser Politik führte, lediglich die politischen und 
gesellschaftlichen Eliten. Die Spitzen von Gewerkschaften, Arbeitgebern und Regierung sind 
darin eingebunden, während weite Teile der niederländischen Gesellschaft, insbesondere die 
von der Deregulierungspolitik betroffenen, davon ausgeklammert bleiben. Innerhalb dieser 
Konstellation verliert der "Sozialäkonomische Rat" an Bedeutung und nimmt nur noch eine 
"Pro-forma-Funktion" (vgl. Richartz 2000) ein. Außerdem möchte das seit 1994 amtierende 
sozial-liberale Kabinett den Einfluß der Konsensulnden einschränken. Dennoch erhielt die 
"Stiftung der Arbeit" 1997 den Carl-Bertelsmann-Preis für innovative Konzepte und Lösun­
gen in zentralen gesellschaftlichen Problembereichen (vgl. Becker 2000: 119). 
3.3. 	 Perspektiven der Gewerkschaften im niederländischen Korpora­
tismus 
Ob sich der niederländische Korporatismus weiterhin als tragfähig erweisen wird, hängt 
auch von der Bereitschaft der Gewerkschaften ab, den eingeschlagenen Weg beizubehalten. 
Die Gewerkschaften sind in den Niederlanden weniger stark an einem Dachverband orientiert 
als z.B. in Deutschland. Sie haben in den Zeiten der hohen Arbeitslosigkeit viele ihrer Mit­
glieder verloren. Dies schwächt sie gegenüber den gut organisierten Arbeitgeberverbänden. 
Nach Schätzungen arbeiten 60 bis 70 Prozent aller Arbeitnehmer in Betrieben, die einer Ar­
beitgebervereinigung angehören (vgl. Visser/ Hemerijck 1998: 120). Der gewerkschaftliche 
Dachverband FNV hat seit den 80er Jahren verstärkt begonnen, sich für neue Zielgruppen zu 
öffnen: Angestellte in Dienstleistungsberufen, Frauen, Jugendliche, Beschäftigte in prekären 
Verhältnissen und auch Arbeitslose (Valkenburg 1996: 255). Eine stärkere Differenzierung 
der Mitgliedschaft erhöht die Möglichkeit der Einflußnahme auf spezifische Problembereiche. 
Die Gewerkschaften fühlen sich in den Niederlanden verstärkt als Interessenvertretung 
der Arbeitsplatzbesitzer und der Arbeitslosen. Um die Arbeitslosigkeit weiterhin gering zu 
halten, verfolghen die Gewerkschaften - trotz der verbesserten wirtschaftlichen Entwicklung 
- weiterhin eine moderate Lohnpolitik. Ad Melkert hat dafür folgende Erklärung: 
Auch die Gewerkschaften wissen, daß man vielleicht heute und morgen stärkere Lohner­
höhungen erzielen kann, aber schon übermorgen nicht mehr, wenn die Investitionen aus 
Holland abwandern (Hasel 2000: 44). 
53 	 Deshalb spricht man im Zusammenhang des Abkommens von Wassenaar auch von einem ,,Foundation 
Myth" (vgL Jones 1999). 
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Nach Melkert hat bei diesem "Lernprozeß" Wim Kok eine wichtige Rolle gespielt. Als 
ehemaliger Gewerkschaftsführer genießt er ein großes Vertrauen in der Bevölkerung (vgl. 
ebd: 44). Bei Lohnverhandlungen verlieren die Gewerkschaften in den letzten Jahren deutlich 
an Einfluß; denn die Arbeitgeber führen auf betrieblicher Ebene direkte Verhandlungen mit 
ihren Arbeitnehmern. Dieser Entwicklung versuchen die FNV -Gewerkschaften, durch eine 
engere Zusammenarbeit mit Gewerkschaften außerhalb des Bundes, entgegenzuwirken. Da­
mit soll auch innerhalb der Gewerkschaften der Wandel von der Industrie- zur Dienstlei­
stungsgesellschaft nachvollzogen werden. 
4. Die Grenzen der iJbertragbarkeit 
Jelle Visser und Anton Hemerijck stellen im Schlußkapitel ihrer Analyse des holländi­
schen "Beschäftigungswunders" (1998) folgendes fest: 
Obwohl die holländischen Erfahrungen der vergangenen 15 Jahre die Möglichkeit einer 
,Positivsummenlösung' für die Modemisierung des Wohlfahrtsstaates erhalten, addieren 
sie sich nicht zu einem Modell, das als Beispiel für andere dienen kann. 
Die besondere Ausgangslage und damit die niederländische Pfadabhängigkeit - z.B. die 
StnLkturen des niederländischen Elitekonsenses - erschweren eine Übertragung des Modells 
auf andere europäische Länder. Ohne die Konsenskultur bleiben Kopien der korporatistischen 
Institutionen "Hülsen" (vgl. Becker 2000: 123). Deshalb muß das Systenl der Beschäfti­
gungspolitik in den Niederlanden als ein komplexes Gebilde verstanden werden, dessen spe­
zielle Konfiguration aus einer eigenen Tradition erwachsen ist (vgl. Schmid 1997: 307). 
Ausländische Befürworter des "Niederländisches Modells" folgen oftmals einer selekti­
ven Wahrnehmung. Auch in Deutschland orientiert man sich an der Verbindung von arbeits­
marktpolitischen Reformen mit dem Umbau des Steuersystems und des Sozialstaats. Für Stre­
eck und Heinze liegt das Problem des deutschen Systems an den zu hohen Löhnen zumal im 
Bereich niedrigproduktiver Arbeiten. Mit Blick auf das Nachbarland sehen sie die Lösung der 
Beschäftigungsmisere im Bereich der niedrigproduktiven Dienstleistungen, wodurch in 
Deutschland bis zu sechs Millionen neuer Stellen geschaffen werden sollen (vgl. Der Spiegel 
19/1999). Fraglich bleibt allerdings, ob in Deutschland die Bereitschaft eine Teilzeitstelle 
anzunehmen ebenso ausgeprägt ist wie in den Niederlanden, denn hier bestehen nach wie vor 
deutliche Präferenzen für Vollzeitarbeitsverhältnisse. 
Ein weiteres Argument besagt, daß die mit dem Abkommen von Wassenaar (1983) ver­
einbarte, moderate Lohnpolitik einen Wettbewerbsvorteil der Niederlande in einer globali­
sierten Ökonomie konstituiert habe. Visser/ Hemerijck (1998: 241) z.B. betrachten die Lohn­
zurückhaltung als Voraussetzung aller Veränderungen in den Niederlanden.54 Die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt hat sich jedoch erst in den neunziger Jahren entspannt. Lohnzurückhaltung 
54 Die Lohnzurückhaltung gilt in den Niederlanden als wichtiger Bestandteil des Beschäftigungswachtums. So 
hat das "Centraal Planbureau " errechnet, daß in den letzten 15 Jahren diese Politik für ca. 50 Prozent des Be­
schäftigungswachstums verantwortlich sei (vgl. Becker 119: 17). 
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kann nur als "Nischenstrategie eine kleinen Landes" (Dörre 1999: 36) eine arbeitsmarktpoliti­
sche Wirksamkeit entfalten. Für größere Nationalökonomien ist eine solche Politik eher mit 
dem Rückgang der Binnennachfrage verbunden. Dieser kann auch nicht durch eine Nied­
riglohnstrategie konlpensiert werden. Ein Ausgleich für eine sinkende Binnennachfrage durch 
einen Anstieg des Exports würde unmöglich, wenn sich andere europäische Länder diesem 
Kurs anschließen würden. 
Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durch die Förderung von Teilzeitarbeit, den Aus­
bau der Zeitarbeit und die Verkürzung der Arbeitszeiten gelten als die Garanten für die Ent­
stehung neuer Arbeitsplätze. Diese entstanden aber weniger in der von ausländischer Konkur­
renz gefahrdeten Industrie, sondern in dem davon gering betroffenen Dienstleistungssektor 
(vgl. Becker 2000: 124). Das Wachstum beruht im wesentlichen auf einer Strategie der Ar­
beitsunlverteilung. 
Die Bewunderung des niederländischen Jobwunders wird auch dadurch gedämpft, daß 
das Arbeitsvolumen in den achtziger Jahren trotz steigender Beschäftigtenzahl insgesamt 
zurückging und erst 1993 wieder das Niveau von 1970 erreichte. Steigende Beschäfti­
gungszahlen bei konstantem oder gar sinkenden Arbeitsvolumen können nur so interpre­
tiert werden, daß eine massive Arbeitsumverteilung mit entsprechender Einkommensver­
teilung stattgefunden hat (Schmid 1997: 313). 
Das vorhandene Arbeitsvolumen wurde auf eine größere Zahl von Beschäftigten verteilt. 
Dadurch verringerte sich die durchschnittliche Jahresarbeitszeit pro Arbeitnehmer drastisch. 
Während 1973 ein Arbeitnehmer in den Niederlanden durchschnittlich 1.724 Stunden im Jahr 
arbeitete, lag dieser Wert 1993 bei 1.397 Stunden (vgl. Werner 1997: 6).55 "Die Niederlande 
sind zunehmend im Begriff, eine Teilzeit- und Freizeitgesellschaft zu werden" (Becker 2000: 
114). Bei einer Umrechnung des Arbeitsvolumens in Vollzeitäquivalenzen, lag die Beschäfti­
gungsquote in den Niederlanden 1996 um fünf Prozent unter dem Wert von Deutschland mit 
51,5 Prozent (vgl. Stille 1998: 298). Dennoch ist in den Niederlanden ein Aufholprozess zu 
erkennen, denn 1990 lag dieser Wert noch zehn Prozent unter dem von Deutschland. Auch die 
Arbeitsproduktivität ist geringer als in anderen europäischen Ländern. Dies ist auf die Teil­
zeitarbeit zurückzuführen (vgl. ebd.: 306). Allerdings haben sich die Lohnstückkosten, die das 
Verhältnis von Lohn- und Produktivitätsentwicklung ausdrücken, durch die Lohnzurückhal­
tung sehr moderat entwickelt. Dies führte zu Exportsteigerungen, die allerdings nicht überbe­
wertet werden sollten. Wenn davon ausgegangen wird, daß Lohnzurückhaltung eine höhere 
Produktivität zur Folge hat, so hätte die Entwicklung wesentlich steiler verlaufen müssen (vgl. 
Becker 1998: 18). In Deutschland sinken seit 1996 die Lohnstückkosten, während gleichzeitig 
die Produktivität steigt. Von wachsender Beschäftigung kann dort jedoch nicht die Rede sein 
(vgl. Becker 2000: 127). 
Das hohe Beschäftigungswachstum der Niederlande ist nicht mit einem besonders hohen 
Wirtschaftswachstum verbunden. Das durchschnittliche Wirtschaftswachstunl der Niederlan­
de lag in den Jahren 1983 bis 1993 mit 2,6 Prozent über dem EU-Durchschnitt (2,3 Prozent). 
55 	 Dies führte zu einem Rückgang der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit. Diese ist im Jahr 1996 nach Zah­
len von Eurostat auf einen Wert von 32, 8 Stunden gesunken. In Deutschland liegt die Wochenarbeitszeit bei 
knapp 38 Stunden (vgl. Stille 1998: 27). 
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Es lag jedoch unter dem Wachstum Deutschlands, das im gleichen Zeitraum 2,8 Prozent be­
trug (vgl. Werner 1998: 11). In den Niederlanden wurden demzufolge mit einem geringeren 
Wirtschaftswachstum mehr Arbeitsplätze geschaffen. In Deutschland sind weniger Beschäf­
tigte nötig, um ein stabiles wirtschaftliches Wachstum zu erarbeiten. 
Durch Arbeitsumverteilung in den Niederlanden soll eine größerer Inklusion erreicht 
werden. Diese Umverteilung der Arbeit sollte auch in anderen Ländern, die ein hohes Niveau 
an struktureller Arbeitslosigkeit aufweisen, beachtet werden. Eine solche Politik sollte nur 
dann als wegweisend gelten, wenn - wie z.B. in den USA - keine "working-poor" erzeugt 
werden. Es muß den Arbeitnehmern möglich sein, auch durch Teilzeitarbeitsverhältnisse ein 
ausreichendes Einkommen zu erwirtschaften. Ansonsten könnte die Teilzeitarbeit eine massi­
ve Spaltung der Gesellschaft erzeugen. Vor einer Überbewertung der Teilzeitarbeit als "job­
Motor" wird jedoch gewarnt, denn im Falle einer größeren Rezession könnte es in den Nie­
derlanden zum Abbau vieler Teilzeitstellen kommen. Dies würde zu einem erneuten Anstieg 
der Arbeitslosigkeit führen und das "Wunder" als "Scheinblüte" entlarven (vgl. Richartz 
2000). 
5. Fazit 
Die Niederlande haben sich über einen Elitenkonsens den oft beschworenen "Sachzwän­
gen" des globalen Wettbewerbs angepaßt und den Übergang vom vom "Beschäftigungskorpo­
ratismus" zu einem "Wettbewerbskorporatismus" vollzogen (vgl. Jones 1999: 160). Waren 
die Niederlande noch zu Beginn der achtziger Jahre das europäische Sorgenkind, so gelten sie 
heute als Vorzeigemodell. Die EWU-Kriterieri wurden mühelos erfüllt, die Staatsverschul­
dung wurde reduziert, der Wohlfahrtsstaat modernisiert und die Arbeitslosigkeit gesenkt. Die­
se Entwicklung war nur möglich, weil in den 90er Jahren eine Wende auf dem Arbeitsmarkt 
stattfand und die Gewerkschaften trotz ihrer strukturellen Schwäche - in einen nationalen 
Konsens eingebunden waren. 
Auch nach dem Regierungswechsel von 1994, als die Koalition von Christ- und Sozial­
demokraten durch ein sozial-liberales Bündnis abgelöst wurde, wurde der Weg der Haus­
haltskonsolidierung nicht verlassen. 
Im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik bewegen sich die Niederlande momentan in 
Richtung einer Gesellschaft ohne Opposition (Becker 2000: 120). 
Literatur 
Becker, UwelKees van Kersbergen (1986): Der christliche Wohlfahrtsstaat der Niederlande. Ein kriti­
scher Beitrag zur vergleichenden Politikforschung, in: PVS, Jg. 27, Heft 1, S. 61-77. 
Becker, Uwe (1998): Beschäftigungswunderland Niederlande?, in: APuZG, Heft 11, S.12-21. 
126 Patrick Dold 
Becker, Uwe (2000): Realität und Mythos der niederländischen Beschäftigungsentwicklung, in: Hans­
Wolf gang Platzer (Hrsg.): Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik in der EU, Baden-Baden, S. 
112-130. 
Bolkenstein, Frits (1999): Herausforderungen für ein liberales Europa, in: Neue Zürcher Zeitung vom 
24./25. April 1999. 
Braun, DietmarlHans Kerman (1986): Politikstrategien und Konfliktregulierung in den Niederlanden, 
in: PVS, Jg. 27, Heft 1, S. 78-99. 
Der Spiegel (1999): Schröders Denkfabrik, Jg. 52, Heft 19, S.30-45. 
Dörre, Klaus (1999): Der dritte Weg und die deutsche Sozialdemokratie, in SPW, Heft 106, S. 32-37. 
Hannemann, Nicole (1997): Niederlande: Industrieller Aufstieg und tertiärer Niedergang?, in: Hans-
Jürgen Bieling/Frank Deppe (Hrsg.): Arbeitslosigkeit und Wohlfahrtsstaat, S. 155-184, Opla­
den. 
Hasel, MagaretelHerbert Hönigsberger (1999): Aufbruch im Dreiländereck. Interview mit Hans de 
Fries, in: Mitbestimmung, Jg. 46, Heft 5, S. 32-34. 
Hasel, Magarete (2000): Flexibilität und Sicherheit. Interview mit Ad Melkert, in: Mitbestimmung, 
Jg.46, Heft 1+2, S. 42-44. 
Jones, Erik (1999): Is ,Competitive' Corporatism an adequate Response to Globalisation? Evidence 
from the Low Countries, in: West European Politics, Jg. 22, Heft 3, S. 159-181. 
Lademacher, Horst (1983): Geschichte der Niederlande. Politik - Verfassung- Wirtschaft, Darmstadt. 
OECD (1996): Enlployment outlook, Organisation for Economic Cooperation and Development, Pa­
ris. 
OECD (1997): Employment outlook, Organisation for Economic Cooperation and Development, Pa­
ris. 
OECD (2000): Employment outlook, Organisation for Economic Cooperation and Development, Pa­
ris. 
Oorschot van, Wim (2000): Soziale Sicherheit, Arbeitsmarkt und Flexibilität in den Niederlanden 
1980-2000, in: WSI Mitteilungen, Jg. 53, Heft 5, S. 330-334. 
Plantenga, Jenneke/Robert AJ. Dur (1998): Arbeitszeitverkürzung in den Niederladen. Entwicklungen 
in der Vergangenheit und Aussichten für die Zukunft, in: WS I-Mitteilungen, Jg. 51, Heft 9, S. 
607-614. 
Polke-Majewski, Karsten (2000): Niederländischer Wasserkreislauf, in Frankfurter Allgemeine Zei­
tung vom 2. März 2000. 
Richartz, Ariane (2000): Dammbau gegen die Arbeitslosigkeit, in: Frankfurter Rundschau vom 6. Juni 
2000. 
Schmid, Günther (1997): Beschäftigungswunder Niederlande? Ein Vergleich der Beschäftigungssy­
steme in den Niederlande und Deutschland, in: Leviathan, Heft 3, S. 303-337. 
Stille, Frank (1998): Der niederländische Weg. Durch Konsens zum Erfolg, in: Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 2, S. 294-311. 
Valkenburg, Ben (1996): Die Niederlande: Zurück in die Zukunft?, in: Ulrich Münckenberger et al. 
(Hrsg.): Die Modemisierung der Gewerkschaften, Münster, S. 252-270. 
Visser, Jelle (1998): Fünfzehn Jahre Bündnis für Arbeit in den Niederlanden, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, Heft 10, S. 661-668. 
Visser, Jelle/Anton Hermerijck (1998): Ein holländisches Wunder? Reform des Sozialstaates und Be­
schäftigungswachstum in den Niederlanden, FrankfurtlNew Y ork. 
127 Das holländische "Beschäjtigungswunder": Deregulierung im Konsens? 
Volz, Joachim (1998): Können die Niederlande ein beschäftigungspolitisches Vorbild für Deutschland 
sein? In: Peter ScheITer et aL (Hrsg.): Von den Nachbarn lernen?, Marburg, S. 115-120. 
Walwei, Ulrich (2000): Arbeitslosigkeit und Beschäftigungsprobleme in der Europäischen Union. 
Nationale Erfolgsstories als Wegweiser?, in: Hans-Wolfgang Platzer (Hrsg.): Arbeitsmarkt und 
Beschäftigungspolitik in der EU. Nationale und Europäische Perspektiven, Baden-Baden, S.13­
33. 
Werner, Heinz (1997): Kann Deutschland von den Niederlanden lernen? In: IAB Kurzbericht Nr. 12. 
Werner, Heinz (1998): Die Arbeitsmarktentwicklung in den Niederlanden - welche Lehren für uns?, 
in: Arbeit und Sozialpolitik, Heft 1-2, S. 10-14. 
Zander, Ingo (1999): Job-Nomaden auf dem Weg in die geregelte Arbeitswelt, in: Mitbestimmung, Jg. 
46, Heft 11, S. 38-41. 

Sven Gronau / Christina Jung 





Nach ihrem triumphalen Wahlsieg im Jahre 1997 übernahm die Labour Party unter Tony 
Blair - nach achtzehn Jahren Opposition - erneut die Regierungsverantwortung im Vereinig­
ten Königreich. Vorausgegangen war jedoch nicht nur eine beispiellose Umgestaltung der 
britischen Gesellschaft durch die Konservativen, sondern auch eine tiefgreifende Veränderung 
der Labour Party selbst. Diese fand in dem Sieg von New Labour ihren vorläufigen Abschluß. 
Im Mittelpunkt der Programmatik und Politik der neuen Regierung steht ein Modernisie­
rungskonzept, das in seinem Kern die soziale Inklusion, d. h. die Einbeziehung aller Staats­
bürger in einen Rahmen gesellschaftlicher Rechte und Pflichten, bei gleichzeitiger Verbesse­
rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft Großbritanniens anstrebt (Sas­
soon 1996: 730 ff.). Auf diese Weise wird ein Dritter Weg zwischen neoliberaler Modernisie­
rung und der herkönlffilichen, keynesianischen Politik des welfare state angestrebt. Durch die 
Verbindung bei der Elemente soll ein Modernisierungsprozeß eingeleitet werden, der mehr 
Beschäftigung schafft und gleichzeitig - über eine Reform der Wohlfahrtspolitik - den Legi­
timationserfordernissen sozialer Gerechtigkeit bzw. Kohäsion entspricht (vgl. Giddens 1998). 
Wachsende Bedeutung gewinnt New Labours Dritter Weg vor dem Hintergrund der eu­
ropäischen Beschäftigungskrise. Als die Europäische Kommission 1993 ihr Weißbuch 
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung (Kommission 1993) vorstellte, lag die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote in der Europäischen Union (ElJ) bei 11 Prozent. Groß­
britannien lag mit einer Quote von 10,7 Prozent geringfügig darunter. Angesichts der anhal­
tend hohen Arbeitslosigkeit in allen EU-Mitgliedstaaten rückte das Thema Beschäftigungspo­
litik auch nach der Vollendung des Binnenmarktes auf die europäische Tagesordnung (Tidow 
1998). Die in Maastlicht vereinbarte Wirtschafts- und Währungsunion unterstützte noch diese 
Tendenz. Einerseits hatten sich die in das Binnenmarktprojekt gesetzten Erwartungen hin­
sichtlich des Beschäftigungswachstums nicht erfüllt (vgl. dazu Cecchini 1988). Andererseits 
schränkten die für die Teilnahme an der dritten Stufe der WWU festgelegten Konvergenzkri­
terien den fiskalischen Handlungsspielraum der Mitgliedstaaten im Bereich beschäftigungs­
fördernder Maßnahmen erheblich ein. Die Regierung des Vereinigten Königreiches verzich­
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tete in Maastricht auf die Teilnahme an der Währungsunion. Daher ist sie formell nicht an die 
Konvergenzkriterien und an die Prinzipien einer Politik der Austerität und der Geldwertstabi­
lität gebunden. Gleichwohl vertrat die britischen Regierung schon seit dem Regierungsantritt 
von Margaret Thatcher eben diesen Kurs. Daran will auch New Labour nichts ändern. 
In den Artikeln 125 bis 130 des Amsterdamer Vertrages (1997) ist ein "Beschäfti­
gungstitel" primärrechtlich verankert und somit zum Gegenstand europäischer Politik gewor­
den. Davon sind die Mitgliedstaaten in zweifacher Hinsicht betroffen. Erstens sind die jewei­
ligen Regierungen aufgefordert, beschäftigungswirksame Maßnahmen in der Arbeitsmarkt­
und Sozialpolitik gemäß der Leitlinien der Europäischen Beschäftigungsstrategie im nationa­
len Rahmen zu entwickeln und umzusetzen. Zweitens wird der Erfolg dieser Politiken nicht 
mehr national, sondern am Maßstab der Beschäftigungsstrategie selbst bewertet. Daher stehen 
nicht mehr allein die jeweiligen Ergebnisse der nationalen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs­
politiken in Konkurrenz zueinander. Durch das politische "benchmarking" werden zusätzlich 
auch die einzelnen institutionellen Arrangements - im Sinne eines "best-practice"­
Kapitalismus in den Wettbewerb einbezogen. Damit wird zugleich ein Anpassungsdruck auf 
die je nationalen "Pfade" der Arbeitsmarkt- und der Sozialpolitik ausgeübt. 
Vor diesem Hintergrund erklärt sich das gestiegene Interesse am britischen Modell der 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik sowie an den ihm zugeschriebenen Erfolgen. Der 
allgemeine europäischen Trend läßt eher eine mittelfristige Stagnation der Arbeitslosen- wie 
der Erwerbsquoten seit Anfang der neunziger Jahre erkennen (Bogai 1998: 845). Im Verei­
nigten Königreich hingegen ist die Arbeitslosenquote zwischen 1993 und 1998 um vier 
Punkte auf 6,6 Prozent gesunken (Heinze u.a. 1999: 131). Diese Leistung ist jedoch nicht frei 
von Widersprüchen. Die konservativen Regierungen unter Thatcher und Major verfolgten 
zwar ein kohärentes Programm der De-Regulierung von Märkten und der Regulierung der 
Arbeitsbeziehungen56. Zugleich scheiterte diese neoliberale Strategie an den negativen Wir­
kungen massenhafter sozialer Exklusion. Die angestrebte Verringerung der öffentlichen 
Wohlfahrtsleistungen und der durchschnittlichen Steuerbelastung wurde nicht erreicht (vgl. 
Hills 1998: 1ff.). Zugleich entfernte sich das Vereinigte Königreich mit diesem Weg weit von 
den tragenden Prinzipien des kontinentaleuropäischen Sozialmodells. Selbst das Binnen­
marktprojekt der EG, das als "größtes Deregulierungsprojekt der modemen Wirtschaftsge­
schichte" (Narjes, zit. n. Platzer 1991: 162) weitgehend dem Leitbild der neoliberalen Refor­
men im Vereinigten Königreich entsprochen hat, wurde von Margaret Thatcher nur mit er­
heblichen Vorbehalten akzeptiert, da sie in diesem Zusammenhang zentrale national staatliche 
Souveränitätsrechte gefährdet sah. Der Konflikt um die politische Verfassung europäischer 
Staatlichkeit bildet seitdem eine Determinante der britischen Europapolitik, die auch während 
der Regierungskonferenzen von Maastricht und Amsterdam deutlich wurde. 
56 	 Letztere gründen auf insgesamt sechs Gesetzespaketen, die der voluntaristischen Struktur der britischen Ar­
beitsbeziehungen eines feste, rechtliche Grundlage zu geben. Freilich mit dem Ziel, die Verhandlungsmacht 
der Gewerkschaften dauerhaft zu schwächen. "Their main concerns were to restrict the freedom to organize 
industrial action, end the closed shop, provide union members with new rights against their unions, remove 
legislative support for union recognition, and regulate internal union govemment, particularly political action 
(Howell1999: 34)." 
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Mit dem Beschäftigungstitel und der Europäischen Beschäftigungsstrategie entwickelte 
sich eine neue Dynamik im Verhältnis von britischer und europäischer Politik. Der europapo­
litische Pragmatismus der Regierung Blair impliziert die Bereitschaft, die eigene Arbeits­
markt- und Beschäftigungspolitik als Teil der Europäischen Beschäftigungsstrategie zu be­
greifen. Diese entspricht dabei der Philosophie der beschäftigungspolitischen Leitlinien mit 
ihren vier strategischen Säulen: Beschäjtigungsjähigkeit, Anpassungsjähigkeit, Untemehmer­
geist und Chancengleichheit. Entsprechend der Programmatik des Dritten Weges sollen die 
sozialen Kohäsionskräfte unter der Ausgangsbedingung eines neoliberalen policy-framing 
gestärkt werden. Demnach kann man von einer strategischen Konvergenz sprechen: Die Poli­
tik des Vereinigten Königreiches ist näher an Europa heran geruckt und angesichts ihres rela­
tiven politischen Erfolges hat sie auch als "Modell" von europäischer Reichweite an Attrakti­
vität gewonnen. 
Daher ist im folgenden zu fragen, ob sich die britischen Erfahrungen auch auf die Bewäl­
tigung der Arbeitsmarktlaise sowie auf die Beschäftigungspolitiken anderer Staaten der EU 
übertragen lassen. Wir gehen dabei von der These aus, daß der Dritte Weg die neoliberale 
Restrukturierung der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik über den Primat. sozialer Inklu­
sion lediglich modifiziert, ohne mit deren Prämissen zu brechen. Er problematisiert nicht das 
neoliberale Paradigma selbst, sondern dessen Legitimationsfähigkeit. 
Mit den Erfolgsaussichten und der Reichweite des britischen Weges setzen wir uns in 
drei Schritten auseinander. Zunächst werden die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik und 
deren Ergebnisse seit der "Konservativen Revolution" des Thatcherismus dargestellt. Damit 
wird auch die Ausgangslage der von New Labour angestrebten Modernisierung beschrieben: 
die industriellen Beziehungen ebenso wie die wichtigsten Prinzipien der wohlfahrtsstaatlichen 
Distributionsverhältnisse sowie die Entwicklung der Beschäftigung und die konkreten For­
men der arbeitsmarktpolitischen Intervention (Kapitel 2). In einem nächsten Schritt wird die 
Politik der New-Labour-Regierung untersucht. Hierbei interessieren uns vor allem die strate­
gischen Konvergenzpunkte zwischen den vier Säulen der Europäischen Beschäftigungsstrate­
gie und dem Umbau des britischen welfare state zum "workfare state" (Kapitel 3). Abschlie­
ßend werden der Stellenwert sowie die Reichweite der Politik des Dritten Weges diskutiert. 
Dabei wird zugleich nach dem Anteil des "britischen Modells" an der Formulierung einer 
gemeinsamen europäischen Beschäftigungspolitik gefragt (Kapitel 4). 
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2. Das Erbe des Thatcllerismus 
Auf den ersten Blick hat der britische Arbeitsmarkt in den letzten Jahren eine eindrucks­
volle Bilanz vorzuweisen. Die Arbeitslosenquote sank im Zeitraum 1993-1998 von 10,7 auf 
6,6 Prozent. Die Beschäftigungsquote erreicht mit über 70 Prozent einen Spitzenwert in der 
EU. Da die durchschnittliche Arbeitslosenquote in der EU drei Prozentpunkte über der von 
Großbritannien liegt, wird diese Leistung vielfach als Modell für eine erfolgreichen Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit gefeiert (vgl. Klodt 1998: 277). Der Gemeinsame Beschäftigungsbe­
richt (Kommission 1999) betont, daß die derzeitige Stagnation der Arbeitslosenquote auf 
niedrigem Niveau nicht gegen die eingeschlagene Strategie spricht. Vielmehr "ist die Verbes­
serung der Arbeitsmarktlage nachhaltig, was darauf hinweist, daß in Ergänzung der positiven 
Auswirkungen des Wirtschaftsaufschwungs strukturelle Reformen greifen" (21). Umstritten 
ist jedoch, ob die derzeit relativ niechige Arbeitslosigkeit im Vereinigten Königreich als ein 
Erfolg der früheren konservativen Regierungen bezeichnet werden kann, oder ob die aktuelle 
Entwicklung bereits aus der Politik des Dritten Weges von New Labour resultiert. Außerdenl 
ist zu fragen, ob dem bisherigen Weg der Beschäftigungspolitik und der hohen Arbeits­
marktdynamik zugleich ein wohlfahrtssteigernder Effekt zu bescheinigen ist. Anhand der ar­
beitsmarktpolitischen Reformen, der Neugestaltung der industriellen Beziehungen und des 
Umbaus der des Wohlfahrtsstaates soll im folgenden gezeigt werden, daß das "Modell" der 
konservativen Regierungen von Thatcher und Major beschäftigungspolitisch keineswegs be­
sonders erfolgreich gewesen ist. Diese Politik erzeugte ein Ausmaß an sozialer Ungleichheit 
und Polarisierung, das für die gegenwärtige britische Politik eher eine Hypothek als einen 
Vorteil bildet. 
2.1. Arbeitsmarktreformen und Beschäftigungspolitik 
Von Anfang an war die Arbeitsmarktpolitik der konservativen Regierungen durch eine 
weitgehende Deregulierung und Flexibilisierung der Arbeitsmärkte bestimmt. Staatliche In­
terventionen wurden zugunsten des Marktes (Kommodifizierung) zurückgenommen. Der 
Neokonservatismus orientierte sich dabei an den ökonomischen Theorien des Neoliberalis­
mus. Dieser geht auch hinsichtlich der Arbeitsmärkte von einer optimalen Markträumung aus, 
sofern die Lohnpreisbildung der Autonomie des Marktes überlassen wird. Er setzt vollständi­
ge Elastizität von Angebot und Nachfrage voraus, welche dem Eingriff marktfremder Einfluß­
faktoren entzogen bleiben muß (vgl. Gregg 1997: 77ff.). Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
der 70er Jahre wurden auf die Verletzung dieser Voraussetzung durch die bisherige Regie­
rungspolitik zurückgeführt. Vor dem Hintergrund dieser Krisendiagnose bemühten sich die 
Konservativen, die Arbeitsmarktprobleme durch eine konsequente Strategie der Marktregula­
tion zu lösen, die sowohl die Preisbildung als auch die Formen der Beschäftigungsverhältnis­
se umfaßt. Noch vor dem Regierungsantritt der Tories hatte im Jahre 1979 die Streikwelle des 
"winter of discontent" gezeigt, daß die noch regierende Labour Party über kein alternatives 
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und mehrheitsfähiges Konzept gegen die sogenannte Britische Krankheit verfügte. Die von 
den Konservativen unter Thatcher angekündigte Radikalreform erschien so vielen als ein ge­
eignetes und legitimes Mittel, die angeschlagene Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 
britischen Wirtschaft wiederherzustellen und den notwendigen Strukturwandel in der Wirt­
schafts- und Beschäftigungspolitik voranzutreiben. 
Im Mittelpunkt der Arbeitsmarktreformen stand die Verlagerung von der N achfragesteue­
rung hin zu einer arbeitsmarktpolitischen Angebotspolitik, die sich an marktfähiger Lohn­
preisbildung, an der Flexibilisierung von Beschäftigungsverhältnissen und der Anpassung des 
Arbeitskräfteangebotes an die Marktsituation orientierte. Insbesondere durch die Erhöhung 
der Flexibilität sollten die Dynamik und Leistungsfähigkeit des Arbeitsnlarktes wiederherge­
stellt werden, um so das Vereinigte Königreich in ein Modell mit internationaler Ausstrah­
lungskraft zu verwandeln (Heise 1998: 196). Die mikroökonomische Deregulierungspolitik 
zielte hauptsächlich auf die Flexibilisierung der Löhne sowie der rechtlichen Absicherung der 
Beschäftigungsverhältnisse (Kündigungsschutz). Zunächst wurde die Reichweite der von den 
tripartistischen Wages Councils ausgehandelten Mindestlohnregelungen im Jahre 1986 einge­
schränkt.57 Junge ArbeitnehmerInnen unter 21 Jahren wurden per Gesetz aus deren Geltungs­
bereich herausgenommen. In den darauffolgenden Jahren sank der Mindestlohn in den von 
den Wages Councils betroffenen Branchen zudem von 80 Prozent des Durchschnittslohnes 
auf 60 Prozent. Mit der vollständigen Auflösung der Wages Councils im Jahre 1993 hat 
Großbritannien faktisch jede Form einer Mindestentlohnung abgeschafft (Gregg 1997: 60; 
vgl. auch Heise 1998: 200). 
Parallel dazu wurde die Arbeitslosenversicherung einer grundlegenden Reform unterzo­
gen, um den eingeschlagenen Weg der finanziellen Flexibilisierung des Arbeitsmarktes auch 
hinsichtlich der Lohnersatzleistungen zu unterstützen. Als Hauptmerkmale dieser Politik be­
zeichnet Gregg (1997) die Senkung der Lohnersatzleistungen im Zuge einer allgemeinen 
Lohnspreizung, die Abschaffung der Lohnbezogenheit des Arbeitslosengeldes und die Ver­
schärfung der Anspruchskriterien für das Arbeitslosengeld. 
Im Endeffekt haben diese Veränderungen dazu geführt, daß das Verhältnis der Lohner­
satzleistungen zum Durchschnittslohn drastisch gesunken ist, daß erheblich mehr Men­
schen, zumal die mit einem erwerbstätigen Partner, keinen Anspruch auf Sozialleistungen 
haben und die Auflagen für arbeits suchende Erwerbslose verschärft worden sind (ebd. 
59). 
So gelang es der Thatcher-Regierung, einen hohen Grad an finanzieller Arbeitsmarktfle­
xibilität herzustellen. Die damit verbundene qualifikationsbezogene Lohnspreizung erzeugte 
eine dauerhafte Ungleichheit der Einkommen, die der Polarisierung der Einkommen im aus­
gehenden 19. Jahrhunderts entspricht (Heise 1998: 204/5). 
Auch die Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse wurde durch umfangreiche Deregulie­
rungsmaßnahmen erhöht. Als Folge des verringerten arbeitsrechtlichen Beschäftigungsschut­
57 	 Die aktive Umsetzung dieser. Konzeption begann erst mit der zweitem Amtszeit Thatchers. Erstens mußte der 
Widerstand der Gewerkschaften in langen Arbeitskämpfen zu Beginn der achtziger Jahre gebrochen werden 
(vgl. 2.2). Zweitens setzte sich die Einsicht in die Notwendigkeit einer aktiven Steuerung des neoliberalen 
Modernisierungsprogrammes erst allmählich durch. 
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zes breiteten sich schnell ungeregelte und nicht-standardisierte Beschäftigungsverhältnisse 
aus. Diese wurden zusätzlich durch steuerliche Anreize zur Erhöhung der Teilzeitarbeit und 
der befristeten Beschäftigungsverhältnisse gefördert. Mit der "neokonservativen Revolution" 
wurde der Schutz von ArbeitnehmerInnenrechten auf dem britischen Arbeitsmarkt fast voll­
ständig abgeschafft. Der OECD-Index für Arbeits standards , der das Niveau des rechtsver­
bindlichen Beschäftigungsschutzes vergleicht, gibt für das Vereinigte Königreich - als dem 
einzigem OECD-Staat neben den USA - einen Nullwert an (vgl. Gregg 1997: 61). Lediglich 
der arbeitsplatzbezogene Gesundheits- und Arbeitssicherheitsschutz blieb von dieser Deregu­
lierungswelle weitgehend verschont (Edmonds 1998: 217). 
Der Prozeß zur Vergrößerung der numerischen Arbeitsmarktflexibilität wurde - analog 
zur angebotspolitischen Reform der sozialen Sicherung - zunächst nicht in die Arbeitsmarkt­
politik eingebettet. Erst mit Beginn der zweiten Amtszeit der Regierung Thatcher verlagerte 
sich das Gewicht von bisher eher nachfrageorientierten Subventionsprogrammen hin zu ange­
botsorientierten Trainingsprogrammen, durch die die Jobqualifikation der Arbeitskräfte erhöht 
werden sollte (Atkinson 1998: 193). Obgleich die Höhe der staatlichen Ausgaben für aktive 
Beschäftigungsprogramme im europäischen Vergleich auf niedrigem Niveau lag, stieg die 
Zahl der von Weiterbildungsmaßnahmen betroffenen Erwerbspersonen zwischen 1984 und 
1989 von 194.000 auf 457.000 an. Dies betraf hauptsächlich arbeitslose Jugendliche und 
Langzeitarbeitslose (vgl. Schmucker 1997: 67f). 
In dieser programmatischen Verlagerung reflektierte sich auch der von der Regierung 
Thatcher vorangetriebene Strukturwandel der blitischen Wirtschaft und des Arbeitsmarktes 
vom fordistischen Industriekapitalismus und seine "economy of scales" zum post­
fordistischen Finanz- und Dienstleistungskapitalismus. Die erste Amtszeit der Regierung 
Thatcher zeichnete sich durch umfangreiche Privatisierungen (vor allem der staatlichen Mo­
nopole in der Infrastruktur und der Energieversorgung) und durch einen rigorosen Subventi­
onsabbau aus. Infolge dieser Maßnahmen hatte sich die Quote der Arbeitslosigkeit mehr als 
verdoppelt. Die Forcierung des Wettbewerbs auf den Waren-, Dienstleistungs- und Kapital­
märkten erwies sich in Verbindung mit dem massiven Abbau unrentabler Arbeitsplätze als 
wahrer "Jobkiller". 
Die neokonservative Arbeitsmarktreform zeichnet sich durch zwei Bausteine einer Dop­
pelstrategie aus. Zum einen sollte durch die Herstellung einer größeren finanziellen Flexibili­
tät (Einkommensspreizung) die Beschäftigungsintensität des wirtschaftlichen Wachstums 
erhöht werden und durch eine Ausweitung der Arbeitsanreize bzw. -zwänge politisch einge­
bettet werden. Zum anderen wurde die Anzahl der ungeschützten bzw. prekären Beschäfti­
gungsverhältnisse durch den Abbau beschäftigungshemmender Faktoren erhöht (numerische 
Flexibilität), um so die Umschlaggeschwindigkeit auf dem Arbeitsmarkt zu steigern. Diesem 
Ziel wurde politisch durch verstärkte Trainingsprogramme zur Steigerung der Jobqualifika­
tionen Nachdruck verliehen. Dabei setzten die Interventionen zur aktiven Begleitung des 
Strukturwandels jeweils mit einer Verzögerung von mehreren Jahren ein. 
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2.2. Industrielle Beziehungen 
Eine erfolgreiche Durchsetzung der neokonservativen Arbeitsmarktpolitik verlangte eine 
Schwächung und Marginalisierung der Gewerkschaften. Die Deregulierung des Arbeitsmark­
tes wäre ins Leere gelaufen, wenn durch den Rückzug des Staates sozialpartnerschaftliche 
Verhandlungssysteme zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften und damit neue Arrange­
ments unterhalb der administrativen Ebene aufgewertet worden wären. Bis zur Regierungs­
übernahme von Margaret Thatcher waren die industriellen Beziehungen im Vereinigten Kö­
nigreich nur schwach reguliert. Dennoch war es den Gewerkschaften in den siebziger Jahren 
gelungen, erheblichen Einfluß auf die Gestaltung der Arbeitsbeziehungen und die Entloh­
nungssysteme zu gewinnen. 
Für das britische System ist die herausragende Bedeutung der betrieblichen Ebene für 
Lohnvereinbarungen (workplace bargaining) charakteristisch. Im Gegensatz zu den meisten 
kontinentaleuropäischen Staaten sind die Gewerkschaftsorganisationen zudem stark fragmen­
tiert. Obwohl mit dem Trade Union Congress (TUC) ein einheitlicher Dachverband existiert, 
gab es beim Regierungswechsel 1979 insgesamt 453 Einzelgewerkschaften, die mit über 
zwölf Millionen Mitgliedern etwas mehr als die Hälfte aller Beschäftigten organisierten. Be­
sonders im "winter of discontent" 1978/79 waren die zentralen Schwächen der industriellen 
Beziehungen offenkundig geworden. Aufgrund der Konkurrenz zwischen Craft Unions (be­
rufsständische Gewerkschaften für Facharbeiter), Industrial Unions (sektorale Gewerkschaf­
ten) und General Unions (branchenübergreifende Gewerkschaften für gering Qualifizierte) 
kam es bis heute nicht "zur Entwicklung monopolistisch organisierter Industriegewerkschaf­
ten" (Dingeldey 1997: 70). Häufig konkurrieren mehrere Gewerkschaften um die Interessen­
vertretung der Beschäftigten. Eine koordinierte gewerkschaftliche Strategie war daher ebenso 
wie eine solidarische Lohnpolitik mit institutionellen Hindernissen konfrontiert. Diese wirk­
ten der Herausbildung eines halbwegs homogenen und leistungsfähigen Verhandlungssystems 
entgegen und besaßen nur einen eingeschränkten Geltungsbereich; denn die Vereinbarungen 
wurden nur für die organisierten Mitglieder der einzelnen Gewerkschaften getroffen. 
Inl Vereinigten Königreich sind traditionell gesetzlich kodifizierten Arbeitsbeziehungen 
weithin unbekannt. Es fehlen sowohl Mitbestimmungsgesetze als auch ein Reginle der Unter­
nehmensverfassung, über das die Beziehungen zwischen Arbeit und Kapital vereinheitlicht 
und institutionalisiert werden. Neben den Lohnvereinbarungen sind daher auch Fragen der 
Repräsentation, des Arbeitnehmerschutzes oder gar des konkreten Modus der Arbeitsbezie­
hungen selbst Gegenstand von Verhandlungen zwischen Unternehmensführung und Gewerk­
schaften. Dieser "Voluntarismus" wurde sowohl von den Gewerkschaften als auch von der 
Labour Party als "Besitzstand" der industriellen Beziehungen in Großbritannien verteidigt. Er 
bot der gewerkschaftlichen Politik ein umfangreiches "Blackmail-Potential", schränkte jedoch 
gleichzeitig die Möglichkeiten einer koordinierten und solidarischen Strategie deutlich ein. 
Dieser Status Quo der industriellen Beziehungen erwies sich seit den späten siebziger Jahren 
- angesichts der Stagnation der europäischen Politik ("Eurosklerose") sowie der Zuspitzung 
der wirtschaftlichen Schwierigkeiten in Großbritannien - als politische Sackgasse. 
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Vor diesenl Hintergrund sind die neokonservativen Reformen in diesem Bereich als Pro­
zeß der Institutionalisierung zu begreifen. Die staatlichen Interventionen richteten sich aller­
dings nicht auf die Honlogenisierung der industliellen Beziehungen im Sinne der Konstituie­
rung leistungsfähiger Verhandlungs systeme für eine solidarische und koordinationsfähige 
Einkon1ffienspolitik, sondenl einseitig auf die Zerstörung der Macht der Gewerkschaften. 
Durch das Verbot von closed shops, durch die Einschränkung der Streikfähigkeit (Abschaf­
fung der Immunität; secondary picketing) und durch die Auflösung tripartistischer Arrange­
ments - der Wages Councils (Mindestlohnvereinbarungen) und der Manpower Service Com­
mission (Arbeitsvermittlung) - verloren die Gewerkschaften zusehends an Einfluß. Sinkende 
Mitgliederzahlen waren die Folge. Viele Industriearbeitsplätze wurden vernichtet. Im Dienst­
leistungssektor - wo überwiegend Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig sind 
-, blieb das gewerkschaftliche Interesse schwach. Der Organisationsgrad sank im Verlauf der 
achtziger Jahre um ein Drittel und betrug im Jahre 1995 gerade noch 32 Prozent. 
Die Veränderungen der industriellen Beziehungen in Großbritannien seit der "neokonser­
vativen Revolution" sind also durch einen Widerspruch gekennzeichnet: Die Politik der Dere­
gulierung und Flexibilisienlng wurde auf dem Wege einer Institutionalisierung und einer Re­
Regulierung der industriellen Beziehungen durchgesetzt. 
The pre-1979 period was much less fmnly institutionalised as a system than is now often 
suggested. There was never a single system, for there were marked differences between 
the public and private sectors in the nature of collective bargaining, and significant 
groups of employees, notably the low-paid and those in small firms, were never covered 
by it. It was thus not a matter of a shift from a fully institutionalised system to an equally 
c1early deregulated one (Edwards et. al. 1998: 1). The govemments of the 1980s were 'the 
first ... since the war to pursue a policy on industrial relations which [was] integrally 
geared into [their] overall economic policies '. These policies had their intellectual origins 
in the New Right, with its emphasis on the free markets and the need to minimise state 
interference. During its period of opposition from 1974 to 1979 the Conservative Party 
reflected on the lessons of the 1971-4 Heath govemment, in two ways. Strategically, it 
developed a more coherent statement of free market principles, and it thus criticised the 
interventions to rescue failing private sector firms which that govemment had made. Tac­
tically, rather than seek a once and for all change, it consciously adopted a 'step by step' 
approach to legal reform. This explains the large nUlnber of Acts under Conservative ad­
ministrations (ebd. 12f.). 
Zu Beginn der Regierung Thatcher kam es zu harten und langen Arbeitskämpfen (mit 
dem Höhepunkt des Bergarbeiterstreiks 1983/84), aus denen die Gewerkschaften erheblich 
geschwächt hervorgingen. Großbritannien hat daher bis heute eine der niedrigsten Streikraten 
in der EU. Der TUe vertritt eine kooperative Strategie der Sozialpartnerschaft. Die Forderung 
nach einer Anerkennungspflicht von Gewerkschaften im Betrieb ist beispielsweise an eine 50-. 
prozentige Zustimmung der Angestellten und an einen Konsens mit den Arbeitgebern gebun­
den. Auch gegenüber der Europäischen Integration haben die britischen Gewerkschaften in­
zwischen ihre kritische Haltung aufgegeben (vgl. Rosamond 1998). In diesem Umbruch hat 
sich jedoch nicht nur ein rapider Verfall der gewerkschaftlichen Macht, sondern zugleich ein 
Systemwechsel vollzogen. Dieser beinhaltet auch eine Ausschaltung der Gewerkschaften aus 
der Wirtschaftspolitik sowie aus der Lohn- und Beschäftigungspolitik. Damit hat sich das alte 
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konfliktorische und wachstumshemmende Verhältnis von Arbeit und Kapital aufgelöst. 
Gleichwohl wurde es nicht in ein sozialpartnerschaftliches Verhandlungssystem überführt, 
das Spielräume für eine solidarische EinkommenspoIitik eröffnen könnte. 
2.3. 	 Die Entwicklung der Beschäftigung und der Abbau des Wohl­
fahrtsstaates 
Neben der Umgestaltung der industriellen Beziehungen und der Herstellung einer hohen 
(Arbeits-) Marktdynamik wurde der Umbau des britischen welfare state mit dem neokonser­
vativen Modernisierungsprogramm vorangetrieben. Dieser beruhte auf fünf Wohlfahrtsprinzi­
pien, deren Garantie als öffentliche Kollektivgüter als zentrale Aufgabe des Staates angesehen 
wurde (vgl. Schmucker 1997: 71f.): (1) Die Social Security, die sich aus einem Mischsystem 
zusammensetzt, das redistributive Leistungen umfaßt, die sowohl Elemente der Beitrags- und 
Bedarfsabhängigkeit als auch solche der Unabhängigkeit beinhalten. (2) Der National Health 
Service, der über eine steuerfinanzierte Gesundheitspolitik die kostenlose Versorgung der 
Bevölkerung zu einem kollektiven Gut mit hohem öffentlichen Grad gemacht hat. (3) Die 
Personal Social Services, die weitergehende soziale und Pflegeleistungen umfassen, die zwar 
nicht direkt vom Staat erbracht, von diesem aber wesentlich finanziert wurden. (4) Die öf­
fentliche Wohnungs(bau)politik, die durch staatliche Finanzierung der Bereitstellung günsti­
gen Wohnraumes diente. Und (5) der öffentliche Bildungssektor, welcher über die staatliche 
Finanzierung der Herstellung von Chancengleichheit und der Garantie einer universellen 
Ausbildung verpflichtet war. Insgesamt läßt der britische welfare state klassischer Prägung 
also ein hohes Maß an öffentlich finanzierter Grundversorgung erkennen, die durch beitrags­
und bedarfs abhängige Leistungen ergänzt wird. Das Modell basiert konzeptionell auf der Idee 
des individuellen Staatsbürgers als Träger sozialer Rechte und hat drei Grundannahmen zur 
Voraussetzung, die eng mit der fordistischen Wachstumskonstellation verknüpft sind: den 
Primat der Erwerbsarbeit als Einkommensquelle, die Vollbeschäftigung und die geschlechtli­
che Arbeitsteilung im Rahmen der bürgerlichen Kleinfamilie (vgl. Schmid 1996: 95). 
Die Erosion der fordistischen Wachstumskonstellation vollzog sich seit den frühen sieb­
ziger Jahren in der gesamten entwickelten, kapitalistischen Welt. Das Vereinigte Königreich 
wurde allerdings aufgrund seiner wirtschaftlichen und sozialen Struktur in besonderer Weise 
erschüttert und herausgefordert. Die neokonservative Krisendiagnose identifizierte den Wohl­
fahrtsstaat mit seinem hohen Anteil öffentlicher Finanzierung als das wichtigste Hindernis der 
Modernisierung und Krisenüberwindung. Die konservativen Regierungen kürzten daher öf­
fentliche Ausgaben und verfolgten eine Politik der Privatisierung von Leistungen sowie der 
Verminderung von Leistungsansprüchen (vgl. Hills 1998: 1). Als ideologisches Leitbild fun­
gierte dabei eine Dienstleistungsgesellschaft, in der jedem einzelnen Bürger hinsichtlich sei­
ner sozialer Sicherung und seiner Beschäftigung mehr - gleichsam unternehmerische - Ei­
genverantwortung zukommt, um so eine neue Dynamik beim wirtschaftlichen Strukturwandel 
zu entfachen. 
Das zentrale politische Projekt der Regierung Thatcher war die Wiederherstellung der 
britischen Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt und innerhalb der Europäischen Ge­
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nleinschaft. Der Schwerpunkt ihrer Wohlfahrtspolitik bestand daher zunächst nicht in dem 
systemischen Umbau des "nationalen, keynesianischen Wohlfahrtsstaates" zum "nationalen 
Wettbewerbs staat" . Im Vordergrund stand zunächst die Rückführung sozialer und damit 
öffentlicher - Leistungen. Erst unter der Regierung Major wurde die Rolle eines aktiven Sozi­
alstaates, der zur Herstellung nationaler Wettbewerbsfähigkeit beitragen kann, als regulatives 
Instrument begriffen. Claus Offe (1994: 328) hat - in Anlehnung an Titmuss - diesen Prozeß 
als Übergang vom institutionellen zum residualen Wohlfahrtsstaat beschrieben: 
Der institutionelle Wohlfahrtsstaat unterstellt angesichts der typischen Sozialrisiken der 
Bürger bzw. Arbeitnehmer einer kapitalistischen Industriegesellschaft einen Primat staat­
lich verbürgter gesellschaftlicher Solidarität: Bestimmte soziale Kategorien und Bedürf­
niskategorien werden gleichsam dem Zugriff von Marktmechanismen entzogen (,de­
kommodifiziert') und auf öffentliche Formen der Versorgung und Sicherung verwiesen. 
Sie erhalten Statusrechte (des Arbeitnehmers, Mieters, Schülers, Patienten usw.). Der re­
siduale Wohlfahrtsstaat unterstellt einen Primat des Marktes, insofern er von der Fähig­
keit der Bürger ausgeht, sich durch ökonomisch rationale Erzielung und Verwendung von 
Markteinkommen zureichend zu versorgen und zu sichern; nur in Fällen, in denen dies 
nachweislich nicht gelungen ist, setzen - deswegen und ex post - öffentliche Leistungen 
ein. 
Diese marktradikale Wohlfahrtsstrategie wurde zudem durch eine weitreichende Privati­
sierung von staatlichen Unternehmen und des staatlichen Wohneigentums flankiert. Auf diese 
Weise sollte die Staatsverschuldung reduziert werden. Dazu kam eine Steuerreform, welche 
die Progression der direkten Besteuerung zurücknahm (dafür aber früher einsetzte) und insge­
samt die Steuerbelastung von direkten auf indirekte Abgaben verlagerte (vgl. Hills 1998: 3f.). 
Daß es den Konservativen dennoch nicht gelungen ist, die staatlichen Ausgaben für den 
welfare state zurückzuführen, liegt an den Rückwirkungen ihrer eigenen neoliberalen - Mo­
dernisierungsstrategie: 
The reason why such cuts did not suceed in actually reducing welfare spending in relation 
to GDP lies in two constraints on the Conservatives. First, demand for welf are services 
increased rapidly. [ ...] Unemployment increased hugely in the first years of the Thatcher 
government, and after a fall in the late-1980s boom, the male unemployment rate again 
reached 14 per cent in 1993. [ ...] Other sources of demand grew as well: [ ...] the propor­
tion of families with children headed by a lone parent rose from 12 to 23 per cent between 
1979 and 1995. By the end of the period nearly 80 per cent of lone parents depended on 
the state's minimum income benefit, Income Support. In essence, the spending total was 
kept in check by spreading the jam out more thinly between a much larger group of c1ai­
mants (Hills 1998: 4f.). 
Ein Blick auf die Aggregatdaten läßt die britische Beschäftigungsentwicklung dabei zu­
nächst außerordentlich positiv erscheinen. Wie Tabelle 1 zeigt, ist die Arbeitslosenquote im 
Zehnjahresvergleich deutlich gesunken - bis auf 7,1 Prozent im Jahre 1997 (EU-Vergleich: 
10,6 Prozent) - mit weiter fallender Tendenz. Anders als in der EU liegt die Frauenarbeitslo­
sigkeit dabei in allen Vergleichsjahren unter der der Männer. Vorausgegangen ist dieser Ent­
wicklung jedoch ein steiler Anstieg der Erwerbslosigkeit in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre, in der die Gesamtquote vor allem aufgrund des Wegfalls industrieller Arbeitsplätze­
sich verdoppelte. Die wirtschaftliche Rezession zu Beginn der neunziger Jahre brachte zudem 
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einen kurzfristigen, aber deutlichen Wiederanstieg der Arbeitslosigkeit mit sich. Weiterhin 
zeigt Tabelle 1, daß die Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit im Zehnjahresvergleich eben­
falls stetig gesunken sind. Während der Anteil der Langzeitarbeitslosen im Vereinigten Kö­
nigreich zwischen 1987 und 1997 von 47,9 auf 38,6 Prozent gefallen ist, ging er EU-weit le­
diglich um etwa zwei Prozentpunkte zurück und verharrt weiterhin über der Fünfzig-Prozent­
Marke. Ähnliches gilt für die Jugendarbeitslosigkeit: EU-weit ging lediglich die Erwerbslo­
sigkeit junger Frauen leicht zurück, erreichte mit 22,3 Prozent in 1997 aber einen doppelt so 
hohen Wert wie im Vereinigten Königreich. Auch die Arbeitslosigkeit junger Männer lag in 
1997 EU-weit um drei Prozentpunkte über der Großbritanniens. 
Tabelle 4: 	 Zehnjahresvergleich der Arbeitslosenquoten im Vereinigten Königreich 
(AL =Arbeitslosigkeit). 
Jahr 1985 1986 1987 1995 1996 1997 
AL-Quote 
insgesamt 
11,1% 11,6% 10,4% 9,6% 8,2% 7,1% 
AL-Quote 
Frauen 
8,3% 8,9% 7,6% 7,3% 6,3% 5,8% 
AL-Quote 
Männer 




49,8% 48,2% 47,9% 43,5% 39,8% 38,6% 
AL-Quote 
Frauen (U25) 
15,9% 16,2% 14,7% 12,2% 11,1% 11,0% 
AL-Quote 
Männer (U25) 
19,1% 19,3% 16,7% 17,9% 17,8% 15,6% 
Quelle: OECD (1997; 1998a; 1999). 
Die Teilzeitbeschäftigung im Vereinigten Königreich (vgl. Tabelle 2) hat sich zwischen 
1985 und 1997 nur leicht erhöht. Allerdings bewegt sich der Anteil der Teilzeitbeschäftigung 
in Großbritannien auf hohem Niveau und liegt bei Männern wie bei Frauen deutlich über dem 
EU-Durchschnitt. Außerdem ist der Anteil der Beschäftigten im Dienstleistungsbereich zu 
Lasten der Industrie stetig angestiegen. Das Verhältnis von Dienstleistungs- zu industrieller 
Beschäftigung ist mit 71,3 Prozent zu 26,9 Prozent in 1997 im Vergleich zur EU (65,2 Pro­
zent zu 29,8 Prozent) freilich besonders hoch. Offensichtlich wurde die Vernichtung von ca. 
20 Prozent der Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe während der ersten Hälfte der acht­
ziger Jahre (vgl. Lüdemann 1996: 254) zunehmend durch die im tertiären Sektor neu entstan­
denen Arbeitsplätze kompensiert. Allein in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre stieg die 
Zahl der Beschäftigten im Dienstleistungssektor um etwa 2 Millionen an und kompensierte 
nunlerisch den Rückgang der Industriebeschäftigung (vgl. ebd. 255). Der Gemeinsame Be­
schäftigungsbericht der Europäischen Union aus dem Jahre 1999 (v gl. Kommission 1999) 
geht davon aus, daß sich diese Trends auf dem britischen Arbeitsmarkt fortsetzen. 
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Tabelle 5: 	 Teilzeitarbeit in Relation zur Gesamtarbeit, der weiblichen Erwerbsquote 
sowie des Verhältnisses von industrieller und Dienstleistungsbeschäfti­
gung. 
Jahr 1985 1986 1987 1995 1996 1997 
Teilzeit 
insgesamt 
21,2% 21,6% 21,4% 24,1% 124,6% 23,1% 
Teilzeit 
Frauen 
44,8% 45,0% 41,5% 44,3% 44,8% 40,1% 
Teilzeit 
Männer 
4,4% 4,6% 4,9% 7,7% 8,1% 7,6% 
Erwerbsquote 
Frauen 
59,1% 61,3% 62,4% 66,2% 66,4% 66,8% 
Beschäftigung 
Industrie 
- - 32,9% 27,7% 27,4% 26,9% 
Beschäftigung 
Dienstleistungen 
- - 64,8% 70,2% 70,6% 71,3% 
Quelle: OECD (1997; 1998a; 1999). 
Jenseits der Globaldaten zeigen sich jedoch Widersprüche und ungelöste Probleme der 
Arbeitsmarktentwicklung und -politik. Die Arbeitslosenquoten sind zwischen 1985 und 1997 
erheblichen Schwankungen unterworfen. Beim Antritt der Regierung Thatcher lag die Quote 
der Arbeitslosigkeit noch bei 5,6 Prozent. Bis 1986 stieg sie auf 11,6 Prozent, um während 
der Boom-Phase bis 1990 wieder auf 5,5 Prozent zurückzugehen. Die Rezession während der 
ersten Amtszeit von John Major erhöhte den Anteil der Arbeitslosen bis 1993 sprunghaft auf 
10,2 Prozent. Der nachfolgende Rückgang verläuft stetig, aber langsam (vgl. Lüdemann 1996: 
260). Im Langzeittrend zeigt sich daher in Großbritannien kein kontinuierlicher Rückgang der 
Arbeitslosigkeit. Die Deregulierung des Arbeitsmarktes hat vielmehr zu einer verstärkten 
Konjunkturabhängigkeit der Beschäftigungsentwicklung geführt. Selbst der kontinuierliche 
Rückgang der Langzeitarbeitslosigkeit, die als Indikator für den ,,sockel" der Arbeitslosigkeit 
angesehen wird, reflektiert weniger eine grundlegende Lösung von Arbeitsmarktproblemen, 
als vielmehr die Wirkungen der Deregulierung des Arbeitsmarktes. Die niedrige Quote der 
Langzeitarbeitslosen ist demnach vor allem auf die höhere Umschlaggeschwindigkeit am Ar­
beitsmarkt zurückzuführen. Durch den Abbau von sozialen Sicherungen soll der Zwang, dem 
Arbeitsmarkt auch zu denkbar schlechten Bedingungen zur Verfügung zu stehen, erhöht wer­
den. Dennoch konnte die gestiegene Beschäftigungsvolatilität die Konzentration der Arbeits­
losigkeit insbesondere bei Geringqualifizierten nicht verhindern (vgl. Gregg 1997: 69). 
Außerdem haben die Strukturveränderungen auf dem Arbeitsmarkt - z.B. die Entstandar­
disierung der Arbeitsverhältnisse oder die Tertiarisierung der Beschäftigungsstruktur - in 
Verbindung mit der neoliberalen Modernisieulngspolitik zu einer erheblichen sozialen Polari­
sierung bzw. zu einer Erosion der sozialen Kohäsion geführt. Daher blieben die staatlichen 
Ausgaben - trotz der nlassiven Beschränkung wohlfahrtsstaatlicher Anspruchskriterien ­
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weiterhin hoch. Die realen Nettoeinkommen erhöhten sich im Zeitraum zwischen 1979­
1994/95 um 40 Prozent. Dennoch verzeichnete das unterste Zehntel der Einkommensempfän­
ger nur einen Anstieg von 10 Prozent, während sich die Einkommen des obersten Zehntel um 
60 Prozent erhöhten. Nach Abzug der Wohnkosten ergibt sich, daß die Einkommen der unte­
ren 10 Prozent um fast 10 Prozent zurückgingen, während die der oberen 10 Prozent um ca. 
70 Prozent anstiegen; 30 Prozent der Bevölkerung lagen über dem durchschnittlichen Ein­
kommenszuwachs, 70 Prozent darunter (vgl. Hills 1998: 15). Paul Gregg (1997:82) faßt die 
Ergebnisse der neokonservativen Beschäftigungspolitik wie folgt zusammen: 
Das Vereinigte Königreich demonstriert in einem über 15 Jahre laufenden natürlichen 
Experiment, welche Konsequenzen ein Dauerprogramm der Arbeitsmarktderegulierung 
zeitigt. Eine solche Veränderung im Zeitablauf ist per se instruktiver als ein Länderver­
gleich zu einem bestimmten Zeitpunkt, da es von einem Land zum anderen viele Unter­
schiede geben kann (z.B. im Bildungs- und Ausbildungssystem). Das Beweismaterial für 
die mikroökonomische Veränderung der Lohnstruktur ist überwältigend. Das Vereinigte 
Königreich hat einen Wandel in der Lohn- und Gehaltsungleichheit erlebt, der alles bishe­
rige übertrifft. Dagegen belegt sowohl das gesamtwirtschaftliche wie mikroökonomische 
Material über Grad und Dynamik von Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit ganz 
unabweisbar, daß es zu keiner Veränderung, eher zu einer Verschlechterung der Situati­
on, auch seit der Mitte der 80er Jahre, gekommen ist. [ ...] Die meisten Nichtökonomen 
dürfte es wohl kaum überraschen, wenn eine Regierung - wie etwa die britische in den 
letzten 15 Jahren -, die sich mit ihren unangenehmen Maßnahmen ausgerechnet auf die 
Schwächsten der Gesellschaft kapriziert, zwar größere Ungleichheit und Armut, aber kei­
ne Reduzierung der Arbeitslosigkeit schafft. 
Wenn Gewinner und Verlierer des neoliberalen Modernisierungsprogrammes unterschie­
den werden, lassen sich drei Gruppen58 identifizieren, die ihrerseits eng mit der jeweiligen 
benlflichen Qualifikation verknüpft sind (vgl. Atkinson 1998: 191f.). Am oberen Ende ran­
giert etwa ein Fünftel der Bevölkerung mit akademischer Ausbildung. Dieses hat vom Struk­
turwandel der Beschäftigung und der neoliberalen Modernisierung in hohenl Maße profitiert. 
Am unteren Ende rangiert ein weiteres Fünftel der Bevölkerung, welches aufgrund geringer 
beruflicher Qualifikationen innerhalb der neoliberalen Konstellation zunehmend marginali­
siert wird. Dazwischen befinden sich etwa drei Fünftel mit mittlerer Qualifikation, deren Be­
schäftigung immer stärker von der konjunkturellen Lage und ihrer jeweiligen Beschäfti­
gungsintensität abhängt. Spätestens seit der Rezession der frühen neunziger Jahre untergräbt 
das Ausmaß der sozialen Polarisierung am Arbeitsmarkt, das nicht einmal annähernd durch 
die redistributiven Leistungen des residualen Wohlfahrtsstaates ausgeglichen wird, die politi­
sche Legitimität der neoliberalen Modernisierung. In der politischen Debatte, die dem Sieg 
von New Labour voranging, wurde daher diese Entwicklung zunehmend als negativer Wett­
bewerbsfaktor kritisiert. 
58 	 Die gruppenspezifische Klassifikation bezieht sich hier auf das Ergebnis einer empirischen Studie, in der nur 
junge Menschen unter 26 Jahren erfaßt wurden, um deren zukünftige Perspektiven am Arbeitsmarkt unter der 
Bedingung einer anhaltenden sozialen Polarisierung zu untersuchen. Es kann aber davon ausgegangen wer­
den, daß die Klassifikation auch auf ältere Erwerbspersonen übertragbar ist (vgl. Foden! Yuste 1997: 137). 
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3. New Labour und der Dritte Weg 
Tony Blair versprach im Wahlkampf 1997, Großbritannien auf einen Dritten Weg zu füh­
ren, der sich durch eine Mixtur aus Pragmatismus und sozialdemokratischen Werten, ökono­
mischem Liberalismus und aktiver Regulierung auszeichnet. In Übereinstimmung mit der 
konservativen Vorgängerregierung beinhaltete diese Programmatik das klare Bekenntnis zu 
Unternehmergeist, Wettbewerb und einer modemen Angebotspolitik - erweitert um die Forde­
rung nach sozialer Inklusion. Den Tories gelang es bei diesen Wahlen - trotz der Beschwö­
rung eines boomenden59 Britanniens und des Hinweises auf eine Arbeitslosenquote von nur 
noch 7% und der üblichen Erinnerung an den winter of discontent nicht mehr, den angebli­
chen Kompetenz man gel der Labour Party in Sachen Ökonomie als Vorteil zu nutzen. Die 
gegnerische Partei war aus Sicht der öffentlichen Meinung wieder wählbar geworden, denn 
Modenlisierer wie Tony Blair, Gordon Brown und Peter Mendelson hatten das Parteipro­
gramm von seiner Klassenkampfrhetorik entrümpelt und ihm ein modemes, mediengerechtes 
"Corporate Design" verpaßt. 1974 wurde Old Labour mit einem explizit linken Programm, 
der Alternative Economic Strategy (AES), gewählt. Die Regierung konnte dieses aber nicht 
umsetzen, was nicht nur auf die weltwirtschaftlichen "Sachzwänge", sondern auch auf inner­
parteiliche Macht- und Fraktionskämpfe vor allem zwischen der Parliamentary Labour 
Party (PLP) und der Parteibasis - zurückzuführen war (Wickham-Jones 1996). Damals 
scheiterte aber auch die als Rechtsabspaltung neugegründete Social Democratic Party (SDP) 
mit ihrem Programm der politischen "Mitte". Heute hingegen erscheint dieses Modell, das 
von New Labour übernommen wurde, als nlehrheitsfahig. Sie schaffte unter dem Vorsitz von 
Tony Blair nach achtzehnjähriger Regierungsabstinenz den Sprung an die Macht. 
Unnlittelbar nach Amtsantritt wurde die Bank of England für unabhängig erklärt. Danach 
wurden - gemäß dem Wahlspruch "Time for a Change" - mit der Unterzeichnung der EU­
Sozialcharta sowie der Wiedereröffnung der Wages Councils weitere Zeichen gesetzt. 1998 
wurden gesetzliche Mindestlöhne60 eingeführt. Von ihnen profitieren ca. 2 Millionen Men­
schen, vor allem Frauen im Niedriglohnbereich (Vereinigtes Königreich 1998). Mit dem Em­
ployment Relations Act wurde der Arbeitnehmerschutz erhöht und die betriebliche Anerken­
nung von Gewerkschaften erleichtert. 
Allerdings sollten - vor allem hinsichtlich der Arbeitsmarktpolitik - diejenigen Recht be­
halten, die beim Einzug Blairs in Downing Street No. 10 "kaum mit einem grundlegenden 
Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik" (Klodt 1998: 285) gerechnet hatten. Da die Arbeitslo­
senzahlen in Großbritannien seit 1994 zurückgingen (vgl. oben), erkannte die Europäische 
Kommission die Erfolge der neokonservativen Politik an. Die "Leitlinien" der EU­
Beschäftigungspolitik (Kommission 1999: 16) mit ihren vier Säulen ließen "die Handschrift 
der britischen Regierung wiedererkennen" (Meinert: 184; Wolf/ Dräger 1999: 782). insbeson­
dere die Betonung der Beschäftigungsfähigkeit und die Förderung des Unternehmergeistes 
59 "Britain booms - don't let Labour bring it down" so ein Werbeslogan der Konservativen im Wahlkampf zu 
den Unterhauswahlen 1997, der seinen Erfolg freilich verfehlte. 
60 Der TUe forderte f: 4,26, tatsächlich wurde der Mindestlohn auf f: 3,60 festgesetzt (vgL Dingeldey 1999: 
333). 
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sowie der Anpassungsfähigkeit lassen (mehr als die vierte Säule Chancengleichheit) diese 
Übereinstimmung deutlich erkennen. Die neoliberale Politik der britischen Regierungen seit 
Thatcher entsprach den Vorstellungen der EU eher als die Beschäftigungsstrategien in Frank­
reich, Dänemark oder den Niederlanden. 
3.1. Welfare to W ork 
Das erklärte Ziel der Strategie von Tony Blair zur Rückkehr in die Arbeitsgesellschaft 
und zur Erhöhung der Beschäftigungszahlen lautet: "making work pay". Sie beruht auf der 
Pränlisse, daß der Sozialstaat Arbeitslosigkeit und Armut verursacht. Der Anreiz, niedrig be­
zahlte Jobs anzunehmen, ist aufgrund des mangelnden Abstands zur Sozialhilfe zu gering. 
Politische Maßnahmen müssen also auf die Eingliederung in den Arbeitsprozeß um jeden 
Preis zielen. Sie betonen die moralische Verpflichtung - kombiniert mit finanziellen Anreizen 
oder Zwang -, einen auch niedrig bezahlten Job annehmen zu müssen. Nach US­
amerikanischem Vorbild61 bedeutet dieses Konzept die Koppelung der Sozialleistungen an 
eine aktive Arbeitsuche. Bei mangelnder Eigenaktivität folgen Sanktionen in Form der Redu­
zierung der Arbeitslosenunterstützung. Diese Politik folgt der bekannten Methode "Zucker­
brot und Peitsche" (vgl. Dingeldey 1999, Krönig 1999, Fischermann 1999). 
Zu diesenl Zweck wurden die Arbeitsvermittlung und die Verwaltung der Arbeitslosen­
unterstützung den Employment Service Job Centres übertragen. Seit Oktober 1996 ersetzt die 
Job Seeker's Allowance (JSA) das Arbeitslosengeld (Unemployment Benefit) und die Ar­
beitslosenhilfe (Income Support). Die Europäische Kommission hatte sich schon im "Weiß­
buch" (Konlmission 1993) für einen {)bergang von passiven, einkommensunterstützenden 
Maßnahmen zur aktiven Anreizen bei der Jobsuche sowie bei der Verbesserung der Qualifi­
kation ausgesprochen. In ihrem Nationalen Aktionsplan 1999 geht die britische Regierung 
allerdings noch einen Schritt weiter: 
die Auszahlung der Sozialleistung (könnte) selbst auch als aktive Arbeitsmarktmaßnahme 
betrachtet werden, [w] eil sie aktiver Bestandteil des Systems des Vereinigten Königreichs 
zur Förderung von kontinuierlicher und effektiver Arbeitssuche durch Erwerbslose ist 
(Vereinigtes Königreich 1999: 12). 
Die Leistungsempfänger müssen nunmehr arbeitsmarktbezogene Anspruchsvorausset­
zungen erfüllen. Damit ist zugleich eine stärkere Individualisierung der Beratung und der zur 
Verfügung stehenden Maßnahmen verbunden. Vom ersten Tag der Arbeitslosigkeit an sollen 
sich die Arbeitslosen an einem Programm beteiligen, um dem Abdriften in die Langzeitar­
beitslosigkeit vorzubeugen. Zunächst wird ein individueller Plan und Vertrag zur Arbeitsuche 
61 	 Thomas Gebbhardt (1999: 10) beschreibt in seinem Artikel Wohlfahrt bei Wohlverhalten die amerikanische 
Welfare Reform. Hinter den angeblichen Erfolgen, die Zahl der Sozialhilfeempfanger von 14 Millionen um 
40% auf 8,1 Millionen gesenkt zu haben, sieht er ein "Herausdrängen potentiell Bedürftiger aus der Sozial­
hilfe" - derer nämlich, die sich auf diesem Wege dem Arbeitszwang entziehen wollen und erst gar keine 
Transferleistungen beantragen - wobei man "materielle Not bewußt in Kauf zu nehmen scheint." Parallel zur 
Zunahme der Welfare Worker in öffentlichen Einrichtungen (35.000) hat die Zahl der im Parks Department 
gewerkschaftlich organisierten Beschäftigten um 5.600 abgenommen. 
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(Jobseeker's Agreement) unterschrieben. Nach einem New Job Seeker's-Gespräch soll sich 
der Arbeitsuchende alle 14 Tage beim Arbeitsamt melden. Bei ausbleibendem Erfolg wird 
nach 13 Wochen ein weiteres Gespräch geführt, in den1 der Arbeitslose über seine Aktivitäten 
bei der Arbeitssuche berichten muß. Dieses Interview wiederholt sich noch einmal nach sechs 
Monaten. Daran schließen Fortbildungsmaßnahmen sowie ein garantiertes Vorstellungsge­
spräch an, bis ein Job gefunden ist oder die Arbeitslosen in den New Deal übergehen. Die 
Gewährung der Arbeitslosenunterstützung (Jobseeker's Allowance, JSA) ist dabei an die Er­
füllung der Auflagen gebunden. 
Im Jahre 1998 kamen 3,12 Millionen Personen neu auf die Antragsliste für Arbeitslosen­
unterstützung, darunter waren 1,069 Millionen Jugendlichen (714.000 Männer und 355.000 
Frauen). Bei 197.000 Jugendlichen dauerte die Erwerbslosigkeit länger als sechs Monate 
(140.000 Männer und 57.000 Frauen). Von den 2,053 Millionen Menschen (1,5 Mio. Männer 
und 568.000 Frauen) im Alter von 25 Jahren und darüber dauerte nur bei 248.000 (200.000 
Männer und 48.000 Frauen) die Arbeitslosigkeit länger als 12 Monate (Vereinigtes König­
reich 1999: 13). Bei beiden Zielgruppen also lag die Erfolgsquote bei mehr als 80% für den 
angestrebten Zeitraum von weniger als 12 Monaten. Über diesen Zeitrahmen hinaus ver­
schlechtern sich allerdings deutlich die Chancen, Arbeit zu finden. 
Um der sogenannten Armutsfalle zu entgehen, werden zudem staatliche Lohnzuschüsse 
(In-Work-Benefits) gewährt. Diese sollen gerade in den Niedriglohnbereichen den Arbeitsan­
reiz erhöhen und so den Übergang von der Arbeitslosigkeit in die Erwerbstätigkeit fördern. 
Damit die Arbeitnehmer in jedem Falle mehr Geld zur Verfügung haben als Arbeitslose, wur­
de der Eingangssteuersatz, der erst ab einem wöchentlichen Einkommen von über 720,- DM 
greift, auf 10% gesenkt. Familien, deren Mitglieder zusammen mehr als 35 Stunden pro Wo­
che arbeiten, bekommen seit Oktober 1999 eine Steuergutschrift (jamily credit), um ein wö­
chentliches Einkommen von mindestens 600 DM zu garantieren. Allerdings muß dieser Be­
trag bei steigendem Einkommen zurückgezahlt werden. 
3.2. Beschäftigungsfähigkeit 
Die zentrale Annahme, die schon der Politik der Konservativen, aber auch den Initativen 
der EU und von New Labour zugrunde liegt, besagt, daß eine Senkung der Arbeitslosenzahlen 
vor allem durch eine bessere Qualifikation der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen erreicht 
werden kann. Da genügend Arbeitsplätze vorhanden sind, besteht lediglich ein Mißverhältnis 
zwischen dem Ausbildungsniveau der ArbeitnehmerInnen und den nachgefragten Bewerber­
profilen. Daraus wiederum folgt, daß die Beschäftigungsfähigkeit (employability) erhöht wer­
den muß. Die Qualifikation der Erwerbstätigen soll sich an die ständig wandelnden Bedürf­
nisse der Wirtschaft flexibel anpassen. 
Anhänger des Neoliberalismus argumentieren in diesem Sinn, daß die "Kluft zwischen 
am Markt angebotenen und nachgefragten Profilen [ ... ] in OB wie in Deutschland die zentrale 
Ursache für Anstieg der Arbeitslosigkeit" (Klodt 1998: 292) sei. Außerdem behaupten sie, 
daß die neu entstehenden Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor ein höheres Qualifikations­
niveau aufweisen als diejenigen, die im industriellen Sektor weggefallen sind. Großbritannien 
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habe Erfolge bei der Erhöhung der sektoralen und beruflichen Qualität der Arbeitskräfte vor­
zuweisen. Demgegenüber charakterisiert Irene Dingeldey (1998: 32) die bisherige britische 
Strategie als eine "Low-Quality - Low-Wage"-Option. Eine Flexibilisierung der Beschäfti­
gungsfonnen wird dabei durch Entstandardisierung der Arbeitsverhältnisse und nicht durch 
Qualifizierung erreicht. Die "High-Quality - High Wage"-Option wurde bewußt nicht ver­
folgt. Für die konservativen Regierung spielte eine aktive Arbeitsmarktpolitik, die auf Quali­
fizierung setzt, ohnehin eine untergeordnete Rolle. Verschiedene Programme zur Erhöhung 
der beruflichen Qualifikation wie das Youth Training Scheme (YTS), das Employment Trai­
ning (ET) oder das Youth Training (YT), dienten vor allem der Aneignung von Berufserfah­
rung. Das sogenannte skill-deficit wurde damit nicht behoben. 
Für die neue britische Regierung ist die Förderung des (Aus-) Bildungsniveaus dagegen 
besonders wichtig. Auf diesem Wege sollen Qualifikationsdefizite beseitigt und den Arbeit­
nehmern der Weg zu höheren Einkommen in qualifizierteren Jobs eröffnet werden. Der Na­
tionale Aktionsplan Großbritanniens aus dem Jahr 1999 enthält daher ein klares Bekenntnis 
zu dieser Strategie, die mit der "ersten Säule" der EU-Leitlinien zur Beschäftigungspolitik 
übereinstimmt: 
Employability remains at the heart of OUf employment policies and we are continuing to 
work to enable people, through education, training, mobility and other help, to find fulfil­
ling employment in an age when no-one can expect to have only one job throughout his 
or her career. (Vereinigtes Königreich 1999: 9) 
Die Ausgaben der konservativen Regierung für aktive Arbeitsmarktpolitik betrugen 
1995/96 nur 0,27% am BIP. Unter New Labour steigen sie beträchtlich an. Die Programme 
werden nunmehr durch die windfall tax finanziert - eine Sondersteuer auf Privatisierungspro­
fite, die umgerechnet 10 Mrd. DM einbringt. 
Diese Politik, die allein auf die Anpassung der Arbeitskraft an die Anforderungen des 
Arbeitsmarktes zielt, verkennt allerdings die Tatsache, daß viele Menschen nicht wegen ihrer 
geringen Qualifikation erwerbslos sind. Vielmehr besteht insgesamt ein Mangel an Arbeits­
plätzen, auch im Bereich der höher qualifizierten Tätigkeiten. Außerdem läßt sich vor allem 
bei den Beschäftigten des Niedriglohnsektors eine beständige Fluktuation zwischen Job und 
Arbeitslosigkeit beobachten. Von Aufstiegschancen oder gar von sozialer Inklusion kann da­
her für diese Randsegmente des Arbeitsmarktes keine Rede sein. Auf den ersten Blick scheint 
es, daß die Lockerung der Kündigungsfristen und die Senkung der Personalkosten die Bereit­
schaft der Unternehmen, in konjunkturellen Hochphasen NeueinsteIlungen vorzunehmen, 
erhöht hat. Beim Übergang in eine konjunkturelle Abschwungphase werden diese Vorteile 
jedoch sofort für Entlassungen genutzt. Je ungehinderter das Prinzip "hire and fire" wirkt, um 
so mehr verkehren sich die Instrumente, die einen Abbau der Arbeitslosigkeit bewirken sol­
len, in ihr Gegenteil. Es ist daher mit Recht zu vennuten, daß die Erfolgszahlen für den briti­
schen Arbeitsmarkt primär der günstigen konjunkturellen Lage geschuldet sind. 
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3.3. New Deal 
Das Beschäftigungsprogramm wurde in den letzten zwei Jahren ausgebaut. Während zu­
nächst die Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit durch Verbesserung der EmployabiIity besei­
tigt werden sollte, gehören nunmehr auch Alleinerziehende,62 Behinderte und - schon seit 
April 1998 - auch Straftäter zur Zielgruppe des Programms. Neu vereinbart wurden der New 
Deal for Musicians (England), der New Deal for Creative Artists (Schottland) sowie - im 
März 1999 - der New Deal for the Over-50's. In der laufenden Legislaturperiode wurden 16 
Mrd. DM für diese Beschäftigungsprogramme zur Verfügung gestellt. Davon entfällt allein 
die Hälfte auf den New Deal for Young People, der im Beschäftigungsbericht der EU für das 
Jahr 1998 insbesondere wegen der guten Mittelausstattung und der Reichweite des Pro­
gramms als vorbildlich empfohlen wird (Kommission 1998: 36f). 
Teilnehmer dieses Programms sind seit April 1998 alle Erwerbspersonen unter 25, die 
länger als sechs Monate arbeitslos sind, sowie diejenigen, die länger als zwei Jahre nicht be­
schäftigt waren. Der New Deal sieht zunächst drei Optionen vor: 
1. 	 Einen Arbeitsplatz für sechs Monate, wobei der Arbeitgeber eine Subvention von 
60 Pfund pro Woche erhält, oder die Möglichkeit, sich selbständig zu machen 
2. 	 Eine sechsmonatige Arbeit bei einem Arbeitgeber aus dem Non-Profit-Sektor oder 
in der sogenannten Umweltprojektgruppe (Environment Task Force) 
3. 	 Eine Vollzeitbildung oder -ausbildung bis zu 12 Monaten für gering Qualifizierte, 
wobei die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit im Vordergrund steht. 
Alle drei Varianten enthalten Angebote der Berufsbildung, die etwa einem Tag pro Wo­
che entsprechen und die dem Anbieter 750 Pfund einbringen. Ab Oktober 1998 wurden die 
Sanktionen bzw. die "Arbeitsanreize" verschärft: Teilnehnler (auch Alleinerziehende), die 
sich weigern, eines dieser "Angebote" anzunehmen, oder die ein Arbeitsangebot abgelehnt 
haben, verlieren ihr Anrecht auf Leistungen. 
Nach dem neuesten Nationalen Aktionsplan (vgl. Vereinigtes Königreich 1999) haben 
zwischen Januar 1998 und März 1999 266.000 junge Menschen am New Deal Gateway teil­
genommen. Bis Ende 1998 wurde demzufolge 55.170 jungen Menschen zu einer dauerhaften 
Beschäftigung verholfen. 43.760 dieser Arbeitsplätze waren nicht subventioniert. Dennoch 
unterschreitet die Quote der Jugendarbeitslosigkeit in Großbritannien mit 9,1 % den Durch­
schnittswert der EU (0,3%) nur knapp. Die Arbeitslosenquote bei den jungen Männern (bis 25 
Jahre) liegt mit 10,7% deutlich über dem EU-Wert von 9,2 %. Bei den jungen Frauen hinge­
gen liegt sie mit 7,3% unter dem Vergleichs wert der EU. 
Seit November 1998 gibt es einen New Deal for People aged 25+. An diesem nehmen 
Erwachsene teil, die zwei Jahre und länger arbeitslos sind. Sie können von einem Arbeitgeber, 
der dafür 75 Pfund pro Woche an Subvention erhält, für 6 Monate angestellt werden. Für Ge­
62 	 Die Tatsache, daß auch Alleinerziehenden zugemutet wird, eine volle Erwerbstätigkeit anzustreben, daß also 
ihre Erziehungsarbeit nicht anerkannt wird, zeigt eine klares Votum der Labour Party für die bürgerliche 
Kleinfamilie und gegen alternative Lebensformen. Diese Strategie ist ein klares positives Signal an die Mit­
telstandsklienteL 
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ringqualifizierte (es handelt sich dabei um bis zu 10.000 Menschen) besteht zudem die Gele­
genheit, bis zu einem Jahr lang bei Fortzahlung der Arbeitslosenunterstützung - ein Voll­
zeitstudium zur Weiterbildung aufzunehmen. 
3.4. Flexibilisierungsgrad 
Der britische Arbeitsmarkt weist in der Europäischen Union das höchste Niveau an Fle­
xibilisierung und Entstandardisierung auf. Die Blair-Regierung bekennt sich weiterhin zu ei­
nem flexiblen Arbeitsmarkt mit minimalen arbeitsrechtlichen Standards. Nach einer im März 
1999 verabschiedeten Gesetzesvorlage über Beschäftigungsverhältnisse (Employment Rela­
tions Act; vgl. Vereinigtes Königreich 1999b), die dem Weißbuch Fairness at work (vgl. Ver­
einigtes Königreich 1998a) folgte, sollen nunmehr auch die Rechte der Arbeitnehmer verbes­
sert werden. 
Sie sieht zum ersten Mal anständige Mindeststandards für alle Beschäftigten vor und för­
dert ein neues Klima der Zusammenarbeit zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber, in 
Anlehnung an die Praktiken der modernsten, konkurrenzfähigsten Unternehmen (Verei­
nigtes Königreich 1999a: 56). 
So ist eine verstärkte Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern - vor allem im Bereich der 
Ausbildung - vorgesehen. Der Beschäftigungsbericht der EU kritisiert allerdings die man­
gelnde Ausgestaltung von verpflichtenden Maßnahmen, insbesondere im Hinblick auf Aus­
und Weiterbildungsprogramme innerhalb der Unternehmen selbst. Diese sind um so wichti­
ger, als der New Deal bislang lediglich die Aufgabe hat, weiche Qualifikationen, wie Kom­
munikationsfähigkeit und Pünktlichkeit zu fördern. 
Insbesondere im Bereich der Dienstleistungen werden Großbritannien arbeitsmarktpoliti­
sche "Bestleistungen" zugeschrieben. Die Förderung der Selbständigkeit durch steuerliche 
Anreize war schon ein Anliegen der Thatcher-Regierung. Bei den "neuen" Selbständigen bei­
spielsweise handelt es sich allerdings oftmals um ehemals abhängig Beschäftigte, die keinen 
arbeitsrechtlichen Schutz mehr genießen und deshalb auch dem Arbeitgeber keine "Lohnne­
benkosten" mehr verursachen. Sie tragen damit auch ein erhöhte soziales Risiko. 
Arbeitsmarktexperten (verweisen) seit Jahren auf die enormen Insolvenzquoten bei Exi­
stenzgründungen. Ein hoher Anteil von Selbständigen (ist daher) weder Bedingung noch 
Garant für ein hohes Beschäftigungsniveau" (Wolf/ Dräger 1999: 785). 
Die im Vergleich relativ niedrige Arbeitslosenquote im Vereinigten Königreich kann 
deshalb nicht über die Schattenseiten des britischen "Modells" hinweg täuschen. Die in1ffiense 
Ungleichheit der Einkommen, minimale Arbeitsschutzbedingungen und eine damit verbunde­
ne erhöhte Arbeitsplatzunsicherheit - insbesondere im Niedriglohnbereich - sowie eine Zu­
nahme von beschäftigungsarmen Haushalten, d. h. solchen, deren geringe Erwerbstätigkeit 
ohne staatliche Beihilfen nicht mehr zur Deckung des notwendigen Lebensunterhaltes aus­
reicht, sind die negativen Folgen der britischen Beschäftigungspolitik. Die Zahl der gänzlich 
arbeitslosen Haushalte hat sich zudem seit 1975 auf 17% verdreifacht (Dingeldey 1999: 
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329f.). Die Beseitigung dieser Schattenseiten steht jedoch nicht auf der Tagesordnung der 
Regierungspolitik von New Labour. 
4. 	 Welfare to Work und die Europäische Beschäftigungs­
strategie 
Abschließend soll die britische Beschäftigungspolitik in den Kontext der Europäischen 
Beschäftigungsstrategie gestellt werden. Es wird also nach der wechselseitigen Strukturie­
rung, der Kompatibilität sowie der Konvergenz der beiden Ansätze gefragt. Mit Jessop (1996) 
wird davon ausgegangen, daß nut dem neokonservativen Modemisierungsprogramm der 
Thatcher-Regierung eine sukzessive Veränderung des Staatsprojektes vollzogen wurde, die 
darauf abzielt, die staatliche Politik auf die Herstellung einer strukturellen Wettbewerbsfähig­
keit auf dem Weltmarkt auszurichten. J essop bezeichnet dies als den Übergang vom "natio­
nalen, keynesianischen Wohlfahrtsstaat" zum "schumpeterianischen Leistungsregime". Die­
ses neue Staatsprojekt muß auch die konkreten Interventionsfomlen der nationalen Arbeits­
markt- und Beschäftigungspolitik bestimmen. Seine oberstes Ziel ist die strukturelle Wettbe­
werbsfähigkeit. Das klassische wohlfahrtsstaatliche Projekt der fordistischen Ära war primär 
binnenfixiert; mit der Orientierung auf das Ziel der Vollbeschäftigung war seine zentrale 
Funktion die der gesellschaftlichen Integration bzw. der Herstellung sozialer Kohäsion. Das 
neue Projekt ist auf den Weltmarkt, also "nach außen" orientiert und wirkt - mit dem Verzicht 
auf die alten Ziele (z.B. das der Vollbeschäftigung) - sozial desintegrativ, d.h. sie verstärkt 
soziale Polarisierung und Fragmentierung. 
In der Entwicklung dieser Politik und ihrer Wirkungen lassen sich zwei Phasen unter­
scheiden. Mit der Regierungsübernahme durch Thatcher wurde zunächst ein radikaler Kurs­
wechsel in der Wirtschaftspolitik eingeleitet. Den alten, nicht mehr konkurrenzfähigen Sekto­
ren des industriellen Gewerbes, die ca. 40 Prozent der Gesamtbeschäftigung auf sich verein­
ten, wurden die staatlichen Subventionen entzogen. In der Folge kam es zu einem drastischen 
Beschäftigungsabbau. Neue Arbeitsplätze entstanden zunächst nicht. Hier liegt daher auch der 
Grund für die besonders hohe Arbeitslosigkeit Mitte der achtziger Jahre. Gleichzeitig nutzte 
die Regierung den Beschäftigungsabbau für eine Neuregelung der industriellen Beziehungen, 
durch die in erster Linie die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften geschwächt werden 
sollte. Diese waren in den "Altindustrien" mit einem besonders hohen Beschäftigungsabbau ­
z. B. in der Stahlindustrie und im Bergbau besonders stark gewesen. Für die britische Ge­
werkschaftsbewegung bis heute durch schwache Dachverbände und dezentrale Organisati­
onsschwerpunkte gekennzeichnet bedeutete dies einen eminenten Machtverlust. 
Die Strategie der Regierung war in erster Linie auf eine Umstrukturierung der britischen 
Ökonomie zu einer untemehmerischen Dienstleistungsgesellschaft ausgerichtet. Die Arbeit­
nehmer sollen sich zunehmend als selbständige Unternehmer begreifen, deren Kapital ihre 
Arbeitskraft ist. Der weitgehend flexibilisierte und deregulierte Arbeitsnlarkt soll dabei die 
individuelle Eigenverantwortung für die Sicherung des Einkommens gewährleisten und im 
Bereich der Sozialleistungen die private Vorsorge bzw. Verantwortung gegenüber der staatli­
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ehen Leistungsgewährung bevorzugen. Durch diese Maßnahmen soll eine neue Wachstums­
und Akkumulationsdynamik gefördert werden, die die alte Wohlfahrtsorientierung der Öko­
nomie zu Gunsten der neuen Wettbewerbsorientierung transformiert. 
Das Projekt des "Wettbewerbsstaates" vollzieht dabei einen Übergang von der Nachfra­
gesteuerung der Marktbeziehungen hin zu einer angebotspolitischen Steuerung. Für die Ar­
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik bedeutet dies die Konzentration auf eine mikroökono­
mische Regulation des Arbeitsmarktes zu Lasten einer makroökonomischen Beschäftigungs..; 
politik. Die Vollbeschäftigung ist nicht länger "Staatsziel"; sie wird durch eine Politik der 
Deregulierung der Arbeitsnlärkte ersetzt, die vor allem externe Flexibilität gewährleisten soll. 
Dazu kommt - als Verschärfung in der zweiten Stufe - der Abbau von Wohlfahrtsleistungen. 
Mit dieser Politik einer angebotspolitischen und marktschaffenden Modernisierung wurde die 
Thatcher-Regierung zum Vorreiter für eine Entwicklung, die sich seit den achtziger Jahren ­
vermittelt über den Prozeß der europäischen Integration - allmählich auch in anderen europäi­
schen Ländern durchsetzte. 
Angesichts der japanischen und US-amerikanischen Herausforderung setzte sich die 
Philosophie der unternehmerischen Dienstleistungsgesellschaft - als Hinwendung zu einer 
markts eh affen den Integrationspolitik - auch in der Europäischen Gemeinschaft durch. Damit 
wurde die gemeinschaftliche Strategie zur Lösung der europaweiten Beschäftigungskrise (seit 
dem "Weißbuch" 1993) gleichsam vorstrukturiert (vgl. Tidow 1998; Bielingl Steinhilber 
2000). Nach der weitgehenden Deregulierung der Märkte für Finanzen, Kapital, Waren und 
Dienstleistungen steht auch die Beschäftigungsstrategie ganz im Zeichen einer national über­
greifenden Neustrukturierung der Arbeitsnlärkte. Gleichwohl wurde diese Politik einer 
marktgesteuerten Verbesserung der gesamteuropäischen Wettbewerbsfähigkeit - gegen den 
Widerstand der konservativen Regierung Großbritanniens - durch Maßnahmen einer sozialre­
gulativen und politisch-institutionellen Einbindung begleitet. Diese sind freilich noch 
schwach entwickelt. Das Sozialprotokoll und -kapitel, die Einrichtung Europäischer Betriebs­
räte und die Förderung eines Sozialen Dialoges zwischen Arbeit und Kapital deuten jedoch 
auf die Bemühungen um eine sozialintegrative Kompensation der markt schaffenden Moderni­
sierung hin. 
In den Dokumenten der Kommission herrscht angesichts der anhaltend hohen Arbeitslo­
sigkeit in der EU zunächst die Krisendiagnose und -therapie vor, daß nur wirtschaftliches 
Wachstum und strukturelle Wettbewerbsfähigkeit in Verbindung mit optimal funktionieren­
den, flexiblen Arbeitsmärkten und monetärer Stabilität die Beschäftigung erhöhen und positi­
ve Wachstumsimpulse geben kann. Gleichzeitig wird allerdings in der "Europäische Beschäf­
tigungsstrategie" ein hoher Beschäftigungsstand als eigener Wettbewerbsfaktor bestimmt. 
Dabei wird von der neoliberalen Vorstellung einer Selbstkonstituierung leistungsfähiger 
Märkte Abstand genonlillen. Optimal funktionierende Arbeitsmärkte werden hingegen als 
Resultat einer beständigen politischen Steuerung angesehen. Diese wiederum hat einen akti­
vierenden Sozialstaat zur Voraussetzung und ermittelt die je konkreten politischen Steue­
rungs- und Regulationsformen über den Modus eines (institutionalisierten) politischen "Ben­
chmarking", d.h. im beständigen Vergleich zwischen den "best pratices", den erfolgreichsten 
Maßnahmen der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik in den Mitgliedstaaten der EU. 
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Die britische Beschäftigungspolitik unter New Labour hat die Politik der konservativen 
Vorgängerregierungen partiell modifiziert und befindet sich daher in deutlicher Übereinstim­
mung mit der neuen Europäischen Beschäftigungsstrategie. Der Umbau des residualen Wohl­
fahrtsstaates im Rahmen des "Welfare-to-Work"-Programms bleibt zwar den wesentlichen 
Prinzipien des Neoliberalismus und seiner angebotspolitischen Philosophie verhaftet, nimmt 
aber durch die Betonung der Beschäftigungsfähigkeit und Maßnahn1en zur Verbesserung der 
Arbeitsqualifikationen Elemente einer aktiven, staatlich geförderten Arbeitsmarktpolitik auf, 
die eine beschäftigungspolitische Konvergenz innerhalb der Europäischen Union auch hin­
sichtlich der Formen ihrer institutionellen Ausgestaltung möglich erscheinen lassen. Die poli­
tische Philosophie von New Labour führt die negativen Effekte des Thatcherismus darauf 
zurück, daß zwar der Umbau vom Industrie- zum Dienstleistungskapitalismus weitgehend 
gelungen ist, allerdings nur um den Preis einer tiefen sozialen Spaltung am Arbeitsmarkt. 
Dabei wurden die Spaltung zwischen (konjunkturunabhängigen) Gewinnern und Verlierern 
verfestigt; gleichzeitig erfuhr die Mittelschicht hinsichtlich ihrer sozialen Chancen eine ex­
treme Abhängigkeit vom Verlauf der Konjunktur. Bereits die Regierung von John Major ver­
suchte, durch Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik - insbesondere durch Qualifikati­
onsprogramme - auf die soziale Spaltung zu reagieren. Zu einer wirklichen - breit angelegten 
- strategischen Neuvermessung der Beschäftigungspolitik kam es freilich nicht. 
Mit der Workfare-Strategie von New Labour scheint sich nun unter dem Begriff einer 
"linken Angebotspolitik" - das Profil einer Arbeitsmarktpolitik herauszukristallisieren, deren 
zentrales Prinzip - flexible Marktsteuerung mit sozialstaatlich gestütztem Erwerbsarbeits­
zwang - auch auf der europäischen Ebene über die Formulierung der "beschäftigungspoliti­
schen Leilinien" deutlichere Konturen gewinnt. Der strategische Bezugspunkt des Welfare to 
Work-Programmes ist dabei jedoch nicht die Verringerung der sozialen Ungleichheit mithilfe 
einer redistributiven Politik, sondern lediglich die (Wieder-) Herstellung sozialer Inklusion: 
The new politics defines equality as inclusion and inequality as exclusion, although these 
terms need some spelling out. Inc1usion refers in its broadest sense to citizenship, to the 
civil and political rigths and obligations that all members of a society should have, not 
just formally, but as a reality of their lives. It also refers to opportunities and to involve­
ment in public space. In a society where work ren1ains central to self-esteem and standard 
of living, access to work is one main context of opportunity. Education is another, and 
would be so even if it weren't so important for the employment possibilities to which it is 
relevant (Giddens 1998: 102/3). 
Angesichts der nach wie vor bestehenden starken Abhängigkeit der Daten des britischen 
Arbeitsmarktes vom Verlauf der wirtschaftlichen Konjunktur, kann angenommen werden, daß 
mit einem konjunkturellen Einbruch zugleich die Arbeitslosenzahlen wiederum in die Höhe 
schnellen werden. Dann könnte sich eine politische Debatte entwickeln, die stärker als in der 
Vergangenheit - auch im Ergebnis eines politischen Benchmarking über die nationalen Gren­
zen hinaus - Modelle einer nachfrageorientierten Beschäftigungs- und Fiskalpolitik in den 
Mittelpunkt des Interessen stellen könnte. Immerhin hat das für Tony Blair "schreckliche Jahr 
2000" - so die ZEIT vom 10. 8. 2000 - Grenzen, Rückschläge und punktuelle Niederlagen 
für die New-Labour-Regierung deutlich werden lassen, die nicht nur auf die zunehmende 
Ablehnung einer von Werbefachleuten entworfenen Modernisierungsrhetorik des Premiermi ­
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nisters, sondern auch auf die ungelösten Probleme zunehmender sozialer Polarisierung in der 
britischen Gesellschaft bei wachsenden Funktionsdefiziten der staatlichen Infrastruktur (vor 
allem in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Verkehr) zurückgeführt werden. 
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Martin Beckmann / Alvaro Berriel Diaz 
"Neue soziale Pakte" und europäische Integration 
Industrielle Beziehungen zwischen Wettbewerbskorporatis­
mus und europäischer Kooperation ­
1. Einleitung 
Seit dem Ende der fordistischen Prosperitätskonstellation ab Mitte der 70er Jahre haben die 
industriellen Beziehungen in Europa eine Reihe grundlegender Veränderungen erfahren. Wenn­
gleich sie noch immer vornehmlich im Nationalstaat verankert sind und sich Wandlungsprozesse 
daher in erster Linie "pfadabhängig" vollziehen (Traxler 1998), sind sie dennoch gleichgerichte­
ten Anpassungszwängen und zunehmend konvergenten Kontextbedingungen ausgesetzt. Im 
Zentrum stehen dabei neoliberale Deregulierungs- und Flexibilisierungsstrategien. Diese Moder­
nisierungskonzeptionen stoßen allerdings auf Widerstände und Gegentendenzen, die sowohl aus 
neuen Formen der Produktionsorganisation als auch aus den Legitimationskrisen des neoliberalen 
europäischen Entwicklungspfades erwachsen. Diese Legitimationskrisen artikulierten sich so­
wohl in Streiks und Demonstrationen, als auch in der Rückkehr sozialdemokratischer Parteien an 
die Regierungsrnacht. 
Für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung der Mitgliedstaaten wird die euro­
päische Ebene, zunächst über das Binnenmarktprojekt und dann über die Währungsunion, offen­
kundig immer wichtiger. Die europäische Integration vollzieht sich dabei als eine selektive Su­
pranationalisierung, bei der verschiedene Politikfelder unterschiedlich tief integriert werden. Die 
auch weiterhin primär national staatlich regulierten Politikbereiche, insbesondere die Sozialpolitik 
und die industriellen Beziehungen, werden durch die intensivierte ökonomische Integration ei­
nem deregulativen Anpassungsdruck ausgesetzt: Der Binnenmarkt und die erhöhte Kapitalmobi­
lität fördern auf der nationalen Ebene die Konkurrenz um Investitionen und eine standortpolitisch 
n10tivierte Deregulierung. Durch die Einführung des Stabilitätspaktes bei gleichzeitiger Beibe­
haltung der nationalstaatlichen Verantwortlichkeit in der Finanzpolitik wird außerdem eine Dy­
namik der "kompetitiven Austerität" (Bielingl Steinhilber 2000) induziert. Das Zusammenwirken 
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beider Dynamiken setzt die nationalen Systeme der sozialen Regulation unter einen verstärkten 
kompetiti ven Anpassungsdruck. 
Inwiefern sich in Zukunft auf der supranationalen Ebene auch sozialpolitische Kompetenzen 
und "europäisierte,,63 industrielle Beziehungen, die die Regime-Konkurrenz eindämmen, heraus­
bilden können, ist Gegenstand kontroverser Debatten. Auf der einen Seite befinden sich Autoren, 
die eine solche Entwicklung bereits in Ansätzen ausmachen und die als Euro-Optimisten be­
zeichnet werden; Auf der anderen Seite stehen die Euro-Pessimisten, die eine Supranationalisie­
rung der Arbeitsbeziehungen und der sozialpolitischen Regulierung für unmöglich halten. Letzte­
re befürworten die in einigen Ländern Europas praktizierten wettbewerbskorporatistischen Ar­
rangements und sog. "Sozialpakte", da diese es erlauben, eine Reihe verkoppelter Problemlagen 
simultan und konsensual zu bearbeiten. Die tripartistischen Vereinbarungen knüpfen zwar an die 
(neo-) korporatistischen Strukturen, die bis in die Mitte der 70er Jahre hinein die industriellen 
Beziehungen in Kontinentaleuropa prägten, an. Allerdings stellen sie, so unsere These, weniger 
die Reaktivierung einer spezifischen Form der Befriedung des Klassenantagonismus zwischen 
Kapital und Arbeit dar, als vielmehr den Versuch, die tradierten institutionellen Strukturen der 
sozialen und industriellen Regulation für das Krisenmanagement im postfordistischen Kapitalis­
mus zu instrumentalisieren. Die zentralen Ziele der tripartistischen Pakte bestehen dabei in der 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, der Erfüllung der 
Konvergenzkriterien und der Einhaltung des Stabilitätspaktes der Europäischen Währungsuni­
64 
on. 
Die Beschäftigungsförderung und die Anforderungen des Stabilitätspaktes stellen tendenziell 
einen Zielkonflikt dar. Wie dieser Konflikt in dem neuen Typus tripartistischer Bündnisse bear­
beitet wird, ist unseres Erachtens von entscheidender Bedeutung. Die politische Konstellation 
erscheint dabei als ambivalent: Zum einen können auch die Bündnisse nicht darüber hinweg täu­
schen, daß sich die Machtverhältnisse konzeptionell wie auch institutionell zugunsten der Kapi­
talseite verschobenen haben. Zum anderen wird aber auch immer wieder darauf hingewiesen, daß 
sich die "neuen Sozialpakte" von neoliberalen Deregulierungskonzepten deutlich unterscheiden, 
zumal den Prinzipien des Konsenses, der Reziprozität, der Kooperation und der Verhandlung 
große Bedeutung zugemessen wird. Dies sind offensichtlich die Verfahrenselemente, die die tri­
partistischen Arrangements für die Gewerkschaften so attraktiv machen. Offen bleibt jedoch, 
63 	 Unter ,,Europäisierung" verstehen wir zunächst einen Prozeß, in dem substanzielle Regulierungskompetenzen auf 
der europäischen Ebene ausgeweitet werden. Dies muß nicht zwangsläufig auf Kosten der nationalen Ebene ge­
hen. Die ,,Europäisierung" der industriellen Beziehungen umschließt nicht unbedingt eine Substitution von natio­
nalen Strukturen und Kompetenzen. Oft geht es nur darum, die national staatlich begrenzten Regulationsmöglich­
keiten durch deren partielle "Koordinierung, Kooperation und! oder Vergemeinschaftung" auf europäischer Ebe­
ne zu ergänzen. 
64 	 Die Etablierung dieser neuen institutionellen Arrangements ist an eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft: 
Erstens ist ein bestimmtes, national zentralisiertes System der industriellen Beziehungen von Vorteil; in volunta­
ristischen Systemen der Arbeitsbeziehungen, die auf der betrieblichen Ebene ihren tarifpolitischen Ansatzpunkt 
haben, wie z.B. in Großbritannien, sind "neue soziale Pakte" nur schwerlich realisierbar. Zweitens wird auch 
immer wieder hervorgehoben, daß ein Mindestmaß gegenseitigen Vertrauens zwischen den Tarifparteien not­
wendig ist. Und drittens schließlich spielt auch eine Rolle, wie die Realisierung der eigenen Interessen und For­
derungen also die relative Gewinnverteilung - von den politischen Akteuren eingeschätzt wird. 
156 
157 "Neue Soziale Pakte H und europäische Integration 
inwiefern die Bündnisse nicht nur prozedural und institutionell, sondern auch inhaltlich eine Al­
ternative zum Neoliberalismus darstellen. Konkret geht es vor allem um zwei Fragestellungen: 
(1) Wird mit den tripartistischen Arrangements die Regime-Konkurrenz tatsächlich vermie­
den, d.h. die Dynamik der "kompetitiven Deregulierung" und die damit verbundenen Gefahr ei­
nes "race to the bottom" aufgehoben, oder wird diese Tendenz durch die neue Wettbewerbsori­
entierung noch verstärkt? 
(2) Blockiert die einseitige Fixierung auf den nationalen Rahmen, der den Wettbewerbspak­
ten immanent ist, eine "Europäisierung" der industriellen Beziehungen? In diesem Fall würde 
sich die Basisprämisse der Euro-Pessimisten, daß eine "Europäisierung" der Arbeitsbeziehungen 
strukturell nicht möglich ist, als "Self-fulfilling-prophecy" erweisen. 
2. 	 Die industriellen Beziehungen im postfordistischen Kapita­
lismus 
Die Bedeutung, die den industriellen Beziehungen als konstitutivem Element gesellschaftli­
cher Strukturen zukommt, ist unter anderem abhängig von den staatlichen Funktionsbestimmun­
gen, Leitbildern und Steuerungsformen. In der "Prosperitätskonstellation" des westeuropäischen 
Nachkriegskapitalismus sicherte der "Interventionsstaat" durch eine sozialpolitische Umvertei­
lung und eine weitgehend autonome wirtschaftspolitische Steuerung die Stabilität der nationalen 
Ökonomien. In diesem Kontext stellte er auch die materiellen Ressourcen für einen spezifischen 
sozialintegrativen "Klassenkompromiß" bereit. In der Krise des Fordismus und den Übergang 
zum Postfordismus (vgl. Hirschl Roth 1986, ReveIli 1999) erodierten jedoch die tragenden 
Grundstrukturen dieses Arrangements. Das Ende des Fordismus ist durch eine Verlangsamung 
der Wachstumsdynamik, steigende Staatsverschuldung, inflationären Druck und zunehmend kon­
fliktträchtige Arbeitsbeziehungen gekennzeichnet. Die auf Vollbeschäftigung, den Ausbau der 
sozialen Sicherungssysteme und eine "Demokratisierung der Wirtschaft" beruhende reformpoliti­
sche Befriedung des kapitalistischen Klassenantagonismus stieß auf immer größere Realisie­
rungsprobleme. In den achtziger Jahren führte die unzureichende Bewältigung der sozialen und 
ökonomischen Krisenerscheinungen letztlich zu einem wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 
Paradigmenwechsel und zur Dominanz neoliberaler Konzeptionen. 
Die neoliberale Krisendiagnose lautet: Die wohlfahrtsstaatlichen Formen politischer Steue­
rung sind nicht nur ineffektiv, sondern selbst Ursache der bestehenden Probleme. Statt die Lei­
stungsbereitschaft der wirtschaftlichen Akteure durch staatliche Steuerungsansprüche zu blockie­
ren, soll sich die Politik vom Anspruch des sozialen Ausgleichs durch Umverteilungsmaßnahmen 
verabschieden und darauf konzentrieren, bessere Angebotsbedingungen zu schaffen. Hierzu zählt 
insbesondere die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte, die Modemisierung der vermeintlich lei­
stungshemmenden sozialen Sicherungssysteme und die Stärkung der nationalen Wettbewerbspo­
sition. 
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Mit der allgemeinen Durchsetzung neoliberaler Politikmuster innerhalb Westeuropas wäh­
rend der achtziger Jahre schien das Ende des (Neo-) Korporatisnlus als Methode der Interessen­
vermittlung zwischen Arbeit, Kapital und Staat eingeleitet worden zu sein. Die neoliberall neo­
konservativ orientierten Regierungen verfolgten Deregulierungsstrategien, die dem Inhalt und 
auch der Form sozialkorporatistischer Arrangements mitunter deutlich widersprachen. Die damit 
vermeintlich verbundene Abkehr von zentralisierten Verhandlungen, d.h. die Dezentralisierung 
industrieller Beziehungen, läßt sich auf vor allem zwei externe Zwänge zurückführen, die auf die 
nationalen Systeme der Arbeitsbeziehungen einwirken (Rhodes 1997: 2ff): 
(1) Zum einen erhöht sich durch den globalen Wettbewerb der Druck auf die Produktionsko­
sten, insbesondere auf die Lohn- und Arbeitskosten. Die Drohung einzelner Unternehmen, die 
Produktion innerhalb Europas oder gar weltweit an einen anderen Standort zu verlagern, begün­
stigt die Forderung nach flexiblen, den Bedingungen des jeweiligen Unternehmens angepaßten 
Problemlösungsstrategien und fördert so die Verlagerung von Regulierungskompetenzen auf die 
betriebliche Ebene. Auf der Agenda steht vorrangig die allgemeine Flexibilisierung der Systeme 
der Erwerbsarbeit. Dabei geht es erstens um die Steigerung der internen Flexibilität im Betrieb, 
d.h. der Produktions- und Arbeitsorganisation. Zweitens soll die externe Flexibilität der Arbeits­
märkte, also der Ein- und Austritt aus der Erwerbsarbeit erhöht werden. Und drittens soll 
schließlich das Lohnniveau stärker an die betriebliche und unternehmerische Leistungsfähigkeit 
angebunden und in diesem Sinne gespreizt werden. 
(2) Diese neoliberal inspirierten Deregulierungsstrategien wurden auf europäischer Ebene 
durch die Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986 bzw. das Binnen­
marktprojekt von 1992 und die Einführung der Europäischen Währungsunion 1999 zusätzlich 
gefördert. 
Insbesondere im Vorfeld zur dritten Stufe der Währungsunion kam es in den Mitgliedstaaten 
zu weitreichenden Anpassungen, um die Anforderungen des Stabilitätspaktes zu erfüllen. Neben 
Einsparungen in den Haushalten, einer reduzierten öffentlichen (Neu-) Verschuldung und einer 
restriktiven Geldpolitik standen die Tarifauseinandersetzungen ganz im Schatten der geforderten 
Preisstabilität. Eine moderate Tarifpolitik, d.h. Lohnabschlüsse unterhalb des Produktivitäts­
wachstums, ist nach weitläufiger Einschätzung zur Wahrung der Preisstabilität unabdingbar. Ho­
he Tarifabschlüsse gefährden die niedrigen Inflationsraten und sind deshalb auf jeden Fall zu 
vermeiden. Da die Differenz zwischen den Tarifabschlüssen - immer im Verhältnis zur Produkti­
vitätsentwicklung - überdies nicht mehr über Wechselkursanpassungen zu kompensieren ist, 
werden die Tarifabschlüsse zu einem zunehmend wichtigeren Wettbewerbsfaktor. Der Zwang zu 
einer moderaten Lohnentwicklung und einer Dezentralisierung der VerhancUungssysteme wird 
hierdurch noch verstärkt. 
Diesen Tendenzen stehen jedoch auch zwei Gegenbewegungen entgegen, welche die Dezen­
tralisierungsbestrebungen relativieren: 
Erstens sind, ebenfalls als Reaktion auf den verschärften Wettbewerb und den gestiegenen 
Kostendruck, neue Fonnen der Arbeits- und Produktionsorganisation entstanden. Unter Schlag­
worten wie "lean production" oder "human ressource management" werden Strategien entwik­
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kelt, die mittels einer stärkeren Nutzung des Humankapitals Produktivität und Profitraten erhöhen 
sollen. Um diese neuen Strategien - die unter anderem Teamarbeit, die Qualifizierung der Ar­
beitskräfte und den Abbau innerbetrieblicher Hierarchien mit sich bringen - einführen zu können, 
bedarf es kooperativer Beziehungen zwischen der Belegschaft und dem Management und einer 
Unternehmenskultur des Vertrauens. Eine solche partnerschaftliche Strategie, welche die interne 
Flexibilität steigert, kann jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn die Flexibilität auf dem Ar­
beitsmarkt begrenzt wird. "Too high a level of external flexibility destroys trust and undermines 
internal flexibility" (Rhodes 1997: 180). Um die neuen Produktions- und Managementmethoden 
abzusichern, müssen die Formen externer Flexibilität auf zentraler Ebene kooperativ, d.h. durch 
Verhandlungen, begrenzt werden. 
Einer konsequenten Dezentralisierung steht zweitens die gewachsene Bedeutung der Ar­
beitskosten im internationalen Standortwettbewerb ebenso entgegen wie die Auflage, die Inflati­
onsrate im Rahmen des Stabilitätspaktes zu drosseln. Um die Wettbewerbsfähigkeit und die so­
ziale Stabilität zu sichern, bemühen sich die nationalen Regierungen darum, die Gewerkschaften 
in zentrale Arrangements einzubinden. Eine flächendeckende Einbindung der Gewerkschaften in 
das Projekt der Währungsunion kann besser gelingen, wenn die Verhandlungssystenle zentrali­
siert und die Dachorganisationen stark genug sind, um die Einhaltung zentraler Vereinbarungen 
zu gewährleisten. Wird eine radikale Dezentralisierungs- und Deregulierungskonzeption verfolgt, 
so besteht stets die Gefahr, daß die Arrangements scheitern. Dies könnte dazu führen, daß die 
Gewerkschaften hohe Tarifabschlüsse erkämpfen und somit einen inflationären Druck erzeugen, 
der die Einhaltung des Stabilitätspaktes bedroht. Am britischen Beispiel läßt sich aufzeigen, wie 
wenig eine weitgehende Dezentralisierung eine moderate Lohnentwicklung garantieren kann .. 
Die Ursache dafür liegt in dem Druck, den vermachtete Gütermärkte auf die betrieblichen Ar­
beitsmärkte ausüben und dadurch die Lohnfindung beeinflussen (vgl. Traxler 2000: 417). Die 
politökonomischen Entwicklungen in Westeuropa während der neunziger Jahren zeigen dennoch 
keine eindeutige Richtung auf, in die sich die Systeme industrieller Beziehungen weiter entfalten 
werden: "In sum, there are pressures for both a decentralization and a centralization (in some 
cases a recentralisation) of industrial relations systems" (Rhodes 1997: 180). 
3. 	 Zur Debatte über die Europäisierung der industriellen Be­
ziehungen: Euro-Optimisten vs. Euro-Pessimisten 
Es besteht weitreichender Konsens darüber, daß die industriellen Beziehungen und die Tarif­
politik nicht nur von den strukturellen Umbrüchen in der Produktionssphäre und den damit ver­
bundenen Machtverschiebungen betroffen sind, sondern auch aufgrund der Globalisierung und 
der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion einem starken Veränderungsdruck unterlie­
gen. Welche Rolle der Prozeß der europäischen Integration beim Wandel der industriellen Bezie­
hungen nun genau spielt, ist allerdings heftig umstritten. Eine wichtige Debatte bezieht sich auf 
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die Frage, ob es zukünftig zu einer "Europäisierung" der industriellen Beziehungen kommen 
kann bzw. ob die Herausbildung supranationaler Arbeitsbeziehungen überhaupt erstrebenswert 
ist. Grob lassen sich die verschiedenen Positionen zwei Kategorien subsumieren, die sich zumin­
dest implizit auch auf den Charakter der EU beziehen: 
Die Euro-Optimisten (Falkner 1997; Leibfriedl Pierson 1995; D~lvik 1998) gehen davon aus, 
daß sich innerhalb des europäischen Mehrebenensystems zunehmend supranationale Formen so­
zialer Regulierung herausbilden. Die Verordnungen und Richtlinien in der Einheitlichen Europäi­
schen Akte, die Wiederbelebung des "Sozialen Dialogs" zwischen den europäischen Dachver­
bänden und die Aufnahme des Sozialprotokolls in den Vertrag von Amsterdam sind Hinweise auf 
eine bescheidene, aber beständige Zunahme supranationaler sozialpolitischer Maßnahmen und 
Kompetenzen. Diese Auffassung korrespondiert mit einer (neo-) funktionalistischen Interpretati­
on der Europäischen Integration, wonach die ökonomische Integration (EWS, Binnenmarkt, 
Währungsunion) einen - politisch vermittelten - Druck in Richtung einer supranationalen Regu­
lation hervorruft, die eine Ausweitung der sozialen Rechte und auch eine intensivere Koordinati­
on in der Wirtschafts- und Fiskalpolitik mit einschließt. Zumindest langfristig ist mit einer "Eu­
ropäisierung" der industriellen Beziehungen zu rechnen, was sich bereits in der Aufwertung der 
europäischen Sozialpartner im Gesetzgebungsverfahren in Bereich des Arbeitsrechts andeutet 
(vgl. Artikel 138 und 139 des EGV von Amsterdam). 
Demgegenüber betonen die Euro-Pessimisten (Streeck 1998a; Ebbinghaus/ Visser 1994; 
Keller 1993), daß sich auf europäischer Ebene Mechanismen sozialer Regulierung nur äußerst 
rudimentär herausgebildet haben, und daß die zustande gekommenen Vereinbarungen bestenfalls 
von symbolischem Wert sind (vgl. Streeck 1998a). Nach ihrer Auffassung wird die Herausbil­
dung einer sozialen Dimension schon stnLkturell durch das Fehlen kompetenter sozialstaatlicher 
Akteure auf der EU-Ebene blockiert. Der mangelnde politische Wille zur Schaffung supranatio­
naler institutioneller Strukturen, die einen substanziellen Kompetenztransfer voraussetzen und 
zwar sowohl von Seiten der Arbeitgeber- als auch der Arbeitnehmerorganisationen -, macht aus 
der Perspektive der Euro-Skeptiker eine europäische Re-Regulierung unmöglich. Die Tarifpartei­
en unterscheiden sich allerdings darin, daß die Arbeitgeber kein strategisches Interesse an einer 
Europäisierung der Kollektivverhandlungen haben, während die Gewerkschaften aufgrund diver­
gierender nationaler Interessen und Präferenzen sowie unterschiedlicher Strategien und Organi ­
sationsstrukturen daran gehindert werden, sich transnational zu organisieren. Eine Europäisierung 
des zentralen Konfliktgegenstandes, d.h. der Lohn- und Tarifstandards, ist schon deshalb nicht 
möglich, weil diese in spezifischer Weise in das jeweilige nationalstaatliche Wirtschafts- und 
Sozialsystem integriert sind. Die Unterschiede in den Kompetenzen und Regelungsfunktionen 
spiegeln sich z.B. im Verhältnis von staatlichen und tarifvertraglichen Regelungsformen oder 
dem Grad der Tarifautonomie. 
Die euro-pessimistische Sicht hält jedoch nicht nur eine supranationale sozialpolitische Re­
Regulierung für nicht durchsetzbar. Sie geht überdies von einer prinzipiellen Inkompatibilität 
zwischen der ökonomischen und der (sozial-) politischen Integration in Europa aus. Der Integra­
tionsprozeß erscheint dann als ein "Liberalisierungsregime", das darauf ausgerichtet ist, die 
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"Marktkräfte von politischen Eingriffen zu befreien" (Streeck 1998). Er folgt dabei dem Muster 
einer selektiven Supranationalisierung, die sich vor allem über den Mechanismus der "negativen 
Marktintegration" (Scharpf 2000) vollzieht. Durch das Binnenmarktprogramm und die Wäh­
rungsunion ist der europäischen Integration demnach eine Funktionslogik eingelagert, die Ten­
denzen einer "kompetitiven Deregulierung" und "kompetitiven Austerität" hervorruft. Entschei­
dend ist in diesem Zusammenhang die Annahme, daß sich der europäische Integrationsprozeß als 
(Markt-) Liberalisierungsregime bereits konsolidiert hat und nunmehr selbst reproduziert. Daher 
ist es unmöglich, die regulativen und institutionellen Rahmenbedingungen zu modifizieren. Sol­
len weiterhin wohlfahrtsstaatliche Ziele realisiert werden, so müssen die gewerkschaftlichen Res­
sourcen auf der nationalen Ebene konzentriert und im Rahmen eines Konzepts der "progressiven 
Wettbewerbsfähigkeit" Produktivitätssteigerungen und "wirtschaftliche Effizienz" mit sozialpo­
litischen Maßnahmen verbunden werden. 
4. Legitinlationskrisen des neoliberalen Integrations- und 
EIltwicklungspfades 
Die Post-Maastricht-Krise (Deppe/ Felder 1993) hatte bereits die Blockaden des europäi­
schen Entwicklungspfades deutlich gemacht. Die strikt neoliberal ausgerichteten Formen eines 
möglichen neuen Politikmodells haben sich für die westeuropäischen Formationen als nicht 
funktional bzw. als gesellschaftlich nicht durchsetzungsfähig erwiesen. Trotz der relativen 
Schwächung der Gewerkschaften und der Stärkung des transnationalen Kapitals stößt eine neoli­
berale Strukturanpassung nach angelsächsischem Vorbild in Westeuropa nach wie vor auf erheb­
lichen Widerstand. Zudem kam es zur Rückkehr sozialdemokratischer Parteien an die Regie­
rungsmacht. Die programmatisch erneuerten Sozialdemokratien verfolgen nun allerdings eine 
Modernisierungsstrategie, die sich von den "klassischen" sozialdemokratischen Forderungen 
deutlich absetzt. Im Unterschied zu radikalen neoliberalen Modernisierungskonzepten sind die 
Vorschläge der "neuen Sozialdemokratie" (Bieling 2000) langfristiger angelegt und orientieren 
sich am Leitbild einer "kooperativen Re-Regulierung". Im Mittelpunkt steht hierbei die Vorstel­
lung, eine neue Balance zwischen den tendenziell widersprüchlichen Forderungen nach gesell­
schaftlicher Gerechtigkeit und ökonomischer Effizienz herzustellen65• 
Mit Hilfe dieses Konzeptes, das auf national staatlicher Ebene die Institutionen der korporati­
stischen Konzertierung wiederbelebt, wird der Versuch unternommen, Strategien der ökonomi­
schen Anpassung an die veränderten globalen Wettbewerbs bedingungen mit Maßnahmen "so­
65 	 Dabei kommt es jedoch zu einer entscheidenden Einschränkung des Verständnisses von sozialer Regulation: 
Durch die wettbewerbs strategische Ausrichtung staatlicher Intervention ist allen sozialen Regulationszusammen­
hängen eine wettbewerbsorientierte Standortlogik eingelagert. Die staatlichen Steuerungsinstrumentarien bleiben 
auf markt-konforme Interventionsformen beschränkt, während der Anspruch sozialer Gerechtigkeit inhaltlich neu 
definiert und auf das Ziel "sozialer Inklusion" reduziert wird. ,,Employability" wird zur Determinante für Ge­
rechtigkeit im Sinne von Chancengleichheit. 
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zialer Inklusion" zur Sicherung der gesellschaftlichen Kohäsion zu verknüpfen. Die "neuen so­
zialen Pakte" spielen dabei eine entscheidende Rolle, weil ein neuer Kontrakt zwischen Gerech­
tigkeit und Effizienz am besten dann zu erreichen ist, wenn er in korporatistische Strukturen ein­
gebettet wird. Eine wesentliche Voraussetzung dieser Strategie besteht in der Modernisierung der 
sozialen Strukturen des Wohlfahrtsstaates und der ihn tragenden Akteure, insbesondere der Ge­
werkschaften. Die Politik der radikalen Deregulierung - z.B. unter Thatcher in Großbritannien 
zielte auf eine substanzielle Schwächung gewerkschaftlicher Macht. Das nunmehr praktizierte 
tripartistische Modernisierungskonzept besteht in der Verbindung von Flexibilisierungsmaßnah­
men und Zugeständnissen an die Gewerkschaften. Streeck (1998: 15) beobachtet bereits die Um­
risse eines postfordistischen Klassenkompromisses: 
In the proeess a new European ,peaee fonnula' between eapital and labor seems to be emer­
ging that is gradually taking the plaee of the postwar fonnula of full employment and eonti­
nuous ineome growth at eonstant distribution. In its stead it emphasizes the sharing of eeo­
nomie risk and responsibility in a less predictable environment, and the joint seareh for ,win­
win' strategies in eompetitive markets. 
Trotz des oben beschriebenen externen Drucks, der durch die Globalisierung und die Wäh­
rungsunion auf die Arbeitsbeziehungen ausgeübt wird, vollziehen sich die Veränderungen in 
Westeuropa noch immer pfadabhängig. Dabei wird versucht, den tradierten institutionellen und 
regulativen Rahmen für eine wettbewerbsorientierte Anpassungsstrategie nutzbar zu machen. Die 
Prinzipien des Kollektivvertragssystems und die Fonnen der wirtschafts- und sozialpolitischen 
Konzertierung - Grundpfeiler der fordistischen Regulationsweise - werden auch unter den ver­
änderten Bedingungen des Postfordismus beibehalten. Sie unterliegen jedoch einem fundamen­
talen Funktionswandel. Die aktuelle Entwicklung der industriellen Beziehungen in Westeuropa 
zielt "weniger auf eine Auflösung als auf eine inhaltliche Transfonnation der bestehenden natio­
nalen Institutionen im Hinblick auf die neuen Parameter des globalen Wettbewerbs" (Schulten . 
1998: 151). Von einer totalen Dezentralisierung, wie sie noch in den 80er Jahren von vielen Sozi­
alwissenschaftlern prognostiziert wurde, kann somit keine Rede sein. Statt dessen werden die 
Systeme der industriellen Beziehungen vielfach dahingehend umgebaut, daß sie - unter staatli­
cher Vermittlung - Fonnen zentraler Konzertierung mit Prozessen geregelter Dezentralisierung 
verbinden.66 Häufig wird in diesem Zusammenhang auch von einer Strategie der "centralized 
decentralization" (Rhodes 1997) gesprochen. 
66 	 Schulten (1998: 152ff.) unterscheidet zwischen drei Formen der Dezentralisierung: 
1. 	 Prozesse geregelter Dezentralisierung: Hierbei findet entweder eine direkte Übertragung von Regulierungs­
kompetenzen von der überbetrieblichen auf die betriebliche Ebene statt, oder es werden Regelungen getrof­
fen, welche die betriebliche Abweichung von der kollektivvertraglich getroffenen Übereinkunft legalisieren 
(z.B. Öffnungsklauseln in Flächentarifverträgen). 
2. 	 Prozesse wilder Dezentralisierung: Einzelne Unternehmen entscheiden sich, die Bindung an die Kollektiv­
verträge zu lösen. Zu differenzieren ist dabei zwischen offizieller und inoffizieller Loslösung von den über­
betrieblichen Verpflichtungen. Der offizielle Weg erfolgt zum Beispiel durch Austritt aus dem Arbeitgeber­
verband. Beim inoffiziellen Weg hingegen bleibt das Unternehmen formal an die überbetrieblich getroffenen 
Regelungen gebunden. Faktisch jedoch werden sie durch die betriebliche Praxis unterlaufen. Diese Praxis hat 
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4.1. Wettbewerbskorporatismus und "neue soziale Pakte" 
Die neuen Pakte stellen eine von den sozialen Kräfteverhältnissen bestimmte Fonn der in­
stitutionellen Anpassung an gewandelte externe Zwänge dar. Die Ziele des Wettbewerbskorpora­
tismus bestehen vor allem darin, die nationale Wettbewerbsfahigkeit zu verbessern, die Arbeits­
losigkeit zu bekämpfen, die öffentlichen Haushalte zu sanieren und die sozialen Sicherungssy­
steme zu reformieren. Innerhalb der Pakte hat die angebotspolitisch ausgerichtete Steigerung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit oberste Priorität. Der neue Korporatismus kann somit auch 
als "Angebotskorporatismus" (Traxler 1993) bezeichnet werden. Er stützt sich dabei nicht zuletzt 
auf eine "moderate" Lohnpolitik. Überall verpflichten sich die Gewerkschaften, Lohnabschlüsse 
zu akzeptieren, die unterhalb des Produktivitätszuwachses liegen. In den verschiedenen Ländern, 
in denen "neue soziale Pakte" geschlossen werden konnten, wurden bestimmte Leitgrößen defi­
niert (HasseI 1999), die sich an der nationalen Inflationsrate bzw. an der durchschnittlichen Infla­
tionsrate der Mitglieder der EURO-Zone oder auch an den Lohnentwicklungen der Haupthan­
deIspartner orientieren. In der Folge kam es überall zu einer tarifpolitischen Umverteilung zu 
Lasten der lohnabhängig Beschäftigten. 
Neben der Lohnpolitik steht in vielen der neuen Pakte die Flexibilisierung der Arbeitsmärkte 
in Verbindung mit einer re-regulativen Strategie der Beschäftigungsförderung auf der Agenda. 
Durch ein ganzes Bündel angebotspolitisch orientierter Beschäftigungspolitiken soll die ange­
spannte Situation auf den westeuropäischen Arbeitsmärkten entschärft werden (Teague 1999: 
44ff). Die in den "neuen sozialen Pakten" angestrebten Refonnen der Arbeitsmarkt- und Be­
schäftigungspolitik sind zwar auf das Ziel eines n1öglichst hohen Beschäftigungsniveaus ausge­
richtet, die Instrumentarien sind im Gegensatz zum fordistischen "Sozialkorporatismus" jedoch 
angebotsseitig begrenzt. Mit der Entstehung der Beschäftigungspolitik als europäischem Politik­
feld (vgl. Tidow 1998a) wird zudem per "benchmarking"-Verfahren (Tidow 1999) eine Identifi­
zierung von sog. "best practices" angestrebt. Diese Vorgaben sollen langfristig nicht nur eine 
gewisse arbeitsmarktpolitische Konvergenz fördern, sondern auch auf der nationalen Ebene eine 
spezifische, wettbewerbspolitisch motivierte Ursachenanalyse und Refonnpolitik verankern. 
Die in den "neuen sozialen Pakten" angestrebten Refonnen der sozialen Sicherungssysteme 
zielen vorrangig auf eine finanzielle Entlastung der Sozialversicherungssysteme und der öffentli­
chen Haushalte. Sie sind zuden1 nut der strategischen Orientierung auf eine gesteigerte Wettbe­
werbsfähigkeit verbunden, was sich unter anderem auch in den Bemühungen um reduzierte So­
zialbeiträge widerspiegelt. Von der hierdurch induzierten Senkung der Arbeitskosten sollen Be­
schäftigungsimpulse ausgehen. Die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitiken werden also 
weiterhin national umgesetzt. Ihre Inhalte werden jedoch verstärkt auf supranationaler Ebene 
in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen. Erinnert sei nur an die in Deutschland abgeschlos­
senen betrieblichen Bündnisse für Arbeit. 
3. 	 Prozesse "spontaner Dezentralisierung": Hiermit werden Formen der Dezentralisierung charakterisiert, die 
aus neuen Anforderungen an die Regulierung der Arbeitswelt entstehen. Die Modernisierung der Arbeitsor­
ganisation mittels betrieblicher Qualifizierung und Gruppenarbeit verlangt z. B. nach dezentralen Lösungen, 
die nicht auf der Agenda kollektivvertraglicher Verhandlungen stehen. 
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definiert und den Mitgliedstaaten als "Leitlinien" empfohlen. Im Zentrum der Bemühungen steht 
dabei die Verbesserung der "employability", d.h. der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer. 
Beschäftigungsprogramme für besonders benachteiligte Gruppen sollen die Integration in den 
Arbeitsmarkt erleichtern. Weitere Maßnahmen, mit deren Hilfe das Beschäftigungsniveau gestei­
, gert werden soll, sind die beschäftigungsorientierte Modernisierung der sozialen Sicherungssy­
steme und der öffentlichen Arbeitsverwaltung. Für ungelernte Arbeitskräfte sollen der Nied­
riglohnsektor ausgebaut und Qualifizierungsprogramme, insbesondere im EDV -Bereich, geschaf­
fen werden. Außerdem wird der Zwang, eine Arbeit bzw. eine staatlich bereitgestellte Förder­
maßnahme anzunehmen, durch die Androhung von Sanktionen, z.B. die Kürzung der Sozialhilfe, 
verstärkt. 
Auch wenn sich die "neuen sozialen Pakte" den jeweiligen nationalstaatlichen Bedingungen 
und Voraussetzungen anpassen, sind sie durch einige übergreifende Gemeinsamkeiten gekenn­
zeichnet (vgl. HasseI1998): Sie zielen auf die Vereinbarung von Strategien zur Überwindung der 
Arbeitsmarktkrise ab, wirken also ressortübergreifend: Nicht nur die Tarif- und Sozialpolitik, 
sondern auch die Steuer- und Arbeitsmarktpolitik bilden Politikfelder, die in den korporatisti­
sehen Pakten verhandelt werden. Zudem beschränken sie sich nicht auf eine kurzfristige Konzer­
tierung, sondern sind mittel- bis langfristig angelegt. Außerdem können sie als kooperationsfi­
xiert bezeichnet werden, da sie auf einer von allen Akteuren - zumindest partiell - geteilten Pro­
blemdefinition beruhen und gemeinsam erzielbare Vorteile in Aussicht stellen. 
Die Teilnahme der Gewerkschaften erklärt sich aus der Erwartung, daß ihre Kooperationsbe­
reitschaft belohnt wird. Sie hoffen, durch die Anerkennung einer wettbewerbsorientierten Ar­
beitskostensenkung, die "Amerikanisierung" der Arbeitsmärkte zu verhindern. Nach langen Jah­
ren einer rein defensiven Strategie sehen die Gewerkschaften in der Teilnahme an den neuen So­
zialpakten außerdem die Möglichkeit, in die neue Modernisierungsstrategie solidarische und pro­
gressive Elemente einzubringen. Die Forderungen reichen von erhöhten staatlichen Ausgaben in 
die Infrastruktur, Aus- und Weiterbildung und die Schaffung eines öffentlich finanzierten "dritten 
Sektors" bis hin ZUlll Erhalt von Partizipations- und Mitbestimmungsrechten in den Betrieben. 
Ebenso wie die Arbeitgeberverbände versuchen auch die Gewerkschaften, durch die Beteiligung 
an den Sozialpakten ihrer organisatorischen Schwächung, d.h. ihrer schwindenden Mitgliedschaft 
und der Erosion des Flächentarifvertrags entgegenzuwirken; denn bei weitgehend flexibilisierten 
und dezentralisierten industriellen Beziehungen würden die gewerkschaftlichen Positionen sub­
stantiell geschwächt: "Credibility collective bargaining is as likely to secure trade unions an in­
stitutional place in the new Euro-zone as any strategy" (Teague 1999: 42). Diese Überlegungen 
zeigen zugleich einen Unterschied zum "sozialen Korporatismus": Während in diesem die betei­
ligten Akteure "über das Repräsentationsmonopol der kollektiven Interessen einer bestimmten 
Gnlppe verfügten" (Schmitter/ Grote 1997: 531), stützt sich der Wettbewerbskorporatismus auf 
wesentlich schwächere Organisationen. 
Die Initiative zu den "neuen sozialen Pakten" liegt in der Regel beim Staat, genauer: bei der 
Regierung. Deren Hauptinteresse gilt der Legitimierung der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Für 
sie ist es von besonderer Bedeutung, daß die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände die Krite­
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rien des europäischen Stabilitätspaktes und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit unterstüt­
zen. Die Arbeitgeber scheinen dabei relativ leicht der Teilnahme an den Pakten zustimmen zu 
können, da der zentrale Ansatzpunkt, eine lohnkostenorientierte Verbesserung der Wettbewerbs­
fähigkeit, ihren Interessen voll entspricht. Im Wettbewerbskorporatismus geht es also nicht so 
sehr um eine redistributive Politik zur Wohlfahrts steigerung, sondern in erster Linie um die An­
passung der nationalen Produktionsstandorte an die Anforderungen des globalen Wettbewerbs. 
Die "neue sozialen Pakte" sind "selbst ein Produkt der neoliberalen Ära" (Schauer 1999: 34). 
Allerdings unterscheidet sich der Wettbewerbskorporatismus und das mit ihm verbundene 
Konzept des aktivierenden Sozialstaates, trotz einer gewissen Kontinuität in wichtigen Punkten­
z.B. dem übergeordneten Ziel der Wettbewerbsfähigkeit und der Politik der Lohnkostensenkung 
- von rein neoliberalen Konzeptionen. Die Analyse der Arbeitsmarktproblematik stimmt zwar 
mit neoliberalen Sichtweisen überein und akzeptiert die Notwendigkeit der exten1en Flexibilisie­
rung. Dennoch unterscheiden sich die Lösungsansätze: Während die überzeugten Anhänger des 
Neoliberalismus den Wohlfahrtsstaat schlicht demontieren wollen, plädieren die Befürworter des 
"Dritten Weges" für eine Politik der "regulativen Flexibilisierung", welche nicht nur die externe 
Flexibilität erhöht, sondern auch für eine gewisse soziale Absicherung und die Qualifizierung der 
Marktteilnehmer sorgt. Dem Wettbewerbskorporatismus liegt die Idee zugrunde, die Sozialpart­
ner in nationalen Modernisierungskoalitionen zusammenzuführen. Der Ziel konflikt zwischen 
sozialer Stabilität und Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit ist aus Sicht der BefÜfworter der 
"neuen sozialen Pakte" nur durch eine Strategie zu lösen, die über hohe Produktivitätsgewinne 
auch hohe Löhne und soziale Sicherheit ermöglicht. Dieser "high skill-high wage"-Pfad setzt 
jedoch nicht nur entsprechende Investitionen in kollektive Güter (wie Infrastruktur, Ausbildung, 
Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen) voraus, sondern beruht ebenso auf dem Vertrauen 
und der Kooperationsbereitschaft der Sozialpartner. Nur wenn die Gewerkschaften ihrer Mitver­
antwortung nachkommen und eine Politik der Standortsicherung unterstützen, sind demnach 
langfristig ein hohes Beschäftigungsniveau und der Erhalt des Wohlfahrtsstaates zu erreichen. 
Die Verfechter der neuen Sozialpakte sehen in diesen daher einen institutionell materialisierten 
"neuen sozialen Konsens" (Streeck 1998a), der die gemeinsame Verantwortung für die Sicherung 
der nationalen Wettbewerbsfähigkeit als Voraussetzung der sozialen Wohlfahrt anerkennt. 
Alles in allem müssen die Gewerkschaften in den "sozialen Pakten" zunächst massive Vor­
leistungen erbringen. Ohne jegliche Garantien läßt sich die Arbeitgeberseite lediglich das Ver­
sprechen abringen, zu einem späteren Zeitpunkt - wenn die Voraussetzungen denn stimmen - zu 
investieren und neue Arbeitsplätze zu schaffen. Auch dieser Mechanismus verdeutlicht den Un­
terschied zwischen dem neuen Wettbewerbskorporatismus und dem "sozialen Korporatismus" 
der fordistischen Ära: Während der "soziale Korporatismus" nach den Prinzipien des politischen 
Tausches - Lohnzurückhaltung gegen Ausbau der sozialen Sicherungs systeme und Vollbeschäf­
tigungspolitik - funktionierte, dominiert in den "neuen sozialen Pakten" das Prinzip des "conces­
sion bargaining". Da im Wettbewerbskorporatismus auch weiterhin die Interessen des transnatio­
nalen Kapitals bestimmend sind, stellt er eine nur leicht modifizierte Fortsetzung deregulativer 
Politik dar. Die Einbindung der Gewerkschaften in die "neuen sozialen Pakte" kommt in diesem 
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Sinne der Akzeptanz einer weitgehend von der Arbeitgeberseite definierten Agenda gleich. Mit 
anderen Worten: Die Gewerkschaften befinden sich innerhalb der "neuen sozialen Pakte" gegen­
über dem Kapital sowohl strategisch als auch politisch-konzeptionell in einer subalternen Positi­
on. 
4.2. Widersprüche des "Wettbewerbskorporatismus" 
In den wettbewerbskorporatistischen Arrangements manifestieren sich in allen Mitgliedstaa­
ten der EU trotz aller Unterschiede und pfadabhängigen Problemlagen gemeinsame Bestre­
bungen: erstens das Bemühen, die nationale Wettbewerbsfähigkeit auf der Grundlage von Pro­
duktivitätssteigerungen zu verbessern; zweitens der Versuch, die Massenarbeitslosigkeit zu redu­
zieren und die soziale Stabilität zu stärken, da dies für die Legitimation der Regierungen ebenso 
wie für das Projekt der europäischen Integration von unmittelbarer Bedeutung ist. Drittens sollen 
die "neuen sozialen Pakte" dazu beitragen, die Konvergenzkriterien der Währungsunion zu er­
füllen. Inwiefern diese Ansprüche adäquat formuliert sind und über die konkreten politischen 
Initiati ven tatsächlich realisiert werden, darüber gehen die Meinungen freilich auseinander. Unse­
res Erachtens lassen sich denn auch mindestens drei Einwände zu fornlulieren: 
Erstens ist es äußerst fraglich, inwieweit die verfolgte Strategie tatsächlich eine angemessene 
Antwort auf die Anforderungen der Globalisierung darstellt. Schließlich ist der postfordistische 
Kapitalismus weit weniger auf kooperative Lösungsstrategien angewiesen, als die Befürworter 
korporatistischer Pakte annehmen: 
In vielen Branchen - besonders im Dienstleistungssektor mit Banken und Versicherungen auf 
der einen und den Fast-Food-Ketten auf der anderen Seite - scheint es für Unternehmer keine 
Notwendigkeit zu geben, Verhandlungen oder Vereinbarungen mit Gewerkschaften zuzu­
stimmen; zumeist sind sie nämlich in der Lage, die Arbeitsbedingungen zu diktieren, ohne 
überhaupt Konzessionen machen zu müssen" (Bieling/ Deppe 1999: 287ft). 
Derartige Tendenzen entfalten sich nicht nur im Finanz- und Dienstleistungsbereich, sondern 
in nicht geringem Ausmaß auch in der industriellen Produktion. 1995 veröffentlichte das Fraun­
hofer-Institut für Systemtechnik und Innovationforschung (ISI) eine umfangreiche Studie, die 
den Verbreitungsgrad untersuchte, den die Prinzipien der schlanken Produktion in der Bundesre­
publik erreicht hatten (Dreher u.a. 1995). Sie kommt zu dem Ergebnis, daß in der Mehrzahl der 
Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe keines der Elemente der schlanken Produktion einge­
führt wurde. Am ehesten werden noch Maßnahmen genutzt, welche die Fertigung umstrukturie­
ren, wie z.B. die Einführung der "just-in-time-Produktion" (ebd.: 31ff). Konsensorientierte Me­
thoden zur Umgestaltung der Arbeitsorganisation, die häufig zur Rechtfertigung korporatistischer 
Pakte herangezogen werden, haben hingegen eine geringe Bedeutung. Nur von 30% der Unter­
nehmen wurde eine weitergehende Qualifizierung der Arbeitskräfte betrieben. Gruppenarbeit 
wurde von 14%, Aufgabenintegration von 8% und Partizipation von lediglich 6% der Unter­
nehmen eingeführt (ebd.: 42 ff). Von einem radikalen, die gesamte Wirtschaft betreffenden Um­
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bruch in der Produktionsorganisation hin zur postfordistischen Fabrik kann also keine Rede sein. 
"Die neuen Produktionskonzepte sind längst nicht in dem Umfang implementiert worden, wie 
man nach der Vehemenz der Propaganda hätte vermuten können" (Strutynski 1999: 29). 
Zweitens wird in den "neuen sozialen Pakten" die Fragmentierung der Arbeiterschaft weiter 
vorangetrieben. In den letzten Jahren hat das Normalarbeitsverhältnis zugunsten "atypischer Be­
schäftigungsverhältnisse" an Bedeutung verloren. Zu diesen zählen so unterschiedliche Formen 
der Lohnarbeit wie Teilzeit- und Leiharbeit, geringfügige Beschäftigung und Scheinselbständig­
keit. Diese Ausdifferenzierung läßt sich vor allem auf die Einführung konkurrierender Methoden 
der Arbeitsorganisation zurückführen. Der Versuch, die Produktivitätskrise der fordistisch­
tayloristischen Formation zu überwinden, führt nicht zur Herausbildung eines dominanten post­
fordistischen Paradigmas. Statt dessen kommen differierende Konzepte der Arbeits- und Produk­
tionsorganisation zur Anwendung: 
• 	 Neotaylorismus: Durch Automatisierung wird die direkte Kontrolle durch das Manage­
ment noch verstärkt und die Arbeitsintensität erhöht. Gleichzeitig werden Kompensati­
onsmittel wie höhere Löhne und sozialer Schutz abgebaut. Insbesondere in der Automo­
bilindustrie ist die Renaissance tayloristischer Fließbandarbeit zu beobachten (Vgl. 
KemJ Schumann 1996: 715ff). 
• 	 Kalmarismus67 : Qualifizierung der Arbeitskraft, Gruppenarbeit und Eigenverantwortung 
für das herzustellende Produkt charakterisieren diese anspruchsvolle Art der Arbeitsor­
ganisation, die jedoch meistens nur den industriellen Kernbelegschaften zu gute kommt. 
Im Gegensatz zum Neotaylorismus ist die interne Flexibilität relativ hoch. 
• 	 Toyotismus/ lean production: Hierbei werden einerseits die Arbeitskräfte qualifiziert und 
Qualitätszirkel geschaffen, in denen die Belegschaft Verbesserungsvorschläge einbrin­
gen kann. Mit Hilfe eines "Human ressource managements" soll der Faktor "Humanka­
pital' , besser verwertet werden können. Andererseits vergrößert sich die Arbeitsbela­
stung durch einen innerbetrieblichen Wettbewerb (z. B. Bildung von profit-centern), ei­
ne strikte Kundenorientierung und das Prinzip der just-in-time Produktion. Im Gegensatz 
zu den neotayloristischen Formen direkter Kontrolle geht es hier also um eine indirekte 
Steuerung der Belegschaften (vgl. Pickshaus 2000: 3ff). So wird z.B. in den Branchen 
Informationstechnologie und Neue Medien die verbindliche Arbeitszeitkontrolle zugun­
sten einer "Vertrauens arbeitszeit" aufgehoben. Die innerbetrieblichen Konkurrenz- und 
Wettbewerbsmechanismen forcieren quasi automatisch "freiwillige Mehrarbeit", die von 
den Betroffenen häufig als Autonomiegewinn interpretiert wird. 
Letztlich zementiert sich infolge dieser divergierenden Konzepte "in Gestalt neotayloristi­
scher und nach-fordistischer Regulationen eine Spaltung der Gesellschaft, die als doppelte Spal­
tung der Klasse abhängig Beschäftigter beschrieben werden kann" (Röttger 1997: 176). Die 
67 	 Der Begriff geht zurück auf die Ortschaft Kalmar! Schweden, wo in den siebziger Jahren in einem Volvo-Werk 
unter dem Schlagwort der ,,Humanisierung der Arbeit" die genannten Methoden eingeführt wurden. 
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Segmentierung der Arbeiterschaft erfolgt einerseits innerhalb des Betriebes, indenl sich um die 
qualifizierte und abgesicherte Kernbelegschaft periphere Arbeiter unterschiedlicher Ordnung 
gruppieren. Die Formen der Peripherisierung reichen dabei von Vollzeitbeschäftigten, die nicht 
die selben qualifizierten Funktionen wie die dem Kern angehörenden "Systemregulierer" (Schu­
mann 1994: 31) wahrnehmen, über mit befristeten Teilzeitverträgen ausgestatteten Arbeitneh­
mern bis hin zu Leiharbeitern die zwar im Betrieb arbeiten, rechtlich aber nicht Teil des Betriebes 
sind. Andererseits prägen sich aber auch die Hierarchien und Fragmentierungslinien zwischen 
den Betrieben stärker aus, da die Formen der prekären Beschäftigung nicht nur insgesamt zu­
nehmen, sondern innerhalb der Produktionskette auch aus den Kernbetrieben in die Zuliefer- und 
Vertriebsunternehmen ausgelagert werden. 
Diese Segmentierung hat die Bedingungen für gewerkschaftliche Interessenvertretung er­
schwert. Die Gewerkschaften vertreten primär die schrumpfende Gruppe der Kernbelegschaften. 
Die neuen sozialen Pakte liefern keine Möglichkeit, das Problem des sinkenden gewerkschaftli­
chen Einflusses zu lösen. Inl Gegenteil: Der Wettbewerbskorporatismus baut auf einen betriebli­
chen Mikrokorporatismus auf (vgl. Schauer 1999: 35), über den vor dem Hintergrund einer zu­
nehmenden Konkurrenz und Angst um den Arbeitsplatz "Vertrauenspakte" zwischen der Kern­
belegschaft und dem Management geschlossen werden. Ziel ist es, die ideologische Bindung re­
levanter Teile der Belegschaft an den Betrieb zu sichern. Das Problem der Fragmentierung spielt 
dabei kaum eine Rolle, denn letztlich konzentrieren sich die Pakte auf die exportorientierten 
High-Tech-Industrien und deren Kernbelegschaften (Bielingl Deppe 1999; Schulten 1998). Hier 
geht es darum, durch die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit die Anteile an der Weltmarkt­
produktion zu halten bzw. auszubauen. Die marktnahe Zurichtung der Individuen auf die Bedürf­
nisse der Wirtschaft und die Etablierung eines staatlich subventionierten Niedriglohnsektors sol­
len lediglich die soziale Inklusion derjenigen sichern, die von nachgeordneter Bedeutung in der 
Standortkonkurrenz sind. Für die Gewerkschaften erwächst daraus die Schwierigkeit, daß sie die 
Mehrheit der abhängig Beschäftigten mit ihrer Politik nicht mehr erreichen. wenn sie sich in die 
Arrangements einbinden lassen. 
Drittens steht am Beginn der "neuen sozialen Pakte" die Institutionalisierung eines "Eliten­
kartells" (Zeuner), dem die Aufgabe zukommt, einen nationalen Konsens hinsichtlich der Metho­
den zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit zu formulieren. Die beträchtliche Gestaltungsmacht 
der neuen korporatistischen Pakte erklärt sich dabei primär aus dem Bedeutungsverlust liberal­
demokratischer Institutionen, d.h. der Parteien und Parlamente. 
Die neue korporatistische Institution wird von Zwängen zur Legitimation gegenüber dem 
Volkswillen befreit und qua Autorität der ,Wissenschaft' und der ,Praxis' zu verbindlichen 
Entscheidungen ermächtigt (Zeuner zit. n. Schauer 1999: 36). 
Die Kompetenzen der Regierung werden aufgewertet, um notfalls Druck auf einzelne Akteu­
re auszuüben, die von den definierten Zielen abweichen. Deshalb benötigen die neuen soziale 
Pakte auf nationaler Ebene nicht nur einen moderierenden, sondern auch einen starken, durchset­
zungsfähigen Staat (vgl. Urban 2000: 35ff). Die Renaissance des Korporatismus stellt somit ein 
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weiteres Element dar, über das die Entwicklung zum "autoritären Etatismus" und "nationalen 
Wettbewerbs staat" (Hirsch 1995) vorangetrieben wird. Beispielhaft ist hierfür die Festlegung von 
Lohnleitlinien, durch die die Tarifautonomie systematisch untergraben wird. An die Stelle der 
Auseinandersetzungen zwischen den Tarifparteien um Lohnerhöhungen tritt die Bindung an 
Empfehlungen, die von "Experten" der neuen institutionalisierten Wettbewerbspakte formuliert 
werden und die sich vorrangig am "Wohle des Standortes" orientieren (Schauer 1999). 
Die Etablierung "neuer sozialer Pakte" basiert zwar auf einer Revitalisierung tripartistischer 
Verhandlungsformen; diese haben jedoch mit den (neo-) korporatistischen Arrangements des 
keynesianischen Wohlfahrts&taates kaum noch etwas gemeinsam. Während es im "sozialen Kor­
poratismus" darum ging, die Arbeiterbewegung durch den Ausbau wohlfahrtsstaatlicher Leistun­
gen und durch Lohnzuwächse politisch einzubinden, stellt der Wettbewerbskorporatismus eine 
Konzertierung im Dienste der nationalen Wettbewerbsfähigkeit dar. Innerhalb des zunehmend 
restriktiven Kontextes eines verschärften Wettbewerbs soll die kooperative Neustrukturierung der 
industriellen Beziehungen die angebotspolitische Modernisierung beschleunigen, durch die Er­
höhung des Produktivitätswachstums zugleich aber auch die soziale Kohäsion sichern. Weiterrei­
chende Forderungen, z.B. eine Korrektur der sozialen Polarisierung oder die Wiederherstellung 
der Vollbeschäftigung, werden freilich nicht aufgegriffen, da umverteilungspolitische und solida­
rische Maßnahmen dem Ziel einer verbesserten nationalen Wettbewerbsfähigkeit vermeintlich 
entgegen stehen. 
Letztlich führt die Wirkungsmacht neoliberaler Deutungsmuster zu einem ruinösen "race to 
the bottom", wenn nämlich das "concession bargaining" in eine kurzfristige Kostensenkungs­
strategie einmündet, die die nationalen Regulationsformen "auf Kosten der Nachbarn" zu sichern 
sucht. Eine drohende Abwärtsspirale zu Lasten der Bevölkerungsmehrheit in den europäischen 
Staaten wird durch die "neuen sozialen Pakte" keineswegs verhindert. Durch die Festschreibung 
einer moderaten Lohnentwicklungen ist in ihnen die Tendenz zu einem Unterbietungswettlauf 
sogar implizit angelegt. Zudem sorgt die Einführung der gemeinsamen Währung dafür, daß keine 
Wechselkursanpassungen mehr möglich sind und die Anpassungslast auf die Tarifparteien über­
tragen wird. Die Wahrscheinlichkeit einer Abwärtsspirale nimmt also zu. Mit einer "Europäisie­
rung" der Tarifauseinandersetzungen könnte man einer solchen Entwicklung entgegenwirken. 
Unterschiedliche Optionen stehen dabei zur Diskussion. Im folgenden Teil wird die Konzeption 
des "Koordinierungsansatzes" vorgestellt, die in der sog. "Erklärung von Doorn" bereits prakti­
sche Relevanz erlangt hat. 
5. Perspektiven europäischer Re-Regulierung 
Die Debatte um die Perspektiven einer europäischen Re-Regulierung der industriellen Be­
ziehungen ist maßgeblich geprägt von den Auseinandersetzungen zwischen den "Euro­
Pessimisten" und den "Euro-Optimisten". Die Euro-Optimisten sehen sich durch die Verabschie­
dung der "Euro-Betriebsräte"-Richtlinie ebenso wie durch die Wiederaufnahme des "Sozialen 
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Dialogs" bestätigt, während die Euro-Pessimisten zurecht darauf hinweisen, daß diese Regelun­
gen nur Mindeststandards darstellen und der "harte Kern" der industriellen Beziehungen - die 
Tarifauseinandersetzungen - auf europäischer Ebene keine Rolle spielen. Allerdings stellen die 
verschiedenen Positionen jeweils unterschiedliche Dimensionen der Arbeitsbeziehungen (multi­
sektorall sektorall betrieblich) auf europäischer Ebene in den Mittelpunkt: Während die Euro­
Optimisten mit den Hinweisen auf die "Euro-Betriebsräte"-Richtlinie sowie das Wiedererstarken 
des "sozialen Dialogs" die betriebliche bzw. multisektorale Dimension auf europäischer Ebene 
ansprechen, beziehen sich die Euro-Pessimisten vorrangig auf die sektorale Dimension, die auf 
europäischer Ebene am schwächsten entwickelt ist. Aus diesen unterschiedlichen Fokussierungen 
resultieren nicht nur divergierende Einschätzungen über den Stand und die Entwicklung der Ar­
beitsbeziehungen auf supranationaler Ebene, sondern auch konträre Bewertungen der Möglich­
keiten und Aussichten einer "Europäisierung der Arbeitsbeziehungen" . 
5.1. 	 Der "Koordinierungsansatz" des Europäischen Metallgewerk­
schaftsbundes (EMB) 
In Analogie zu neueren integrationstheoretischen Ansätzen, die den europäischen Integrati­
onsprozeß als Entwicklung eines Mehr-Ebenen-Systems begreifen, in dem unterschiedliche hori­
zontale und vertikale Ebenen miteinander interagieren, wird ein Perspektivenwechsel vollzogen, 
der die Frage nach der Zukunft der industriellen Beziehungen, insbesondere aber nach den zu­
künftigen Tarifverhandlungsformen, grundsätzlich anders stellt. Da die tarifpolitische Regime­
konkurrenz bereits heute schon einen erheblichen Einfluß auf die nationalen Tarifverhandlungen 
ausübt, besteht die strategische Herausforderung darin, einen politischen Ansatz für eine Europäi­
sierung der Tarifpolitik zu entwickeln, "ohne dabei von vornherein auf ein supranationales Tarif­
vertragssysten1 bauen zu können" (Schulten 1999: 204). In diesem Sinne wird von Teilen der 
Gewerkschaften eine Strategie diskutiert und z.T. bereits verfolgt, die als "Koordinierungsansatz" 
bezeichnet wird. 
Der bisher umfangreichsten Absprachen wurden vom Europäischen Metallgewerkschafts­
bund fixiert. Mit der "Erklärung von Doorn" vom (4./5. September 1998) zwischen den "Ge­
werkschaftsbünden" der BeNeLux-Länder und Deutschlands haben sie erstmals praktische Be­
deutung erlangt. Hierbei geht es nicht um den Aufbau supranationaler Tarifverhandlungssysteme, 
sondern um die sektorale Koordinierung der nationalen tarifpolitischen Ziele auf europäischer 
Ebene, die jedoch auch weiterhin innerhalb der nationalstaatlichen Tarifvertragsbeziehungen ver­
folgt und ausgehandelt werden. Supranationale Institutionen sind hierzu nicht unbedingt notwen­
dig. Im Gegensatz zur Etablierung supranationaler Tarifvertragssysteme, bietet dieser Ansatz den 
entscheidenden Vorteil, daß eine Koordinierung zwischen der Gewerkschaften auf supranationa­
ler Ebene nicht eines Pendants auf Arbeitgeberseite bedarf, so daß "die Abhängigkeit von einer 
fehlenden europäischen Tarifvertragspartei auf Arbeitgeberseite" (Schulten 1999: 205) aufgelöst 
wird. 
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Da die nationalen Tarifvertragssysteme und eine europäische Koordinierung der Tarifziele 
sich zueinander nicht substitutiv, sondern komplementär verhalten, konunt es außerdem zu einer 
wechselseitigen Stabilisierung. Ein wesentlicher euro-pessimistischer Einwand bezieht sich auf 
die Schwierigkeit, jenseits der weniger konfliktträchtigen Themen (wie z.B. Elternurlaub und 
Weiterbildung, die in den europäischen Sozialdialogen ausgehandelt wurden), supranationale 
Regelungen auch bei den sogenannten "harten Themen" wie Löhnen und Arbeitszeiten zu erzie­
len. Eine entscheidende Stärke des "Koordinierungsansatzes" besteht nun darin, die Verhandlun­
gen über diese "harten Themen" der Regimekonkurrenz zu entziehen und zugleich das Bewußt­
sein für die europäische Dimension gewerkschaftlicher Gegenmacht zu schärfen. Dieser Ansatz 
bezieht sich dabei nicht nur auf eine sektorale Koordination auf europäischer Ebene. Er enthält 
auch einen Modus, um die Volumina nationaler Tarifforderungen festzulegen, ohne die unter­
schiedlichen Leistungsniveaus und Produktivitätsentwicklungen außer Acht zu lassen. Die 
"Faustformel" bezieht sich auf eine paritätische Partizipation der Arbeitnehmer am Produktivi­
tätswachstum plus den Ausgleich der Inflationsrate. Obwohl diese Orientierung auf den sog. ko­
stenneutralen Verteilungsspielraum keine Umkehrung der negativen Umverteilung der letzten 
zwei Dekaden bedeutet, wäre ihre tarifpolitische Umsetzung dennoch ein relativer Erfolg: Erstens 
würde damit eine "beggar-my-neighbour"-Strategie verhindert, die durch eine wettbewerbsorien­
tierte Tarifpolitik die nationale Konkurrenzposition auf Kosten der anderen Mitgliedstaaten zu 
verbessern versucht. Die Gefahr einer Abwärtsspirale könnte somit zumindest verkleinert wer­
den. Zweitens wäre es angesichts der Tatsache, daß es den Gewerkschaften seit Jahren nicht mehr 
gelingt, den kostenneutralen Verteilungsspielraum auszuschöpfen, durchaus ein relativer Erfolg, 
wenn dieses Ziel wieder erreicht würde. 
Schulten betont, daß dieses Konzept als (umverteilungspolitsche) Strategie betrachtet werden 
müsse, die ein Mindestvolumen definiert, aber "nach oben" durchaus offen bleibt. Der Einwand, 
eine produktivitätsorientierte Tarifpolitik laufe auf einen technokratischen Verhandlungsmodus 
hinaus, bei dem es weniger um politische Auseinandersetzungen als vielmehr um das Feilschen 
über statistische Meßgrößen ginge, erscheint daher wenig plausibel. Entscheidend ist der Effekt, 
daß sich die Gewerkschaften von der Wettbewerbslogik der Standortkonkurrenz distanzierten, 
um "statt dessen eigene politische und ökonomische Kriterien für eine nicht­
wettbewerbsorientierte, solidarische Tarifpolitik in Europa zu formulieren" (Schulten 1999: 205). 
5.2. "Koordinierung" und "neue soziale Pakte" 
Die Prämissen der "neuen sozialen Pakte" stehen einer "Koordinierung" zwischen den sekto­
ralen Gewerkschaftsorganisationen diametral entgegen.68 Der Wettbewerbskorporatismus basiert 
in erster Linie darauf, daß sich die Gewerkschaften auf eine moderate Lohnpolitik einlassen, die 
68 	 Wie sehr die neuen sozialen Pakte einer solidarischen Lohnpolitik widersprechen wird dadurch deutlich, daß die 
IG Metall in der Tarifrunde 2000 Lohnabschlüsse akzeptiert hat, die sich an dem Abschluß in der Chemieindu­
strie orientierten. Die Erklärung von Doorn wurde dabei eindeutig unterlaufen. Die Vorgabe einer solchen mode­
raten Lohnpolitik kam direkt aus dem Bündnis für Arbeit. 
171 
172 Martin Beckmann / Alvaro Berriel Dfaz 
ihrerseits dann Zugeständnisse von Seiten der Unternehmens vertreter ermöglicht. Wenn das ge­
forderte Tarifabschlußvolumen zwischen den Gewerkschaftsverbänden auf europäischer Ebene 
definiert wird und prinzipiell auf die volle Ausschöpfung des kostenneutralen Verteilungsspiel­
raum abzielt, machen "neue soziale Pakte" aus Sicht des Kapitals so gut wie keinen Sinn mehr. 
Andererseits ist es durchaus möglich, daß gerade durch eine funktionierende Koordination zwi­
schen den Gewerkschaften die Attraktivität "neuer sozialer Pakte" zunimmt: Wenn die Gewerk­
schaften eines Landes aus dem europäisch verabredeten Tarifvolumen ausbrechen und niedrigen 
Lohnabschlüssen zustimmen, dann sind die damit verbundenen Wettbewerbsvorteile und kurzfri­
stigen positiven Arbeitsmarkteffekte besonders groß.69 
Doch selbst wenn eine europäische Koordinierung zwischen den Gewerkschaften auf der 
sektoralen Ebene vorangetrieben würde, laufen sie immer wieder Gefahr, durch das Ausscheren 
einzelner Gewerkschaften unterwandert zu werden. Das gesamte System bleibt daher permanent 
gefährdet. Doch tatsächlich beginnen die Schwierigkeiten bereits, bevor das System etabliert ist. 
Die nationalen Sozialpakte erschweren eine transnationale Kooperation schon im Vorfeld, und 
das "concession bargaining" der Gewerkschaften behindert alle Versuche, der transnationalen 
Organisation oder auch nur Koordination. Die offensiv propagierte Ideologie einer wettbewerbs­
orientierten Standortlogik, die nicht zuletzt auf der Annahme beruht, daß eine europäische Re­
Regulierung oder gar Supranationalisierung der Arbeitsbeziehungen unmöglich ist, könnte sich 
somit möglicherweise als "self-fulfilling-prophecy" reproduzieren. 
5.3. Wettbewerbskorporatismus und "Makro-Dialog" 
Die "neuen sozialen Pakte" gefährden nun aber nicht nur eine solidarische tarifpolitische 
Koordination, sondern auch den iJbergang in eine neue gesamtwirtschaftliche Wachstumskon­
stellation. Hiervon hängt maßgeblich ab, ob eine positive Beschäftigungsentwicklung und der 
Abbau der Arbeitslosigkeit realisiert werden können. Solange die EZB primär auf die Wahrung 
einer eng definierten monetären Stabilität abzielt, und die streng gefaßten Maastrichtkriterien die 
Regierungen zu einer restriktiven Haushaltspolitik verpflichten, sind geld- und fiskalpolitische 
Impulse zur Stimulierung des Wirtschaftswachstums und der Beschäftigungsentwicklung nicht 
zu erwarten. Die restriktive Fiskal- und Geldpolitik, die dem Primat der Preisstabilität geschuldet 
ist, stellt eine entscheidende Ursache der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit in Europa dar. Die 
beschäftigungspolitischen Effekte makroökonomischer Richtungsentscheidungen werden von 
den Anhängern wettbewerbskorporatistischer Pakte systematisch ausgeblendet und folglich nicht 
in Frage gestellt. Die neoliberale Konfiguration des europäischen Integrationspfades, der die Pro­
zesse der kompetitiven Deregulierungs- und Austeritätspolitik induziert, wird somit als ein fest­
stehendes Datum akzeptiert. Aus der nlikroökonomisch begrenzten Problenlwahmehmung der 
69 	 Es kann zu recht bezweifelt werden, daß moderate Lohnabschlüsse tatsächlich zu positiven Arbeitsmarkteffekten 
führen: Von niedrigen Lohnzuwächsen profitiert in erster Linie die Exportwirtschaft. Durch die Senkung der 
Kaufkraft und den Rückgang der Nachfrage auf dem Binnenmarkt könnte per Saldo aber langfristig ein Beschäf­
tigungsabbau eintreten. 
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Arbeitslosigkeit (Arbeitsmarktrigiditäten, hohe Residualeinkommen, "Mismatch" zwischen Qua­
lifizierung und Arbeitsnachfrage, hohe Lohnkosten) resultiert die Vorstellung, durch veränderte 
Marktstrukturen (Deregulierungen), verbesserte Angebotsbedingungen (Infrastruktur, Bildung, 
etc.) und geringere Arbeitskosten (Löhne, Sozialbeiträge, etc.) die Schieflage auf den Arbeits­
märkten ausbalancieren zu können. 
Dieser mikroökonomisch eingeengten Perspektive geraten die makroökonomischen Ursa­
chen der Massenarbeitslosigkeit offenbar vollkommen aus dem Blick. Im Umkehrschluß geht es 
darum, die geld-, fiskal- und lohnpolitischen Entscheidungen nicht einfach in ein dogmatisches 
Korsett monetaristischer Zielsetzungen zu pressen, sondern unter Berücksichtigung vOn beschäf­
tigungs- wie auch sozialpolitischen Kriterien wirklich aufeinander abzustimmen. Kritischere 
Stimmen sprechen daher von der Notwendigkeit, einen verbindlichen "Makro-Dialog" (Heini 
Heise 1999) zu etablieren, der "eine Kooperation der Politikträger und die Koordination der von 
ihnen eingesetzten Instrumente" ermöglicht. Ein erster Vorstoß in diese Richtung durch die fran­
zösische Regierung, die sich für eine europäische Wirtschaftsregierung aussprach, ist zwar ge­
scheitert. Auf dem Kölner EU-Gipfel ist jedoch ein Koordinationsverfahren beschlossen worden, 
"in dessen Rahmen sich die europäischen Tarifparteien (als Mitglieder des Sozialdialogs), die 
nationalen Regierungen und die Kommission (als Mitglieder des Ausschusses für Beschäftigung 
und Arbeitsmarkt) und die Europäische Zentralbank treffen" (Heini Heise 1999) und untereinan­
der verständigen. Zumindest perspektivisch könnte dieses Verfahren die Herausbildung kollekti­
ver Akteure auf der EU-Ebene begünstigen und einen übergreifenden supranationalen "Makro­
Dialog" anstoßen. Dessen Möglichkeiten bleiben jedoch solange eingeschränkt, wie das Design 
und die Funktionsweise der WWU in ihrer Substanz nicht verändert werden. 
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